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Vorrede. 


ch bin ſchon ſeit einigen Jahren in meinen 
Vorleſungen uͤber das Naturrecht dem 
Entwurfe gefolgt, deſſen weitere Ausführung 
ic) hiermit der Prüfung des gelehrten und dens 
kenden Publicums übergebe. Der größte Theil 
dieſes Lehrbuchs war ſchon ausgearbeiter, ehe 
bie Sehrbücher der Herren Abicht, Hofbauer 
und Seydenreich erfchienen oder in meine Haͤn⸗ 
de gefommen find. Ben näherer Bergleichung 
berfelben mit dem meinigen wird man fehen,- 
daß ic) in Anfehung der Grundfäße und des 
Plans mehr mit den beyden leßteren, als mit 
bem erfteren zufammen treffe. _ Während des 
Abdruds hatte ich noch Gelegenheit, ſowohl auf 
dieſe als auf mehrere neue und für das Naturs 
recht fehr wichtige Schriften Rückficht zu neh⸗ 
men, und befonders in den Moten einige Ges 
danfen berfelben zu prüfen. Im Staatsrechte 
find unter den neueften Verſuchen Schlözers 
Staatsgelahrtheit und Schmalzens natürs 
liches Staatsrecht vor allen wichtig; Bücher, 
welche auf wenig Seiten viel Philofophie ent 
halten. Beyde haben indeffen zugleich auf die 
te; a2 hiſto⸗ 
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hiſtoriſche Entſtehungsart der Staaten Ruͤck⸗ 
ſicht genommen, und unter hiſtoriſchen Voraus⸗ 
ſetzungen die Richtigkeit mehrerer Arten der Ver⸗ 
bindungen erwogen. Mir war es blos um die 
rechtliche Möglichkeit eines Staats überhaupt, 
um die rechtliche Sorm eines Staats zu thun. 
Durch) welche anfänglich grobe und mislungene, 
dann feinere und glüdlichere Verſuche man ſich 
nach und nad) diefer Form immer mehr gends 
hert, und welche Veranlaffungen die Völker 
bewogen babe, aus der einen Verbindung in 
die andere überzugehen, unter welchen Kaͤm⸗ 
pfen fie diefes gethan Haben u. f. fm. Diefes 
. alles find zwar fehwere, aber gewiß ſehr interefs 
fante und anziehende Unterfuchungen, feßen 
aber, wenn fie gehörig angeftelle und beurtheilt 
werden ſollen, außer der genaueſten Bekannt⸗ 
fchaft mit der alten und nenen Gefchichte, die 
Erkenntniß der Printipien bes Staatsrechts ſchon 
voraus. Diefe leßteren in ihrer größten Sims 
plicität und Reinigkeit darzuftellen, war meine 
Abficht. Doch ich will nicht von dem legten 
Theile meines Buchs zuerft reden, fondern mei, 
ne Vorrede dazu anwenden, daß ich meine ger 
lehrten Beurtheiler in der gehörigen Ordnung auf 
die Punkte aufmerkſam mache, worüber ich vore 
nehmlich ihre Gedanken zu vernehmen wünfche, 


Was zunächft den oberften Grundfaß des 
Rechts anbetrift; fo werden diejenigen, welche 
meine Gedanken: aus andern Schriften ur 

| Ze eicht 
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leicht vorher wiſſen, daß ich ein formales 
Rechtsprincip annehmen mußte. Dieſes wird 
ſich daher einer doppelten Prüfung unterwerfen 
muͤſſen, indem man r) die materislen Prineis 
pien gegen daffelbe in Schuß nehmen, und die 
Zulaͤßigkeit aller formaten Grundfäge im Nas 
currechte beftreiten, und 2) ben richtigen Auss 
druck des. meinigen bezweifeln fan. Das erftes 
re habe ich nur von den Gegnern der kritiſchen 
Philoſophie zu beforgen, und ich werde gewiß 
ihre Gegengründe mit Aufmerkſamkeit leſen. 
Nur muß ic alle Anhänger materialer Princhs 
pien erfuchen, baf fie vorher doch. wohl zufehen 
mögen, ob das ‚materiale Princip, welches fie 
gegen mi) in Schuß zu nehmen gedenken, auch 
wirllich die Materie zum Beftimmungsgrunde 
des Rechts habe, und ob ſie nicht erſt der Materie 
durch die Form (der Allgemeinheit) Allgemein⸗ 
guͤltigkeit verſchaffen; wobey denn, wiber-ihre 
eigne Meynung, die Form doch immer der 
letzte und hoͤchſte Beſtimmungsgrund des Rechts 
ſeyn wuͤrdez und wenn fie dann aufrichtig find; 
ſo werden ſie bekennen muͤſſen, daß es beſſer 
ſey, dieſe Form abgeſondert und rein vorzuftels 
len, als fie gleich urſpruͤnglich mit einer Mate⸗ 
rie zu verbinden, welche doch nie unbedingt unter 
die Form paßt, und neben welcher es allemal 
noch andere Materien giebt, welche nicht unter 
den Begriff der Hauptmaterie, aber dennoch 
ebenfalls unter die Form paſſen; wobey ihr 
Prineip allemal nur mit dem größten Zwange 
Se anges 
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angewandt werden kann. Indeſſen muß bey 
jeder philoſophiſchen Unterſuchung Freyheit 
bereichen wir wollen ung wechſelſeitig ohne 
‚teidenfchaft fo lange erklären und werftändigen, 
bis wir am Ende wo möglich zufammen kommen. 
Da ic) das formale Princip zugleich in feiner Ans 
wendung aufalle wichtigen menfchlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe vorgeftelle habe; fo. wird mwenigftens der 
ungereimte und unverfiändige Einwurf niche 
mehr gehört werben, als ob ein reines Recht 
nur für übermenfchliche WBefen fey. Wo irgend 
etwas Recht if, da muß auch ein reines Recht 
feyn, denn ohne diefes iſt fein angewandtes 
möglich... Das zweyte nemlich 


Die Eritif meiner für den Ausdruck des fors 
malen Rechtsprincips gewählten Formel, muß 
id) von.allen philofophifchen Partheyen erwar⸗ 
ten. Und die Eritifer werden fich fehr verdiene 
um die Rechtslehre, und infonderheit auch um 
mein Buch machen, wenn fie diefe Formel ims 
‚mer mehr zu verbeffern.fuchen. Mir fcheinen 
die von mir gewählten Ausdruͤcke vor Misdeus 
tungen, wenn man nicht abfichtlich dergleichen 
erfünftele, ſicher zu ſeyn. Ich bin mir aber _ 
wohl bewußt, wie leicht man. fich hierin irren 
Tann. Zweifelsohne ift es beffer, das Princip 
des Maturrechts durch eine Rechtsformel als 
durch ein Pflichtgebot (mie letzteres fehr haͤu⸗ 
fig gefchehen ift) auszudrucken, ob ich gleich 


geſtehe, daß, wenn das leßtere gegeben ift, die 
erſtere 
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erſtere leicht daraus gefunden werben kann. Vor⸗ 
züglich hat man ſich in Acht zunehmen, daß man 
nicht einen blos analyrifchen Sag für ein ſyn⸗ 
tberifches. Rechtsprincip ausgiebt; ein Fehler, 
in welchen ſehr viele Lehrer des N. R. gefallen 
ſind, und auf welchen ich daher im Lehrbuche 
ſelbſt beſonders aufmerkſam gemacht habe 
(1. %h. 1. u. 3. Abſchn.), weil, wenn man die⸗ 
fes Verſehen begehet, ſich Das ganze Natur⸗ 
recht im Cirkel drehet, und das zu erweiſende 
allenthalben vorausgefeßt. wird. Gegen des 
Herrn Prof, Schmalz Sormel habe ich bey 
. 85. einige Erinnerungen gemacht. Herr Prof. 
Zofbauer hat zwar ein Rechtsprincip ausges 
bruͤckt, aber .es fcheint In dee Anwendung eben 
die Misdeutungen zujulaffen, welchen das 
Shmalzifche ausgeſetzt iſt. Er hat es nem⸗ 
fich alſo gegeben: „Du haft ein Hecht auf et⸗ 
„was, wenn du ohne daffelbe auf irgend eine 
Weiſe von einem andern als ein willführliches 
„Mittek feiner Zwecke behandelt werden dürfe 
teſt.“ Hier erſchwert num a) die inbirefte und 
negative Art fich auszudrücken ſchon die Faßlich⸗ 
feit des Sinnes, und dann giebt es b) viele 
Handlungen , wodurch einer den anderen 'gat 
nicht .als bloßes willführliches Mirtel für fich und 
feine Zwecke, fondern in der That als abfoluten 
Zweck behandelt, und wozu er dennoch fein 
echt hat: Die Mißionarien haben oft die Un⸗ 
hriften mit Gewalhzhe chriftlichen Religion ges 
zroungen, wobey ſie in dev That gar nicht Ipten 
or⸗ 
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Vortheil oder irgend einen Zweck für ſich, ſon⸗ 
dern blos das Wohl und die moraliſche Wolls 
kommenheit diefer vermeintlich Ungluͤcklichen 
um Zweck harten, und dennoch hatten fie Rein 
Dec, andere zu einer guten Religion zu zwins 
gen. Even ſo wenig haben Völker ein Reche, 
rohen Nationen eine beffere Verfaſſung aufzus 
dringen, oder jie wider ihren Willen einer mils 
deren Herrfchaft zu unterwerfen, wenn fie dies 
fes gleid) aug lauter Menfchenliebe, um nur ih⸗ 
re Nebenmenſchen gluͤcklich zu machen, thun 
wollten. Nach jenem Princip koͤnnten aber 
die Menſchen nicht das äußere Recht haben, 
nach ihrer Weiſe gluͤcklich oder aberglaͤubiſch zu 
feon. Denn wenn fie auch ein anderer zum Ges 
gentheile zwänge, würden fie dach Dadurch niche 
als willtuͤhrliche Mittel für ihn behandelt, weil 
Diefer ihre eigne Vollkommenheit beabſichtigen 
koͤnnte, alſo ſie wirklich um ihrer felbft , nicht 
um ſeinetwillen zwaͤnge. Unftceitig aber will 
Kerr Prof Hofbauer diefes nicht, ſondern 
feine Formel fol das nur indirekte andeuten, 
was ich$. 82. direkte auszubriuten bemühet ges 
weſen bin. Große Vorzüge bat aber doch fos 
wohl die Schmafzifche als Hofbauerifche For⸗ 
mel vor derjenigen, welche Herr Reinhold ge⸗ 
waͤhlt hat, der das oberſte Princip des Natur⸗ 
rechts in feinen beliebten Briefen ber Die Kans 
&ifhe Phiofoppie (2. Th,,S, 207.) alfo aus— 
drüdt: „Du darfit Denje.ägen, der dich zur 
„bloßen Befriedigung feines eigennügigen a 
j j „de 
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„bes zwingt, durch Zwang abhalten.“ Diefe 
Formel ift, als hoͤchſtes Rechtsprincip gedacht, 
außerordentlich fehlerhaft, indem jeder Menfch 
2) weit mehr, und 2) weit weniger darf. Er 
darf 1) weit mehr, weil ein Recht da ift, viele 
u zwingen, die uns gar nicht zur bloßen Bes 
Kaas ihres eigennußigen Triebes zwingen. 
So hat ein Reicher das Recht, feinen armen un» 
gluͤcklichen Schuldner auszupfänden, ein Here 
hat das Recht, feinen Bedienten zu zwingen, 
daß er feine Grilten ausführe u. ſ. w., ob eg 
gleich. weber der arme Schuldner noch dem gus 
ten Bedienten einfällt, diejenigen, denen fie 
verpflichtet find, zur Befriedigung ihrer eigens 
nügigen Triebe zu zwingen. Der Menfch darf 
2) weit weniger, indem er vielen, die ihn blos 
zue Befriedigung ihres eigennüßigen Triebes 
zwingen dürfen , gar: keine Gewalt entgegen zu 
fegen befugt ift. Der Fuͤrſt hat das Recht, feis 
nen Kod) zu zwingen, daß er ihm gute Pafteten 
bade, feinen Kammerherrn, daß er in Galla er⸗ 
ſcheine, und überhaupt jeder hat das Recht, andes 
ge, mit denen.er blos zur Befriedigung feiner eis 
gennüßigen Triebe Contrakte gefchloffen hat, zu 
zwingen. daß fie Diefeiben Halten, und diefe dürfen 
ihn nicht mit Zwang davon abhalten. Weit 
beffer fcheint es Herr Prof. Heydenreich in feis 
nem ſehr ſchaͤtzbaren Syftem des YTaturrechts 
getroffen zu haben, wenn er es fo.ausdrüdt: 
„Jeder darfı (hat ein Recht) aller Behandlung 
„feiner felbit als bloßen Mittels für den belichis 


„gen 
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„gen Zweck eines andern Gewalt entgegen ſe⸗ 

„tzen.“ Denn der Zuſatz beliebig zeigt hin⸗ 

reichend an, daß diejenigen Fälle ausgenoms 

men find, wo ſemand ſelbſt dem andern (Durch. 

einen Vertrag) das Recht gegeben bat, ihn als 
Mittel zu feirien Zwecken zu gebrauchen, 


Die Eintheitung meines angewandten 
Theils, in die Rechtslehre im Naturftande uns 
in willführkichen Ständen oder in den Ständen 
der Freyheit, gründet ſich auf einen Begriff des. 
Naturſtandes, der, nad) meiner Einficht,, in, 
moräfifher und rechtlicher Ruͤckſicht, allein gefs 
gen kann. Oft geht bie Richtigkeit des Auss 
drucks der Richtigkeit der Begriffe vorher. So 
fange man den Unterſchied zwiſchen Natur und. 
Freyheit nicht gehoͤrig gefaßt hat, muß der 
Begriff eines Naturſtandes im Gegenſatze eines 
Standes der Freyheit nothwendig dunkel bleis 
ben, und wenn man Beltimmüngen der Des 
griffe ohne gehörige Principien vor fich zu has 
ben verfucht; fo ift es fein Wunder, wenn fie 
'mislingen und ſchwankend bfeiden, und eben 
daher die Unterfuchungen verrücen und irre 
führen. Daß diefes mit dem Begriffe des Na, 
turftandes bisher der Fall geweſen fen, brauche 
id) Kennern nicht in Erinnerung: zu bringen. 
Here Prof. Heydenreich bar diefe Verirrun⸗ 
gen vortreflich gezeigt... Ob die Beſtimmung, 
‚welche er mit dem würdigen Heren Prof. Hufe⸗ 


land julegt erwaͤhlt, beftunmser und fruchtbas 
ver 
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rer fen, wage ich nicht zu entfcheiden.. Ich wuͤn⸗ 
fhe, Daß beybe Gelehrre meine Gedanken hiers 
über ihrer unpartheyifchen Prüfung unterer, 
fen mögen. WBielleicht kann ich mir diefes vom 
Herrn Hufeland zunächft verfprechen, da et 
eben mit der Ausarbeitung der neuen Ausgabe 
feines Naturrechts befchäftiger if. Mur dies 
eine erinnere ich, daß ich nicht einfehe, marunt 
der auferbürgerlihe Zuftand eben ein Natur⸗ 
fand heißen foll, und daß mir diefe Beftims 
mung des Degrifs völlig willführlich vorfömme, 
und felbft die Sprache zu verwirren ſcheint. 
Denn offenbar konnen die Menfchen ſchon vor 
oder außer dem Staate in viele willführliche 
Verbindungen oder Stände treten. 


Die Lehre von dem Eigenthume babe ih 
auf die einfachften Grundfäße zurück zu bringen 
geſucht, und daher alles, was Nichtperſon 
ift, (folglich felbft die Naturkräfte ver Perfos 
nen) als gleichartig behandelt. Nur in der Art 
der Verknüpfung mit den Perfonen, nicht in 
den Sachen felbft, fcheint mir ein Unterfchieb 
für das Mecht auf diefelben zu liegen, ob ich 
gleicy in anderer Ruͤckſicht mir die gewöhnlichen 
Unterfcheidungen gern gefallen lafle. Dem Bors 
urtheile einer urfprünglichen Gemeinſchaft 
der äußeren Dinge habe ich mit aller Kraft ents 
gegen gearbeitet. __&o lange diefes fteht , ift 
fein Eigenthumsrecht erweislich, felbft im Staate 
nicht. ft aber disfes erft überwunden; fo 

müffen 
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möffen auch die Gründe für das Eigenthum au⸗ 
fer und vor dem Staate leicht Eingang finden. 
Daß das Eigenthumsrecht aufpöre, fobald der 
Eigenthümer nicht mehr als Perfon in der Welt 
exiſtirt, iſt für ſich evident; und da ich feine 
andere rechtliche Art kenne, wie das Recht des 
einen urſpruͤnglich ein Recht des andern werden 
koͤnne, als den Vertrag, oder, wenn der Eis 
genthuͤmer aufhoͤrt zu ſehn, die Occupation; 
fo koͤnnen die Teſtamente von Natur. keine Gitlr 
tigkeit haben, und die Grunde des Herrn Prof. 
Heydenreich haben mich nicht eines andern 
“Überzeugen koͤnnen. Daß ich den gehaͤßigen 
Nachdruck in Schutz genommen, wird man 
nicht übel deuten. Das natürliche Recht fehränfe 
das Eigenthum nur durch des andern Eigens 
thum und anderer Nechte ein; das-Bofitive Recht 
kann dag Eigenthum des einen oft durch Den 
allgemeinen Nußen einfchränken. - Den Nachs 
druck alfo durch ‚pofitive Geſetze zu verbieten, 
kann recht und vortreflich feynzaber das Natur 
recht verbietet ihn nicht, weil es nichts verbieten 
kann, als was den Rechten eines andern wir 
berfpricht; der Nachdruck aber. an und für fich 
«in abftracto) dem Eigenthumsrechte des Aus 
tors oder Berlegers gar nicht widerſpricht, ja 
ſelbſt in concreto und fo wie die Sache jetzt liegt, 
ſich eine Menge Faͤlle denken laſſen und wirklich 
exiſtiren, wo es weder die Klugheit anrathet, 
noch die Gerechtigkeit verlangt, den Nachdruck 
zu ſtoͤren. Wenn Herr Graͤff in en " 
us 
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füchungen hierüber bedacht hätte, daß nicht der 
eigne Nutzen, ja nicht einmal die Gemeins 
nuͤtzigkeit das oberſte Rechtsmerkmal ift; fo 
wuͤrde er, weniger hart über fo wuͤrdige Mäns 
ner, als Herr Reimarus, Herr Araufe (wel⸗ 
cher auch der Ungerrannte der früheren Aufläße 
für ven Nachdruck im deutſchen Muſeo ift) und 
andere find, geurtheilt haben, welche den Nach⸗ 
Druck voreiner Seite betrachten, und mit Gruͤn⸗ 
den verteidigen, die Herr Graͤff gar nicht ge: 
faßt zu haben fcheint. 


Sn der Theorie der Verträge habe ich die 
Forderungen des Herrn Schmalz zu erfüllen 
geſucht; nach ihm kann gar Fein Vertrag auf 
die Zukunft ftart finden, und alle Mittel, wos 
durch er fih im Verlaufe. feines reinen N. R. 
und im Staatsrechte zu helfen ſucht, fcheinen 
mir vergeblich zu feyn. Denn warum foll denn 
eine gefchehene Leiſtung mich verbinden, bie 
folgenden Handlungen, welche mit ihr in einent 
rechtlichen Zufammenhonge frehen, zu thun? 
Kanm ich nicht eben fo gut in Anfehung derfels 
Ben meinen Willen ändern? Allein es ift wohl 
zu merken, daß es bey Verträgen gar nicht dars 
auf anfommt, ob ich meine Neigungen oder den 
Willen, den Vertrag zu erfüllen, ändere oder 
nicht, fordern nur darauf, ob ich Das Vers 
mögen behalte, auch gegen meine Neigun⸗ 
en oder. finnlichen Willen das zu thun, 
wozu ich mich einmal verbindlich ar 
e. 
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babe. Und dieſes kann in allen ben Fällen, 
wo man bisher die Verbindlichkeit, den Vers 
trag zu halten, behauptet hat, gar nicht geleug. 
net werden. Herr Schmalz fann meines Ers 
achtens, vermöge feiner Theorie der Verträge, 


den wilden Folgerungen des VBerfaffers der Bey». 


‚ träge zur Berichtigung ıc. gar nicht entgehen. 


Das natürlihe Strafrecht, welches ich 
behaupte, wird viele Vorurtheile zu übermins 
den haben. Ich bitte aber Bie Prüfer, meine 
Gründe nicht zu überfehen, und eine größere 
Aufmerkfamkeit auf den Begriff der Strafe zu 
wenden, als bisher gefchehen ift. Sie werden 
Bann wenigftens finden, daß die Gründe, deren 
ich mich bedient habe, von den gewöhnlichen. 
gänzlich abweichen, und daß fie fich allein auf 
den Begriff der Gerechtigfeic ftugen. Viele 
Naturrechtslehrer, welche von formalen Prins 
eipien ganz richtig ausgingen, haben ihre Ans 
wendung auf die $ehre von den Zwangsmitteln 
ganz vergeflen, und hier auf einmal die Errei⸗ 
chung gewiffer nüszlicher Zwecke zum Maas⸗ 
ftabe des Rechts erfohren, da fie doch blos die 
Form zum legten Entfcheidungsprincip anzunehs 
men, fic) verbindlidy gemacht hatten. Nun ift 
aber offenbar, daß Zwangsmittel ohne allen 
materialen Zweck ſich fehr gut als allgemeine 
Gefege denken laffen, wie in den Formeln: es 
ber darf um der Beleidigung. willen gejmungen 
werden: oder die Beleidigung kann bie Urſache 

eines 
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eines ihr proportionirlichen Uebels ſeyn; wobey 
weder auf die Gemuͤthsart Des Deleidigten (ob 
er es aus Rache oder Menfchenliebe thue) noch 
auf die Folgen in dem Beleidiger (ob er dadurch 
gebeflert werden möge oder nicht) gefehen wird, 
fondern lediglich darauf, ob es fich als allgemeis 
nes Gefeß gedacht, widerſpreche, oder ob ein 
Syſtem von vernünftigen Weſen denkbar fen, 
in welchem das Narurgeſetz eingeführe wäre, 
baß jeder Beleidiger ein feiner Beleidigung ans 
gemeflenes Hebel von dem Beleidiger unvermeids 
lid) erwarten müßte. Iſt ein folches Meich 
rechtlicher Weiſe denkbar, und mer kann diefes 
leugnen? fo ift evident, daß dadurch Nieman⸗ 
des Rechte verlegt werden , wenn er für feine 
Beleidigung einen Zwang, ein Uebel ohne weis 
teren Zweck, der welches einerfen ift, eine anges 
meſſene Strafe erfährt. Wenn nun die Beleis 
Digung überall ein Grund ift, den Beleidiger zu 
zwingen; fo verlegt der Beleidiger auch die Rechs 
te des Beleidigten nicht, wenn er ihn ohne Zweck 
zwingt, d. 5. wenn er ihn für feine Beleidigung 
ſtraft. Die guten Zwecke, welche man mit der 
Strafe verbinden will, find nur Mebenfachen, 
worauf die Liebespfliche Ruͤckſicht zu nehmen ges 
bietet, wovon aber die firenge Gerechtigkeit nichts 
weiß. Sie gehören bisweilen ad melius efle, 
nicht ad eſſe, und werden gar ungerecht, wenn: 
man, mie es oft gefchieht, durch fie auf Koſten 
der Gerechtigkeit etwas gutes ausrichten will, 
wie wenn das Beyſpiel für andere Calfo niche 

‘ ode 
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die Beleidigung) ein Grund ber fchärferen Stra⸗ 
fe wird. Ueberhaupt verdient die Lehre von den- 
Zwangsmitteln hauptfächlich eine genauere Aufs 
merkfamfeit der Lehrer des Naturrechts. Das 
unendliche Recht des Beleidigten und bas bes 
Fannte in hoftem omnia licent find noch graͤu⸗ 
* Schandflecke für die philoſophiſche Rechts⸗ 
re 

Auch in dem Wherechte findet fih man» 

ches, worüber ich die Stimmen der Denfer zur 
vernehmen wünfche. 11 
Was endlich das Sraatsrecht anlangt; 
ſo kann man in unſern Tagen kaum etwas dar⸗ 
über ſchreiben, ohne ſich einen Schimpfnahmen 
(CAriſtokrat oder Demokrat) von einer der erhitz⸗ 
ten Parcheyen zuzuziehen. Durch meine Theos 
vie kann ich es leicht mit beyden verdorben has 
ben. Diefes wird mich indeffen wenig füms 
mern. Die gegenwärtigen großen Weltbege— 
benheiten haben meine Aufmerkſamkeit befchäfs 
tiget, aber fie haben mich nicht in Leidenfchaft 
verſetzt; fie haben meine polisifche Ideen ges 
weckt, aber fie nicht beftimmt. Weber politifche 
Angelegenheiten maßt fich ein feber, auch der 
gemeinfte Mann, ein entfcheidendes Urtheil an, 
und man kann ihm bas Recht dazu nicht fireis 
kig machen, weil alles, was möraliiche Ders 
haͤltniſſe betrift, dem Yemeinen Urteile Preis 
gegeben werden muß, Um fo nötbiger ift es 
aber, die Begriffe von Recht und — 
dns 
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fonders in Beziehung auf das Staatsrecht mehr 
zu berichtigen, und fie felbft den gemeinften Lu⸗ 
‚ten nicht vorzuenthalten. Denn diefe urtheilen 
um fo rafcher und unbefonnener, je mehr man 
ihnen das Urtheilen verbietet, weil gerade dies 
fer Umſtand in ihnen das Vertrauen auf ihre 
falfche Ueberzeugung unterhält, undsmacht, daß 
fie ſich den poluifchen Charlatans, welche ihnen 
nad) dem Munde reden, am erften ergeben. 


Die Vermengung der Politik mit dem 
Staatsrechte, und die faljchen Principien deg 
leßsteren, welche unvermeidlich auch Irrthuͤmer 
in der erfleren nach ſich ziehen, zeigen fich nirs 
gends fo fehr, als in den franzöfifchen Schrif— 
fen. Die beften derfelben enthalten doc) nur 
‚einen Miſchmaſch von falfchen und wahren Saͤ— 
Gen, und die leßteren find noch dazu gewöhns 
lich, ohne im Zufammenhange mit wahren 
Gründen vorgetragen, fondern ſelbſt aus fals 
ſchen Sägen abgeleiter. Man fällt ihnen bey, 
ohne fie einzufehen. Selbſt Roufjesu wurde - 
mehr Durch bon fens und praftifches Gefühl, . 
als durch deufliche Einficht richtiger Grundſaͤ⸗ 
ge geleitet. In die fihönften und mehreften 
Stellen flicht er daher oft die feichteften und 
wunderlichtten Behaupfungen mit ein, die um 
fo gefährlicher find, da der aͤſthetiſche Glanz 
derfelben ihre Falſchheit verbirgt, und die Evis 
den; der übrigen ſich in der Einbildung der Le⸗ 
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ſer auch zu ihnen geſellt. Auch die Englaͤnder 
ſind ſeit Locke in dem Staatsrechtete mehr 
ruͤckwaͤrts als vorwaͤrts gegangen. Beſonders 
enthalten die neueſten Verſuche, ſo ſchaͤtzungs⸗ 
wuͤrdig ſi ſie von andern Seiten ſeyn moͤgen, we⸗ 
nig erbauliches fuͤr das philoſophiſche Staats, 
recht. Ihr Auge ift zu ſehr auf Die Folgen ges 
richtet; und überfieht darüber die entfernferen 
Gründe. Unfer deutfcher Boden hat neben 
dem vielen Unfraute, welches die politifchen 
Unruhen auf demſelben hervorgebracht haben, 
auch manches wackere Produkt geliefert. Kant, 
Wieland⸗ Garve, Moͤſer, Schloſſer, Schloͤ⸗ 

zer, Schmalz und andere mehr, find Namen, 
denen das Staatsrecht fehr viel verdankt. Herr 
Rehberg har bis jegt blos andere der Critik 
unterworfen; und wenn er Fehler guter Schrifts 
ſteller rügt, gegen wilde Ungerechtigkeiten feis 
fen Unwillen beweiſet, und fade Dertheidiger 
der Anarchie geifelt, fo folge noch nicht, daß 
er dem Deſpotismus fröhne; wenn er falfche 
Theorien verfpofter, fo folge noch nicht, daß er 
alle Theorie verachte. Man muß alfo erft fein 
eignes ftaatsrechtliches Spftenn erwarten, bes 
vor man über feine Grundfäße, oder wohl gar 
über feine. Bewegungsgründe fo hart urtheilt, 
als es bisher haufig gefcheben ift. 


Sch habe nichts mehr hinzuzuſetzen, als 
daß ic) wünjche, Daß man mein Buch mit eben 
der 
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der Freymuͤthigkeit beurtheilen möge, mit wels 
cher ich meine Gedanfen in diefer Vorrede Über 
Diejenigen geäußert habe, welche zunächft vor 
mir über gleihe Materie gefchrieben. haben. 
Ich werde ihre Erinnerungen mit Dank und 
Unpartheylichkeit prüfen, und Belehrungen bey 
fünftigen Ausgaben diefes tehrbuchs, wenn es 
dergleichen erfahren follte, gern folgen. 


Halle, den 14ten September, 1794. 
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Einleitung 
. 1 


Da: Beurtbeilung, ob etwas Recht fen, ob etz 
was geſchehen dürfe, ift von der Beurtpeis 
lung, ob ‚etwas gefchehen fey oder noch gefchehe, 
fpesififch und weſentlich verſchieden. Diefes wird 
nad phyſiſchen (Narurgefegen), jenes nach ſittli⸗ 
* Principien (Freyheitsgeſetzen) beſtimmt. 


$. 2. 

Ber behauptet, daß alles das Recht ſey, 
was man thun könne, wozu man phyſiſche Kraͤf⸗ 
te bat, behauptet, daß alles Recht fey, was ges 
fchehen if, was gefchieher und was je gefcheben 
wird. Denn es fann nichts gefchehen, wozu nicht 
phyſiſche Kräfte da find, und alles, was in der 
Welt geſchiehet, geſchieht durch phyſiſche CAuffere 
oder innere, bewegende oder vorftellende) Kräfte, 
Diefes heißt aber nichts anders, als er verleugnet 
alles Recht, und behält blos den Namen bey, für 
das, was den phufifchen Geſetzen gemäß ift. 

Anınerfung. Der etvmologifhe Sinn des Wortes 


Recht (gerade) kommt hier weiter gar nicht in 
Anfchlag, als blos, wenn man erläutern will, 


Jakobs Naturrecht. A wie 
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wie man darauf gefommen fen, diefen Ausdruck 
zur Bezeichnung eines moralifhen Dearifs zu - 
. gebrauchen, und was zwifchen den moralifchen 
Begriffe Recht in der finnlichen Anfchauung, von 
welcher der Ausdruck urfprünglich sentlehne -ift, 
für eine Analogie flatt finde, Uebrigenb wird 
der Ausdruck Recht allerdings fo gebraucht, daß 
-er alles bedeutet, was dem Geſetze gemäß iſt. 
Alsdann gibt es aber zwey Arten des Rechts, fo 
wie es zwey Arten der Geſetze gibt, nemlich das 
‚phyfiihe und morahich“ Recht. Wenn man 
von dem Necht menschlicher Handlungen redet: 
“ fo darf an das orftere gar nicht gedacht ‘werden. 
- Das moraliiche Recht heißt das Recht var’ edo- 
—Xxv, und wird in der. Folge allemal verfianden. 
Wenn es fein moralifches Recht gibt, fo wäre 
- S die Naturlehre mit der Rechtslehre einerlei, Das - 
jus quod natura omnia animalia tacvit, welches 
gewiß kein moraliſches Recht iſt, wuͤrde das all— 
"gemeine Recht ſeyn. Der Fehler, den Spinos 
"3a, Hobbes, und mehrere neuere franzoͤſtſche Phi⸗ 
loſophen begangen haben, und der ſich auch in 
mehrere deutſche Schriften eingeſchlichen hat, 
liegt darinne, daß fie ein bloßes po yfiiches Recht 
zum Principio annahmen, und dann doch noch 
von Dürfen und Sollen redeten, alſo moralis 
ſche Folgen aus’ phyfifchen Grundfägen zogen, 
da fie. doch hätten vinfehen können und muͤſſen, 
daß wenn einmal -angenommen wird, alles 
ſey Recht, was den Naturgeſetzen gemäß iſt, 
ein wirkliches Unrecht in der Wirklich, 
keit gar nicht vorkommen koͤnne, weil alles, 
was geſchieht, gar nicht anders, als nach Na⸗ 
turgeſetzen geſchehen kann, und daͤß alſo die Aus⸗ 
druͤcke Sollen-und Dürfen gar feine reelle Des 
deutung haben könnten. 


§. 3. 
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| $. 3. 

Das fogenannte Recht des Stärferen gder 
das Princip, wornach alles Recht ift, was je 
mand durch feine Macht ausrichten Fann iſt al 
fo gar fein Recht, ift ein ungereimter Begrif, weil 
die phyſiſche Kraft niemals ein Merkmal des Rechts 
feyn kann, und wenn vom Rechte die Rede ift, 
gar nicht darnach gefragt wird, was gefchehen ift, 
fondern was aefchehen Darf, wenn ed gleich weder 
jemals geſchehen ift, moch gefchiehet, noch je ae 
ſchehen wird, noch fogar je geſchehen Fann, 


$. 4. 

Ob aber die Frage nach (einem ‚moralis 
ſchen) Recht überall einen Einn babe, ob der 
Begrif von Recht nicht ſchimaͤriſch fey, hängt von 
der Fraͤge ab, ob Pflicht und Morafität etwas 
bedeuten, ob es überall moralifche und nicht blog 
phyſiſche Weſen gibt; und die Frage, ob au uns 
tee Menfcben vom Rechte die Rede feyn koͤnne, 
beantwortet ſich aus der Auflöfung der Aufgabe, 
ob die Menfchen moralifhe Wefen find, oder 

nicht. 
$. 5. 

Daß es num moralifche Begriffe und mos 
ralifche Wefen gebe, daß die Menfchen wirklich 
eine imoralifche Natur haben, wodurch fie von 
phyſiſchen Dingen fpeeififch verſchieden find, ift in 
der philofophifchen Sittenlehre und in der Critik 

En der 
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der praftifchen Vernunft bemwiefen worden. (S. 
-philof. Sittenl. $. 7 — 94. 


* $ 6 
Die Möglichkeit einer philofophifchen rRechts⸗ 
ALehre hängt alſo von der Moͤglichkeit einer Mos 
ralphiloſophie überhaupt ab. -Nun iſt aber in 
der Eritik der. ‚praftifchen Vernunft (S. meine phi⸗ 
loſ. Sittenl. J. TH.) die Moͤglichkeit einer reinen 


praktiſchen Philoſophie dadurch erwieſen worden, 


daß ein urſpruͤnglich praktiſches, von allen phyſi⸗ 
ſchen Geſeten weſentlichrverſchiedenes Geſetz, nebſt 
deſſen Bedingung der ſittlichen Freyheit als That—⸗ 
ſachen aufgewieſen find. Alſo wird die Moͤglich⸗ 
keit einer Rechkslehre aus der Critik Der praftis 
ſchen Vernunft vorausgeſetzt. Hier koͤmmt es blos 
darauf an, ſie in der Wirklichkeit darzuſtellen. 


. 7 
Der Inhalt der Rechte ift enttocder duch 
den Begrif der Natur des Menfchen gegeben, 
- oder duch die Willkuͤhr der Menſchen bes 
ftimmt und gemadt. Erſtere pflegt man natuͤrli⸗ 
che, fegtere pofitive Rechte zu nennen Die Wiſ—⸗ 
ſenſchaft der natürlichen Rechte der Menfchen, die 


ihnen in einem Syſtem vernünftiger Mefen, oder | 


in einem moralischen Reiche zufommen, beißt 


das Maturrecht, die philoſophiſche Rechtslehre, 


Das Vernunftrecht; die Wiffenfchaft der pofitiven 
Rechte ijt das pofi tive echt, die pofitive Rechts⸗ 
nr 


Anm. 
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Anm. ı. Das Naturrecht wird gewoͤhnlich als die, 
Wiſſenſchaft der naternuchen Zwangsrechte 
deſinirt. Dieſer Begrif iſt richtig; ich habe 
mich deſſelben aber deswegen nicht bedient, weil 
der Begrif des Zwangrechts mehrere Eroͤrterungen 
bedarf, die hier nicht gehörig. gegeben werden 
konnten. Uebrigens wird man leicht fehen, dag 
die gewöhnliche Definition eine -Folge der meinis 
gen it. Denn ein Recht, welches einem vers 
nünftigen Weſen in einem. Syſteme vernünftis 
ger Weſen zugeſtanden wird, ift, fo weit es Recht 
it, allemal Jwangsrecht, d. h. andere haben eis ; 
ne aͤuſſerlich vollfommne Zwangsverbindfichkeit,, 
es nicht zu hindern. 


Anm. 2. Da die Willkuͤhr des Menſchen nichts 
wollen daͤrf, mas der Natur des Menſchen wis 
derſoricht; ſo folgt, daß dem Naturrechte das 
pofitive Recht nicht wjderfprechen dürfe. Da aber 
in dem Seariffe der Natur des Menſchen das ı 
nicht enthalten.ift, was der Menfch nach den beſon⸗ 
deren Verhaͤltniſſen, in welche er zufälliger Meife ı 
verfegt wird, will und wollen darf; fo können 
die Nechte, welche erft durch dieſe Verhältniffe 
beftimmt werden, d. h. die pofitiven Nechte nicht” 
von den natürlichen abgeleitet feyn. Das Naz 
tur-⸗Recht enthält die legten nicht die naͤchſten 

Gründe des pofitiven Rechts. Diefes fegt.alfor, 
jenes zum vorous. ai . 
§. 8. “> 
: Das Naturrecht heißt rein, in wiefern das 
Recht durch reine Begriffe beftimmt ift, oder, 
aus reinen Begriffen gefhöpft ift, in mwiefern in“ 
dem Rechte von allen beftimmten ‘Inhalte abs 
ſtrahirt wird, angewandt in wiefern die reine 
Rechts⸗ 
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Rechtsform aus einem beftimmten Inhalte‘, der 
duch ‚die befondere Natur des Menfchen, fo wie 
fie uns die Erfahrung lehrt, gegeben ift, angewandt 
wird. Das reine Naturrecht ift das Recht, in 
mwiefern es ſich aus dem Begriffe eingeſchroͤnkter 
moraliſcher Weſen und deren Beziehung auf ein⸗ 
ander überhaupt etkennen läßt; im angewandten 
Naturrechte wird beftimmt, was unter den befons 
deren natürlichen Eigenfhaften und Verhaͤltniſſen 


des Nenſchen Recht fey. 


ED 

Das reine Naturrecht gilt alfo auch für dag 
Angewandte, es enthält die Principien deffelben, 
und ein angewandte Recht ift, ohne cin reines 
gar nicht moͤglich. Das reine Recht läft aber 
den Inhalt gänzlich unbeſtimmt, der im ans 
gerandten näher beftimmt werden muß; fo mie 
das Naturrecht überhaupt vieles unbeftimme laͤßt, 
was das pofitive Recht näher beftimmt, ob ſich 
glei beide nie mwiderftreiten dürfen. Denn das 
Naturrecht überhaupt enthält die allgemeinen Prin: 
dipien des poſitiven Rechts; fo wie das reine Ha: 
turrecht die Principien ‘des angewandten Rechts 
enthält; 

.. % 10. 

Unfee Abhandlung zerfaͤllt daher in ne 
heile, wovon det erfte das reine, der andere 
das angewandte Naturrecht in fich faßt. 





Erſter 





Erfter Theil; 
Reine KRehrtsiehre. 


Erfier Abſchnitt. 
Logifhe Erörterung des Begriffes Recht. 


$. IL. 


N Sage, was Recht fen, iſt von der Frage— 
was fich jederinann bey dem Begriffe Kecht ; (mes 
nigſtens — oder dunkel) denke, ganz ver⸗ 
ſchieden. In der Darſtellung der Merkmale, wo⸗ 
durch der Begrif des Rechts gedacht wird, bez 
ſteht die Logiſche Erörterung (Log. 6. 31.7) 


$.. 22.. 
Recht ift ein Begrif, dee fih nur auf ſitt⸗ 
liche freye Wefen beziehen kann, und der felbft 
durch den Begrif der Freyheit beſtimmt iſt. 
$. 13. 
Ein Weſen heißt aber frey, Cim motell⸗ 
ſchen Sinne) in wie fern es einen freyen Wil— 
len hat, und die Freyheit des Willens iſt das 
Vermoͤgen ſich unabhaͤngig von allen aͤuſſern An⸗ 
trieben, die Beſtimmungsgruͤnde ſeiner Handlun⸗ 
gen, unter den verſchiedenen Vorſtellungen ſelbſt 
zu waͤhlen. Die Freyheit iſt alſo eine eigenthuͤm⸗ 
liche Art von Urſache, nemlich eine ſolche, die von 
keiner andern abhaͤngt. 


Anm. 


8 ıfter Theil. xfter Abſchnitt. 


Anm. Daß ein frehes Weſen in der Sinnenwelt 
fen, imgleichen, daß es diefe oder jene Objekte . 
wirklich machen könne, kann. ziwar von andern 
Urſachen abhängen. Aber wenn es einmal wirt 
Lich iſt, nach welchen Marimen es alsdenn feine 
Kräfte gebrauchen wolle, hängt von feinem ans 
dern ab. Diefes liegt im Begriffe der Freyheit. 
(M. S. meine philsf. Sittenlehre $. 76. ꝛc. ingl. 
$. 355 — 376.) &o kann demnach ein freyes 
Weſen aͤuſſere Vorjiellungen zu Beftimmungd 
oründen feiner Handlungen wählen, aber bdiefe 
Wahl muß aus einem innern Princip gefchehen; 

ſie darf nicht wiederum: durch etwas Aufferes bes 
ſtimmt feyn, wenn fie frey heißen folk; 


| $. 14. 

Mas mit der Frevheit verfnüpft ift, heißt 
praftifch, firtlih, moraliſch in meitläuftigent 
- Sinne (Sittenlehre $. 190.), und freye Weſen 
werden daher auch morälifche Wefen genannt. 

. g $. 15: 

Sefee, deren mögliche Beobachtung von der ' 
Freyheit des Willens abhängt, find praktiſche oder 
möralifche Geſetze, Sittengeſetze (Sittent. $. 76.). 

$. 16. 

Ein Gefeg druͤckt überhaupt die Mothmens 
digkeit gewiſſer Beftimmurgen aus, Es gibt 
aber eine doppelte Art der Nothwendigkeit; die 
eine iſt die phnfifche, weiche darinnen beftchet, daß 
etwas allemal gefchiehet, daß es gefchehen muß, 
und gar nicht anders geſchehen kann. Die Geſe⸗ 
‚ge, welche fie ausdruͤcken, heißen phyſiſche Geſe⸗ 

F 17 
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ge, Maturgefeße. Gin einziges Ereigniß, das 
einem Naturgefege widerfpricht, hebt deffen Gül: 
tigfeit und Allgemeinheit auf. Die andere ift die 
praftifche oder moralifche Nothwendigkeit, welche 
darinne beftehet, daß etwas, wenn es auch gleich 
nit wirklich gefchiehet, doch gefchehen ſoll. Dies 
fes Sollen drüdt alfo nicht aus, daß das, was 
durch das Geſetz beftimmt ift, allemat wirklich ges 
ſchiehet, ſondern nur, daß die Würde fittlicher Wes 
fen davon abhängt, daß es geſchehe. Es muß 
vermoͤge der Srepheit des Willens phnfifch möge 
lic) bleiben, daß das, was gefchehen foll ‚ nicht 
geſchiehet; e8 kann fogar deffen Gegentheil wirk⸗ 
li) gefhehen, und das Praktiſchnothwendige noch 
nie zu Staude gefommen ſeyn. Es wird phyſi⸗ 
ſcher Seits weiter nichts gefordert, als daß es ge⸗ 
ſchehen koͤnne, daß es phyſiſch⸗moͤglich ſey. 
—1 
Das Verhaͤltniß der moraliſchen Nothwen⸗ 
digkeit zu einem freyen Weſen, das ſich auch 
nach andern, als nach ſittlichen Geſetzen zu 
dandlungen beſtimmen kann, heißt Verbindlich— 
keit oder Verpflichtung, (Sittenl. $. 204.) und 
die Handlung, zu welcher eine Verbindlichkeit da 
it, Pflicht. Pflichten find alſo moralifch = nothz 
wendige Handlungen und moralifhe Gefege, wel 
Ge Pflichten beftimmen, heißen Pflichtgeſetze. 
18 
Eine freye Handlung, welche der Pflicht 
nicht widerfpricht, if erlaubt, darf geſche⸗ 
| ben; 


10. fer Teil, after Abſchnitt. 


ben; eine freye Handlung, melde ihr tiders 
ſpricht, ift unerlaubte, darf nicht geſchehen. Sie 
darf innerlich geſchehen, wenn ſie keine innere 
Pflicht, aͤuſſerlich, wenn fie Feiner aͤuſſern Pflicht 
(Sittenl. $. 229.) widerſpricht. Es bleibt jedoch 
phofifch möglich, daß das, was gefchehen darf, 
nicht gefchiehet, ja Chypothetifch) nicht einmal ges 
ſchehen kann; und daß das, was nicht gefchehen 
darf, doch gefhiehet.. 


$. 19: 

Die Freyheit iſt ein fittliches ($. 13.) Ders 
mögen. Ein fittliches Vermögen zu Handlunz 
gen, welche fein Anderer verwehren darf, heißt 
ein Recht. Ein Recht kann alfo auch beftimmt 
werden durch die Freyheit, das zu thun, was 

tiemand mit Gewalt hindern darf. Mer ein . 
Hecht hat, ift berechtigt, befugt, -und das Kecht 
wird Defugniß genannt. 


"Anm. ı. Das fittliche Vermögen zu dergleichen 
Handlungen ift das Necht in fubjecriver, die 
Handlung, weiche mit diefem Vermögen in Ders 
bindung gebraht wird, das Recht in chjektis 
ver Bedeutung. Ein Syſtem der Rechte wird 
ebenfalls Recht, Rechtswiſſenſchaft genannt. 


Anm. 2. Der Ausdruck ſittlich oder er 
hat eine doppelte Bedeutung, und heißt 1) alles 
was Überhatipt mit der Frenheit zufammen hängt 

.($. 14.) und 2) das was insbefondere dem &its 
N aemäß iſt. Darnach bedeutet wun auch 
5 firtliche Vermögen (ohne Zufaß) 1) übers 

N hau Freydeit, und 2) die Freyheit, das zu 

N thun, 
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thun, was dem Sittengeſehze oder der Pflicht ge 
mäß if. Der erfie Begrif iſt für den Begrif 
des Rechts zu weir, der Icktere zu enge, Denn 
die Freyheit kann auch widerrechtliche, und das 
Recht kann pflichtwidrige Handlungen hervor⸗ 
bringen. 


6, 20. 

Jedes Recht ift durch ein Geſetz bes 
ſtimmt. Denn durch das Recht iſt beſtimmt, was 
nicht gehindert werden darf, ($. 19.) was zu 
hindern einer Pflicht widerſpricht. Run iſt aber 
die Pflicht durch ein Bee beftimmt, folglich auch 
das Recht. 


"7 $, 21. 
Was dem Recht gemäß iſt, heißt recht—⸗ 
maͤßig, rechtlich; was ihm widerſpricht, uns 
rechtmaͤßig, widerrechtlich, Der Perſon, in wel⸗ 


cher das Recht gedacht wird, nme das Recht. 


zu; und wenn fie die Handlungen oder Objekte, 
welche durch das Recht beftimmt find, phyſiſch⸗wirk⸗ 
- fie) macht; fo Abt fie das Necht aus. Die Aus: 
übung des Rechts:ift aber etwas zufälliges, und dag 
Recht bleibt, wenn es auch niemals ausgeübt wird, 


’. 6, 22. 
Zur Ausuͤbung des Rechts werden ſelbſt ei⸗ 
ne oder mehrere freye Handlungen erfordert. Je 
nachdem nun dieſe recht oder unrechtmaͤßig ſind; 
darnach iſt die Ausuͤbung des Rechts entweder 
rechtlich oder widerrechtlich. 
6.23. 


7) 


12 ‚ıfler Theil. ıfter Abſchnitt. 


6. 23. 
in anderer darf etwas nicht vermehren 
oder verhindern, heißt eben fo viel, als er hat 
die Verbindlikeit oder die Pflicht, es zu lei⸗ 
den. . Wenn alfo einer ein Recht hat; fo haben alle 
übrigen die Pflicht, die Handlungen deſſelben, wels 
che recht find, oder wozu er ein Kecht hat, zu lei⸗ 
den; fie find verpflichtet, die Handlungen, wors 
auf der andere ein Recht hat, nicht mit Gemalt zu 
verhindern. Jedem Mechte in dem einen ſteht 
alfo eine Pflicht in allen übrigen moralifchen We⸗ 
ſen gegen über. 
6. 24. 
WUeberhaupt Fönnen Rechte blos im moras 
liſchen Weſen gedacht werden, und das Recht 
druckt immer eine Beziehung moraliſcher Weſen ges 
gen andere moralifche Wefen aus, weiche unter _ 
einander in einer foftematifchen Verknuͤpfung oder 
in einem Reiche gedacht werben. 


$. 25. 

Ein Recht erwerben heißt durch eine 
freye "Handlung verurfachen, daß man auf ets 
was ein Recht erhalte, worauf man vorher feis 
nes hatte; und die freye Handlung, wodurd ein 
Recht erworben wird, heißt die Erwerbung des 
Rechts, (acquifitio), welche entweder eine erfte 
srfprüngliche (originaria ), oder nachfelgende, 
abgeleitete (derivariva) ift; je nachdem fie obs - 
ne vorhererworbene oder erft durch diefelbe möge. 
ih iſt. : 


$. 26. 
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$. 26. 

Ein Recht veräuffern, heißt durch eine 
freye Handlung verurfaden, daß man auf et— 
was fein Recht mehr hat, worauf man vorher ein 
Recht hatte, und die Handlung, twodurd diefeg 
geſchieht, heißt die Veräußerung des Rechts, 


\ $. 27. ° 

Die Art und Weile, wie mar Rechte ers 
wirbt, beißt die Ermwerbungsart (modus ae— 
quirendi), und der Grund, aus welchem die 
Rechtmäßigkeit der Erwerbung erkannt werden 
muß, der Erwerbungsgrund (tirulus acquirendi), 
Die Erwerbungsart ift entweder rechtmäßig oder 
An: und der Erwerbungsgrund ift ent⸗ 
weder wahr vder falfch. 


% 28. 

Durch eine: unrechtmäßige Erwerbungsart 
Fann fo wenig ein Recht erworben, als durch eis 
nen falfchen Ermwerbungsgrund erfannt und be: 
wiefen werden. 

. 29 _ 

In dem Rechte heißt dad, was Recht ift, 
der Inhalt, die Materie des Rechts; daß man 
aber eine Materie ald Recht denft, darinne bes 
ftept die Form des Rechts. Wenn man nun 
bey dem Rechte von aller Verſchiedenheit der Bes 
ſchaffenheit der Materie abſtrahirt, und bios die 


—— ihrer Form, wie nemlich die Ma⸗ 
terie 
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terie ald Recht gedacht wird, in Ermägung zieht; 
fo fönnen alle Rechte nad) folgenden Momenten 
eingetheilet werden; 


1) der Quantität nach: in’allgemeine, befons 
dere und individuelle, je nachdem fie als 
len, oder nur einigen, oder nur einer ers 
fon jufommen. 

2) Der Qualität nach: in affirmative, negas 
tive und limitirende, je nachdem ein Recht 
auf eine Begehungssoder Unterlaffungshands 
lung eines andern da ift, oder die Bege⸗ 
hungshandlung bis auf einen gewiſſen Punkt 
eingefhränft, ‘und alfo die Ausnahme be 
beftimmt wird. 

3) Der Relation nad: in mefentliche, bedings 
te und ausfahlieffende. Die erfteren Fönnen 
von. dem Begriffe der Perfonen gar nicht ges 

‚ trennt werden, und heißen daher auch abfos 
lut, unbedingt, notbwendig; die andern 
fommen den Perfonen nur unter gewiffen 
Umftänden und Bedingungen zu, und heiffen 
daher aufferwefentlich, velatio, zufällig; die 
augfihlieffenden Rechte find folhe, an denen 
fein anderer Theil haben kann. | 

4) in Anfehung der Modalitaͤt: in unvollkomm⸗ 
ne und vollkommne, je nachdem die Aus⸗ 
übung deſſelben erft von dem freyen Willen 
anderer vernünftigen ®efen abhängt oder nicht, 
In wie weit die Rechte unvollfommen find, 

gehört 
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gehört die freywillige Einwilligung anderer 
zur Realiſirung des Objekts, andere muͤſſen 
uns aus freyen Stuͤcken beyftehen wollen; io 
weit fie volfommen find, hängt es nicht 
von dem freyen Willen anderer ab, ob wir 
das Objekt des Rechts zu Stande bringen 
follen oder nicht; fie Fönnen gezwungen wer⸗ 
den. Die vollfommnen Rechte gegen sans 
dere werden daher auch Imangsrechfe ges 
nannt, ° 2 
Beyſpiele. 1) Das Necht, eine Perſon zu fern, 
ift allgemein; das Hecht, feine Stimme auf dem 
Neichsrage zu geben, ein befonderes; das Recht, 
König von England zugfeyn, ein individuelles. 
2) Das Necht, auf Zahlung eines Wechſels zu drinz 
gen, it affirmativ; das Hecht, daß Niemand 
mein Eigenthum verletze, negativ; das Necht, 
“mich zu wehren, aufler gegen meine Vorgeſetz⸗ 
te, iſt limitivend, 
3) Das Recht auf Freyheit iſt weſentlich; auf 
den Schuß durch preußiſche Geſetze, bedingt; auf 
mein Cigentham, ausfchlieffend. . 
4) Das Recht eines Armen auf den Neberfluß ei⸗ 
nes andern, iftunvollfommen; das Necht auf 
meine Perfönticykeit, vollfommen. 


$. 30. 

So weit dag Recht vollkommen ift, fo 
weit findet eine Zwangspflicht Sittenl $. 244.) 
gegen das Subjekt, dem das Recht zukoͤmmt, ſtatt. 
So weit nur eine frehe vollkommne (Sittenl. $.630.) 

oder 


— 


16. uſter Theil. ıfter Abſchnitt. 


oder unvollkommne Pflicht gegen das Subjekt ſtatt 
findet, iſt das Recht unvolifommen. Ob wir uns 
fee unvolfommnen Rechte ausüben dürfen und 
£önnen, hängt von deu Güte anderer ab; ob 
wir unſre vollfommnep Rechte ausüben follen, 


vaͤngt in einer ſittlichen Drdnung nicht von ihrer 


Güte ab; wir dürfen fie nöthigen, daß fie ung 
diefelben ausüben laſſen. 
6. 31. 
Vergleicht man die Rechte unter einander, 
fo find fie 
1) der Quantität nad) a) entweder von einers .. 
fen oder verſchiedenem Umfange; und im 
lezteren Falle entweder höhere oder niedere; 
b) entweder von einerley oder von vericies 
dener Wichtigkeit, und im lezteren Galle ent 
weder groß und wichtig, bedeutend oder klein, 
geringfuͤgig, unbedeutend. 
2) Der Qualitaͤt nach find die Rechte entweder 
zuſammenſtimmend vertraͤglich, oder wis 
derfireitend, unverträglic); die zufammens 
fiimmenden find entweder fubordinirt oder 
coordinirt; die widerftreitenden find entweder. 
contradiftorifch + entgegengefegt , mwiderfpres 
chend, disjunctiv, wenn eins von bepden feun 
muß; oder confrarıe entgegen geſetzt, cols 
ldiirens, wenn zwar bende wegfallen, aber 
nicht beyde wirklich ſeyn fönnen. 
| 3) Der 


\ 
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3) Der Relation nach; entweder innerlich oder 
äufferlich, je nachdem es mit. der Pflicht des 
Subjekts, oder mit der Freyheit, oder derr 
Rechten anderer beftehen kann. In wiefern 
die rechtmäßigen Handlungen feldft durch die 
Pflicht begründet find, heißen fie pflichtmäs J 
ßig, recht, (len; in wiefern fie zwar , 
nicht mit der Pflicht des Subjefts, aber doch 
mit den Rechten anderer beftehen, beißen fie 
relative Rechte. Das relative Recht ift alfo _ 
— immer nur aͤuſſerlich. Von dem, was inner⸗ 
lich Recht iſt, handelt ausfuͤhrlich die Sir 
tenlehre. Was innerlich Recht iſt, folglich 
auch was Pflicht iſt, iſt auch: aͤuſſerlich Recht 
Aber vieles, was aͤuſſerlich Recht iſt, kann 
auch pflichtwidrig, folglich innerlich unrecht 
ſeyn. Denn vieles, was pflichtwidrig iſt/ 
darf — nicht mit Gewalt verwehrt wer⸗ 
den. Im Naturrechte iſt von dem Rechte 
blos, in wie weit es aͤuſſerlich, und zwar 
Zwangsrecht, alfo aa erlih vollkommen ift; 
- die Rede. 


4) Der Modalitaͤt nach, entweder unverauſ⸗ 


ſerlich oder veraͤuſſerlich, je nachdem-fie 
veraͤuſſert werden können oder nicht. (5. 26.) 


4 32% 

Ein Recht heißt rein, wenn in demfelsen 
bon allem Unterſchied der Materie oder des In⸗ 
halts (5. 29.) abftrapirt, und. die Materie 

Jakobs Naturrecht. B uͤber⸗ 


18 ıfler, Theil. 1 ſtet Abſchuitt. 


uͤberhaupt blos durch die Form des Rechts ($. 2 9) 
beſtimmt iſt; angewandt, wenn die Rechtsform, | 
als in einem beftimmten Objekte ennhahen, a 
ſtellt wird. 


Beyſpiel. Ds Recht, alles zu hun y was allge: 
mein gewollt werden fann, iſt rein; das Recht, 
mein Geld. — zu Genugen, ange: 

Wandt. 


en. Aa Fr 33. 
In dem ’reinen Rechte vertritt: die Form 
ſelbſt die Stelle der :Matelie, und. diefe ‚bleibt 
übrigens gänzlich unbeftimmet; in den angewand⸗ 
ten: ift die Materie beſtimmt. Weil alfo. hierbey 
bios auf den Unterſchied des Inhalts gefehen wird; 
fo find die reinen formal, d. h. fie haben gar kei⸗ 
nen beſtimmten Inhalt, er ift blos fo beftimmt, 
daß ee die Rechtsform Haben muͤſſe; die ange: 
wandten find material, d. h. fie haben allemal eis 
ne beftimmte Materie, “welche durch dieſelben als 

Recht gedacht wird. 

Anm. Man muß nicht glauben, als ob in den 
» materialen Rechten die Materie das Necht ber 
ſtimmte. Denn dieſes iſt voͤllig unmoͤglich, wie 
wir unten ſehen werden; ſondern es iſt in den⸗ 
ſelben nur eine gewiſſe beſtimmte Materie durch 
das Recht beſtimmt, z. B. das Recht Frohn⸗ 
dienſte von andern zu fodern. Hier paßt die 
Materie (die Frohndienſte) nicht. unbedingt uns 
tet die Rechtsform, fondern nur unter gewifien 
Einſchraͤnkungen. Die Frohndienfte beftimmen 
alfo nicht die — — durch die ar 
rm 
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form ift es Befkimme, in wie weit Frohndientte 
Recht feyn koͤnnen. 


$. 34. 

Es Fann ein materialed Recht ohne "das 
formale gae nicht gedacht werden. Denn ein 
Recht ohne die Form des Rechts if ein Wider 
pruch ($. 29.) Aber das formale Fann Rep, 
ıhne das beftimmte. materiale gedacht werden,’ 
Denn wenn man glei von allem Unterfchiede der 
Materie abſtrahirt; fo Fann man fie doch duch 
das gemeinfchaftlihe Prädikat, wodurch fie allein 
ale Recht gedacht werden fann, d. h. durch die 
Form des Rechts denken, 


a 7: | 
Ein Recht beißt urſpruͤnglich, ein Urea, 

in wiefern es bon Feinem andern. abgeleitet 
it; abgeleitet, in wiefern es durch ein ans 
deres beſtimmt if. Die Urrechte find entweder 
abfolufe oder nur relative genommen Urrechte, je 
nahdem fie gar Feine andern Rechte über fich has 
ben, oder nur die erften von einer gewiſſen Bat 
tung von Rechten find, 


ya Zwei⸗ 


20.  ıfter Theil. atir Abſchnitt. 


Zweyter Abſchnirt. 
Von der Beurtheilung des Rechts. 
J 6. 36. | 
F rehe Handtuigen werden nach dem Rechte beur⸗ 
theilt, wenn durch ein Urtheil beſtimmt wird, ob 
ſie dem Rechte gemaͤß find, oder ihm widerſprechen. 
Anm. Die Rechtsbeurtheilung iſt alſo eine Art 


der moraliſchen, wovon in der philoſophiſchen 


Sittenlehre $. 285.20. ausfuͤhrlich gehandelt wors, 
den iſt. 


§. 3% 
Im Naturrechte werden die freyen Hand: 
tungen blos nach den Principien des aͤuſſeren 
vollfominnen Rechts ($. 29.) beurtheilt; und | 
die rechtliche Beurtheifung der Handlungen (lenfü 
juridico) ift alfo eine äuffere, welche von der ins 
nern, die nah innern mocalifgth Principien ge⸗ 
ſchiehet, verſchieden iſt. 


BETT SE; Vene ‘1 

Die ——— der Mmorali ſchen Wefen 

nah Rechteprincipien beurtheilen, heißt auch 

fie richten (fenfu iuridico). Die Perfon, weiche 

zu richten berechtiget ift, heißt der aͤuſſerliche Rich⸗ 

ter, und der Ort, wo dieſes geſchiehet, das aͤuſ—⸗ 
ſere Gericht, (forum externum). 


Anm, Ueberhaupt heiße die moralifchen Weſen 
richten, fo viel, als ihr moralifches Verdienſt 
- o der 
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oder. Schuld, und die ihnen gebuͤhrende Beloh⸗ 
nung oder Beſtrafung beftimmen. Das Gericht 
iſt ein goͤttliches oder menfchliches, je nachdem _ 
Gott oder Menfchen Richter find; und legtereg 
entweder ein inneres oder aͤuſſeres, je nachdem 
nach inneren (Sittengefegen) oder nach aͤuſſern 
Principien (Rechtsgeſetzen) der Werth der: Haud⸗ 
. tungen, und Perſonen beſtimmt wird. 


sr 1 Pe 

Um ein. moralifches Wefen und deſſen Hand⸗ 
langen Caͤuſſerlich) „zu, richten, wird erfodere 
2) daß, beftimmt, werde, ob und im mie weit 
es die freye Urſache derfelben fey.. und 2) daf der 
Grad der (äuffern) Rechtmaͤßigkeit oder Unrecht⸗ 
möäßigfeit derfelben beſtimmt werde, 


er 


$.. 40. 

Jemand verdient etwas durd feine Hand⸗ 
lungen, wenn. igm in einer nioralifchen Ord⸗ 
nung (Sittenl..$, 152.) etwas Angenehmes oder 
Unangenehmes um feiner Handlungen. willen wi⸗ 
derfahren müßte, In wie fern. er fish. des ange⸗ 

‚nehmen Zuftandes,,oder der Gluͤckſeligkeit in einge 
moralifhen ‚Ordnung würdig gemucht.hat, ſagt 
man.insbefondere, daß er etwas verdiene; und 
dag; Verhaͤltniß, mpdurd. es der. Gluͤckſeligkejt 
würdig erfannt wird, heißt das Verdienſt. In 
wiefern es ſich des unangenehmen Zuſtandes in ei⸗ 
ner moraliſchen Ordnung würdig gemacht hat, 
fagt man insbefondere, daß e8 etwas verſchuldet 
habe; und das Verhaͤltniß, wodurch es ſich der 
Gluͤck⸗ 


22 aſtet Theil, 2ter Abſchnitt. 


Sluͤckſeligkeit unwuͤrdig gemacht, oder phyſiſche 
Uebel verſchuldet hat, heißt Schuld. 


$, 41. 

Dad Urtheil, wodurch eine Perfon für den 
frepen. Urheber einer Handlung oder deren Fol⸗ 
gen erklärt, und deren Berdienft oder Schuld 

“nad moralifihen Principien beftimmt wird, heißt 
Zurechnung (imputatio), (Sitten! $. 296.) Diefe 
ift eine äuffere rechtliche Zurehnung, in wiefern 
das Verdienft oder die Schuld der Handlung bios 


"nach Auffern Rechteprincipien beftimmt wird, und- 


von diefer iſt hier allein die Red 


; $. 42. 

Da aͤuſſerlich alles Recht iſt, mas den 
Rechten anderer nicht miderfpricht (§. 3T. 
..n. 3.); bieles aber, was Auferlich Recht ift, doch 
innerlich unrecht, ‚ folglich ſehr unmoraliſch ſeyn 
kann; fo fann dem, was aͤuſſerlich recht ift, in 
der moralifchen Ordnung eben fo wohl Schuld als 
BVerdienſt zukommen; und daher kann das mora⸗ 
liſche Verdienſt nach aͤuſſeren Rechtsprincipien gar 
nicht beſtimmet werden. Die Urtheilskraft muß 
> fi, wenn die Handlungen für äufferlich recht er⸗ 
kannt, dabey begnügen; ihr Verdienſt fann fie 
gar nicht beftimmen. 


5 43. 
Was aber Aufferlich Unrecht ift, d. h. das 
Recht eines andern verlegt, widerſpricht auch 
alles 
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allemal einer Pflicht, ($.23:) und ihm kommt allemal 
ein gewiſſer Grad von Schuld zu: Denn das Derz 

hättnıß eines freygen Weſens, nach welchem er als 

Urheber einer- pflichtwidrigen Handlung gedacht 

wird, ift Schuld. Denn dadurch) verwirkt es. 
allemal einen Theil feiner EHEN oder macht. 
fid deſſelben unwuͤrdig. 


6.44. 

Od daher- gleich nicht das moraliſche Ber⸗ 
dienſt nach rechtlichen Prineipien beurtheilt wer⸗ 
den kann; fo. kann dieſes doch. in. Anſehung 
der Schuld geſchehen, und obgleich nicht die gan⸗ 
je Größe der moraliſchen Schuld: nach rechtli⸗ 
chen Principien- beftimmt- werden. fann ; ſo kann 
man doch darinne nicht irren ; daß freye Hand⸗ 
lungen, wodurch die Rechte anderer angetaftet: 
werden, allemal. pflichtwidrig, folglich 2 ver⸗ 
ſchuldet find. 


64 
Am non die Syait nach — Seins 
cipien - zu beurtheilen, müffen wie" überhaupt 
fehen,, wie ändere Rechte angegriffen werden füns 
nen, und in welchem Verhaͤltniſſe freye Wefen ges 
gen andere in Anfehung ihrer Repte ſtehen. 


46:0: 
Ein Recht wird verlegt, wenn die Aue 
uͤbung deſſelben durch die freye "Handlung — 
ned andern auf eine widerrechtliche Art (9. 2 


* 


* 
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anmödlich gemacht oder verhindert wird; und die 
Berlegung des. Rechts eines andern heißt eine Be⸗ 
leidigung. 
u $. 47. u 
Die Beleidigung Tann überhaupt, nad 
der Verſchiedenheit der: Rechte, welche durch 
dieſelbe verletzt werden, eingetheilt und beſtimmt 
werden, und iſt daher 
) eine allgemeine, beſondere oder individuel⸗ 
le, je nachdem ſie die Rechte aller oder meh⸗ 
rerer oben einzelner Perſonen verletzt. 
2) .eine poſitive oder negative‘, je nachdem ſie 
in einer Begehungs = „oder Unterlaſſungs⸗ 
:. handlung befteht, ein negatives Recht ans 
greift oder einem affiemativen nicht Genuͤge 
thut. en EEE 
3) in weſentliche oder auffermefentliche, nach 
der Verfchiedenheit ber Rechte, welche durch 
fie verlegt werden. | 
4) in vollflommme ‚ober unnollfommne, je. 
nachdem die vollfommnen odex unvollkomm⸗ 
nen Rechte des andern Durch fie verletzt werden, 


BE ar 48. 
Da im Naturrehte blos von Zwangs⸗ 
vrechten die Rede ift ($. 31.); fo ift in denfelben 
auch blos won vollkommen Beleidigungen ($. 47.) 
Die. Rede, die auch Beleidigungen fhlechthin Cin- 
juria, laefio ſenſu juridigo) genannt werten. 
$. 49. 
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. 49. 
‚Cine Beleidigung geſchieht entweder ab: 
ſichtlich oder unabfichtlih. In beyden Faͤl⸗ 
len Schuld da ($. 43.). Die Schuld bey einer 
unabſichtlichen Beleidigung ift ein bloßes Verge⸗ 
ben (culpa), das entweder gröfer oder Fleiner feyn 
Fann, nach den verfchiedenen Graden der Möglichs 
feit, daffelbe zu vermeiden, (culpa gravis, levis 
leviffima). Eine abfichtliche Beleidigung, ift eine 
Bosheit (dolus malus). 
Anm. Der Zweck, den ſich jemand bey einer Hands 
lung vorftellt, heißt Abſicht (intentio); und ei 

‚ne Handlung, welche der Zweck iſt, wird beabs 

fichriaet, (intentionatur ),. Wenn aber gleich 

eine Wirkung nicht beabfüchtiget iſt; ſo tft die 

"Hahdlung, melce.fie hervorbringt, dennoch frey, 

ſo bald man ſich ee doch Härte vorfieileg follen. 
50, 

Eine Beleidigung’ wird⸗ alſo einem vernuͤnf⸗ 
tigen Weſen zugerechnet, im wiefern es für dem 
freyen Urheber derſelben erklärt wird, und’ die Zus 
rechnung einer Beleidigung iſt allemaf"eihe Zu: 
rechnung zur Schuld. : Denn eine Beleidigung ift 
eine Verlegung der Pflicht; jede Berletzung der. 
ri Em aber. zur —— gerechnet. ; 


$. 58. 

Die Zurechnung der Beleidigung * Rechte 
principien ift eine gerichtliche, und geſchieht im 
äufferen Gericht nah Gründen, über weiße jes 
dermann yrtheilen kann. 

$ 52. 
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$. 52. 
Bey der Zurechnung einer Beleidigung kommt 
zweyerley in Anfchlag 
ı) die Beftimmung des. freyen Urhebers DEM 
ſelben (impucatio facti), und _ 
2) die Beitimmung ‚des. Grades der Schul, 
——— juris ). 


53 Ä 
In Anfehung des een — if au be⸗ 
merken: 


1) Blos phyſiſche Weſen, die gor reihe freyen 
"Willen befigen, fönnen gar nicht beleidigen, 
und in Anſehung ihter findet gar feine aus 
rechnung ftatt, 

2) Bernünftige Wefen, die aber feinen Ger 
„brauch von ihrer Freyheit und Vernunft mas 
‚Gen fönnen, Ednnen ebenfalls Niemanden 
‚beleidigen, und, ihre Hanblungen fünnen % 
‚nen: nicht zugerecnet werden. 


3): In wiefern die Handlungen freyer — 
gar nicht von ihrer Freyheit abhaͤngen, koͤn⸗ 
nen fie.ihmen. nicht zugerechnet werden. Alſo 
find Handlungen, wodurch zwar die Mate⸗ 
rie des Rechts eines-andern verlegt wird, die 
aber nicht frey find, feine Beleidigungen 
und feiner Genugtpuung faͤhig. » 
4) Die Beleidigung kann nur dem zugerechnet 
werden, der freyer Urheber davon ift, kei⸗ 
nem 
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nem andern freyen Wefen, es mag mit ipm 
noch fo genau verfnüpft ſeyn. 
5) In mwiefern aber andere an der Beleidigung 
Theil haben oder freye Miturfachen derfels 
ben find, wird fie. ihnen zugleich mit zuges 
rechnet; und die Theilnehmer an der Belei- 
digung heißen Mitſchuldige. 
& 54 
Um den Grad ($. 52.) der Schuld zu beftims 
men, ‚muß ausgemittelt werden, 1) daß die Beleis 
digung eine Handlung aus Freyheit gemejen ift, und 
2) mwelder Brad der Frehheit dabey wirkſam ges 
weſen if. Daß nun tberyaupt Freyheit die Urfa⸗ 
che der Handlung gewefen ift, wird aus dem Da⸗ 
feyn des Bewußtfenns der P lit, und diefeg aus 
dem Dafeyn des Verniögeng zu uͤberlegen über; 
haupt geſchloſſen. Die Regel ift alſor „Wer fi 
feiner ſelbſt bewußt oder bey Sinnen iſt, iſt frey, 
„und wer die Wuͤrkung einer Handlung uͤberlegen 
„und ſich einen Zweck dabey vorgeſtellt hat, oder 
„doch nach ſeinem Vermoͤgen zu urtheilen, vor⸗ 
„ſtellen Fonnte, hat die Handlung aus Freyheit 
„hervorgebracht, * Was den Grad der Freyheit 
betrift, fo muß diefer.theils durch ‚die Erfenntniß, 
welche ein Subjekt. von feiner Pflicht hat, (Sitten. 
$. 305.) theild duch die Abmwefenpeit des Aufferen 
Zwanges beurtheilt werden. | 
9. 55. : 
Der Brad der Schuld wird daher theils 
durch den Grad der durch die Beleidigung verleg- 
4 ten 


‘ 
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'ten pflicht, theils durch den Grad der Freyhe it 
des — beſtimmt. 


5. 56. 

In Anſehung des erſten Punktes gilt folgen⸗ 

de Regel: Je allgemeiner‘, groͤßer und wichtiger 

„die Beleidigung ift, deſto groͤßer iſt bey fonft glei⸗ 

„chen Umſtaͤnden die Schuld, je kleiner und ge⸗ 

‚„eingfügiger die dr ih. defto kleiner iſt 
„dig Schuß,“ 


gr 
In Anſehung des Grades der Freyheit und 
der dadurch beſtimmten Schuid, koͤnnen folgende 
Regeln zur Beurtheilung dienen: 

1) So bald es moͤglich iſt, daß ein vernuͤnfti⸗ 
ges Weſen ſeine freye Handlung als Belei⸗ 
digung erkennen kann, wird ſie ihm zur Schuld 
gerechnet; und je groͤßer die Moͤglichkeit die⸗ 
ſer Erkenntniß war, defto größer iſt die 

Schuld, je kleiner die Moͤglichkeit war, deſto 
Heiner iſt die Schuld, 
2) Je abfichtlicher und. überlegter eine Belei⸗ 
digung ift, defto freyer ift fie, und defto mehr 
wird fie folglich zugerechnet ; je. weniger ab: 
ſichtlich und überlegt fie ift; je mehr Under 
fonnenheit, Fahrlaͤßigkeit u. fi m. daran Theil 
haben, defto weniger frey ift fie, (nach aͤuſſern 
"Gründen zu urtheilen), und deſto weniger 
‚Kann, fie zugerechnet werden. 


3) Mit 


3) Mit je größerer: und je fängerer Ueberle⸗ 
gung eine Befeidigung ausgeführt wird, je 


» mehrere unterbrochene Handlungen dazu ges 


bören, je leichter die Ueberlegung von eines 
Beleidigung mögfich war, defto mebr wird 
fie zugerechnet... Beleidigungen aus Bospeit 
(ex dolo malo) muͤſſen alfo mehr zugerech⸗ 
net werden, ald Beleidigungen aus Fahrlaͤſ⸗ 
ſigkeit (ex negligentia, culpa.) 

4) Je weniger pyhßſche Urſachen bey einer 
Beleidigung gewirkt haben, und je meht 
phyſiſche Urſachen fuͤr das Gegentheil einer 
Beleidigung da waren, deſto mehr wird ſie 
zugerechnet. Je mehr alſo Dummheit, Un⸗ 
wiſſenheit, Affekten u. ſ. w. an einer Belei⸗ 
digung Theil haben, deſto weniger kann ſie 
zugerechnet werden. 

6 58 
Die Hinderniffe, welche den Gebrauch der 
Freyheit entweder gaͤnzlich unmoͤglich machen, oder 
doch ſchwaͤchen, und daher auch die Zurechnung 
entweder gaͤnzlich aufheben oder die Schuld ver⸗ 
mindern, find theils innere theils aͤuſſere. Jene 
find die Unwiſſenheit und der Irrthum— dieſe der 
Zwang und die phyſiſche Unmoͤglichkeit der Hand, 
lung, ' 
Bar ..$& 359 ’ 
‚Die Untiffenpeit ift der Mängel einer Er⸗ 
‚ fenntniß, der JIrrthum ift eine falſche Er⸗ 
kenntniß. Beyde Fönnen entweder in Anſehung 
“ des 


* 


i 
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des Rechtsgeſetzes, oder in Anfehung des Falles 


ſtatt finden, auf welchen das Geſetz angewandt 
werden fol, (ignarantia iaut error vgl juris vel 
facti). Beyde find entweder (durch den freyen 
Willen) vermeidlich (vincibiles) oder unvermeid⸗ 
lich (invincibiles), und tragen ‚entweder etwas zur 


Handlung bey (eficaces) oder nicht (inefheaces). 


$. 60, 8 
Die Beurtheilung der Unmiffenheit und des 
JIrrthums bey ‚Beleidigungen geſchieht nach fol: 
genden Regeln! _ 
1) Aus unvermeidlicher Unwiſſenheit und uns 
vermeidlichen Irthume Fann feine Beleidi- 
gung entftehen, und feine Handlung, welche 
daran entfpringt, kann zugerechnet werden. 
2) Die vermeidliche Unwiſſenheit und. der vers 
meidliche Irrthum in Anfehung der Gcfege 
hebt die Zurechnung nicht auf. Der Grad 
der Leichtigkeit, mit welcher die Unwiſſenheit 
oder. der Irrthum weggeſchaft werden fonns 
te, und der Grad der Berbindlichfeit, nad 
welcher diefes hätte gefihehen follen, beftimms 
den Grad der Schuld, Be | 
3) Die Unwiſſenheit und der Irrthum, fie moͤ⸗ 
gen unvermeidlich oder vermeidlich ſeyn, wel⸗ 
che die Begebenheiten oder einzelnen Faͤlle be⸗ 
treffen, welche unter das Geſetz paſſen, her 
ben die Zurechnung gar nicht auf, wenn bey⸗ 
de bey der Handlung ohne Wirkung find, 
Sind 
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Sind fie aber von Einfluß. (eſfſicaces) und 
dabey vermeidlich; fo-wird Die Handlung in 
foweit zugerechnet, .al8 das handelnde Sub— 
jeft zur Vermeidung beyder verpflichtet ge⸗ 
weſen iſt. 


4) Wo feine Pflicht zur Vermeidung der Un: 
wiſſenheit und des Jrrthums iſt, da karn 
auch aus denſelben feine — ent⸗ 


ſpringen. 


67* 


Der Zwang beſteht in der Beſtimmung eis 
nes freyen Weſens zur Handlung, durch eine aͤuſ— 
ſere Urſache, und er iſt entweder unwiderſtehlich, 
ſo daß ihm das Gegentheil, durch freyen Willen 
zu thun, unmöglich iſt; oder widerſtehlich, ſo daß 
der freye Wille nur Hinderniſſe uͤberwinden muß, 
"am das Gegentheil wirklich zu machen. Die phy— 
fifde Unmöglichkeit befteht in dem Mangel der 
moralifhen Kräfte, welche zur Ausführung einer 
Handlung nötpig find. Die Regeln der Beur— 
theilung find: 

1) Was ein Menfch wegen offenbarer und uns 
verfchuldeter phyſiſcher Unmöglichfeit unters 
loffen muß, Fann ihm nicht zugerechnet wer: 
den; in wie weit aber die Unmöglichkeit von 
ihm felbft durch Einfluß des freyen Willens 
verurfacht ift, wird ihm die Handlung zuges 
rechnet; und ed kann alfo eine Unterlaſſungs⸗ 
handlung, ob glei ihr Gegenteil (im ges 

gens 
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zentöärtigen Augenblick) unmöglich iſt doch 
Beleidigung ſeyn. 4% 

2) Wer eine That, durch unmiberfichlichen 


Zwang gendthiget thut, thut fie nicht feloft, 
fondern der, welcher fie erzwingt. Die Hand⸗ 


fung ift alfo nicht vom Seiten des Gezwun⸗ | 


‚genen, ſondern des Zwingenden freye Hand» 
- Yung. Cine ſchlechterdings erzwungene Hands 
lung fann daher gar feine Beleidigung feyn. 


3) Wenn aber der Zwang ducch den freyen Wil⸗ 
fen hbertöunden werden kann und.alfo widers 
ſtehlich ift; fo wird die Beleidigung dem 
Subjefte zugerechnet, ob gleich weniger, als 
wenn fein Zwang da geweſen wäre. 


| 4) ge größer der Zwang bey einer Beleidigung 
gewefen ift, und je größere Kraft die Ueber⸗ 
windung defelben erfobert, defto weniger 
wird fie zue Schufd gerechnet; je Fleiner der 

‚ Zwang dabey gewefen ift und je geringere 
Kraft nöthig war, den, Zwang zu überwinz 
mwinden, defto mehr wird fie zugerechnet. _ 
Anm. Der Zwang ift, theild mechaniſch, theils 
pſychologiſch. Mechaniſch wird der Menſch 
nur alsdenn gezwungen, wenn ihm bewegende 
Kräfte fo determiniren, daß fein Wille das Ge: 
gentheil hervorzubringen verhindert wird, und 
diefer Zwang kann wiederum feldft von, freyen 
Weſen, oder von blos mechanifrhen Urfachen her: 
kommen. Wenn ein Stärferer, mit der Hand 
des Schwächeren, der ihm nicht widerſtehen kann, 
einen Schuldſchein unterſchreibt, ſo zwingt ihn 
y ein 
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ein freyes Weſen mechanifch zur Anterfchrift: 
wenn das Waſſer einen Menfihen mir ſich gewalt⸗ 
fanı fortreißt; fo wird er von einem blos phoſiſchen 
Dinge gezwungen. Pſychologiſch wird der Menſch 
gezwungen, wenn ihn Vorſtellungen, es moͤgen 
diefes Ueberlegungen, Gefühle oder Affekten ſeyn⸗ 
ſo noͤthigen, daß ſein Wille das Gegentheil gar 
nicht thun kann. Dieſe Vorſtellungen werden 
entweder durch ſeine eigne Natur herporgebracht, 
aber andere vernünftige Weſen Bringen fie ber: 
vor. In beyden Faͤllen muͤſſen die Vorſtellungen 
die Handlung unvermeidlich oder nothwendig: 
hervorbringen ; fo daß das Gegentheil zu thun 
gar nicht möglich wäre, d. h. der Gebrauch dep, 
Sreyheit muß im Subjekt ganz vernichtet ſeyn, 
wenn der pſychologiſche Zwang unwiderſtehlich 
feyn ſoll. Es iſt zu bemerken, daß fein Menſch 
durch Vorſtellungen zu irgend einer Handlung 
ſchlechterdings gezwungen if, fo lange er ſich 
feiner Selbſt, d. i. feiner Freyheit bewußt bleibt. 
Al ſo koͤnnen Handlungen, welche aus Furcht oder 
irgend einem andern heftigen Affekte geſchehen, 
wenn nur das Selbſtbewußtſeyn dabey nicht ganz 
erloſchen geweſen iſt, nicht für gänzlich erzwuns 
gene Handlungen angefehen werden. Drohunz 
gen, auch die allerhärteften, find alfo fein un: 
widerftehlicher Zwang. Sie koͤnnen die Schuld 
mindern, aber nicht gänzlich aufheben. 


%, 62. 


Ein phyſiſches Uebel, welches zu leiden dem 
andern um einer Verletzung der Pflicht willen zu⸗ 
gefuͤgt wird, heißt Strafe. (Sittenl. $. 311.) 
Ufo ift auch ein phyſiſches Uebel, welches zu leiden 
dem andern um einer Beleidigung willen juerfannt 

Jakobs Naturrecht. Be Ze wird, 
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wirb, Strafe. Dieſe Heißt goͤttlich, wenn fie don 
dem goͤttlichen Gerichte, menſchlich, wenn ſie von 
"dem menſchlichen Berichte (5. 38. Anm.) zuerkannt 
"wird, und rechtlich, aͤuſerlich "gerecht, in wies 
‚fernöfie duch Rechtsprineipien beſtimmt iſt. 


. 63. 
Jede Strafe muß allemal in dem Willen ei⸗ 
"nes moraliſchen Weſens gegruͤndet ſeyn, und in 
wiefern die phyſiſchen Uebel, pbyſiſche nothwen di⸗ 
ge Folgen der natürlichen Veraͤnderungen ſind, find 
Ne reine · Strafen. 
— . 64. | 
Die Strafe Heißt natuͤrlich, in wiefeen fie 
durch den Begrif des’ Verbrechens felbft beftimmt 
iſt, poſitiv, in wiefern die Beftimmung derfelben 
— willkuͤhrlich, obgleich dem Verbrechen gemäß: be⸗ 
ſtimmt iſt. 
Anm. "Der Ausdruck Natur und natuͤrlich gibt 
wegen feiner Zweydeutigktit vtelen Anlaß zu Mis— 
verſtand. Sollte man unter natuͤrlicher Stra: 
fe die phhſiſchen Uebel verſtehen, welche nad) 
Marurgefegen oͤſters aus böfen Haudlungen (aber 
auch eben ſo vft ans guten doder gleichẽ uͤlti en) 
folgen, wie wenn man das Kopfwehe, welches 
bey manchen aus ÜüÜbermaͤßigen Trinken ent⸗ 
ſpringt, Strafe der Unmaͤßigkeit, oder den Dieb— 
"Stahl, welcher den nachlaͤßigen Geizhals trift, 
Straſe feiner Nachlaͤßigkeit und Geizes nennen 
"wollte; und wollte man den lezten Grund der 
‚Strafe in der Natur ſelbſt ſuchen; fo wuͤrde man 
den Begrif der Strafe vernichten,und das bloße 
Wort beybehalten. Cole Strafen alfo, welche 
— die 
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die Natur verhängt; gibt es nicht; fie iſt kein 
moraliſches Weſen; ihre Geſetze ſind von den 
moraliſchen ſperifiſch verſchieden, Und ſie kann nicht 
ſtrafen. In dieſem Sinne gibt es alſo gar feiz. 
ne natärlichen Etrafen (Bitten! -$.313.). Hier 
würde der Ausdruck natürlich ben moralifchen 
entgegenfiehen. Alle Strafe muß aber mora⸗ 
liich feyn. Da man aber auch dasjenige Mo: 
raliſche natuͤrlich nennet, was ſich, feinem Inhalte 
nad), aus bloßen Begriffen a priori, ohne Erfah: 
- zung erkennen und beftimmen laͤßt; fo läßt ſich in 
diefem Sinne wohleine natuͤrliche Strafe benfen, 
die denn der pofiriven eben fo wie das Naturrecht 
’ dem poftiven Rechte ($. 7.) entgegen ſteht, nicht 
ſowohl wegen des Unterſchieds der Sache, als 
vielmehr wegen des Unterſchieds der Quelle, wor⸗ 
- aus beyde erkannt werden: 


$. 6; 
Eine Ordnung; in welcher alles na fittli⸗ 
chen Geſetzen beſtimmt wird, heißt eine ſittliche 
oder moralifche Ordnung. "Kun muß in einer 
ſittlichen Ordnung, das was begehrt wird, d. h. 
die Gtückfeligfeit oder das Angenchme mit der Tus 
gend (als Belohnung); das was verabſcheuet wird; 
d. h. das Uebel oder das Unangenehme mit dem Las 
ſter (als Strafe) verfnüpft werden, und. beides muß 
in einer ſolchen Ordnung den Groden der Tugend, 
oder des Laſters proportionirlich ſeyne Das was in 
einer moraliſchen Ordnung ertheilt werden muß, ges 
buͤhret ihm; er iſt deſſen würdig, und in wiefern er 
als die freye Urſache von dem angeſehen wird, deſſen 
er wuͤrdis iſt, ſagt man, daß er es verdiene. 


- 2 866 
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6. 66. 

Hieraus folgt-alfo, daͤß eine groͤßere Belei⸗ 
digung eine größere, eine kleinere eine kleinere 
Etrafe verdiene, "und daß überhaupt ‚die Strafe 
(auch die pofitive) der Beleidigung proportionir⸗ 
a feyn muͤſſe. 


9. 63. 

Eine Beleidigung beftrafen "Heißt fie vergels 
"ten, und die Beftrafung oder Vergeltung ift ges 
recht, in wiefern fie den Rechtsgeſetzen angemeſſen 
iſt. 


I 





Dritter Abſchnitt. 
Von dem oberſten Rechtsgrundſatze. 
6. 68. 

(GM urtheil oder Sp, ee ein Recht bes 
ftimnit oder erfanrit wird, heißt ein Rechtsur⸗ 
theil oder ein Rechtsſatz, und in wiefern derſelbe 
einen Grund enthaͤlt, woraus mehrere Rechte er⸗ 
kannt werden koͤnnen, ein Rechtsgrundſatz Rechts⸗ 
princip, und in wiefern dieſes der oberſte und all⸗ 
gemeinſte Erkenntnißgrund aller uͤbrigen Rechte 
iſt, heißt es der oberſte oder Em Grundfag des 
Rechts. 


6. 69. 


Reine, Rechtslehre. 37: 


$.. 69. 

Jedes Rechtsurtheil ift. ſynthetiſch. Denn 
in dem. Rechtsurtheile wird der Begriff Recht auf— 
etwas bezogen; das von, dem Begriff Recht feldit, 
verſchieden iſt. Es muß alfo ein-Grund da fepn,, 
wodurch: bie: Vernunft. berechtigt wird, den Bes 
geif des Rechts. mit dem, was von diefem. Rechte 
verfchieden ift, zu verbinden, und diefer Grund iſt 
nicht der Begrif des Rechte. Nun heißt aber ein 
Urtheil, in welchem der Grund der Verbindung der 
Begriffe nicht in. den Begriffen, welche, verbunden 
werden, ſondern in. einer. von diefen-verfchiedenen 
Vorſtellung liegt, ein ſynthetiſches Urtheil (Metaph. 
$. 650.), ſotglich ſind alle ————— ſunthe⸗ 
tiſch. 

9. 70. 

Der oberſte Rechtsgrundſatz muß ein ſolches 
Urtheil ſeyn, welches den allgemeinen Grund aller 
übrigen Rechtsurtheile ausdruͤckt. Er muß alſo 
den Begrif des Rechts duch ein Merkmal beſtim⸗ 
men, durch welches der Begrif Recht auf etwas 

von ihm verſchiedenes bezogen werden kann, wor⸗ 

aus man erkennen fann, daß etwas Recht feg. 


6. 71. 

Dieſer oberſte Grundſatz des Rechts kann 
ebenfalls nicht analytiſch, ſondern er muß ſynthe⸗ 
tiſch ſeyn. Denn aus der Entwickelung des Bes 
grifs von. Recht, welche im vorigen Abjchnitte ge: 


geben ift, fann nie etwas mehr heraus fommen, 
als 
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als der Satz: Recht iſt Recht; nur daß man die 
Merkmale des Rechts, die jeder im Begriffe des 
Rechts ſchon implieite denkt, bey der Erläutes 
rung explieite denkt. Man fodert aber von eis 
nem Grundſatze des Rechts nicht, daß er lehren 
ſoll, was der Begrif des Rechts bedeute, ſondern 
daß er ein Merkmal angebe, woraus man erken⸗ 
nen koͤnne, wo der Begrif des Rechts anzuwen⸗ 
den fey. 
Anm. Die Formel: Jeder hat ein Recht, das zu 
thun, was feiner Zwangspflicht widerfpricht, iſt 
blos ein analytiſches Urtheil ($. 19.) 


$. 72. 
Bey der Unterfuchung über den oberſten 
Rechtsgrundſatz haben mir zweyerley zu thun: 1) 
das Princip felbft darzuftellen, und 2) es zu recht, 
fertigen, oder den Grund der Verbindung in dems 
. felben anzugeben. Denn da e8 ebenfalls ein ſyn⸗ 
£hetifches Urtheil ift; fo bedarf es auch eines Grun⸗ 
des auffer ſich felbfr Die Rechtfertigung des 
Rechtsprincips Heißt deſſen Deduction. 


5. 73. 

Um ein allgemeines ſynthetiſches Merkmal des 
Rechts zu finden, muͤſſen wir erſt wiſſen, wo wir es 
ſuchen ſollen. Dieſes Merkmal muß objektiv aus 
den Rechtsurtheilen, (nicht aus dem Begriffe des 
Rechts, denn dieſes märe analytiſch) genommen ſeyn. 
Nun iſt in jedem Rechtsurtheile, ſo wie in jedem 
Urtheile uͤberhaupt Form und Materie zu unter⸗ 

ſchei⸗ 


Meine Rechtslehre. | 39. 


fheiden.- ($..29.) Die Materie, das Objeft oder 
der Inhalt des Rechts ift das, was Recht ift, die 
Handlung, das Ding, welches wirklich zu machen, 
ein Recht da iſt; die Form iſt die Art und Weiſe, 
wie die Materie als Recht gedacht wird. Es muß: 
aliv, dag allgemeine fynthetifihe, M erkmal des 
Rechts entiveder aus der, Materie oder aus der 
Form des Rechts hergenommen feyn. Die eriterg 
Art der Merkmale werden matgriale, die letzters 
fermale genannt. (Log. $.98.). 

Sey fpiele. Die Acer, die Zagd,rc.-auf. welche 
ein Recht da iſt, iſt die Materie; daß auf fie- 
ein Hecht gedacht wird, die Form. Wenn ich 
deswegen ein Recht auf,den Acker habe, weil er 
Ader tft; fo ift das Merkmal, woran ich das. 
Kecht ertenne, material; wenn ich deswegen ein 
Recht auf den Acker habe, weil, daß der Acer - 
mir. gehoͤre, als Recht gedacht werden kann 3 fo. 
iſt das Kennzeichen formal. N 


$. 74. 

Die Materie des Rechts wird, buch Erfah⸗ 
rung, gegeben, und-fann, wie. fie befchaffen ſey, 
a.priori gar nicht beftimmt werden, denn fie kann 
ins Unendfiche verfihieden, und in jedem Urtheile 
anders feyn.. Man fann.nie ficher ſeyn, ob das 
Merfmal, weiches. nach der Erfahrung, in mehre⸗ 
ven Materien enthalten. iſt, auch im. allen enthalten 
ſeyn werde. 

5. 75. 
Die Form des Rechts beſteht darinn, 


die Materie durch Vernunft als Recht gedacht wird. 
Sie 


20 ıfter Theil, zter Abſchnitt. 


Sie iſt alſo in allen Rechtsurtheilen einerfey a priori 
beftimmt, und macht das Weſen des Rechts aus, 
wodurch erft die Materie Kecht wird, 


$. 76. j 
Die Form der Rechtsurtheile ift aber Feine 
andere, als die Form der Vernunfturtheile über: 
haupt, in mwiefern nad derfelben der Begrif deg 
Rechtss gebraucht wird. Ihre Form muß nemlich: 


») abfolus allgemein fepn, d. h. Jedermann 
‚muß dur feine Vernunft die Materie als 
Recht denfen können. Denn wenn das Ur: 
theil wahr ſeyn foll, fo muß jedermann ur: 

F theilen koͤnnen, daß es Recht ſey, (Logik 

$. 176.); und 


2) abſolutnothwendig, d. h. es muß gar nicht 
möglich ſeyn, die Materie, welche als Recht 
gedacht wird, durch Vernunft auch als Un: 
recht zu denfen. Alle müffen fie als Recht 
denfen koͤnnen, und Feiner muß, fie, wenn er 
der Vernunft folgt, anders denken koͤnnen. 


Anm. Daf jedes Nechtsurtheil diefe Form haben 
muͤſſe, daran kann nicht gezweifelt werden. Denn 
es ift die Form aller "objektiven Wahrheitsur⸗ 
theile oder aller Wernunfturcheile. &o bald je 
mand urtheilt, daß etwas wahr fey: fo behauptet 
er, daß jedermann fo urtheilen müffe, wenn er 
feine Gründe gehörig faßt; und fo bald einer - 
urtheilt, daß er oder ein anderer ein Recht ha: 

be, fo behauptet er, daß jedermann, der unparz 
theyifch urtheilt, und. die gehörige Vorftellung 
das 
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davon hat, das Recht anerkennen muͤſſe. Zwei⸗ 
‚- felt er an biefer allgemeinen Sinfiimmung der 
Unpartheyiſchen, fo zweifelt er zugieich an der 
Michtigkeit feines‘ eigenen Urtheils. Jeder Hält 
fein Urtheil Lin der Idee) an die allaemeine Ver; 
nunft, jeder ſieht den Beyfall der Werftändigen 
als einen Beweis an, daß er bey. diefem Verſu— 
che nicht partheyifch verfahren fey. Und fo macht 
‚auch jedes Nechtöurtheil Anfpruch auf Beyſtim⸗ 
mung der allgemeinen Vernunft, 


$ j 77» 

Der oberfte ſynthetiſche Grundſatz des Rechte 
muß r) allgemein ſeyn, d. h. er muß ein Merk; 
mal des Rechts angeben, welches allen Rechten 
zufommt, und welches doch im Begriffe des Rechte 
nicht enthalten, alfo nicht analytifh ift, fondern 
ſynthetiſch zu dem Begriffe des Rechts binzufümmt; ' 
2) nothwendig, d. h. es muf gar nicht möglich 
feyn, irgend etwas noch ald Recht zu erfennen, fo 
bald man ven dem Merkmale, welches er enthält, 
abfirtpirt, und daflelbe weder implicire noch ex- 
plicite, ſondern wohl gar deifen Gegentheil denkt. 
Es muß alſo dieſer Grundſatz den oberſten allge⸗ 
meinften und nothwendigen Beſtimmungs⸗ und 
Erkenntnißgrund ($. 68.) alles deffen, was 
Recht iſt, enthalten. 


§. 78. 

Ein Grundſatz des Rechts heißt material, 
wenn der Beſtimmungsgrund ein materiales, fors 
mal, wenn der Beftiimmungsgeund des Rechts ein ' 
formales Merkmal ift (Sittenl. $. 55.) 


9 79 


‘ 
* 
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Drer allgemeine fonthetifche. Grundſatz des. 
Rechts kann nicht material ſeyn. Denn 06. dag, 
in welchem ein gewiſſes materiales Merkmal vor⸗ 
koͤmmt, allemal als Recht: gedacht: werden muͤſſe, 
und ob nie etwas dorfommen Fünne, das für Recht 
gehalten werden muß, ohnerachtet es diefes mate⸗ 
riale Merfmal nicht enthält, fann niemals beſtimmt 
werden, meil eine vollftändige Vergleichung aller 
Materie ded Rechts gar nicht möglich üft. ($. 74), 


6, 80% 
Alte möglichen materialen Beſtimmungsgruͤn⸗ 
de des Rechts koͤnnten ſeyn 
1) ſubjektive, d. h. Merkmale, welche von ge⸗ 
wiſſen beſonderen Zuſtaͤnden des Subjekts, 
welche durch etwas anderes hervorgebracht 
und hergenommen ſind; und zwar. 

a) aͤuſſere, wie die Regierungsform, die 
Gewohnheit, die Erziehung, das Herge⸗ 
brachte u; ſ. w. mo. dann der Grundſatz 
heißen muͤßte: „Was der ae 
„form,, der aflgemeinen. Gewohnheit 
„u. ſ. m. gemäß it, das.ift Necht, (darf, 
„nicht verwehrt werden,) was ihnen wis 
„derſpricht, iſt Unrecht.“ Daß aber durch 
ein ſolches Princip aller Anſpruch auf All⸗ 
gemeinguͤltigkeit eines Rechtsurtheils, d. Ha... 
alle Erkenntniß des Rechts. verlohren gez. 


hen muͤßte, ſieht ein * Denn alle dieſe 
aͤuſſern 
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äuffern Umſtaͤnde find bey. den verſchiede⸗ 
nen Voͤlkern und einzelnen Menfchen vers 


fhieden, und es würde daher nicht nur 


jedes Volk, fondern auch jeder einzelne 
Menfch fein eignes Kecht Haben, und eine. 
Handlung iſt Kecht und Unrecht zugleich, 
würde fein Widerfpruch. ſeyn. 

b). Innere, d. h. Gefühle des. Subjefts, «8. 
fey das phnfifihe ‚oder das moralifche, 
Der Ausdruc des erfteren wiirde ſeyn: 
„Was angenehm iſt, iſt Recht.“ Da 
dieſe feine Ungereimtheit allzuſehr vers 
raͤth; fo müßte die Vernunft mit zu Ra⸗ 
the gezogen werden, wo es denn heißen 
wuͤrde: Was wahrhaftig, (an. ſich und. 
zugleich in allen feinen Folgen). angenehm 
ift, iſt Recht, und jeder hat ein Recht 
zu allen Handlungen, welche fo befchaffen 
find.“ Allein nicht zu gedenken, daß es. 
unmöglich ift, auch nur von einer-einzigen 
Begebenheit in der Welt zu beftimmen, ob 
fie in. allen ihren Kolgen angenehm feyn. 
werde, weil wir diefe nie fennen; fo ift 
auch offenbar, daß das, was für den- cis 
nen angenehm ift,, für den andern unans 
genehm feyn kann; daß alfo das, was der. 
eine für Recht erfennt, der andere für Un: 
recht erfennen muß, daß alſo der cine dag, 
Recht des andern, gar nicht anerfennen 
kann, welches ungereimt if. Der. Nuss 
druck des en müßte ſeyn: „Was. 

| nach, 
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nach unſerm moraliſchen Gefuͤhle (In 
ftinfte) nicht verwehrt werden. darf, ift 
Recht.“ Allein wenn diefes Gefühl oder 
Inſtinkt eine natürliche Sinrichtung des 
Menſchen ift; fo müßte die Erfahrung, daß 
diefe Gefühle und Inſtinkte bey, verfchies 
denen Menfchen: ſehr verfchieden und in 
ihren Yeufferungen oft widerfprechend find, 
auch ein Rechtfertigungsgrund der daraus 
entftehenden. widerjprechenden Rechtsur⸗ 
tbeile feyn; fo Daß. das nach dem mora⸗ 
ratifchen Gefühle des einen für Recht er: 
klaͤrt werden müßte, was der andere nach 
dem feinigen mit eben. fo vieler Wahrheit 
für Unrecht erklärt, Es fünnte alfo auch 
bier niemald Einheit und Uebereinftims 
mung der Urtheile heraus fommen. Hängt 
aber das moralifhe Gefühl ſelbſt erſt von 
praftifchen Bernunftbegriffen ab ; ſo find 
diefe der Maaßſtab, die Richtigfeit des 
legteen zu beurtheilen, und dann muß 
das allgemeine Kriterium des Rechts im 
diefen Begriffen gefucht werden. 


2) objektive, d. h. folche Merkmale, welche 
nicht von den Zuftänden des Subjefts oder 
von den Wirkungen der Materie auf das 
Eubjeft, fondern aus den innern Eigenfchafs 
ten der Materie felbft hergenommen find. 
Diefe find wiederum 
a) auffere, der Wille des höchften morali⸗ 
ſchen Wefens oder Gottes. Pier würde 


der 


Reine Rechtslehre. 45 


der Ausdruck ſeyn: „Wovon Gott will, 
daß es nicht verwehrt werde, das iſt 
Recht.“ Diefer Satz iſt wahr, aber fein 
Rechtsprineip, weil ein neues. Kennzeis 
‚chen erfodert wird, woran man -erfennen 
fann, ob etwas dem -göttlihen Willen 
gemäß, nicht verwehrt werden dürfe; wel⸗ 
ches denn. der eigentliche Erfenntnifgrund . 
des Rechts fenn würde. Denn wenn Bott 
ein moralifches Wefen ift; fo druͤcken Frey: 
lich dieimoralifchen Geſetze, folglih auch 
die Rechtsgeſetze feinen Willen. aus. Aber 
"um Gott als ein moraliſches Weſen zu 
beſtimmen/ werden die moraliſchen Be⸗ 
griffe ſchon voraus geſetzt. 
h) innere, die Bollkommenheit der menſch⸗ 
lichen Natur: „Was der Vollkommen⸗ 
heit der menſchlichen Natur im. Ganzen 
gemäß ift, darf nicht verwehrt werden, 
oder ift Recht.“ Allein 1) FanndieVolls 
< Hommenpeit. der menſchlichen Natur fehe 
“perfciedentlih gedacht werden. Soll 
ſich das Kennzeichen der Vollkommenheit 
für einen Grundſatz qualifiziren, welcher 
‚ Einheit ‘oder Uebereinfiimmung im Ur: 
theilen hervorbringen foll; fo muß erft 
das Eine beftimmt werden, worauf alles 
Mannichfaltige in dem Menfchen abzielen 
fol. Koͤmmt man nun darinn überein, 
daß diefes Eine die Wirffamfeit der Frey: 
Heitnach fittlichen Befegen, alfo die menſch⸗ 
j diche 
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“fie Vollkommenheit, morafifhe Voll: 


Fommenpeit ſey; fd müßte der Srundfag 
fo ausgedeheft werden: „Wa mit der 
moralifchen Vollkommenheit übers. 
einftimme, iſt Recht.“ In diefem Sa⸗ 
tze bedarf man aber:2)theil® eines neuen 
Kennzeichens, um das moralifche zu er⸗ 
kennen, als welches eben gefucht moicd, 
und durch welches "allein das Rechtscri⸗ 
terium beftimmt werden kann; theils ift 


- der Grundfag zu eng und Überfaupt vie 


den unvermeidlichen Zwepdeutigfeiten aus 
geſetzt. Denn es kann man bes CAufferlich) 
Recht ſeyn, was der, moraliſchen Voll⸗ 
kommenheit fowohl des handelnden Sub⸗ 
jekts als anderer ſehr zuwider iſt (5. 51.), 
theils würde die Erkenntniß des Rechts 
‚abermals von den Folgen abhängig ge⸗ 
macht, weil man a priori nicht gewiß miffen 
kann, ob etwas der moraliſchen Vollkom⸗ 
menheit vortheilhaft ſeyn werde, und mah 
alſo, um das Recht zu beſtimmen, erſt denEr⸗ 
folg abwarten muͤſſe, welches ungereimt iſt. 


Anm. Mancher dürfte vielleicht glauben, es eh 


hier das Princip der Staͤrke ausgelaſſen, welches 
einige als das hoͤchſte Rechtsprincip aufzuſtellen 
verſucht haben, und welches ausgedruͤckt werden 
müßte: Was jemand durch ſeine Kräfte thun 
kann (folglich was er wirklich thut, gethan hat 
und je thun wird) ift Recht, was er Durch feis 
ne Rraͤfte nicht rhun Kann, ift Unrecht. Al 
Kin es iſt ſchon oben (H. 3.) bemerkt nn daß 


e ſes 


— 
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dieſes Prineip alles Necht zerſtoͤrt, ind daß es 

- alle möralifhen SGeſetze geradezu uͤber den Hau⸗ 

‚fen wirft, and alles in bloße Natur verwandelt. 

“ Per jus narurae intelligo iplas naturae leges, feu 
-rezulas, ſecundum quss omnia funt h.'e. ipſam 
naturae potentiam; atque adeo tötius naturae 
et confequentes.unius cujusque individui natu- 

‘rale Jus- eo usque fe “extendit, quo ejus poren- 
tia; et confequenter quicquid unus quisque ho- 
io ex legibus fuae natürae agit, id funmo na- 
‘turae jure agit, fantumque in matarafı hebet 

- juris quantum potentia valet. Spinoz. Tract. 

Pol. C. IIl 9. 5. 

— .5 

Wem es alſo ein oberſtes Rechtsprincip gibtʒ 

fo kann dieſes kein anderes als ein formales, ‘d.h. 
ein ſolches ſeyn, in welchem die Form des Rechts 
das allg emrine reale Kennzeichen des Rechts iſt, 
und Das. mas Recht iſt, beſtimmt. Nun bes 
ſteht aber die Form des Rechte darin, daß es alls 
gemein und nothwendig von jedermann als Recht 
duch Vernunft erkannt werden koͤnne, und dieſe 
dorm iſt "in allen Rechten einerley (F. 75.). Alfo 
wird das allgemeine formale Rechtsprineip in 
wieweit in demſelben von dem Unterſchiede aller 
Materie abſtrahirt Wird, ausgedruͤckt werden 
koͤnnen: —““ 

Was in einem Syſteme freyer Weſen nach 
allgemeinen Geſetzen gewollt werden kann, 
Daß es geſchehen duͤrfe, iſt Recht; mas 
nicht nach allgemeinen Geſetzen gewollt 
werden kann, daß es geſchehen dürfe, iſt 
Anrecht, widerrechtlich. 

oder? 


48. ıfter Theil. Zter Abſchnitt. 


— oder: 
1) poſitiv: Jeder hat ein Recht, alles das zu 
thun, was in einem Syſteme freyer We⸗ 
fen nad) allgemeinen Gefegen gefcheben 
kann. 
2) negativ: Niemand hat ein Recht, etwas zu 
hart, was nach feinem allgemeinen Ges 
ſetze gewollt werden fann, daß es ges 
fchehen dürfe. . 
. An 92. 

Gin allgemeines Geſetz des Willens ift ein 
ſolches, in welches der- Wille eines jeden, oder 
alle vernünfrige Wefen einfiimmen können. In 
demfelben iftalfo die durch Vernunft mögliche Eins 
fiimmung aller vernünftigen Weſen der legte und 
höchfte Beftimmungsgeund des Willens, d. h. der 
Tegte und.abfolute Zweck, und jedes vernünftige 
Weſen wird. alfo in einem ſolchen Geſetze ſelbſt als 
abſoluter Zweck oder als Selbſtzweck betrachtet, _ 
weil es mit. einſtimmen alſo das Geſetz ſelbſt mit 
geben muß. Daher kann das Geſetz auch ſo aus⸗ 
gedruͤckt werden: Be — 

Recht iſt das, wobey alle vernünftige Weſen 
als Selbſtzwecke gedacht werden fünnen. “ 
oder: 

1) pöfitio: Jeder hat ein Necht, alles zu thun, 
. wobey alle andere vernünftigen Weſen 
als Selbſtzwecke beftehen koͤnnen. 

2) negativ: Niemand hat ein Recht, irgend et⸗ 
was zu hun, woben irgend ein andes 
ET TEE Zi ter, 
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rer, wenn es allgemeines Gefeg wäre, 
nicht Selbſtzweck feyn koͤnnte. 
Diefes Prineip ift ebenfalls formal und die 
Zormeln find mit den obigen ($, 81.) völlig gleich⸗ 
bedeutend. 


Anm. ı. So ift, ein Eigenthumsrecht in foferm 
gültig und möglich, in wiefern mit dem Cigens 
thume alle Menfchen als Selbſtzwecke gedacht 
werden können. Daher innen Menfchen ſelbſt 
nie Eigenthum werden, weil der Vegriff des Eis 
genthums dem Begriffe einer Derfon, welche alle: 
mal Selbſtzweck ift, widerſpricht. Jemand dat 
ein Recht, auch falſch Aber den andern zu benz 

. fen. and zu urtheilen, fogar fo zu handeln, dag 
er andere, wenigitens im Herzen, als bloße Mits 
tel für fich felbft betrachtet, denn dabey koͤnnen 
andere immer noch als abfolute Zwecke gedacht 
werden. Wenn auch gleich jeder fo denft und 
fpricht, daß er andere blos als Mittel für ſich 

anſieht; fo gefchieht doch dadurch der abfoluten 
Natur der Übrigen fein Eintrag: Vielmehr Aufs 
fert jeder nur feine eigene Freyheit, obgleich durch 
eine unmoraliſche Denkart, wozu er aber aller 
dings ein (aͤuſſeres) Necht haben muß. Aber ans 
dere auch wirklich wider ihren Willen zu zwin— 
gen, ihnen zu bloßen Mitteln zu dienen, dazu 
kann: fein echt da feyn, weil alsdann diefe nicht 
mehr als Selbfizwecke beftchen könnten, fondern 
wirklich als bloße Mittel gebraucht werden ſoll⸗ 
ten, welches nie als allgemeines Geſetz gedacht 
werden kann. 


Anm. 2. Wenn man eine Maxime?als allgemei⸗ 
nes Geſetz pruͤfen will; ſo muß man zu allererſt 
einen beſtimmten Ausdruck fuͤr ſie ſuchen, und 
dabey vornemlich allemal die Umſtaͤnde und Vers 

dJalobs Naturrecht. D haͤlt⸗ 


ve 
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haͤltniſſe des Subjekts genau beſtimmen, unter 
denen ſie gefetzt wird. Die Frage kann ſodann 
allemal fo gefaßt werden: „Kann jedermann 
“polen, daß jedermann (entweder ohne Einſchraͤn⸗ 
kung oder unter den Umftänden a. b. e 1.) die 
Handlung begehen dürfe ?“ oder: Kann die Hands 
lung ‚von jedermann als Gefeß gedacht und gebils 
Jiget werden? z. B. Kann "jedermann wollen, 
daß jeder, der in Noth ift, oder es feinem Bor: 
theile gemäß findet, "dem andern fein Eigenthum 
eigenmaͤchtig nehme; oder fann Die gewaltfas 
me Wegnahme des Eigenthums im Nothfalle 
allgemeines Geſetz ſeyn? Kann jeder wollen, daß 
> einer den andern, zur Mettung ſeines eigenen ter 
bens, tödten dürfe? Kann alfo der Todtſchlag, 
der in der Abſicht geſchieht, ſich ſelbſt zu retten, 
WGeſetz ſeyn? 
6. 83. 
Odbb etwas in einem Syſteme freyer Weſen 
ach allgemeinen Geſetzen ‚gewollt werden Fünne, 
wird alfo eifannt 1) wenn man unterfucht, ob 
fi die Maxime des Willens, als allgemeines Ges 
ſetz gedacht, im Begriff deſſen, was man will, wi⸗ 
derſpreche; oder 2) ob ſie dem Begriffe eines Sy⸗ 
ſtems freyer Weſen widerſpreche. 
Beyſpiele. Die Marime, ich will meine Verträge 
FJ nie halten, widerfpricht fich, als-allgemeines Ge; 
"fe gedacht, im Begriffe, weil die Möglichkeit 
5. gings Vertrags gar nicht gedacht werden faım, 
fobald man es zum Geſetze macht, daß er nicht 
 gehakten „werben folle. Deine Verträge nie zu 
‚halten, kann alſo — ein Recht da ſeyn. 
Die Maxime, ich will an ehe, Menfchen töten, 
games; meinem; Vorcheile gemäß iſt, wider⸗ 
Bi @ — ſpricht 
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fpricht dem Begriffe eines Syſtems freyer Mes 
fen, weil jedes in demfelben ein abfoluter Zweck 
iſt, deren Begriffe es alfo widerfpricht, daß fie 
dem Vortheile irgend eines andern aufgeopfere 
werden dürfen. Es kaun alfo fein anderes vers 
nünftiges Weſen in die Marime einflimmen, fo 
daß jeder wollen könnte, einer oder alle ſollten 
das Hecht haben, andere zu tödten, fo bald es 
ihr Vortheil erfodere. Die Maxime ich "will 
gegen andere kein Wohlwollen beweiſen, ſon— 
dern ihnen blos dienen, wenn ich ſie brauche, 
wibderderfpricht aber, als allgemeines Geſetz ger 
dacht, weder dem Begriffe ihres Objekte, noch 
dem Begriffe eines Syſtems freyer Weſen. Den 
das Objekt kann nach diefem Geſetze zu Stande 
fommen; und niemandes freye und abfolute Nas 
tur wird angegriffen, wenn ihm gleich von Nies 
manden Wohlwollen miderfährt Zur Verſa— 
gung des Wohlwollens kann alfo wohlein Recht 
gedacht werden, 


§. 84. 

Zur Anwendung des oberſten formalen Prin⸗ 
cips auf einzelne Faͤlle, gehoͤrt alfo: 1) daß man 
einen deutlichen und entwickelten Begriff der menfchs 
lichen moralifhen Natur inne habe; und 2) daß 
man nach vbigen, Principien überlege, welche 
Handlungen nah allgemeinen Gefegen mit dem 
Begriffe der Mdrafifchen Natur in andern als vers 
einbar gedacht. werden fönnen oder nicht, Denn 
der Umftand, Daß irgend eine Handlungsmeife 
als allgemeines Gefeg als möglich gedacht wer, 
den kann, ift der Grund, wesbalb fie duch der 
Begriff des Rechts beftimmt werden muß, 


D 2 Anm 


‘ 


I 
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Anm. In der Subfumtion der einzelnen Mater 
rien unter die Form des Rechts koͤnnen Sehler 
vorfallen. Dieſes ift kein Vorwurf, der den 
Grundſatz, fondern die Urtheilskraft trift. Denn 
deren Gektchaͤft ift es, zu fubfumiren, oder die 
einzelnen Faͤlle unter die Negel zu bringen. Die 
Uripeilstraft kann ‚irren, fie kann zweifelhaft 
‚und. ungewig ſeyn. Wer glaubt, es fey ein 
Recht da, Menichen wie Sachen zu verkaufen, 
feine Verträge beliebig zu brechen 2c. irrt, ob, 
wenn feine pofitiven Gefeße :darüber vorhanden 
find, ein Recht da fey, Bücher nachzudrucken, 
aus einem Teftamente zu erben, giftige Waffen 
im Kriege zu gebrauchen, 06 frembes Figenthum 
unter keiner Bedingung verlegt werden dürfe u. ſ.w. 
ift vielen zweifelhaft. 


" $. 85. 


Die allgemeine Zmangspfliht, welche ſich 
auf das Recht überhaupt dezieht ($. 81.) kann fo 
‚ausgedrüct werden: „Du darfit nie andere vers 
hindern, das zu thun, was fie in einem Syſte⸗ 
me freyer Wefen, nach allgemeinen Gefeßen, 
wollen können; oder: Du follft nie das Recht 
eines andern verleßen; oder: DBeleidige Mies 
manden vollfommen ($. 48.) (Sittenl. $. 63 11.) 

Anm. Die $ormel der Zwangsplichten, nemineni 
laede, fetst den Begriff und das Kennzeichen, alfo 
das Princip des Rechts fchon voraus, wenn es 
gehörig verftanden werden foll. „Deshalb kann 
fie nicht das oberfte Princip des Naturrechts ſeyn. 

Die Formel, welche Herr Prof, Schmialz in 

feinem, in vieler Hinſicht ſehr vortreflichen reis 

nen Naturrechte gewählt hat: Behandie die 
— Menſch⸗ 
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Menfchheit nie als bloßes Mittel, ‚ſcheint mir 
‚daher ebenfalls nicht ganz zum Ausdruck eines 
Hechtsprincips zu paffen.. Denn es ift der bloße 
negative Ausdruck für alle Nächftenpflichten übers 
Haupt ; nicht, wie jener fonft fo fharffinnige Mann 
zu glauben fcheint, für die Zwangspflichten insbe: 
fondere, (S. meine philof. Sittenl. 8.345. 582). 
Da es ein Pflihrgebot sit, fo geht der Ausdruck blog _ 
aufdie Geſinnung. Da ıflesiaber offenbar,idaß 
ich andere (in meiner Darime) allemal als blo- 
Ge Mittel behandele, wenn ich Pflichten gegen 
fie verletze, es mögen Pflichten der Gerechtigkeit 
oder der Güte feyn. Wenn ein Herr feinen Des 
dienten aus bloßem Eigenfinn und bloßer Herrfch: 
ſucht ohne Noth quält, fchlägt 2c. fo behandelt _ 
er ihn in der That als bloßes Mittel, der Den: 
fungsart nah. Denn in biefer Handlung ift 
gar Feine Ruͤckſicht auf den abfoluten Werth feir 
ned Dieners fihtbar. Dennoch kann er ein 
Hecht zu einem folchen Verfahren haben, und der 
Diener kann eine Zwangsverbindlichkeit haben, 
es zu leiden. Eine gleiche Bewandniß hat es, 
wenn ein unbarmherziger Gläubiger feinen uns 
glücklichen Schuldner, vielleicht aus bloßer Luft 
zu quälen, bis aufs Blut druͤckt. Dieſe Hand: 
lung koͤmmt aus einer Marıme, nad) der er fei- 
nen Nächten, als bloßes Mittel zu behandeln, ges 
neigt ift. Dennoch ift ein Außeres Hecht dazu 


da. . Wenn indefien der Ausdrucd: behandeln, fo 


genommen wird, daß er blos die äuffere Hands 
lung anzeigt; fo ift der Saß richtig. Denn went 
diefe Äußere Handlung fo befihaffen ift, daß in 
derjelben fchlechterdings feine Ruͤckſicht auf das 
aͤuſſere Necht der Perfon gedacht werden kann, 
welches allemal gefchieht, wenn das Auffere Recht 
wirklich verlegt wird; fo offenbart fich die Hands 
lung als vollfommne Beleidigung, und dann 

erft 
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erſt fagt die Formel eben das, was die gewöhn: 
lihe neminem laede, 


$. 86. 

Der Begriff von einem allgemeinen maferia: 
fen Rechtsprincip neben dem formalen ift ein un: 
möglicher und fich ſelbſt widerfprechender Begriff. 
Denn ein matcriales Rechtsprincip neben dem fors 
malen müßte ein foldhes feyn, wo alleterft in der 
Materie der hinreichende allgemeine Beftimmungss 
grund des Rechts angetroffen wurde. Dieſes ift 
aber unmöglich, wie ſchon oben ($. 79. 80.) ges 

- zeigt worden iſt. Dan fann die Materie des 
Rechts durch ein allgemeines materiales Merkmal 
gar nicht beftimmen. — Es müßte nemlich ein fol 
ces materiales Merfmal eine Gattung der Materie 
beftimmen, welche allein und ausfchließend unter die 

Rechtsform paffen könnte, wie etwa: Nur das 

Nuͤtzliche, das Angenehme, das Reale ıc. kann 

unter die Rechtsform gebracht werden. Allein 

dieſes iſt ganz falſch. Denn es kann auf alle Ob⸗ 
jefte.ohne Unterſchied ein Recht ſtatt finden; alle 

Fönnen in gewiſſer Rüdficht und unter gewiſſen Bes 

dingungen fo beſtimmt ſeyn, daß fie unter die Rechts⸗ 

. form paffen, und man muß daher diefe an jede 

Materie oder an jedes Dbjeft des Willens erft hal: 
ten und dieſe mit ihr vergleichen, um zu beftim: 
wen, ob ein Recht dazu da fey. 

Anm. ı. So kann eben fowohl ein Recht auf das 
Unangenehme, Schädlihe, Negative ıc. als der 
zen Gegentheil ſtatt finden. Es iſt ein Recht 

da, 
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da; einem andern den Kopf abzufchlagen, in wies 
fern e8 nach einem allgemeinen Geſetze gewollt 
werden kann, daß es geſchehe; es kann ein Recht 
da ſeyn, daß ein hartherziger Gläubiger feinen 
unglücklichen Schuldner gefangen halte, , da 
ein Gutsherr Frohnen von feinen Unterthanen 
fodere uf. w. Denn alles dieſes, wenn es eins 
mal durch Verträge bewilliget ift, ft allgemeines, 
Geſetz. | 
Anm. 2. Alle Verſuche, ein materiales Rechts⸗ 
princip zu beſtimmen, muͤſſen daher, ohnerachtet 
des achtungswerthen Scharfſinnes ihrer Urhe⸗ 
ber, nothwendig mislingen. Denn das Unmoͤg⸗ 
liche kann kein menſchlicher Verſtand hervorbrin⸗ 
gen. Wollte man-z. B. den Satz: Jeder bat 
ein Recht auf Die gefammte Befoͤrderuug feis 
ner gefammten Realität, fo weit er Eein vers 
nünftiges Wefen als ein willführliches Mitiel 
Dazu gebraucht , ale das oberfte materiale Rechts⸗ 
prineip aufſtellen, wie in einem neuerlichen, fonft 
ſehr ſchaͤtzungswuͤrdigen Verfuche über das Nar 
rurrecht gefchehen iſt; fo gebe ich -zu bedenken ; 
3) daß er, wie es auch nicht anders. feyn Bann, 
viel zu eg iſt. Denn unter der gefegten der 
Dingung hat jeder nicht nur ein Recht feine, fonz 
dern- auch anderer Realitäten (mit Verminderung 
ber. Seinigen) zu befördern; aber em hat nicht 
allein ein Necht, feine und anderer Realitaͤten, 
fondern auch feine und anderer Negationen, uns 
ter der gefeßten Bedingung zu befördern. Man 
‚müßte beweilen koͤnnen, daß eine Negation zu 
befördern nie allgemein gewollt werden koͤnnte. 
Diefes ift aber fo wenig möglich, daß man viels 
mehr Benfpiele in Menge vorbringen fann, wo 
ein offenbares Necht da iſt, feine oder anderer 
Negationen zu befördern. So hat der Menfch, 


wenn er ſich woch durch. keine Werträge zum Ger 
gen: 
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gentheile verbindlich gemacht hat, ein Recht, ſei— 
ne Talente in fich verroften zu laſſen, feine Ge⸗ 
fchicktichkeiten wieder zu verlernen, fein Vermoͤ— 
gen ungebraucht liegen zu laffen u. f. w. ferner, 
ein Necht, andern feine freywillige Hilfe zu vers 
fagen, ihnen alles, was die Liebespflicht fo? 
dert, mit Gewalt zu verweigern u.f. w. wodurch 
offenbar Negationen befördert werden; 2) daß 
eigentlich die Nechtsbeftimmung gar nicht in der 
Beförderung der Realitaͤt (hier der Materie 
eines einzelnen Nechts) fondern in dem Zufake: 
fo weir x. alfo wirklich, allein in der Form liegt, 
welches doch nad) der Vorausfekung vermieden 
werden follte. Denn man fieht leicht, daß, wenn 
auc die Befärderung einer Negation unter je: 
ner Bedingung: fo weir sc. ftatt finden follte, das 
Hecht darauf ebenfalls eingeräumt werden müßte, 
woraus fih denn gleich erniebt, daß die Mate⸗ 
rie zu der Beſtimmung, ob fie Necht fey oder 
nicht, gar nichts thue; 3) daß aber das gewähl: 
te formale Kriterium fo weit ıc. doch nicht zu - 
einem Merkmale des Rechts tauglich fen, tft in 
der Anmerkung zum Hgften $. dargethan wor; 
den; 4) follte das Princip wirklich material 
feyn; fo müßte die Beförderung der Realität 
das Kennzeichen oder der Erkenntnißgrund des 


Rechts feyn. Dann würde jede Handlung, in 


wie weit fie Die Nealität nicht befördert, Unrecht 
ſeyn. Dean müßte alfo das Recht erft aus den 
Folgen beurtheilen. Denn wer kann mit voll 
tommner Gewißheit vorher willen, ob etwas feiz 
ne Realität (im Ganzen noch dazu!) befördern 
werde oder nicht. Eine und eben diefelbe Hand: 
lung würde Recht und Unrecht zugleich feyn koͤn— 
nen. Denn eine und cben diefelbe Handlung 
kann die Realität von der einen Seite vermehs 


ren und von der andern vermindern, fo wie ets 


- wa - 
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wa das anhaltende Studiren die Erkenntniſſe er- 
weitert und den Verſtand vervollkommnet, aber 

dabey die Geſundheit ſchwaͤcht und den feädern 
Tor befördert. 


5. 87. 

Was die Deduktion oder Rechtfertigung 
($. 72.) des Rechtsprincips anbetrift; fo ift fie 
mit der Deduftion des Sittengefeges einerley. Von 
demfelben aber fann feine weitere Deduftion ges 
geben werden. Das Bewußtſeyn deffelben ift ur: 
ſpruͤnglich, und mit dem Bewußtſeyn der morali: 
fchen Natur ift das Bewußtſeyn, daß. die moralis 
fhe Natur, two fie auch angetroffen werde, etwas 
Abfolutes fey, daß jedes moralische Wefen Rechte 
habe, unmittelbar verknuͤpft. Warum uns aber 
das Sittengefeg verbinde, warum das Recht ges 
rade fo und nicht anders beftimmt werde, und bes 
flimmt werden müffe , davon laͤßt ſich meiter fein 
Grund angeben, als daß es nicht möglich ift, den 
Begriff des Rechts und der Pfliht durch irgend 
"ein anderes Merkmal, ald durch das angegebene 
allgemeine formale oder deffen gleihbedeurendes 
auf Handlungen zu beziehen. (S. Kants Eritif 
der praftifchen Vernunft S. 80. der Ausgabe von 
1788.) 


Vier⸗ 
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| Syſtematiſche Darftellung. ber teinen oder 
fosmalen Rechte. 


4.88. 


Nas reine oder formale Recht drückt die Be 
dingungen aus, ohne welche überall fein materiales 
Recht gedacht werben Fann, die alfo vor allen mas 
terialen Rechten vorhergehen und vorausgefegt wer: 
den ; ohne welche, die letzteren auch nur zu Denken, 
unmöglich ift. Die formalen Rechte Haben daher 
feldft gar Feine Materie, fondern die Form felbft 
vertritt in ihnen die Stelle der Materie, oder die 

' ‚Materie des Rechts wird in denfelben blos durch 

die Form beſtimmt gedacht. 


$. 89 

So wie nun oben ($. 81.) der Begriff des 
Rechts durch die allgemeine Form des Rechts ſyn⸗ 
thetifch bejtimmt, und dadurch ein vberfter Rechts⸗ 
grundſatz erzeugt worden iftz fo laſſen fich auch 
die formalen Bedingungen der Moͤglichkeit, ein 
Recht in einem Subjekte auch nur zu denken, 
durch die allgemeine Form beſtimmen, und der 
Inbegriff dieſer Bedingungen erſchoͤpft alle reinen 
formalen Rechte. 


$. 99 
Die nothiwendigen Bedingungen aber, ohne 


welche in einem Subjefte gar Fein Recht gedacht 
; | wer⸗ 
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tverden kann, find 1) daß das Subjeft ald mos 
ralifches Subjeft, d. h. als abjolute Subftanz 
oder als Perfon gedacht werde, welche abfolu: 
ter Zweck, Selbſtzweck, was alfo nicht blos um 
anderer, fondern um fein felbft willen da ift, und 
alſo in einer moralifchen Ordnung nie bioßes Mit 
tel feyn kann. Jedes Wefen, dem überall Rechte 
zufommen folen, muß eine Perfon ſeyn; 2) daß 
die Perfon Freyheit oder abfolute Cauffalität des 
Willens beſitze. Denn ohne diefelbe ift fein mos 
raliſches Weſen, alfo weder Pliht noch Recht, 
($. 19.) denfbar, Denkt man fich aber 3) freye 
Perſonen in einer wechfelfeitigen Verbindung unter 
(einander; fo find und bleiben fie alle freye Perfos 
nen. Denn ihre Wefen kann durch ihre Beyſam⸗ 
menſeyn nit aufgehoben werden. Jedes moras 
ſche Wefen ift alfo den andern, fo verfchieden-fie 
auch der Materie nach feyn mögen, der Form 
nach vollfommen gleich. Unter freyen Perfonen 
if. alſo in jeder Berfnüpfung vollkommne formale 
Gleichheit. Keine derfelben iſt bloßes Mittel, alle 
find Selbſtzwecke oder Zwecke an fi. 


Anm. Einen andern als Zweck behandeln, ift 
ganz etwas anders, als fich etwas zum Zwecke 
machen. Das erftere heißt: einen als ein Weſen 
behandeln, das feinen Willen ſelbſt beſtimmen 
fann. Denn das, was den Willen befiimmt, 
iſt der Zweck. Wenn man alfo ein Wefen fo bes 
handelt, als ob es feinen Willen feldft beſtimmte; 
fo behandelt man es als Selbſtzweck. Sich et- 
was zum Zweck machen, heißt aber: etwas durch, 
feinen Willen hervorbringen, ſich etwas zum Ob⸗ 

jette 
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jefte feines Wilfens ſetzen. Sid vernünftige 

Weſen zum Zwecke machen, d. 5. vernünftige We⸗ 

fen durch feinen Willen hervorbringen wollen, 

ift ein -marerialer Sag; aber vorhandene vers 
nünftige Weſen als Selbſtzwecke behandeln, ift 
ein formaler Saͤtz. rfteres macht fich der zum 

Zweck, weicher vernünftige Weſen fchaffen will; 

leßteres der, welcher im allen feinen Handlun⸗ 

gen aufalle vernünftige Weſen oder auf die Ein⸗ 
fiimmung der allgemeinen Vernunft Ruͤckſicht 
nimmt. 

on. 

Die drey urfprünglichen formalen und reinen 
Urrechte ($. 35.) welche jedem moralifchen Wefen 
nothwendiger Weife unter allen Umftänden und 
Berhältniffen zufommen müffen, find alfo. 1) das 
Mecht auf Perfonlichkeitz; 2) das Recht auf 
Freyheit und 3) das Recht auf (formale) Gleich⸗ 
heit. 

$. 92. 

1. Jedes moralifche Wefen muß von der Bers 
nunft als abſolutes ſelbſtſtaͤndiges oder für fich bes 
ftependes Weſen d. h. ald Perfon gedacht werden. 
Diefes liegt im Begriffe eines moralifhen Wefens 
($. 90.) und ein ſolches ift alfo ohne diefes Merk⸗ 
mal gar nicht denkbar. Was keine Perſon iſt, iſt 
bloßes Mittel oder Sache, hat keinen letzten Zweck in 
ſich ſelbſt, ſondern auſſer ſich. 

Anm. Der Ausdruck Sache bedeutet im Natur⸗ 
recht nicht blos die Subſtanz, fondern auch die 
der Subſtanz inhärirenden Kräfte und die dars 
aus entfpringenden Wirkungen und Verhaͤltniſſe. 

$. 93. 
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% 93. 
Daß ein moraliſches Weſen von allen uͤbri⸗ 
gen oder auch von einem einzigen als bloße Sache 
aͤuſſerlich behandelt werden duͤrfe, kann nie als all⸗ 
gemeines Geſetz gedacht werden. Denn dieſes 
wuͤrde heißen, ein Weſen hätte Rechte und hätte 
doch auch feine, es hätte Rechte und andere hätz 
ten doch Feine Zwangsverbindlichkeit gegen daſſel⸗ 
be, es haͤtte keine Rechte und waͤre doch ein mo⸗ 
raliſches Weſen, ſollte handeln und dürfte doc 
nicht, welches alles widerfprechende Saͤtze find, 


$. 94 | 

Das allgemeine formale Recht aus Perfons 

lichkeit, als das erfte abfolute Urrecht, kann das 
her durch folgende Formeln ausgedruct werden: 


1) pofitiv: Jeder bar ein Recht, Selbſtzweck 
x oder ein für fi ſelbſt beſtehendes We⸗ 
ſen oder eine Perſon zu ſeyn. 


2) negativ: Niemand kann ein Recht haben, 
irgend eine andere Perſon als bloße Sa— 
che, oder als willkuͤhrliches Mittel aufs 
ferlich und. mit der That (nicht etwa blog 
der er, nac) ju bebanveln, 


| $. 95. 

Wenn jeder ein Recht auf Perſoͤnlichkeit hat; 
ſo iſt das Recht auf Perſoͤnlichkeit des einen durch 
das Recht der Pin des andern einge—⸗ 

ſchraͤnkt. 


4 
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ſchraͤnkt. Daher hat Niemand das Recht, zur Er— 
haltung ſeiner Perſoͤnlichkeit, das Recht der Per— 
ſoͤnlichkeit eines andern zu verletzen; und wenn je— 
mand das Recht auf feine Perſoͤnlichkeit nicht anz 
ders ausüben Tann, als durch Verlegung des 
Rechts der. Perfönlichfeit eines andern; fo hat er 
eine Zwangspfliht, die Ausübung feines Rechts 
gänzlich zu unterlaſſen. 


$, 96: 

Menn jeder ein Recht auf Perfönlichfeit Hat, 
fo hat er auch ein Recht, das, was feine Perfon, 
d. h. Sache ($. 92.) ift, nach Belieben zu gebrau- 
en. Denn Sade heißt altes, was nicht um fein 
Selbſt, fondern blos um eines andern Dinges mwil- 
fen da ift, was fi alfo julegt auf abfolute Wefen 
d. b. auf Perfonen bezieht. Man fege nun, eine 
Perſon follte Fein Recht auf Sachen haben; fo 
Fönnte fie fi gar Feine Zwecke fegen, und feine 
Abfichten ausführen, d. h. es wäre gar feine Pers 
fon, welches fich widerſpricht. Alfo folgt: 

Jede Perfon bat ein Recht, Sachen nach 
reechtlichen Principien zu gebrauchen. - 
Diefes ift ein in dem Rechte der Perfönlichfeit uns 

mittelbar enthaltenes Recht, 

Anm, Diefes Princip ſagt jedoch nicht fo viel, als 
ob alle ein Recht auf alle Sachen hätten, fon» 
dern nur überhaupt ein Recht auf Sachen. Ob 
jeder ein Recht auf alle Sachen habe, oder auf 
welche Sachen ein jeder ein Necht:bejige, muß 
hier noch unbeſtimmt bleiben, Die. Communie 

pri- 
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sprimaeva iſt eine Jdee, welche auf Misverftand 
deruht und leicht Folgen veranlaſſen kann, bie 
"das Net verwirren. Sie feßt ein urſpruͤngli— 
‘ches Recht eines jeden auf alle Sachen voraus, 
and erfhmwert dadurch den möglichen Urſprung 
des Eigenthums, das nach ihr blos durch einen 
Vertrag. entftehen müßte, der aber unmöglich 
iſt, weil jeder, der ein Eigenthum erwerben wolf 
te, den Vertrag mit alien fchließen, oder die 
Einwilligung aller haben müßte, und folglich, 
da diefes unmöglich ift, nie zu. einem rechtlichen 
ausfchliefienden. Befis gelangen koͤnnte. ine 
ſolche communio primaeva ift aber ohne allen 
Grund. 5* 
% 97- ' 
So wie fi aber alle Rechte einander ein: 
fhränfen, fo ſchraͤnken ſich auch die Rechte der 
Perfonen auf Sachen ein, und wenn daher jemand 
ein Recht auf beſtimmte Sachen hat, neben wel 
hen das Recht eines andern auf eben diefe Sache 
nicht beftehen fann; fo Fann Fein anderer ein Recht 
auf eben dieſe Sache haben. Wie aber Kechte 
auf beſtimmte Sachen enſtehen, kann hier noch 
nicht unterſucht werden, Denn die Rechte auf ber 
fiimmte Sachen find materie, Das Recht auf 
Sachen überhaupt ift aber in dem Rechte der Pers 
fönlichfeit enthalten... Denn die Saihen find dem 
Perfonen als Mittel fubordinie ., 


BE Wer 
Jedes moraliſche Wefen oden jede Perfon iR 
freh, ‚der hat einen, freyen Willen. Denn ‚ohne 
demferben iſt Feine Pfliht und überhaupt feine 
ri mora⸗ 
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moraliſche Handlung denfbar ($. 19.). Man fehe 
nun, daß irgend einer dad Recht auf Freyheit 
nicht hätte; jo hätte er auch überall kein Recht, 
und folglich“auch feine Pit, und man wollte, 
daß ein morafifches Wefen fein moralifches Wes ' 
fen ſey, welches fich widerſpricht. Alfo hat jedes 
moraliſche Wejen ein Recht auf feine Freyheit. 


$. 99. 

Kömmt aber jedem moralifchen Wefen ein 
Recht auf Freyheit zu; ſo hat auch jeder eine 
Zwangsverbindlichkeit 4. 30.) die Freyheit des ans 
dern nicht zu verletzen. Alſo kann ſich das Recht 
auf Freyheit, welches einem jeden zukoͤmmt, nicht 
weiter erſtrecken, als fo weit, als die Freyheit kei⸗ 
nes andern ‘dadurch verlegt wird; und in fo weit 


kann jedes moralifche Wefen wollen, daß die Frey: | 


beit des andern ———— oder verletzt werde. 


q. 100. 

Freyheit iſt poſitiv, das Vermoͤgen des Wil⸗ 
lens, ſich nach ſeinen eigenen Geſetzen zu beſtim⸗ 
men, oder die Beſtimmungsgruͤnde ſeiner Hand⸗ 
lungen aus einem innern Princip beliebig zu wäh: 
len; negativ das Vermögen ſich nicht durch äufs 
fere Urfachen oder ducch fremde Geſetze zum hans 
dein beftimmen zu laffen. So bald daher jedem 
ein Recht auf feine Frepheit eingeräumt werden 
muß; fo ergiedt ſich auch hieraus, daß die Frey⸗ 
heit des einen ie Freyheit de andern einfhränft, 


$, 101. 
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§. 101. 


Das allgemeine Recht auf Freyheit kann da⸗ 
her durch folgende Formeln ausgedruͤckt werden: 


1) poſitiv: Jeder hat die Freyheit oder ein Recht 
‘alles zu thun oder zu laſſen, wodurch er 
die Freyheit oder das Recht keines ans 
dern verleßt. 

2) negativ: Miemand hat ein Recht, ben ans 
dern, gegen deſſen eignes Recht, nach 
feinem bloßen Belieben zu zwingen. 


6. 102. 


So weit als die Freyheit des einen die Freys 
heit des andern nicht verlegt, ift fie \Aufferlich) 
rechtmäßig, und darf alfo nicht mit Gewalt eins 
gefhränft werden. Eine Freyheit aber, welche 
Die Sreyheit anderer nicht achtet, fondern dem blös 
fen Belieben, (welches dem allgemeinen Geſetze 
entgegen ftehet) folgt, ift Zügellofigkeit, Licenz, 
Srechheit, und ift widervechtlih, Denn niemans 
den kann je ein Recht eingeräumt werden, die Sreys 
heit anderer zu verlegen. ($. 94.) 


6. 103. 

Das Neht im allgemeinen oder formalen 
Perftande iſt in der That nichts anders, als die 
Freyheit, etwas zu thun oder zu laffen, als allges 
meines Geſetz gedacht, ($. 19.) oder die Frey— 
heit, etwas zu thun, in wie weit yedermann durch 

Jatobs Naturrecht. E Ver⸗ 
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Vernunft wollen kann, daft fie nicht verwehrt wer⸗ 
de. Diefes kann als eine Nealdefinition des Rechts 
angefehen werden, da die obige ($. 19 2 eine bios 
ße —— (Log. $. 330.) iſt. 


§. 104. 

Die rechtmaͤßige Freyheit (F. 101.) eines 
moraliſchen Weſens wird daher durch den Inbe⸗ 
grif ſeiner Rechte beſtimmt; und es iſt demnach 
die Freyheit eines jeden durch ſein Recht begrenzt, 
oder die rechtmäßige Freyheit geht nie weiter, als 
das Recht. Man kann daher auch die äuffere 
rechtliche Freyheit durch Den Inbegrif der Auffes 
ven Rechte eines vernünftigen Weſens beſtimmen. 


$. 105 
So tie daher die Rechte theils formal theils 
Material find ($. 33.), fo ift auch die Freyheit 
theils formal, theils material, Die formale Frey⸗ 
heit ift allenthalben einerley, die materiale wird 
durch die Verfchiedenheit der materialen Rechte auch 
verſchiceatui beſtimmt. 


4 106. 


Die Regel der Beurtheilung der materialen 
Freyheit iſt: „Je mehr jemand Rechte hat, deſto 
„groͤßer iſt feine Freyheit, je wichtiger feine Rech⸗ 
„te ſind, deſto wichtiger iſt feine Freyheit; je we— 
„niger jemand Rechte hat, deſto kleiner iſt ſeine 
„Freyheit; je BEINEN und unbedeutender. 

„feine 
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„feine Rechte find, defto geringfügiger und unbes 
„deutender ift feine Freyheit.“ 


6. 1o7. 

Es folgt alfo: Mach Rechtsprincipien ift 
die Freyheit des einen durch die Freyheit aller 
übrigen, und die Freyheit aller übrigen durch 
die Freyheit des einen eingefchränft; und: Die 
Rechte Des einen find durch die Rechte der übris 
gen, und die Rechte aller übrigen durch die 
echte Des einen eingefchränft. Das allerfleins 
ſte und geringfte Recht des einen ſchraͤnkt das als 
lergrößefte Recht des andern ein, und umgefehrt: 
Serner: Bo einer fein Recht nicht ausüben kann, 
ohne das Mecht eines andern zu verlegen, da 
fiege ihn eine Zwangsverbindlichkeit ob, die 
Ausibung feines Rechts zu unterlaffen. 


§. 108. x 
Die Freyheit eines jeden, ſo wie jedes Recht 
und deſſen Ausuͤbung hat daher ſeine beſtimmten 
rechtlichen Grenzen oder Schranfen, über wels 
he hinaus die Freyheit und die Ausübung des 
Rechtes nicht mehr rechtmäßig ift, d. 5. wo gar 
fein Recht mehr da ift. 


$, 109. 

Alle Schranken der Freyheit find aber theils 
durch die Materie, theils durch die Form des 
Rechts geſetzt. Erſtere find die phyſiſchen, Tegtes 
se die moralifchen Schranfen, 

‚&a $. 110. 
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6. 110. 


Die phyſi iſchen Schranken find durch die Nas 

tur beftimmt. Denn die Ausübung eines jeden 
Rechts haͤngt von den natärlichen Kräften ab, mit 
welchen das freye Wefen, dent die Rechte zufoms 
men, verfehen ift. So weit diefe Kräfte gehen, 
fo weit geht die Möglichkeit des Subjects, fein 
Recht auszuüben, d. h. die Materie deſſelben zu 
Stande zu bringen; und die Möglichfeit der Aus; 
Abung des Rechts kann daher theils durch die eig: 
ne Schwaͤche (Mangel an natuͤrlichen Kräften) des 
Subjefts, theild durch den Miderftand Aufferer 
"mächtigerer Naturdinge begrenzt feyn, In dies 
‚fen Fällen ift das Recht des Subjeks nichts, 
ein bloßes Gedanfenrecht, ein Recht, das nie 
auszuführen ift. Die Form des Rechts ift da, aber 
die Materie ift etwas Unmögliches. 

Deyfpiel. Ein folhes Necht hat der Blinde zu 
fehen, ein folches Necht haben die Menfchen, den 
Mond herab zu ziehen, oder den Ocean auszur 
ſchoͤpfen. 


$. 111. 


Die moraliſchen Schranken (5. 109.) find 
theils durch das innere, theils duͤrch das aͤuſſere 
Recht beſtimmt. Das phyſiſche Vermoͤgen, d. h. 
die Gewalt, die Materie des Rechts wirklich zu 
machen iſt da, aber es ſteht eine Pflicht in uns 
oder ein Recht auſſer uns der Ausuͤbung entgegen. 
Wenn der Ausuͤbung eines Rechts eine Pflicht uͤber⸗ 
haupt widerſpricht, ſo iſt die Ausuͤbung des Rechts 

mo⸗ 


’ 
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moralifch unerlaubt innerlich unrecht ;twiderfpricht 
ihr. dad Recht eines andern; fo mwiderfpricht der 
Ausübung des Rechts eine Zwangspflicht. Dies 
ſes ift ein rechtliches Hindernif infonderheit, eine 
rechtliche Schranke. Es ift die Materie des Rechts 
moͤglich, aber es fehlt die Form d. h. es ift gar 
Fein Recht da. So bald alfo die Form nicht mehr 
‚auf die Materie des Rechts paßt, hört die Mater‘ 
tie auf Kecht zu feyn, das Recht verſchwindet auf 
diefen Fall. Ueber die Form Des Rechts hinaus 
gibt es Fein Recht, folglich auch Feine rechtmaͤßige 
Freyheit mehr. 

Derfpiele. Der König von Preußen hat ein Recht 
Salz an die Sachfen zu verkaufen. Aber diefe 
mögen es nicht, fie haben felbft genug. Zwar 
wäre vielleicht feine Macht ſtark genug, die bes 
nachbarten ausländifchen Salinen zu zerftsren, 
und fd die Nachbaren zum Abkaufe zu zwingen. 
Aber ihm fteht nicht blos feine Pflicht, fondern 
auch Das Recht feiner Nachbaren entgegen, wels 
ches feine Pflicht ſelbſt in eine Zwangspfliche 
verwandelt. Er bat alfo zwar das Recht, aber 
er kann wegen ber echte anderer, die ihm im 
Wege ftehen, feinen fonderlichen Gebraud das 
von machen. Ar 

$. 112. 


3. Wenn mehrere moralifhe Wefen neben eins 
ander gedacht werden; fo fommen jedem bderfels 
ben Rechte zu; folglich Hat auch jedes Glied in 
einer Verknüpfung oder in einem Spfteme morali- 
fher Wefen das Recht, feine Rechte auszuüben. 
Denn das, Recht zur. Ausübung eines Rechts iſt in 

dem 
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dem Begriffe des Rechts ($. 19.) felbft mit ent⸗ 
halten. Die Ausuͤbung des Rechts muß aber cbens 
falls nach einem allgemeinen Gefege, d. h. auf ei⸗ 
ne rechtmäßige Art geſchehen, und ift alfo fo wie 
Dad Recht durch das Recht ſelbſt beſchraͤnkt. (6.107.) 
Darinne nun, daß jedes Glied in einem fittlichen 
Reiche Rechte hat, welche e8 nach allgemeinen Ges 
ſetzen ausüben darf, befteht.die rechtliche Gleich» 
beit. 
§. 113. 

Eine freye Handlung, folglich auch die Aus⸗ 
uͤbung des Rechts, kann nicht wirklich gemacht 
werden ohne Kraft, welche, ſobald ſie Hinderniſſe 
überwindet, Gewalt (Metaph.'$. 647. Sittenl. 
$. 137.) genannt wird. Zur Ausübung des Rechts 
gehört alfo Kraft:und Gewalt. 


$. 114 
Ein moralifhes Weſen zwingen, heißt, daf 
ſelbe wider feinen Willen mit Gewalt zu einer 
. Handlung beftimmen, und die Handlung, wodurch 
diefes geſchiehet, Heißt der Zwang, der entweder 
mechaniſch oder pſychologiſch feyn Fann. ($. 61.) 


6. 115. 

Wenn Alfo ein vernünftiges Weſen der rechts 
mäßigen Ausübung des. Rechts des andern Hins 
derniffe in den Weg legt; fo muß der, welcher in 
Ausuͤbung feines Rechts gehindert wird, ein Recht 
haben, den andern auf eine rechtliche Ar (d.h. 

fo, 
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fo, daß es nach einer allgemeinen Regel gewollt 
werden fann, daß er fih diefer Art des Zwaͤnges 
bedienen dürfe) zu zwingen, fein Recht nicht zu verz 
legen. Denn wenn man annähme, daf irgend ein 
moralifhes Wefen Fein Recht hätte, fein Recht von _ 
andern auf eine rechtliche Art zu erzwingen; fo würz 
den andere ein Recht haben, die Rechte deſſelben nach 
bloßenBelieben zu verletzen, und es würde eine aͤuſſer⸗ 
lich vollfommne Berbindfichfeit d. H. eine Zwangs⸗ 
pflicht da feyn, ſich in allen Stücken von andern als 
bloße Sache gebrauchen zu lafjen, welches ungereimt 
ift. Denn die Maxime, daß irgend. ein.moralis 
ſches Wefen in allen Stuͤcken als bloße Sache ge 
braucht werden dürfe, teiderfpricht, als allgemei> 
nes Geſetz gedacht, dem Begriffe eines moralifchen 
Weſens. ($. 94.) 


$. 1 16. 


Man fann den Sat, daß jedes moralifche 
Weſen ein Recht haben müffe, gegen ein anderes, 
wenn es fein Recht antaftet, Gewalt zu brauchen, 
auch fo bemweifen: Ein Recht ift die Sreyheit, Hands 
lungen zu thun, welche niemand verwehren darf 
($. 19.) oder welche zu geftatten, jedermann eine _ 
Zwangsverbindlichkeit bat. Hätte nun irgend eis . 
ner ein Recht, diefe Handlungen zu verwehren ; 
fo würde er feine Zwangsverbindlichkeit haben, die 
Handlungen zu leiden, und dennoch müßte er dem 
andern nach der Vorausfezung, ein Recht zuge 
ſtehen, welches abjurd ift, 


\ Anm, 


ıfter Theil. Arer Abſchnitt. 


Anm. Man würde ſich fehr irren, wenn man 


glauben wollte, daß jeinanden doc) unvolllomm: 
ne echte zutommen koͤnnten, wenn ihm gleich 


nicht vollkommne zufämen, und daß, da die uns: 


vollkommnen Nechre keinen Zwang gegen vers 
nünftige Weſen verftatten, e8 doch möglich fey, 
daß ein moralifches Wefen auch gar fein Recht, 
have, irgend einen andern zu zwingen. Die 
fes beruhet auf grundialfchen Borftellungen ber 
vollkommnen und unvolltommnen Nechte. Denn 
die unvollfommnen Rechte find allemal zum 
Theil vollfommen, d.h in jedem unvollkommnen 
echte iſt irgend etwas, das erzwungen werden 
kann. So viel nemlich, als dag Subjekt allein 
zur Hervorbringung der Materie dag Rechts beys 


‚tragen kann, darf allemal erzwungen und darf 


nie durch Auffere Kräfte verhindert werden. Das | 


Recht ifb nur deswegen unvollfommen, weil zur 
Realiſirung des Objekts die freye Einſtimmung 
und Einwilligung eines andern— noͤthig iſt. So 
iſt das Recht auf anderer. Guͤte unvollkommen. 
Aber auf die Handlungen, welche bey der Aus: 
Übung dies Rechts von mir allein abhängen, 
wie daß ich darauf denfe, den andern zu bitten, 
day ich ihn wirklich zu bewegen ſuche ıc. ift das 
Recht vollfommen, und es laͤßt ſich überall kein 
unvollkommnes Necht ohne irgend ein vollkomm⸗ 
nes denken. Man braucht alfo bey Unterſu—⸗ 
hung der Aufferen Rechte Überhaupt auf diefen 
Unterfchied gar nicht Nückficht zu nehmen. Die 
Einſchraͤnkung der Rechte durch den Willen ans 
derer, wodurch fie unvolllommen werden, 6% 
gibt ſich von ſelbſt. 


§. 117. 
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. 117 
Das Princip des Rechts auf formale Gleich⸗ 


heit kann daher in folgenden Formeln ausgedruckt 
werden: 


1) poſitiv: In einem Syſteme moraliſcher We—⸗ 
ſen hat jedes Glied gegen das andere, 
eines gegen alle und alle gegen eines 
Zwangsrechte. 
oder: 

Jeder hat das Recht, von den andern ſein 
Recht zu erzwingen, in wiefern dieſes nach 
einem allgemeinen Geſetze geſchehen kann. 

2) negativ: Niemand hat das Recht einen an⸗ 
dern anders zu zwingen, als in wie weit 
dieſes nach einem allgemeinen Geſetze 
verſtattet werden kann; Niemand hat 

323 gegen den andern ein unbegrenztes 
Zwangs recht. 

oder: 

Niemand hat das Recht, den andern zu ber 

leidigen. 
§. 118. 

Hieraus folgt alſo: 1) Jeder rechtliche Zwang 
iſt durche die Allgemeinheit des Geſetzes oder das 
durch eingefhränft, daß er ald allgemein möglich 
muß fünnen:gedacht werden, 2) Niemand kann 
ein Recht zu einem ahfoluten und uneingefchränfs 
ten oder unbedingten Zwange gegen andere haben ; 
«8 ift Feine rechtliche, willführlich abfolute Gewalt 

„eis 
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eines vernuͤnftigen Weſens uͤber das andere, d. h. 
fein Deſpotismus prafiifh moͤglich; 3) Nie 
mand hat eine Zwangspflicht andern.unbedingt zu 
gehorchen. Es gibt Feine Prlicht zum pofitiven 
Gehorfam gegen irgend ein anderes Wefen. 
Anm. Die formals vechtlihe Gleichheit, wovon 
‚ bisher die Rede gewefen it, kann gar nicht ber 
zweifelt werden, und fließt aus dem Begriffe der 
moralifchen Weſen eben fo gut wie die Perfin, 
lichkeit und Freyheit. ine auch nur mögliche 
maͤterigle vechtliche Gleichheit der moralifchen 
Weſen zu behaupten, d. h. alfen Rechte von glei’ 


chen Inhalte zu geben, iſt eine ganz hirnloſe, ſich 
ſelbſt zerſtöͤrende Idee, die jemand nur denken 
darf, um ihre Ungereimtheit ſogleich einzuſehen. 


Sie führe eben fo auf die.Zerftsrung alles 
Rechts, wie jene zur Sicherung deſſelben Dient. 


: & 119. 
Mer fein Recht rechtlich ausuͤbt, beleidigt 
dadurch keinen andern, wenn gleich die Ausuͤbung 
deſſelben ein Hinderniß ſeyn ſollte, daß ein anderer 


ſein Recht nicht ausuͤben kann. Denn die Mög 


fichfeit der Ausübung des Rechts eines jeden iſt 
duch das Recht des andern nothwendig ve 
fehranft. Dis Recht des andern wird aber nicht 


allemal verlegt, wenn deſſen Ausuͤbung dur eine 


freye Handlung Abbruch feidet. Denn ſo bald bie 
letztere nur rechtmaͤßig iſt, iſt fie vielmehr eine 
moraliſche nothwendiae Grenze, über welche hin—⸗ 
aus ſich das Recht keines andern erſtrecken kann. 
($. 107.) 


§. 120. 
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$ 120. 

Daher wird auch Niemand durch einen rechte 
mäßigen Zwang oder durch den rechtmäßigen Ges 
braud der Gewalt beleidiget, wenn gleich Die Mas 
terie des Rechts eines andern dadurch zerftört wer⸗ 
den follte. Denn ein Recht auf eine Materie ift 
niemals unbedingt, fondern es findet nur in fo 
weit auf die Materie ein Recht ſtatt, als fie unter 

die Rechtsform ($.. 80.) paßt. Wenn daher gleich 
die Materie eines Rechts zerſtoͤrt wird; fo wird 
das. Recht dadurch nicht allemal verlegt. Dieſes 
gefchicht nur, wenn die Materie, in wie weit-ein 
Recht darauf ftatt findet, angetaftet wird, .S$n 
wie weit aber die Materie ded Rechts verlegt. 
werden darf, hat der andere. Fein Recht mehr 
darauf. 
Beyſpiel. Wenn ich bey ber Vertheidigung mei⸗ 
nes Lebens gegen einen Mörder diefem das Reben 


nehme; fo vernichte ich die Materie feines Rechts 


(fein Leben ), aber ich verletze nicht fein Recht. 
Denn diefes ging nie weiter ale fo weit, als er 

- 08 nicht zum widerrechtlichen Angriffe des Lebens 
eines andern misbraudt. 


, 121. 

Es iſt demnach ein ganz allgemeines Princip: 
Niemand beleidiget dem andern durd) die rechts 
mäßige Yusübung feines Rechts, wenn auch gleich 
dadurch) andern die Ausubung ihrer Rechte pby⸗ 
ſiſch unmoͤglich gemacht werden ſollte. 


Li 


$. 122, 


6 ıfter Theil. 4ter Abſchnitt. 


6 . 122, 

Zugleich aber erhellet auch hieraus, daß als 
fee Zwang dem Grunde angemeffen feyn muͤſſe, 
wodurch er beftimmt wird. Diefer ift alfo immer 
das, was allen Zwang gegen andere Perfonen in 
Schranken hält. Denn es gibt fein unbegrängs 
te8 Zwangsrecht ($. 117.); und ein folches würs. 
de eine Perfon in eine bloße Sache verwandeln, 
welches abfurd ift. Niemand fann alfo nach blos 
Gen Belieben, fondern nur nach einer allgemeinen 
Regel gezwungen werden, in welcher ſowohl bie 
Art ald der Grad des Zwanges beſtimmt feyn 
muf. 


s 4 123 
Sowohl die Art als der Grad des Zwanges 
wird im allgemeinen duch den Zweck beftimmt, 
welcher durch ihn erreicht werden foll, wobey jes 
doc) jederzeit auf die Rechte deffen Ruͤckſicht ge 
nommen werden muß, der gezwungen wird. Denn 
er bleibt immer eine moralifche Perfon, und es 
darf ihn daher nie mehr Zwang angethan werden, 
als in dem Gefeg beſtimmt ift. 


5 124 
Wenn daher eine Yerfon diejenige Ast und 
denjenigen Grad des Zwanges, welcher durch den 
Zweck beftimmt ift, nicht in ihrer Gewalt hat, wohl 
aber eine andere Art oder einen größeren Grad, 
wodurch zwar der Zweck erreicht, aber nicht auf 
eine gefegmäßige Art erreicht werden fönnte; fo 


| iſt 
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ift fie nicht berechtiget, dieſe Art des Zwanges 
zu gebraucen. 

Beyſpiel. Daß ich ſelbſt das kleinſte von dem, 
was mein ift, gegen andere vertheidige, fie zum 
Erfaß des Geraubten zwinge, fann allgemeines» 
Gefes fenn. , Aber feget, ich kann diefen Zweck 
nicht anders erreichen, als wenn ich meinen Dieb 
heimlich ermorde; So kann diefes Zwangsmittel 
nimmermehr rehtmäßig feyn. Denn weder die 
Art, noch der Grad des Zwanges kann als all 
gemeines Geſetz gedacht werden. Der Sag: Jeder 
Hat ein Recht, den, der ihm eine Kleinigkeit genoms 
men hat, wenn er es nicht anders wieder befommen 
Tann, heimlich zu ermorden — kann nie alg Ser 
feß gedacht werden, weil die Güter, welche er 
dem andern verleßt, um zu feinem Eigenthum zu 
gelangen, in gar feiner Proportion mit feinem 
Berlufte fiehen. Das Recht fodert gar nicht 
nothwendig, daß es jedermann ausübe. Mer 
daher das dem Zwecke proportionirliche Zwangs⸗ 
mittel nicht in feiner Gewalt hat, muß die Aus— 
bung feines Rechts lieber aufgeben, alg ſich wis 
derrechtlicher Mittel bedienen. 


% 125, 

Daß jeder Beleidigte den Beleidiger zwins 

gen koͤnne, ihm nicht zu beleidigen oder ihn fein 
Recht unangetaftet zu laffen, ift eine unmittelbare 
Folge aus dem obigen Grundfag ($. ı 17.). Aber 
daß der Beleidigte ein unendlicyes Recht gegen den 
Beleidiger habe, alfo die Wahl der Mittel völlig 
in feinem Belieben ftehe, ift ein grundfalfcher und 
hoͤchſtwiderrechtlicher Sag. Vielmehr ift die Art 
und Größe der Beleidigung felbft auch jederzeit der 
Grund, 


78 ıfter Theil. 4ter Abfchnitk. 


Grund, welcher die Zwangsmittel, melde dage⸗ 
gen gebraucht werden dürfen, beftimmen muß, und 
andere Zwangsmittel zu gebrauchen, als duch 
diefen Grund beftimmt ift, kann niemals. Recht 
feyn. | 
. 126. 

Welche Ztvangsmittel gegen die verfchicde 
nen Arten der Beleidigungen rechtmäßig find, Fann 
erft in der angewandten Rechtslehre vorgetragen 


werden. Ars den bisherigen ergibt fich aber dod 
die Regel, daß eine größere und ftärfere Beleidis 


gung ein größeresund ſtaͤrkeres Zvangsmittel vers 


ftatte, als eine Fleinere und fhwächere, und daß 
man das ftärfere und groͤßere Zwangsmittel nit 
anmenden dürfe, um die fhmächere und Fleinere 
Beleidigung zu vernichten, geſetzt auch, das ſchwoͤ⸗ 
here Zwangsmittel, welches der Beleidigung pro? 
portionirlich ift, wäre gar nicht in unferer Gewalt. 


Anm. Meinen Schuldner dur. Einfperren zur 
Zahlung zu nöthigen, kann unter gewiffen Um 
fiänden als ein proportiomirliches Zwangsmittel 

"gedacht werden und daher Gefek werden. Aber 
ihn, wenn ich etwa dazu zu fehtwach bin, todt zu 
fHlagen, und foviel von feinem Vermögen zu 
nehmen, als meine Schuldfoderung beträgt, kann 
unter feinen Umftänden Recht feyn. 





Fünf, 
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Beſondere Bemerkungen uͤber die Natur der 
reinen formalen Rechte. 


517 


N. Kechte der Perſoͤnlichkeit, Freyheit und 
formalen Gleichheit find abſolut allgemeine, mes 
fentliche und unbedingte Urrechte der moralifchen 
Natur. . Denn ohne fie läßt fi ein moralifcheg 
Weſen nicht einmal denfen. Sie find blos durch 
den Begriff eines moralifchen Weſens uͤberhaupt 
beftimmt, und fommen daher nothwendiger Weife 
auch allen moralifchen Wefen ohne Ausnahme zu. 
Anm. Es ift übrigend fihtbar, daß der Begriff 
eines moralifhen Weſens durch die Kategorien 

der Subſtanzialitaͤt, Kauffalictät und Gemein: 
fchaft beſtimmt worden ift, wobey fich findet, daß 

ein jedes morafifches Wefen 1) als abfolute Sub: ' 
ftanz, d. h. als Perion, 2) als abfolute Urfas 
che, d. h. als frey, und 3) als abfolutes Glied 

in einem moralifchen Reiche, folglich als einans 

der wechfeljeitig beſtimmend, gedacht werden muß. 


$. 128. 


- Die reinen formalen Urrechte fönnen weder 
veräuffere nod) erworben werden. Denn ein 
Recht, dad veräuffert oder erworben werden fann, 
muß von einer freyen Handlung abhängen ($. 25, 
26.). Die reinen formalen Urrechte uber hängen 
von gar feiner freyen Handlung ab, fondern die 


Möglichkeit einer freyen Handlung hängt erft vom 
* 


80 ıfter Theil. zter Abſchnitt. 


ihnen ab, teil fie die Bedingungen der Möglich: 
feit der moraliſchen Natur überhaupt ausdrucen. 


129. 

Ein Recht Fannı nicht anders veräuffert mer: 
den, ald wenn man durch eine freye Handlung dus 
Recht von fih trennt ($. 26.) Nun fann aber 
Niemand die Form des Rechts von fich trennen, 
teil diefe das Wefen eines vernünftigen Weſens 
ſelbſt ausmacht; dieſes aber von demſelben uns 
zertrennlich iſt. Daher muß ein jedes Recht, wor⸗ 
inne von allen beſtimmten Inhalte abſtrahirt, und 
die Materie blos im allgemeinen durch die Form 
als beſtimmt gedacht wird, d. h. jedes formale 


Recht unveraͤuſſerlich ſeyn. 


6§. 130. 

Ein Recht wird veraͤuſſert, wenn die Mas 
terie des Rechts durch eine freye Handlung der 
Perſon von der Form getrennt wird, fo daß unfer 
Recht auf diefelbe aufhört. Denn die Materie 
Hört auf Recht zu ſeyn, fo bald fie nicht mehr mit 
der Form in Verbindung if. Alſo fönnen nur 
materiale Rechte veräuffert werden. 


. 131. 

Ein Recht wird erworben, wenn man die 
Materie eines Rechts durch eine freye Handlung 
mit der Form in Verbindung bringt, fo daß unfer 
Recht durch eine gewiſſe Materie beftimmt werden 

muß. 
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muß. Alſo koͤnnen ebenfalls nur materiale Rech⸗ 
| te erworben werden. 


5. 132. 

Die reinen formalen Rechte koͤnnen weder 
entſtehen noch vergehen; fie find von Zeitbedinguns 
gen und allen phyſiſchen Kräften gaͤnzlich unabhaͤn⸗ 
gig, und daher ganz unveraͤnderlich. Alle Vers 
änderungen der Rechte betreffen blog die materias 
len Rechte, in welchen ſich jene aͤuſſern, und auf 
deren Dbjefte fie angewandt werden. 

z 9. 132% 

Formale Rechte Fönnen, an fi ch betrachtet, 
gar nicht ausgeübt werden. Denn ein Recht aus» 
üben heißt deffen Materie wirflich machen ‘$.21.). 
Nun haben aber die formalen Rechte feine Mas 
terie; folglich koͤnnen fie auch, an fich betrachtet, 
nit ausgeübt werden. 


§. 134. 

‚Eden deswegen fönnen die formalen Rechte 
auch nicht verlegte werden. Denn ein Recht ver⸗ 
letzen, heißt deſſen Ausuͤbung auf eine widerrecht⸗ 
liche Art unmoͤglich machen (5. 46.). Da nun die 
formalen Rechte, an ſich, gar nicht ausgeuͤbt wer⸗ 
den koͤnnen; fo find fie auch unverletzbar. 


$. 135. 

Die Form des Rechts ann nicht anders, 
als in der Materie ausgeübt werden. Denn 
indem eine Materie wirklich gemacht wird, welche 

Jakobs Naturrecht. F un⸗ 


” 
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unter die Rechtsform paßt; ſo wird zugleich die 
Form in der Materie, d. h. das Recht ausgeuͤbt, 
weil die Materie gar nicht wuͤrklich gemacht wer; 
den dürfte, wenn fiemicht unter das Recht pafte, 
Man ſtellt alfo die Realität der Form in der Mas 
zerie zugfeich dar, da die Form für fich allein wirk⸗ 
lich zu machen etwas ungereimtes und unmögliges 
iſt. Das formale Recht Fann daher nie ganz und 
gar und auf einmal ausgeuͤbt werden, fondern es 
wird nach und nach theilweiſe in allen moͤglichen 


materialen Rechten ausgeübt. 


$. 136. 

Ehen fo kann die Form des Rechts aud) 
nicht anders als in der Materie des Rechts vers 
Jetzt werden. Denn alle Ausübung des Rechts 
geſchieht durch phyſiſche Kräfte, und die Ausuͤbung 
Des Rechts Farin durch nichts gehindert werden, 
als durch die Hemmung und Verlegung der phh⸗ 
fifchen Kräfte, die felbft die Materie des Rechts auf 
machen. Es kann alſo nie die Form des Rechts 
fuͤr ſich allein verletzt werden. Wenn aber die 
Materie, in welcher ſich die Form des Rechts be⸗ 
findet, verlegt wird; fo wird dag Recht, d- h. 
die Form des Rechts in der Materie verletzt. Alle 
Berlegung des Rechts betrift daher die matevialen 
Rechte, und in jeder Verlegung‘ des matevialen 
Rechts ift die Form zugleich mit verlegt. Denn 
Die Form des Rechtd wird allemal verlegt, ment 
man nad einem dem Rechte widerſprechenden 
Brundfage Handelt, 

.$. 137 
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. 137. 

Wenn gleich die Materie eines Rechts vers 
fest wird; fo wird deshalb noch nicht das Recht 
ſelbſt verlegt. Dieſes geſchieht nur alsdenn, wenn 
in der Materie zugleih die Form verlegt wird, 
d. 5. wenn die Materie nah einer Maxime vers 
legt wird, die — nicht als FRechtsgeſetze denken 
laͤßt. 

9. 138. 

Die Perſoͤnlichkeit, Freyheit und Gleichheit 
"werden alſo widerrechtlich verlegt, wenn die durch 
diefelben beſtimmten Materien oder materialeir 
Rechte verlegt werden. Denn jedes der materialen 
Rechte fteht unter irgend einem jener Rechtsprin⸗— 
cipien, weil fich ein materiales Recht ohne ein for» 
maled, das in ihnen enthalten ift, gar nicht dena 
fen läßt., 





Sehfter Abſchnitt. 
Von dem Urſprunge und dem Autergängt 
maͤterialer Recht. 


$. 139; 


Die Materie der Rechte oder die Nechte ihrer 
Materie nach, follen zwar erft inder angewandten 
Rechtslehre beſtimmt werden. Aber die Art und 

6. 2 Weis 


84 ıfter- Teil. . Ster Abſchnitt. 


Weiſe, wie materiale Rechte überhaupt entſprin— 
gen und wieder verloren gehen koͤnnen, laͤßt ſich 
a priori erkennen, und muß daher in der reinen 
Rechtslehre abgehandelt werden. 


4. 140. 

Wenn ein materiales Recht entſtehen ſol; 
ſo muß mit dem freyen Willen ein Objekt in eine 
ſolche Verbindung gebracht werden, daß a) der Wille 
ſich deſſelben moͤglicher Weiſe zu ſeinen Zwecken 
bedienen kann, und. b) daß ſowohl dieſe Verknuͤ⸗ 
pfung, als auch der moͤgliche Gebrauch des Ob— 
jekts nach einem allgemeinen Geſetze, als moͤglich 
«gedacht werden · koͤnne. 

J. 141. 

Die Begebenheit, wodurch eine ſolche Ber 
knuͤpfung der Materie mit den freyen Willen wirt 
lich wird, Heißt die Entftiehung des Rechts. Nut 
materiale Reste Finnen entſtehen; dig formalen 

enthalten die Grunde der Moͤglichkeit einer jeden 
‚ Entftehung des Rechte, Be 


$.. 142. 8 
Alle Rechte Fönnen entftehen entweder durd) 
Natur oder durch Freyheit (den Willen), je nad 
dem jene.oder diefe die Materie des Rechts mit 
dem freyen Willen verknuͤpft. Erſtere kann mal 

gegebene oder von der Natur empfangene, letz⸗ 
tere erworbene Rechte nennen. 

Bere 5. 143. 


x 
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rn . 143. 
Die durch Natur gegebenen ſind theils ange⸗ 
bohrne, theils zugewachſene, je nachdem deren 
Materie durch die Geburt oder erſt durch die dar— 
auf folgenden natürlichen Urſachen mit dem Wil: 
len in Verbindung gebracht iſt. Jedoch nennt 
man gemeiniglich alle durch. die Natur gegebene 
Rechte, angebohrne. R 
"Anm. Die Geburt eines moralifchen Wefens tft 
- die Begebenheit in der Zeit, wodurd) es zuerft 
in der Sinnenwelt als. ein für fich beſtehendes 
Weoſen erſcheint. ER, 
ö 2 IT $. 144. E 
Die allgemeine Regel in Anfehung der von 
der Natur empfangenen Rechte ift; Alle Sachen, 
welche die Natur mit vernünftigen Weſen auf 
eine folche Art verfnüpft hat, daß ihr Wille ei: 
nen Gebrauch davon machen kann, darauf has 
ben fie. ein Rede; und: Wenn, die Natur mit 
gewiffen moralifhen Wefen serie Sachen (Sub> 
ftanzen und deren Kräfte) alfo verbunden hat, daß 
diefe fie ausſchlieſſend gebrauchen können, ohne 
andere Perfonen dadurch zu verleßen; fo haben 
diefe allein ein, Recht auf diefe Sachen ; fie har 
ben folglich ein Recht, andere Perfonen von dem 
Gebrauche dieſer Sachen auszufchließen, d. i. ein 
ausfchliegendes Recht, und eine Sache, worauf 
jemand ein ausſchließendes Recht hat, heist Sein, 
ift fein Eigenthum. Denn ein Recht, Sachen zu 
gebrauchen, hat jedes moralifche Weſen. Kann 


nun.‘ 


/ 
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nun eine gewiſſe Perfon gewiſſe Sachen gebrau⸗ 
chen, und ſind dieſe mit ihm fo verknuͤpft, daß. 
man einfieht, er molle fie auch gebrauchen; wird 
überdem dadurch nichts, was mit andern verfnüpft 
ift, verlegt; fo kann jedermann wollen, daß ihm 
Der ausfchließende Gebrauch daran nicht verwehrt 
werde. . 


Ge 145. 

Man kann die durch Natur empfangene Rech⸗ 
te. auch die Rechte des natürlichen Beſitzes nen⸗ 
‚ ‚men. Denn worüber jemand durch feinen Willen 
difponiren kann, hat oder befißt er, und was die 
Natur felbft in ein ſolches Verhaͤltniß, in eine ſol⸗ 
"be Lage mit einem moraliſchen Weſen gebracht 
hat, daß es mit feinen Willen am engſten vers 
knuͤpft iſt, beſitzt es zuerſt oder uͤrſpruͤnglich durch 
die Natur. Der natürliche oder urſpruͤngliche Be 
fig iſt alfo ein Grund, ein Recht zu erzeugen, und 
ein ausfchließendes Recht, in wie ferne der natürs 
liche Beſitz ausſchließend iſt. 


F. 146. Wi 

So wie aber durch die Natur materiale Rech: 

te entſpringen koͤnnen; ſo koͤnnen ſie auch wieder 
durch dieſelbe verlohren gehen. Denn ein mate 
riales Recht geht unter, wenn die Materie auſſer 
der Berbindung mit dem Willen geſetzt wird, und 
die Rechtsform nicht mehr auf deſſen Objekt bezo— 
gen twerden kann; und die Begebenheit, wodurch 
ein et entweder für eine gewiſſe Perfon oder 
für 
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fuͤt mehrere untergehet, ift der Untergang dei - 
Rechts; diefes kann nun ebenfalls theils durch die 
Natur, theild durch die Freyheit gefchehen. Eos 
‚ bald nun die Natur die Materie eines Rechts aufs 
ı fer aller Verbindung mit dem Willen fest, oder 
| die Einwuͤrkung des Willens auf die Sache ganz 
unmöglich macht, hört das Recht auf. Dieſes 
gefhieht nun theild durch Den Tod, theils duch 
den natürlichen Verluſt der Kräfte. Denn durch 
beyde Begebenheiten wird die bisherige Materie 
auffer aller, Verbindung mit dem, Willen gefett: 


5. 147. | 
Durch Freyheit (5. 242.) kann ein Recht 
entſpringen, wenn irgend eine befiimmte Materie 
durch eine freye Handlung in ein ſolches Verbälts 
niß gegen den Willen einer Perfon geſetzt wird, 
daß es jeder wollen, oder daß es allgemeines Ge⸗ 
ſetz ſeyn kann, daß fie dieſelbe Beheande. 


| 6,148. 

Die Perfon eines andern kann niemals die 
| Materie eines Rechts werden. Denn die Perföns 
lichkeit deſſelben ift blos etwas formales ($. 92.). 
Jadeſſen wird auch öfters der Inbegriff der Sa: 
chen, (ſowohl die Körper als die Seelenfräfte und 
deren Wirfungen d. i. Handlungen), welche mit 
einer Perfon duch das Recht verfnäpft find, Per: 


ſon — materiale Perfönlichfeit genannt, 


| 
| 


| 8. 149. 
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5. 149. 

Man kann alſo uͤberhaupt annehmen, daß 
nur auf Sachen ein Recht erworben werden füns 
ne. Diefe Sachen aber find entweder ſchon vors 
ber mit einer andern Perfon durchs Recht vers 
‚Inüpft, fie gehören vorher jemanden oder nicht, 
fie gehören Niemanden. Ein Recht auf Sachen, 
die mit andern Perfonen durchs Recht verfnüpft 
find, heißt ein perfontiches (us perfonale); ein 
Recht auf Sachen, die mit Feiner Perfon durchs 
Recht verfnüpft find, ein bingliches Recht (jus 
reale in re). — 


Anm. Eine Folge hiervon iſt, daß bey einem per⸗ 
—oͤnlichen Recht gewiſſen Perfonen beſondere 
Zwangsverbindlichkeiten obliegen, dem der das 
Recht Hat, etwas zu leiſten; bey einem dingli⸗ 
chen Recht allen andern nur eine allgemeine ne 
gative Zwangspflicht obliegt, nemlich fein Hecht 
durch feine Handlung zu, verlegen. Gewöhnlich 
wird, das. perfönliche und dingliche Recht durch 
dieſe Folgen definiet. Webrigens bemerkte ic, 
daß die Eintheilung aller materialen Rechte in 
perfönliche und, dingl⸗che allerdings richtig und 
vollſtaͤndig zu ſeyn ſcheint, wenn man nur den 
Degriff einer Sache nicht mehr einfhränft, als 

es nöthig ift, inderh es nicht blos körperliche, fons 
dern auch geiftige Sachen gibt, die erfteren find 
der. Inbegriff der Dinge, die im Naume. find, 
die letztern der Inbegriff alles defien, was ‚blos 
in der Zeit (durch Empfindung) wahrgenommen 
wird, Alfo ‚alle. innern. Kräfte. und deren Wit; 
fungen. Denn auch dieſe find, Nichtperſonen 
d. h. Sachen (5. 91.). Hieraus erhellet leicht, 
daß alle akgebohrnen Rechte dingliche Rechte find. 
$. 150, 
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6 150. 

Wenn eine befiimmte Sache weder durch 
die Natur noch durch die Wilfführ mit einem moras 
lifchen Wefen nach Rebtsprincipien verfnüpft iſt; 
fo gehört fie Riemanden (res nullius), und es hat 


alfo Niemand ein Acht darauf. Es muf fi. 


erft ein moralifches Wefen ein Recht darauf ers 
werben. 


ur 151. 

Etwas in Beſitz nehmen, heißt eine RN 
durch eine freye Handlung fo mit fich.verbinden, 
oder fie in ein ſolches Verhaͤltniß mit ſich bringen, 
daß jedermann leicht ſchließen kann, daß man fie 
gebrauchen wolle, und. die freye Handfung, wo: 


durch dieſes gefhieht, Heißt die Befignehmung 


(oscupatio). 
$. 152. 


Die Erwerbung eines Rechts auf — 


Sachen, die Niemanden gehören ($. 150.), ges 
ſchieht durch die erfte Beſi itznehmung (res nul- 
lius cedit primo, occupanti), Denn wer. eine 


Sache, die Niemanden gebört ‚ in Belig nimmt, 


bringt fie 1) auf eine rechtliche Art mit fich ſelbſt 


in Verbindung, weil er. Niemandes Rechte dabey. 


verlegt; und 2) da jeder ein Recht auf Sachen 


der Möglichfeit nad hat; fo muß. aud jedem ein. 


Recht auf die. beftimmten Sachen eingeroͤumt wer⸗ 


den, in. deren Beſitz es ſich geſetzt hat, ohne dabey, 
die Rechte eines andern zu verletzen. Denn er 


will 


4 * 
* 


4 


- 
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will und kann fie gebrauchen, ohne das Recht et; 
ned andern zu verlegen. Folglich Hat er auch ein 
Recht, fie zu gebrauchen (8. 94.). Wollten nun 
andere eben dieſelbe Sache, nachdem fie ſchon im 
Beſitz genommen ift, wider den Willen des erſten 
Belignehmers mit fih in Verbindung ſetzen; fo 
würden fie fein Recht verlegen. Die erſte Beſitz⸗ 
nehmung iſt alſo der vechtmäfige urſpruͤngliche 
Erwerbungsgrund des Rechts auf IR, die 
Niemanden gehoͤren. 


*. 153. 

Die erſte Befignehmung, iſt aber auch der ein⸗ 
zige Grund, oder die einzige Art und Weiſe, wie 
ſich jemand ein Recht auf Sachen, die Niemanden 
gehoͤren, erwerben kann. Denn wenn jemanden 
ein Recht auf beſtimmte Sachen eingeraͤumt wer⸗ 
den ſoll; fo muͤſſen dieſedurch die Form des Rechts 
mit ihm verknuͤpft ſeyn. Dieſes kann aber nur 
entweder durch die Natur oder die Freyheit geſche⸗ 
hen. Iſt es durch die Natur gefchehen, fo gehoͤ⸗ 
zen die Sachen urfprünglich der. Perſon, vermöge 
des natürlichen urfprünglichen Beſitzes. Beſitzt 
aber Niemand die Sachen urfprünglich von Nas 
tur, fo Fann nur durch Freyheit d. h. durch Be⸗ 
fignehmung dazu gelangt werden; und da der erfte 

Befignehmer das Recht Feines ondeen verlegt; fo 


. erwirbt er fih durch die erfte Befignehmung cin 


Recht auf die beitimmte Sache,‘ welche er in Bes 
fig genommen pat, 


$. 154. 


— — 
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$. 154. 

Gehören Sachen einem andern, bat dieſer 
ſchon ein Recht auf ſie, es ſey nun ein durch die 
Natur gegebenes oder erworbenes; ſo laͤßt ſich auf 
keine andere Art ein Recht auf ſie erwerben, als 
durch ihren eigenen Willen, indem ſie ihr Recht 
andern übertragen und diefe e$ annchmen. Eine 
folhe Handlung, wodurch Rechte übertragen und 
von dem, welchen fig. übertragen find, angenoms 
' men :werden, beißt ein Vertrag. 


6. A58 · 

Ein moraliſches Weſen überträgt fein Recht 
dem andern, wenn es die Materie des Rechts, wel⸗ 
che bisher mit ihm durch die Rechtsform verknüpft 
gewesen, einem andern uͤbergibt, damit diefer fie 
mit ſich und feinen Willen: durch die Rechtsform 
verknuͤpfe; und devjenige, welcher dieſe uͤbertra⸗ 
gene Materie durch rechtliche Form mit fich vers 
fnüpft, nimme das Recht auf oder an. Rechte, 
welche übertragen werden kbnnen, heißen uͤber⸗ 
tragbare, welche nicht uͤbertragen werden koͤnnen, 
unuͤbertragbare. 


F. 156. 
Jeder hat ein Recht, ſeine Rechte, ſo weit 
es möglich iſt, andern zu übertragen, und die übers 
tragenen Rechte in die feinigen aufzunehmen. Denn 
er verlegt dadurch Feines andern Rechte, Jeder 
hat aber ein Recht oder die Fteyheit, das zu thun, 
wmv 
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wodurch er Feines andern Rechte oder Freyheit 
verletzt 9 101.). 


$. 157. 

Eine Perfon erwirbt ein Recht von einer ans 
dern , wenn fie das Recht, "welches ihre von diefen 
übertragen wird, in dieihrigen aufnimmt (. 140.). 
Denn 1) cs. wird eine Materie mit dem Willen eis 

nes moraliichen Weſens verfnüpft, oder in ein fol 
ches Verhaͤltniß gebracht, daß es diefelde zu feinen 


Zwecken gebrauchen kann, und 2) geſchieht diefes 


auf eine ſolche Art, daß dabey Niemandes Rechte 
verletzt werden. Denn derjenige, deſſen Recht es 
iſt, williget felbft darein daß es aufhoͤre, ſein 
Recht zu ſeyn, und das Recht eines andern werde. 
Alſo wird die Materie des Rechts eines andern durch 
die Rechtsform mit dem Willen eines andern ver⸗ 
knuͤpft d.h. der andere erwirbt durch die freyen 
Handlungen der Uebertragung und B Une ein 
— 
$. 158. 

Da, nun, die Einheit der Uebertragung und 
der. Annahme eines Rechts ein Vertrag, genannt 
mird ($. 154.), fo. ift derſelbe eine rechtliche Er 
werbungsart ded Rechts von-einem andern. Det 
Vertrag iſt aber auch die einzige rechtliche Art 
und Weife, wie ein Recht von einem andern er⸗ 
worben werden kann. Denn das Recht des einen 
kann aufden andern nicht übergetragen werden, ald 


durch des erfteren eigenen Willen; aber die Ueber—⸗ 
tra⸗ 
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tragung des Rechts begruͤndet fuͤr ſich allein noch 
fein Recht in dem, weichem es übertragen wird. Es 
muß noch eine freye Handlung, durch welche er es 
mit feinem Willen verknüpft oder in feine Kechte 
aufnimmt, d. h. die Annahme ($. 155.) hinzu: 
fommen, als in welchen beyden Stuͤcken eben der 
Vertras beſtebt. 


.% 159. 
Die reinen formalen Rechte koͤnnen niemals 
ein Gegenſtand eines Vertrags werden; ſie ſind 
unuͤbertragbar und laſſen ſich gar nicht von einem 
andern durch Sreyheit annchmen. Denn fie ha: 
ben gar feine beitimmite Materie. In jedem Rech⸗ 
te aber, das übertragen und angenommen werden 
foll, muß irgend eine Materie von dem einen Gubs 
jefte freytillig getrennt und von dem andern nach 
der Rechtsform mit feinen Willen verfnüäpft wers 
den. Da aber die formalen Rechte gar feinen be: 
fimmten Anhalt haben; fo ijt dieſes auch in Anz 
fehung ihrer unmöglich ($. 132.). 


Man fieht diefes auch ein, wenn man übers 
legt, daß alle Rechte, welche übertragen und ans 
genommen werden follen, von dem freyen Willen 
abhängen müffen, teil die Nebertragung und Ans 
nahme feldft frede Handlungen find. Nun hängt 
aber die Form des Rechts gar nicht von dem freyen 
Willen ab, ſondern ift mit ihm gegeben und durch 
fein Wefen beftimmt; er felbft kann gar feine Bers 
ÄNDERUNG mit der Form des Willens vornehmen, 


denn 
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denn dieſe iſt der Inbegrif der ihm nothwendigen. 
Geſetze, oder ſeiner weſentlichen Merkmale. Seine 
formalen Rechte einem andern uͤbertragen, hieße 
eben fo viel, als machen, dag man aufhoͤrte, Frey⸗ 
heit, Perſoͤnlichkeit und die formale Gleichheit zu 
'pefigen, daß man gar fein freyes moraliſches We⸗ 
fon mehr wäre. Uber ſich defien zu entäußern, 
ficgt über alle Willkuͤhr eben fo fehr hinaus, als 
fi feldft doppelte Freyheit, doppelte Perfönlichs 
feitzc. zu geben oder zu verfchaffen, als welches ges 
ſchehen würde, wenn man diePerfönlihkeit, Freyheit 
und Gleichheit eines andern in ſich aufnehmen koͤnn⸗ 
te. Ich waͤre ſodann nicht mehr blos Ich, ſondern 
auch der andere. Dieſer wuͤrde alſo doc) feine forz 
malen Rechte in mir beybehalten. Alle diefe Kol 
gen laſſen die Ungereimtheit und Unmöglichkeit 
der Uebertragung und Annahme der formalen 
Rechte deutlich einfehen und zeigen, daß diefe Art 
der Rechte nie das Objekt eined Vertrages wer⸗ 
den koͤnnen. 
; . $ 166: 
Verträge koͤnnen alfo blos über materiale, 
nie aber formale Rechte geſchloſſen werden. 


6; 161. : 
So twie num durch die Freyheit Rechte entftes 
ben koͤnnen ($. 147:), eben fo fönnen die Rechte 
moraliſcher Wefen durch Freyheit auch untergehen, 
d. h. fie fönnen veräußert ($. 26.) werden, 


6. 163, 


* 
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$. : 162. 

Die Veräußerung des Rechts einer Perfon 
geſchieht entiveder fo, daß es blos aufhört das 
Recht einer geriffen Perfon zu ſeyn, ohne dadurch 
das Recht einer andern Perfon zu werden, oder es 
wird zugleich das Recht einer andern Perſon. Die 
freye Handlung, wodurch das erſtere geſchieht, 
beißt Dereliktion, die Handlung, wodurch das 
andere geſchieht, iſt der Vertrag. 

$. 163. ‘ 

Die Dereliftion ift eine freye Handlung, 

wodurch jemand erfläct, daß cr gar Fein Hecht 


mehr auf etwas haben wolle, ohne deshalb fein 
Recht einer andern Perfon zu übertragen. | 


-% 164 
Wenn jemand eine Sache, morauf er ein , 


Recht Hat, d. H. die Materie feines Rechts freymil: 


lig alfo von fi) trennt,. daß fie mit feinen Willen 
oder feiner Derfon in Feiner Verbindung mehr 
ſtebt, fo daß es Möglich wird, daß er auf fie nicht 
mehr wirfe oder fie nicht mehr gebrauche ; fo hat er 


ſie verlaffen und feine Handlung ift eine Dereliktion. 


$. 163. 

Durch die Dereliktion wird eine Sache res 
nullius, und jeder Fann ſich durch die erfte Bes 
ſitznehmung ($. 152.) wieder ein Recht darauf 
erwerben (res derelicıa cedit primo occupanti), 


$. 166. 


96 "ıfter Theil. Ster Abſchnitt. 
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Die Rechte, welche durch Dereliftion unterge 
ben follen, müffen eine ſolche Materie haben, wel⸗ 
che durch den freyen Willen von dem Subjekte 
wirklich getrennt werden fönnen. Solche Rechte 
alfo, deren Materie von dem Eubjefte durch den 
freyen Willen nicht getrennt werden koͤnnen, koͤn⸗ 
nen auch nicht durch Dereliftion untergehen, denn 
ihre Materie fann gar nicht verlaffen werden. 


$. 167. 

Sm Vertrage geht das Recht deffen unter, 

der ed dem andern überteug. Denn fo bald der 

andere das ibm übertragene Recht angenommen 

hat, ift ed nicht mehr das Recht des Uebertragen⸗ 
- den, fondern deffen, der es angenommen hat, 


$. 168. 
Durch die bloße Uebertragung hört das Recht 
des Uebertragenden noch nicht auf, fein Recht zu 
feyn, fondeen erft durch die Annahme deſſen, dem 
‚er das Recht überträgt. Der Uebertragende vers 
liehrt alfo fein Recht blos durch die Annahme, in 
wieferne diefe feinen eigenen Willen gemäß ift. Es 
kann alfo auch Fein anderer dad Recht von dem_ 
andern erwerben, als der, welchem er e8 übertras 
gen will, 
$. 169. 
Die Dereliftion ($. 163. ) und der Vertrag 
($.154.) find die —— einzigen Arten, wie je⸗ 
A mand 
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mand durch freve Handlungen fein Recht verlichz 
ven kann. Denn ein moralifches Weſen Fann feis 
ne Rechte durch feinen Willen nicht anders eins 
büßen, als in wie fern es fich derſelben felbft bes . 
giebt. €8 giebt aber feine Art. fich feines Rechts 
freywillig zu. begeben, als fie unbedingt oder be⸗ 
dingt zu verlaflen, welches eben durch obige beys 
den Handlungen gefchieht. | 


$. 170: 

Zwar pflegt man auch noch die Beleidiaung 
als eine Art anzuführen, wo, durch Freyheit Rech⸗ 
te untergehen oder erworben werden fönnen, ins 
dem der Beleidigte Durch die Beleidigung ein Recht 
erhält, gegen den Beleidiger Zwangsmittel zu ges 


brauchen, und der Beleidiger fein Recht, nidtges 


jungen zu werden, verliehrt. Allein, das Recht, 
Zwangsmittel gegen unrechtmäßigen Widerftand, 
folglich auch gegen den Belcidiger zu gebrauchen, 
it fhon in jedem Rechte von felbft enthalten, und 
darf nicht erft erworben werden. Die Beleidigung 
it blog ein Erkenntnißgrund, wodurch theils die 
Verfon, theils der Grund des rechtmäßigen Zwan⸗ 
98 beſtimmt wird, der fib aus dem natürlichen 
Schranken des Rechts nothwendig ergiebt ($. 1 07.) 
Der Beleidiger aber verliehrt dadurch Fein Recht, 
daß er. nach einem allgemeinen Geſetze gezwungen, 
und eine Materie in ihm verletzt wird, auf die er zwar 
ein Recht, aber nur ein durch die Rechte anderer ein⸗ 
geſchraͤnktes Recht hatte, das ſich alſo In fo weit 
erſtrecken kann, daß er dadurch die Rechte ande⸗ 
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rer haͤtte verletzen duͤrfen, und wenn ihm daher 
ſeine Kräfte genommen, oder um der Beleidigung 
Willen Beben jugefirgt werden; fo werden dadurch 
feine Rechte nicht verlegt, ($. 229.) fondern‘die 
Unmöglichfeit oder Schwierigfeiten der Ausübung 
“ feiner Rechte, welche ducch den Beleidigten er⸗ 
zeugt werden, entfpringen duch feinen eigen 
: Willen, — 
Beyſpiel. So hat die Obrigkeit ſich dadurch kein 
Recht auf Das Leben eines Menſchen erworben, | 
daß dieſer einen anderurermordethat. Aber fe 
beſitzt das Recht, den Mord mit dem Tode zu 
"betrafen, (durch einen Vertrag)-und wenn fle 
"nun den Mörder zum Tode verdammt, fo wer 
"der fie diefes Recht, blos auf einen einzelnen Fall 
on. Hierdurch ift gar Fein neues Recht ent 
ſtanden. Ob aAber ein Recht einen andern mit 
dem: Tode zudbeftrafen, möglich ſey, kann erſt 
u : der angewandten Rechtslehre unterſucht wer⸗ 
den. 
5. 62 
Mit jedem materialen Rechte iſt auch ein 
Recht zum Zwange verknuͤpft. Denn inejeden 
Rechte iſt das Recht-zur Ausuͤbung enthalten, und 
die Ausübung ift-rechtmäßig, im twiefern dadurch 
‚Feines andern Rechte verlegt werden (5. 101.. 
Nun hat niemand ein Recht, die rechtmaͤßige 
Ausübung der Rechte anderer zu hindern (go 1 7.) 
Wer alſo andere rechtlich zwingt; feine Rechte 
nicht zu verletzen, oder ihn nicht zu beleidigen, 
nerletst dadurch Feines andern Rechte (5. 119.). 
14 
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Der Zwang. feldft iſt ſowohl ‚der Ark ale 


dem Grade nach, durch das jedesmalige materiale 
Recht beftimme, und deſſen Art und Grad kann 
Daher a priori gar nicht beſtimmt werden. Co 
mie aber die Rechte, ſelbſt eingefihränft find; fo 
ift auch der mit ihnen verfnüpfte Zwang durch 
das Rechtsprincip ſelbſt eingefchränft,, 


5. 173. 

So tie ferner die materialen Rechte vers 
äußere und erworben werden fönnen, fo fann 
auch Das mit jenen verfnüpfte Recht, andere zu 
zu zwingen, veraͤußert und erworben werden. So 
wie die Materie ſelbſt, durch die rechtliche Form 
verſchiedentlich beſtimmt, eingeſchraͤnkt oder eriveis 
tert werden kann; ſo kann auch die Art und der 
Grad, des mit den Rechten verknuͤpften Zwanges 
beſtinmt, eingeſchraͤnkt und erweitert werden. 


be Tr ar 
In wie weit aber das Recht nicht veräußert 
werden Fannziobder nicht veräußert werden darf, 


in fo fern ift auch das Recht, andere zu zwingen, 


unveraͤußerlich; und da das Recht, andere zu 
zwingen, formal iſt ($. 117); fo fann es nie 
ganz und gar und unbedingt, ſoudern allemal nue 
‚unter gewiſſen Bedingungen oder Schranfen Ders 
äußert oder erwörben werdeniun ia H3isıı 

j ae ur re 

a $. 175. 


Me, 


\ 
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$. 175. 

Welche Art und Grad der Gewalt aber mit 
den verfchiedenen beſtimmten Rechten verknüpft 
feyn, wie fie erworben und veräußert werden koͤn⸗ 
menu. fm. Mes diefes kann erſt in der ange⸗ 
wandten Rechtslehre beftimmt ‚werden. 


e 





‚Siebenter Abſchnitt. 
Voneder Collifion der, Rechte. 


* 5. 176. 


—D die Rechte mehrerer Perſonen einander ein⸗ 
ſchraͤnken (6. 107.), fo kann auch oft das Recht 
des einen "die Ausuͤbung des Rechts des anderß 
einſchraͤnken, oder auch unmoͤglich machen, und 
hierinne deſteht die Colliſton der Rechte. Dieſe 
iſt alſo der reale Widerſtreit der Rechte: verfchies 
dener. Perfönen, wo Durch das-eine die Ausübung 
des andern hindert, und die Rechte verfchiedner 
Perſonen? collidiren, wenn ſie einander sin der 
Ausuͤbung Abbruch thun. 


re He 277. | Ä 

"Da die Ausuͤbung der Rechte in der Wirf: 
lichmachung der Materie derſelben beſteht (F. 219, 
ſo betrift die Colliſion der Rechte allemal ihre 
Materie, nie ihre Form. Wenn alſo die Rechte 
Zn an. feine 


Reine Rechtsiehre, x ‚201: 


\ Feine beftimmte Materie haben; ‚wenn bdiefe blos 


durch Die Form überhaupt gedacht wird; ſo kann 
feine Collifion entftehen. Daher. ift zwifchen den, 


reinen formalen Rechten feine Eollifion möglich. 


- Denn diefe koͤnnen nicht anders ausgehdt werden,. 


als in materialen Rechten ($. 136.). Daher find 
ed immer dicfe, welche collidiren, 
| $. 178. 
Da jedes Recht das andereeinfchränft ($. 107.), 


fo ift auch jedes Recht nur in fo weit Recht, ald es 


mit allen übrigen Rechten zufammengenommen, bes 
fteben fann; in wie weit aber ein anderes Recht, 
durch deffen Ausübung verlegt werden würde, hört 


es ganz und gar auf Recht zu fenn. Es ift alſo 
‚ unter den Rechtögefegen bey der Eollifion Fein Wis 


derfpruch; fondern die Urtheilskraft foll nur bes 
fimmen, auf welches von zwey oder mehreren 
Objekten, welche gegeben find, und welche an ſich 
betrachtet, fämmtlich unter die Rechtsform paf- 
fen, jedoch nur unter gemwiffen Schranken, (die 
alfo nicht zufammen, ohne alle Einfchränfung Recht 
ſeyn Fönnen), die Rechtsform eigentlicy bezogen ' 
werden müfle. Die Colliſion iftaljo nur eine Auf⸗ 
gabe Fir. die Urtheilskraft. An ſich ift allemal 
unter mehreren Rechten, die nicht zufammen bes 
fiehen fönnen, in einem gegebenen Zalle nur eine 
Recht; die Urtheilskraft foll nur entfcheiden, wel: 
68? 
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6. 179 

Wenn nun durch die Urtheilsfraft beftimmt 
wird, welches von mehreren materialen Rechten 
in dem gegenwärtigen Falle Recht fen, oder auf 
weiches Objekt unter mehreren, auf deren jedes 
an fih betrachtet, der Begrif des Rechts unter 
gewiffen Schranfen bezogen werden fann, derfelbe 
in dem gegenwärtigen Falle, wo die Echranfen 
eintreten, bezogen werden müffe; fo wird die ai 
Ei entſchieden. 


$. 180. 

Es koͤmmt bey Entſcheidung der colifi on 
der Rechte alles auf Beurtheilung der Einſchraͤn⸗ 
kungen an, unter denen ein Objekt unter die 
Rechtsform ſubſumirt worden iſt, und hier koͤn⸗ 
nen nur zwey Dbjefte entweder unter gleichen oder 
unter ungleihen Einfchränfungen unter das 
na ſubſumirt feyn. 


5. 181. 

Zwey Materien, die unter gleichen Einfchrän, 
Fungen unter das Rechtsprincip fubfumirt find, 
geben Rechte von gleicher Größe und von gleis 

cher Wichtigkeit. Die Regel der Entfcheidung 
iſt: | 
„Wenn die collidirenden Rechte verſchiede⸗ 
„ner Perfonen von gleicher Größe und von glei 
„her Wichtigkeit find; fo behalten beyde ihre 
„Recht; Feiner Fann den andern zwingen, das 
„feinis 
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| „feinige fahren su laffen; und wennfie beide durch - 
„einander in der. Ausübung gehindert ‚werden; fo 
„find beyde verpflichtet, die Ausuͤbung ihrer Rech⸗ 
„te, die fie ohne eines andern Recht zu verlegen, 
„nach der See nicht gefchehen kann, zu 
„unterlaffen. “ 

Es fann blos. von der freuen Pflicht erwar⸗ 
tet werden, daß einer oder der anderg nachgebe, 
oder von feinem Rechte etwas nachlaſſe. 

Beyſpiel. Mehrere Menſchen ſi nd in einem Kahn, 

Der Niemanden von ihnen gehoͤrt, zugleich 

gefprungen, um ihr Leben zu zeiten: Wenn er 

‚ fie nicht alle trägt; hat einer ein Necht den ans 
dern mit Gewalt heraus zu werfen ? 


6. 182. 

Sind die Materien verfihiedener Rechte mehs 
reren Perſonen unter ungleichen Einfheänfungen 
unter die Rechtsform fubfumirt worden; fo find 
es Rechte von ungleicher Größe und ungleicher  - 
- Wichtigkeit. Hier gilt zue Entfiheidung der vots . 
fommenden Sollionsfälle folgende allgemeine Re⸗ 
get: , 

„Das größere Recht geht dem Fleineren, das 
„wichtigere den weniger wichtigen vor.“ 

Beyfpiel. Das Recht des Negenten,, die Soldas 
ten’ gegen den Feind zu fchicken, it größer als 
das Hecht der Iegteren mit ihrer Familie zuſam⸗ 
men zu leben. 
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Zweyter Theil. 
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Einleitung. 
$. 183. 


AN: der angewandten pbilofophifchen Rechtsleh⸗ 
re jollen die materialen Rechte der Menfchen vors 
getragen werden, in wie meit ſich dieſelben aus 
dem Begriffe der menfchlichen Natur oder unter 
Vorausfrgung der allgemeinften Eigenſchaͤften und 
Berhältniffe des Menfchen ertennen laſſen. 


. 184 

Wenn’ dem Menfchen auf eine Materie (auf 
irgend etwas) ein Recht zufommen foll; fo muß 
diefe mit ihnen fo verfnüpft feyn, daf ihr Wille 
möglicher Weife auf fie wirfen kann ($. 140.). 
Alle Öegenftände alſo, worauf Menfchen ein Recht 
haben, find entweder durch innere (Figenfchaften) 
oder äußere Beftimmungen (Verhaͤltniſſe) mit ih: 
nen verbunden. Folglich laſſen fich die materids 
len Rechte der Menſchen aus der Vorftellung ih: 
rer Befrimmungen oder ihrer Cigenfchaften und. 
Berpältniffe erkennen. 


& 185. 

Der Inbegrif der‘ Beſtimmungen, welche 
einem Menſchen zukommen, heißt ſein Stand 
(Metaph. $. 656.). Dieſer iſt entweder durch 

die 
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| Jie Rasur oder durch die Freyheit (d. i Willkuͤhr) 
|beftimmt. Srfteres ift der Maturftand (ſtatus 
naturalis, originarius), letzteres der wiilkuͤhrliche 
Stand der Menfchen (flarus advenritius). 


Anm. Da Natur und Freyheit zufammen in dem 
Menſchen thätig find; fo ut fein Stand immer 
jufammengefegt, und theils durch Natur, tbeils 
durch Sreyheit entiprungen. In der Betrach⸗ 
tung aber kann man beyde fchr gut von einan, 
der trennen, und von dem einen oder den ans 
dern gänzlich abftrahiren. So abfirahire man, 
wenn vom Megenten s Prediger » Soldatens 
Buͤrger- oder Bauernftande geredet wird, von 
alfen übrigen Beſtimmungen, welche nicht zu 
dieſen Ständen gehören, ob diefe gleich in den 
en ftatt finden. Denn ein Menſch iſt 
niemals blos Regent, Prediger, Bürger ꝛc. fons 
dern es finden noch eine unendliche Menge Präs 
difate in ihm flatt, welche in jenen Begriffen gar 
nicht gedacht werden. Diefes Abftrahiren von 
allen Präditaten, wenn man ein einziges wiſſen⸗ 
fchaftlih) betrachten will, macht den Grund 
und das Wefen aller gründlichen Wiffenichaft 
aus; und es ift daben fo wenig Irrthum zu bes 
forgen, daß es vielmehr das einzige Mittel ift, 
den Irrthum zu vermeiden. Es iſt alſo eine 
wunderliche Forderung, wenn man verlangt, 
man folle fih 3. B. um die Rechte des Men: 
fhen im Naturftande wenig befümmern, weil 
er doc) nicht in einem folchen lebe. Denn jeder 
Menſch hat der Natur viel zu verdanfen, alfo 
lebt auch jeder in einem Naturſtande, ob derfelbe 
gleich durch die Willkaͤhr noch fo viel Veraͤn— 
derungen erlitten hat, und er alfo nicht im bie, 
ßen Naturftande lebt. Wer das legte voraus: 
feßen, und daraus die Nechte der Menfchen al: 

nn fein 
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fein herleiten wollte, wiirde allerdings in Schi; 
mären verfallen. "Aber er legt auch den Meen- 
ſchen eine falfche Beftimmung by. Wenn alfo 
nur fonft das Prädikat wahr ift; fo muͤſſen auch 
die Folgen wahr feyn, wenn man gleich an die 
übrigen Prädikate gar nicht dent. Denn was 
in dem Merkmale eines Dinges enthalten iſt, 
ift auch in dem Dinge feldft enthalten. (Logik 
$. 260.) _ 2. 
' §. 186. 


Der Inhalt aller Rechte wird daher entwe · 


der durch den Naturſtand, oder durch die unwill⸗ 
kuͤhrlichen Staͤnde der Menſchen beſtimmt. Denn 
alles, was in dem Menſchen gewirkt, und mit 


ihm 


in Verbindung gebracht wird, muß entweder 


Durch Natur oder durch Freyheit geſchehen. Das 


her 


zerfällt da8 angewandte Naturrecht in zwey 


Theile, wovon der erftere von den Rechten im Ras 
turſtande, der andere von den Kechten in will 
Führlihen Ständen handelt. 

Anm. Der DBegrif des Naturſtandes iſt unter 


ben mehreften Philofophen fehr ſchwankend. Der 
Grund davon liegt Hauptfächlich in der Wieldeus 
tigkeit des Ausdrucds Klarur. Denn diefes ber 
deutet 1) den Inbegriff alles deffen, was zur 
Wirklichkeit eined Dinges gehört; und weun 
man nad) diefem unter dem Naturftande den 
Zuftand der menfchlihen Natur, und beren 


Woͤrkungen überhaupt verfteht, fo gehört for 


wohl der Wille als die Äußeren Berhäftnifie mit 
zur Natur des Menfchen „ und dann ift übers 
all keine Eintheifung da, weil alles, was dem 
Menfchen zukoͤmmt und in ihm wirklich iſt, ihm 
vermöge feiner Natur zukommen muß; 2) nk 
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die Natur der Kunft entgegen, und fo verſte⸗ 
hen einige unter dem Naturſtande denjenigen 

Zuſtand der -Menfchen, welcher vor ihrer Cul⸗ 
tur oder auch vor der bürgerlichen Geſellſchaft 
vorhergeht, welches denn entweder ein Stand 
der Roheit und Wildheit, des Raubes und des 
Krieges, oder. ein goldnes Zeitalter würde, je 
nachdem’ man glaubte, daß die Sinnlichkeit oder 
die Vernunft in der fich felhft Überlaffenen Nas 
sur des Meenfchen der herrfchende wäre. Allein 
feiner von diefen Begriffen ift in dem Naturs 
rechte brauchbar, weil, wenn vom Rechte die- 
Rede ift, weder die Hoheit noch die höchfte Eufe 
tur etwas verändern fann. Was für einen Ras - 
-raiben Recht ift, iſt unter gleichen Umftänden 
auch für einen Deutfchen Necht und umgekehrt, 
und wenn jener oder diefer etwas für Necht hält, 
mas nicht Recht ift, fo Haben beyde Unrecht. Lebt 
. aber der Menfch noch in einem vernunftlofen 
Zuftande, oder ift es ihm phyſiſch unmisglich, das 
Necht zu erkennen; fo ift bey ihm gar nicht vom 
Rechte die Rede, und es kann gar.nicht einmal | 
gefragt werden, ob er Recht oder Unrecht han⸗ 
dele. Denn er thut feines von beyden. Soll 
alfo der Begriff des Naturftandes brauchbar 
für die praftifche Philofophie ſeyn; fo muß er 
fo beſtimmt werden, wie es oben ($. 185, ges 
heben ift, mo die Natur die Freyheit oder den 
Willen entgegen gefegt ift, und bey beyden blos 
auf die Materie gefehen wird, bie fie mit den 
Willen in Verbindung feßen. In der ange 
wandten Nechtslehre wird nun unterfucht, mel 
he von denen Materien, welhe Natur und 
Freyheit hervorbringen können, unter die Rechts⸗ 
form paflen, wie alſo die materialen Nechte 
beftimmt zud, ii > 


5. 186. 


108 ater Theil. Einleitung. 


$. 186, 


Alle willkuͤhrliche Stände der Menfchen fes 
gen einen Naturftand voraus. Denn der menfchr 
lihe Wille fann fi nicht anders wirkſam bewei: 
fen, als wenn er phyſiſche Kräfte in feiner Gewalt 
bat. Nun hangt der Befis der phyſiſchen Kräfte, 
deren er fich als Werkzeuge bedient, zuerft nicht 
von ihm felbft, fondern von der Natur ab. Alfo 
muͤſſen alle Menfchen erft von der Natur gewiſſe 
Beftimmungen erhalten haben, mwenn fie durch 
Willkuͤhr etwas ausrichten follen, d. h. alle will: 
Führlichen Stände fegen einen Naturftand voraug, 


Anm. Man darf die willtührlihen Stände nicht 
mit den ihrem Inhalte nach durch Willtühr bes 
flimmten d. h. pofitiven Rechten ($. 7.) verwech⸗ 
fein. Sn einem willtührlihen Stand verfegen 
wir uns durch eine freye Handlung, durch wel 
che man etwas mit ſich verfnüpit oder von ſich 
trennt, was vorher nicht mit uns verfmüpft oder 
nicht von und getrennt war. Sin folder Stand 
kann fehr wohl fehon durch die Natur des Men⸗ 
fchen feinem Inhalte. nad beftimmt ſern, und in 
diefem Falle gehören die durch: feinen Begriff bes 
fimmten Rechte in das Naturrecht, ob gleich, 
dag diefer Stand wirklich fen, erſt von einer 
freyen Handlung abhängt. Er iſt doch beftimmt, 
fobald diefe freve Handlung vorausgefeist wird. 
Ein pofitives Recht ift aber zwar auch ein Recht 
in willkuͤhrlichen Ständen, aber ein folches, defs 
fen Inhalt nicht durch den allgemeinen Begriff 
diefes Standes, fondern erft durch Erwegung 
der befondern Umftände und Verhältniffe in Ges 
meinfchaft. mit andern beſtimmt werden kann. 
Da nun diefe befonderen Verhaͤltniſſe fehr ver: 

chier 
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ſchieden fern können; fo kann auch, unter vers 
‚Ihiedenen Umftänden und unter verfchiedenen 

Verhaͤltniſſen verfchiedened Recht feyn, da bin» 

gegen das Necht, welches eininal durch die Na— 

tur des Menfchen beftimmt ift, unverändert 
bleibt, weil diefe Umſtaͤnde und Degrite allent⸗ 
halben einerley find. 

a $.: 187.. 

Der Raturftand wird auch der ablelut⸗ 
Stand genannt, da die willkuͤhrlichen Staͤnde 
bedingt oder relativ heißen, weil der erſtere durch 
die bloße Natur, ohne Vorausſetzung irgend einer 
freyen Handlung, der letztere aber nur durch die 
Borausfegung einer freyen Handlung beſtimmt ift; 
und man pflegt daher auch wohl die Rechte im Na: 
turſtande abſolute, ſo wie die Rechte in den bedingten 
Staͤnden bedingte oder relative Rechte zu nennen. 


%. 188. 
Es iſt unterdeſſen wohl zu merken/ daß der 
Ausdruck abſolut eine doppelte Bedeutung hat, 
nemlich 1) das was unter allen Bedingungen, if 
jeder Räckficht gilt, und 2) was an und für fich. 
betrachtet , fo Tange nemlich noch nichts anders 
geſetzt üft, gift. Demnach kann der abfolute Stand 
ſowohl einen Stand bedeuten, der im allen uͤbri⸗ 
gen Ständen derfelbe bleibt, alfo in jeder Rück: 
ſicht, bey aller Verſchiedenheit der: Umſtaͤnde guͤl⸗ 
tig iſt/ als auch einen ſolchen der gilt, ſo lange 
die Willkuͤhr noch Feine Veränderungen mit den 
natürlichen Beftimmtingen vorgenommen hat, Eben 
* fan denn auch das abfolute Recht 1) das je⸗ 


nige 
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nige ſeyn, was in jeder Ruͤckſicht, unter allen 
Umftänden Recht ift, und 2) dasjenige, was an 
und für ſich betrachtet, Necht ift, fo lange nems 
Lich fonft nichts binzufömmt, was die Sache ins 
dert. . Abſolute Richte in der erfteren Bedeutung 
find nur allein die wefentlichen formalen: Rechte 
der moralifhen Natur «($. 127.). Alle materias 
len Rechte, wenn fie abſolute Rechte genannt wer⸗ 
den, koͤnnen es nur in: der.legtern Bedeutung 
feyn. . Wegen diefer Zwepdeutigfeit des Ausdrucks 
abſolut ſcheint es beſſer zu feyn, ſich feiner. in An⸗ 
ſehung der materialen Rechte gänzlich zu enthal⸗ 
ten ‚und lieber ſtatt deſſen den Ausdruck, Natur⸗ 
ſtand, Rechte im Naturſtande, zu gebrauchen, 
deren Begriff nach dem obigen ($. 185.) deunig 
genug beſtimmt zu ſeyn ſcheint. 


4. 189. 

Die willkuͤhrlichen Staͤnde werden durch die 
Praͤdikate und Veraͤnderungen beſtimmt, welche 
die Menſchen durch ihren Willen in ſich und an⸗ 
dern hervorbringen, und wodurch ſie Sachen oder 
Perſonen mit ſich in Verbindung ſetzen. Sie ſind 
entweder blos durch den Begriff der willkuͤhrlichen 
Handlungen. und deren: Zwecke im allgemeinen.bes 
ftimmt, oder durch die, befonderen Zwecke dieſer 
Dandlungen, und die Theorie der materialen Rech⸗ 
te in: willführlichen. Ständen iſt daher theils eine 
allgemeine, theils eine ‚befondere, und in wie 
fern dieſe Stände und Rechte fib aus dem allge 
Burn Begriffe der Natur des Menfchen übers 

haupt 


- 
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haupt erkennen laͤßt, gehoͤrt ihre Theorie in die 
philoſophiſche Rechtslehre. 
” §. 190. 

Durch die Willkuͤhr koͤnnen die Menfchen 
gm: allgemeinen. enttveder mit bloßen Sachen oder 
mit Perfonen in Berdindung treten, und die Vers 
bindung mit legteren iſt entweder fo, daß fie Rechte 
übertragen und annehmen, oder Rechte verfegen. 
Daher find die drey allgemeinften willkuͤhrlichen 
Stände 1) der Stand des Eigenthums, 2) der 
Stand der Verträge, und 3). der Stand der Des 
kidigung, und es muß daher in der allgemeinen 
Rechtstheorie in willführlichen Ständen gehandelt 
werden. Bon den Rechten 1) in Anfehung des 
Eigenthums, 2) in Anfehung der Verträge und 
3) in Anfehung der Beleidigungen. 


* 


. 191. — 

Die Vereinigung mehrerer Menſchen zu eis 
nem befondern befiimmten Zwede heißt eine (pos 
ſitive) Geſellſchaft. Die Hauptfächlichen Zwecke 
aber, welche die Natur ſelbſt den Menſchen zu 
Vereinigungspunkten angewieſen hat, und wozu 
fie ſich wechſelſeitig Rechte übertragen koͤnnen, iſt 
die Fortpflanzung und Erhaltung des menſchlichen 
Geſchlechts, und der Schutz ihrer Rechte und der 
Moͤglichkeit, ihre Beſtimmung unter den vielen Hin⸗ 
derniſſen, welche ſich Menſchen ſelbſt einander entge⸗ 
gen ſetzen, zu erreichen. Den erſtern Zweck hat die 
Ehe, den letzteren ber Staat. Die befonderen will- 

RR Fra | kuͤhr⸗ 
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kaͤhrlichen Stände affo, die ſich aus der menfchlis 
eben Ratur erfennen laffen, find die Stände ber 
Geſellſchaft, und zwar insbefondere Ter Ehe und 
des Steats. Denn diefen ift hauptſaͤchlich durch 
die Natur des Menfchen ein fefter und unveräns 
derlicher Zweck angemwiefen. Daher faßt die: be⸗ 
fondere Theorie der Rechte in will kuͤhrlichen Stäns 
den das allgemeine natuͤrliche Geſellſchaftsrecht, 
und zwar zunaͤchſt das natuͤrliche Eherecht und 
das natuͤrliche Staatsrecht in ſich Bu = 
Anm. Die Mechte, welche durch’ willkührliche 
und moralifch>zufällige Zwecke beſtimmt find, 
können im Noturrechte.gar nicht beſtimmt wer⸗ 
den. Denn diefe Zwecke find ſelbſt unbeſtimmt, 
und daher muß es den pofitiven Geſetzen Übers 
laſſen bleiben , in Anfehung ihrer das Recht zu 
beſtimmen. Aber wenn der Zweck durch die Nar 
tur felöit aufgegeben, alfo deſſen Begrifieinfärz 
mig beſtimmt it, ‚wie die Fortpflanzung und Ers 
haltung des Geſchlechts „welche die Che, der 
Schuß der-Nechte, welche der Staat zum. Zives 
cke hat oder haben ſoll; fo lafien fih auch aus 
dem beſtimmten Begriffe diefer Zwecke felbft, die 
daranf. ſich beztehenden Nechte beſtimmen, ob⸗ 
gleich in Anfehung derfelben nothiwendiger Reife 
im Naturrechte vieles unbeftiamt Gleiber muß, 
da vieles in Anfehung derselben von zufälligen, 
Umſtaͤnden und von der Willkuͤhr abhängt, wels 
ches allas auch hier pofttiven Geſetzen uͤberlaſſen 
bteibt, als in welchen dad , was das Naturrecht 
unbeftiinmr faffen muß, nad Verſchiedenheit 
der. jedesmaligen Umſtaͤnde, verichiedentlich bes 
fiimmt werden kann. Sp können, nach dem 
Naturrechte in einem Staate Überhanpt meh: 
rere Regierungs formen als möglicher Weife Recht 
’ gedacht 
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gedacht werden. Aber wenn einmal in einem 
beftimmten Staate eine gewiſſe Regierungsform 
beliebt worden iſt, ſo hat Niemand wider den 
Willen der uͤbrigen ein Recht, eine andere einzu 
fuͤhren. Man muß ſich daher ſehr in Acht neh⸗ 
men, daß mon im Naturrechte nichts anders 
als Recht beftimmt, ald was aus den Begrif⸗ 
fen folgt, welche buch die Natur der Sache 
ſelbſt beſtimmt find: Zwecke, welche nach Wiil 
kuͤhr zu verändern, jedem frey ſtehet, und des 
ren Vorſtellung eine große Mannichfaltigkere 
zuläßt, dürfen daher, im Naturrechte gar nicht 
abgehandelt werden, wenn man nicht entweder 
duͤrr und unfruchtbar feyn oder in Schimaͤren 
verfallen will. 


§. 192. 

Mit der Che ſteht die Verbindung zwiſchen 
Eltern und Kindern in natuͤrlicher Verfnüpfung, 
und aus beyden 'ergiebt fich der Begriff eines 
Hausftandes, welcher das Verhaͤltniß zwiſchen 
Herren und Diener nach ſich zieht. Alle diefe. 
Berdindungen einzeln oder zuſammen genommen, 
begreift man unter den Namen der häuslichen 
Geſelſſchaften, deren rechtliche Verhältniffe, da 
ihr Zwed im allgemeinen beftimmt ift, im N. R. 
abgehandelt werden. Darnach koͤnnen wit nun 
die angewandte Kechtölehre in folgender Drds 
nung abhandeln: i 


I. Bon den Rechten des Menfchen im Naturftans 
de, und zwar 


A, Spftematifhe Darftellung diefer Rechte, 
Jakobs Naturrecht. 9 B. Bes 


) 
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B. Bemerfungen über die befondere Natur und 
den Unterſchied dieſer Rechte, 


IH. Bon den Rechten des Menfchen in willkuͤhrli⸗ 
chen Staͤnden. 

A. Von den Rechten in wileührlichen St aͤnden 
im allgemeinen. 

1) Don dem Eigenthume 

2) Bon den Verfrägen. 

3) Bon den Rechten in Anſehung der Ber 
leidigungen. 

B. Bon den Rechten in befonderen willkuͤhrli⸗ 
chen Ständen oder von dem Gefellipaftss 
rechte. 

1) Bon dem Geſellchaftsrechte überhaupt, 

2) Von den Rechten im Stande der Häuslis 
chen Geſellſchaften. 

3) Bon den Rechten im Stande des Staats, 
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Der angewandten Rechtslehre 
Erſrer Theil. 
Bon den Rechten des Menſchen im Naturſtande. 


Erſter Abſchnitt. 


Syſtematiſche Darſtellung der natuͤrlichen Rechte des 
de Menſchen im Näturftande, 


6. 193. 


Mensen find moralifhe Wefen. Denn fie find 
fih des Sittengefeges oder des Pflichtgebotes bez 
wußt, und erfennen ſich durch daffelbe verbunden, 
folglich find fie fih auch ihrer Freyheit bewußt. &g 
muͤſſen ihnen alfo auch die Rechte der moraliichen 
Natur überhaupt ($ 127.) nothiwendig zukommen. 


Anm. Daß jemand ein Menſch fey, Finnen wir 
blos aus äußeren Zeichen ſchließen. Wir mäffen 
daher alle diejenigen für Menfchen halten, in benen 
wir die empirifhen Bedingungen der Moͤglichkeit 
wahrnehmen, daß ſich Vernunft und Freyheit in 
ihnen Außern inne. Die Hinderniſſe, welche 
die Natur der Aeußerung der freyen Vernunft 
in den Weg legt, können ung daher nicht bes 
fimmen, ein Wefen, das font die Äußeren ge⸗ 
neriſchen Kennzeichen der Menſchheit an ſich 
traͤgt, aus der Klaſſe der Menſchen auszuſchiie⸗ 
gen. Daher muͤſſen nicht nur Kinder, fondern 
auch Blödfinnige und Wahnfinnige unter die 
Menfhen. gerechnet, und ihnen die formalen 
und materialen echte, welche ihnen zukom⸗ 
men, eingeräumt werden. Daß andere aber 
Gre Rechte verwalten follen; dieſes mit Se 
ig 2 welt 
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walt zu fordern, haben fie von Natur fein 
Recht Daß ein Gefhspf mit menfchlicher Ser 
fialt von andern Menſchen erzeugt ift, iſt das 
empiriſche Kennzeichen der Menfchheit. Was von, 
Menfchen erzeugt ift, aber weder menfchliche Ger 
ſtalt am ſich trägt, noc) Spuren von Vernunft 
äußert, ijt ein MTonfteum. Wenn aber alle 
Bedingungen, unter denen fich, mach der Erfah—⸗ 
rung alleın Vernunft äußern kann, fehlen, wo 
gar nicht einmal ein Grund der Möglichkeir if 
zu hoffen,-daß fih je Vernunft äußern koͤnne, 
das iſt für feine Perfon zu halten. Ihm kom⸗ 
men daher auch gar keine Rechte u - 


$. 194. 


Die Nechte- der moralifhen Natur über: 
haupt find aber blos formal, und find daher wer 
der durch Natur (als Erfcheinung) gegeben, noch 
duch Willkuͤhr befiimmt Denn fie haben ‘gar 
feinen Inhalt, fondern drücken nur die allgemeine 
Bedingungen aller möglichen materialen Rechte 
aus. Natur und Feeyheit erzeugen nur die Mas 
terie der Rechte. Wie aber ein moralifches We 
fen felbft möglich fey, ift aus der Natur, deren 
Beftandtpeile ſaͤmmtlich Zeitbedingungen unters 
mworfen find, fo menig- beareiflich, als aus der 
Freyheit. Denn ein moralifches Wefen ift etwas 
abfolutes von allen Zeitbedingungen unabhängis 
ges, und fann alfo durch das, maß felbft in der 
Zeit den Veränderungen unterworfen ift, fo wenig 
als durch Freyheit, als melde ſchon ein moralis 
ſches Wefen voraus fegt, „hexporgebracht werden. 
—— a Natur 
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Natur und Willkuͤhr beftimmen alfo nur die Mas 
terie der Rechte moralifcher Wefen, und die Ein: 
theilung der Rechte im folche, melche dur die 

ratur gegeben, und in folde, welche durch die 
Willkuͤhr beſtimmt find (5. 187.), gilt nur von 
materialen Rechten, als welche uͤberall erſt unter 
Vorausſetzung der formalen entſpringen koͤnnen. 


195. ° 

Wenn die Natur Urfache ift, daf etwas von 
einem lebendigen Wefen nicht” getrennt, oder von 
einem andern gebraucht werden Fann, ohne in ihm 
Empfindung hervor zu bringen ; fo hat es die Nas 
tur mit ihm: verknüpft, und das Verhältnik, wor 
Durch etwag'mit einem Menfcben durch Ratur vers 
an ir nie der natürliche Beſitz. 


$: 196. 

Ale Sachen, welche die Natur mit einem 
Menfchen verknüpft hat (5. 195.) , darauf bat 
er ein Recht. Denn alle moralifche Wejen haben 
ein Recht auf Sachen ($. 95.). ft nun ein gewiſſes 
moralifches Wefen duch die Natur in’ den Beſitz 
($: 195.) gewiſſer Sachen gefegt worden, fo muß 
Hm auch ein Recht -zugeftanden. werden, Ddiefe 
Sachen zu gebrauden. Sind daher die Sachen 
einem Menſchen durch die Gebuet ($..143.) geges 
ben, fo hat ex ein angebohrnes; find fie nach der 
Geburt von der? Matur erzeugt, fo hat er ein zuges » 
wachſenes Recht (5. 14 30) darauf. 


§. 197. 
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5. 197. 
Einige Sachen hat die Natur mit allen oder 


doch mit mehreren, andere nur mit einem einzeb 


nen Menſchen verknüpft. Auf jene Fömmt denen, 
mit weichen fie die Natur verknüpft bat, ein g& 


meinſchaftliches, auf diefe dem, mit welchem fie 


verknüpft ft, ein ausfchließendes Recht ($. 29.) 
zu, und gchört ihm alfo, ift Sein ($. 144.). Der 
erſte Grund dieſes Rechts ift der urſpruͤngliche 
Beſitz (5. 145.). —— 
$. 198. J 
Die Sachen, welche die Natur jedem Mens 
ſchen allein gegeben hat, find theils innere, theils 
aͤußere. Das Subjeft der erftern iſt die Seele 
oder der Geift des Menfchen, und. deffen Kräfte, 
das andere ift der organifche Körper eines jeden 
und deſſen Kräfte. Die Saden, welche die Na 
tur den Menfchen gemeinfcaftiich gegeben hat, find 
diejenigen ; ohne weiche fie gar nicht in der Welt 
leben koͤnnten, nemlich die verfhicdenen Elemente, 
welche nicht mit einem, fondern mit allen Men: 


ſchen verfnüpft find. Es folgt alſo, daß jedem 


auf feinen Geiſt und Körper ein ausſchließendes/ 
auf die äußeren Elemente aber, im wie fern fie 
die Aeußerung gemeinfchaftlicyer Wedingungen 
der Eriftenz aller oder mehrerer Menſchen find, 
ein gemeinfchaftliches Recht zukomme. Yedem 
gehört alfo fein Geift und Körper eigenthiimlich 
an, und das Recht, welches fie.darauf. haben, 
ife ein Eigenthumsrecht. . 
—— $. 199. 
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6. 199. 

"Soll der Menfh in der Sinnenwelt als 
moralifhes Weſen erfcheinen koͤnnen; ‚fo muß er 
feine Perföntichkeit, feine Freyheit und feine Gleich⸗ 
beit offenbaren, und er hat daher zunächft insber 
fondere auf alles ein Necht, wodurch diefes die 
Natur in. ipm felbit möglich gemacht Hat. 


$. 200. 
- Daß nun der Menfch I. als Perfon erfcheis 

nen koͤnne, hat die Natur dadurch möglich ges 
macht, daß fie ihm einen orgunifchen Körper geges 
ben bat, vermöge deſſen er für fich felbft befteher, 
und der mit feinem andern verknüpft ift; daf fie 
ihm innere Kräfte verliehen, wodurch er leben, 
erkennen, fühlen, begehren und feinen Borftelluns 
gen gemäß die Sachen zu feinen Zwecken benugen, 
und die äußern Kräfte nach feiner Willkuͤhr bes 
ftimmen fann. 


(. 201. 

Hieraus folgt alfo, daß jeder Menfch ein ans. 
gebohrnes Recht ($. 143.) habe, ausfhliegend zu 
befigen: 3 

1) feine individuellen von der Natur empfange⸗ 

' nen inneren Kräfte, wie a) fein geitliches ter 
ben d. h. das Vermögen ſich in Verbindung 
mit einem organifchen Körper: feiner ſelbſt 
‚und der Welt bewußt zu werden, ‚und fich 
: nach Vorftellungen zu bewegen; b) feine nas 
tuͤr⸗ 
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tuͤrlichen individuellen Crkenntnißkraͤfte, ſo⸗ 
wohl die obern als untern, Berftand, und 
Sinne, Einbildungsfraft, Gedaͤchtniß u.f. m, 
c) fein nathrliches individyelles Gefühl und 
Genußvermoͤgen; d) fein natürliches indis 
viduelles Begehrungsvermögen, ſowohl das 
obere ald das untere. 


2) die individuellen von der Natur — 


genen aͤußeren Kraͤfte, d. i. den organiſche 
Koͤrper, welchen die Natur jedem Menſchen 
gegeben hat. Jeder hat alſo ein ausſchlie⸗ 
ßendes Recht ſeinen Koͤrper ganz und alle 
ſeine Theile zu beſitzen, ſowohl die, welche 


‚er bey feiner Geburt von der Natur empfan⸗ 


gen hat, als die, welche ihm in der Folge 
zugewachſen ſind, folglich auch ein Recht, 
alle natuͤrlichen Triebe des Körpers und des, 
ven Wirkungen zu. befigen. si 

6. 202. j 
Da es ferner äußere Dinge giebt, von des 


rien die Exiſtenz ünd das Leben aller abhängt, und 
welche die Natur: nicht ausſchließend mit dieſem 
oder. jenem Individuum verknüpft hat, fordern 
welche jedem: zur Erhaltung und Fortfegung feis 
nes Lebens dienen, und mitsallem in natäüriicher 
Berfnüpfung ftehen ; fo haben alle Menfchen von 
Natur ein gemeinfchaftliches Recht auf diefe Sa⸗ 
en ; wie Erde, Feuer, Luft, Wafler uf W- 
und jeder hat .ein Recht auf biejenigen m 
en 
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len ‚Theile infonderheit; welche zunäcft Die na⸗ 
tuͤrlichen Bedingungen der Moͤglichkeit —* in⸗ 
dividuellen Exiſtenz — — 
Se 203. = 

Bie Innern und. äußern Kräfte, welche die” 
Natur jedem Menſchen verliehen hat, machen alz 
fo fein natuͤrliches urfhrümgliches Eigenthum aus, 
weiches fich auf. den urfpruͤuglichen Beſitz gruͤndet, 
in welchen die Natur einen jeden Menſchen · verfetzt 
hat, und das Recht: aufialle diefe-Gegenfränfvde iſt 
fein natürliches urfpränglnhes — 


rs U DT 


364. 

Die narörtien ER fte der A fi nd, 
nad) der Erfahrung, d — 1, Graden, ‚oft, auch, ſelbſt 
der Menge und, Vollſtundigkeit nad fehr vers 
ſchieden. Daher ift Auch das natürliche Eigens 
genthum in den verfchiedenen. Menſchen fo vers 
. fbieden, als ihre von der Natur ennpfangenen 
Kraͤfte. Der eine hat mehr, der andere ge 
der eine groͤßere, der andere kleinere Sıar te, von 
‚der Natur empfangen. Das natitliche, Eigen⸗ 
thumsrecht eines jeden kann ſich aber hicht, weiten, 
erftrecfen, als auf. dag, was er von ‚di der Datur, 
empfangen hat, ‚Die nathrfichen — He 
te find alfo ihren” Ihbate nach bey den, Kay 
denen Menſchen Rai berfigjeden, und h Y kii 


f 
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Wenn einer etwas von der Ratiie Mu 

gen dat und der andere hicht ſohar vie nach 


der 
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der Natur fein Recht auf das, mas die Natur 
mit dem erftern verfnünft hat. Denn diefed wuͤr⸗ 
de dem Eigenthumsrechte des erfteren' widerfpres 
en. Niemand fann alfo von Natur ein Recht 
baden, das natürliche Eigentpum eined andern 
du befigen. 
$. 206. 

Was aar nicht da if, darauf Kann fein — 

da ſeyn. So wie daher die Sachen und Krafte, 
welche die Natur mit dem Menfchen verknüpft, 
abnehmen oder gänzlich vergeben; fo nimmt auch 
ab oder vergehet das natürliche materiale Eigens 
thumsrecht, fo wie aber die Natur dieſe Mate: 
rien wieder herſtellt, fo ift auch fogleich ein Recht 
des natürlichen Bejizers da. 


§. 206. 

—RBI. 1. Die Grenfeit ($. 199.) Bann fi) in dem 

Menſchen nicht anders offenbaren, als durch den 
freyen und von allem Zwange unabhängigen Ge 
braud) der natürlichen Kräfte, Die natürlichen 
Kräfte aber, welche der Menſch durch feine Frey⸗ 
beit gebrauchen kann, find theils Förperliche, theils 
geiftige Kräfte. Die förperlichen, von denen die 
Freyheit einen Gebtauch machen kann, find die 
bewegenden, welche theils zum Empfange, theils 
zur Ausfuͤhrung der Vorſtellungen dienen. Die 
geiſtigen Kräfte, wodurch die Freyheit wirken 
kann, laſſen ſich auf Erkenntnißkraͤfte, Gefuͤhle 
und Begehrungskraͤfte zuruͤckfuͤhren. 
g. 207. 


Angewandte Rechtslehre. 123 


6. 207. 

Da nun jeder Menſch ein formales Recht 
auf Freyheit hat (ſ. 100.); fo muß er auch ein 
Hecht haben, es da auszuüben, wo die Rechte 
Feines andern dadurch -geftört werden. @8 füns 
nen aber die natürlichen Kräfte eines jeden Mens 
ſchen von ibm gebraucht werden, ohne daß das 
durch das Kecht irgend eines andern geftört wird, 
Denn diefe Kraͤfte gehoͤren Niemanden, als dem, 
mit welchem fie die Natur verfnäpft hat. Hier 
aus folgt alſo: 


1) Im allgemeinen: Jeder Menſch hat ein na⸗ 
tuͤrliches angebohrnes Recht auf den freyen und 
unabhängigen Gebrauch aller feiner individuel— 
len von der Natur empfangenen oder in der 
Folge zugewachſenen Kräfte, oder auf die durch 
fie möglichen Handlungen; und Niemand hat 
ein angebohrnes Recht, die natürlichen Kräfte 
des andern durch feine Freyheit zu gebrauchen, 
2) —— 
.Jeder hat ein angebohrnes Recht, ſeine 
"eirnerlichng Kräfte, frey und Pe von 
andern zu gebrauchen. 
B. Jeder hat ein gleiches Recht auf * freyen 
und unabhaͤngigen Gebrauch ſeiner ‚geiftigen 
43 Kraͤfte; alfo: 

4) feiner Erkenntnißkraͤfte, feiner natürlis 
chen Talente, Vermögen und Geſchicklich⸗ 
feiten.. Niemand. hat ein-angebohrneg 
‚Recht, den: andern zu vermehren, daß 

⸗ ſelb ſt 


% 
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ſelbſt empfinde, anfchaue, felbft denfe, 
‚nach feiner eigenen Einficht urtheile, daß 
„a frey rede und andern jeine Gedanfen 
_ mittgeile u. ſ.f. 
b Jeder hat ein angeboprnes Recht fich ſei⸗ 
int Gefühlen zu überfaffen,. fie. zu ftars 
5 Pen,oder zu ſchwaͤchen, fie zu. erzeugen 
de. oder zu vernichten. ꝛc. 
) Jeder hat ein angebohrnes Recht, ſein 
‚Beszhrungspermögen | frey zu. gebrauchen, 
alfo alle feine natürlichen Begierden, ſie 
„mögen. nun bey der Geburt gleich da ges 
wi weſen, oder in der Folge erſe durch die 
ER nn Natur erzeugt fen, frey zu gebrauchen, 
fir zu unterdrüfen oder fie zu befriedi— 


#4 


a2) 


2. ni: gen, wenn er nur Dadurch Die Rechte feir 
j r "nes andern verletzt. 
I. ENSLNHN F. 208. 


RI was durch: den freyen Willen vermit⸗ 
telſt der natuͤrlichen Kraͤfte wirklich gemacht wird, 
vder mög die Freyheit die natürlichen Kräfte ges 
brauchty ſind Zwecke, ſo wie das Verhaͤltniß der 
Frepheit zu den Zwecken Handlungen find: Folgs 
ib ſchließt das Recht auf Freyheit das Recht in fich, 
Mb betzebig Zwecke zu ſetzen und ſie beliebig aus⸗ 
zufuͤhren, dieſe Zwecke moͤgen nun moraliſch oder 
Anmoraliſch/ gut oder böfe, für das Subjekt nuͤtz⸗ 
lich oder ſchaͤdlich ſeyn, wenn'nur die Rechte Feines 
Sander dadurch verletzt werden. Feder Menfch hat 
vdas Recht frey durch feine Kräfte zu handeln. 
nu 6.209. 


I 
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ggg 

88 giebt infonde-heit zwey Hauptzwecke für 
alle Menjchen, wovon der eine moraliſch⸗noth⸗ 
wendig, der andere zwar moralifch : zufällig, aber 
doch phyſiſch-⸗ nothwendig if. Der erſtere ifk 
Tugend, der andere Gluͤckſeligkeit; das Gegen⸗ 
theil der erſteren ift Laſter, der letzteren Ungluͤck. 
Ob aber gleich die Natur den Menſchen noͤthiget, 
die Gluͤckſeligkeit zu begehren; fo bringt doch die 
Natur deshalb nicht die Gluͤckſeligkeit hervor, ſon⸗ 
dern die Realifirung diefes Zwecks, fo wie die 
Erfindung der Mittel dazu ift in vielen Stücken 
der Vernunft des Menfchen uͤberlaſſen; und ods 
gleich jeder Menfch die Berbindlichfeit der Pflicht 
anerfennen muß; fo wird er doch durch nichts ins 
nerlich gezwungen, das zu thun, was die Pflicht 
gebietet, fondern e8.bleibt ipm immer das Gegens 
theil möglich). 

210 


Das Recht auf den freyen Gebrauch der 
Kräfte des Menfchen ($. 206.) ſchließt alfo auch 
dad Äußere Recht in ſich, nach Belichen tugends 
haft oder lafterhaft zu feyn, ſich nach’ Belieben 
glücklich oder ungluͤcklich zu machen, jwectmäßige 
oder unzwechmäßige Mittel zu feiner. Gluͤckſeligkeit 
zu wählen; alles, in wie weit nur dadurch nicht 
die. Rechte anderer. verlegt werden. Alfo: Nies 
mand hat von Natur ein Recht, einen Mens 
ſchen, der fich feiner Freyheit bewußt ift, wider 
‚ feinen Willen zu zwingen, tugendhaft oder nicht 

u tu⸗ 
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tugendhaft, laſterhaft oder nicht laſterhaft zu han⸗ 
deln; ihm eine Gluͤckſeligkeit wider ſeinen Wil 
fen aufzudringen, oder ihn in Hervorbringung 
der feinigen zu hindern, wenn er in fo weit er 
feines andern Rechte durch den Gebrauch feiner 
Freyheit verlegt, 


— §. 211. 
IT. Die formale Gleichheit ($. 199.) beſteht 
darinne, daß jeder gegen den andern Zwangsrech⸗ 
te bat; oder daß die Rechte des einen durch die 
Rechte des andern eingefchränft find. Da nun 
jeder Menſch ein natürliches angebohrnes Recht 
auf alles dasjenige hat, was durch die Natur mit 
feiner Perſon verknüpft ift, und wodurch er als 
eine Perfon in der Sinnenwelt erfcheinen kann 
($. 200.), ingleichen ein angebohrnes Recht, die 
von der Natur empfangenen individuellen Kräfte 
unabhängig von andern nach feinem eigenen Bes 
lieben zu gebrauchen ($. 206.'; fo folgt, dag auch 
Diefe Rechte ſich einander einfchränfen und von 
Natur Zwangsrechte find. Denn daß jeder Menſch 
feine Kräfte anwenden fönne, um fein Recht aus⸗ 
zuüben ‚ Fann jedermann wollen, fann als allges- 
meines Gefeg gedacht werden. "Daß aber jemand 
feine Kräfte wider das Recht eined andern gebraus 
che, kann nicht allgemein gewollt werden; dazu 
Hat alfo Niemand ein Recht. Nun fließt aber 
jedes Recht auch das Recht in ſich, es auszuüben, 
nur mit der Einfehränfung, daß man das Recht 


eines andern nicht verlege. Wer nun den andern, 
BZ jwingt, 
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zwingt, feine Kräfte nicht wider fein Recht zu 
brauchen, verlegt nicht dad Recht des andern. 
Folglich muß er auch ein Recht haben, den andern 
zu zwingen, weil diefes zur vechemäßigen Aus⸗ 
übung feines Rechts gehört. 


$. 212. 

Aller Zwang eines freyen Wefend gegen das 
andere befteht darinne, daß einer ducch feine Kräfe 
te, die Kräfte des andern zu Wirkungen wider den 
Willen deflen, der gezwungen: wird, beſtimmt. 
Diefes geſchieht nun entweder mechaniſch, wenn 
einer wider des andern Willen deffen Kräfte und 
Güter nach feinen eigenen Abfichten gebraucht, 
oder pfpchologifch, wenn einer folche Vorftelungen 
in dem andern rege macht, welche wider deſſen Wil 
len Handlungen hervorbringen, die den Abſichten 
des Zroingenden gemäß find. Das Zwangsrecht 
der Menſcben ift alfo ein Recht, die Kräfte und 
Güter der andern da zu verlegen, wo der Zwang 
rechtmäßig iſt. 


6. 213. 
Da es von Natur kein gänzlich — 

ſchraͤnktes Recht giebt, ſondern das Recht eines 
jeden durch das Recht des andern eingeſchraͤnkt 
iſt ($. 107.); fo folgt, daß auch fein Menſch von 
Natur ein voͤllig uneingeſchraͤnktes Recht auf ir⸗ 
gend eine Materie habe, ſondern daß ſich das 
Recht eines jeden auf die ihm von der Natur ver⸗ 
liehenen Sachen und Kraͤfte nur ſo weit erſtrecke, 


als 


⸗* 
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als erdadurch Feines andern Rechte verlegt, und 
daß :alfo jedermann die Sachen und Kräfte andes 
zer, inwiefern er nur dadurch ihre Rechte nicht 
verlegt, (welches der Falleiſt, wenn ee von ihnen 
beleidiget wird), Ban dürfe. 


— 214. 

Die hathrliche rechtliche Gleichheit alfo, wel⸗ 
be unter Menfhen von Natur ftätt findet, bes 
ſteht darinne, daß die natürlichen angeboprnen 
Rechte eines jeden Menſchen Zwangsrechte find, 
und daß jeder auf alles das, was Durch die Nas 
tur ſelbſt mit ihm verfnüpft ift, ein eben fo gros 
Hes und’ völlig. gleiches Recht hat, als jeder andes - 
te auf das, was diefem die Natur gegeben hat. 





Zweyter Abſchnitt. 
Bemerkungen uͤber die beſondere Natur und den Un— 
—— bet angebohtnen natürlichen Rechte, 


ya} $ 


$. 215 
Ni. natürlichen Beftandtheile des Menfchen find 
theils nothwendige, theils zufällige. Erſtere find 
ſolche, die fib gar nicht von dem Menfchen trens 
nen laſſen, ‚ohne feine ganze Natur zu vernichten; 
— ſolche, welche veraͤndert oder von dem 

Men⸗ 
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Menſchen getrennt werden koͤnnen. Der Inbe⸗ 
‚griff der nothwendigen oder twefentlichen Beſtand⸗ 
‚heile der menſchlichen Natur wird die Menfche. 
beit genannt, und die Rechte, deren Inhalt durch 
"den Beariff der Menfchheit beſtimmt find, heißen 
Daher Rechte der Menfchbeit. — 
Anm. Die nothwendigen Beſtandtheile des Men: 
ſchen find nicht, ihrer Eriſtenz nach, nothwen— 
dig; fondern nur unter der Voransfesung, daß 
ein Menſch wirktih feyn fol Daß aber ein 
Menfih oder das ganze menfchliche Geſchlecht 
— wird doch nur als etwas Zufaͤlliges er⸗ 
annt. 


§. 216. 


t Das Weſen des Menſchen beſteht dakinne, 
daß er als ein moraliſches Weſen in der Sinnen 
welt ericheinen ;.alfo a) feine Perföntichfeit; b) 
feine Freyheit, und c) feine vechtliche Gleichheit 
mit allen übrigen Menſchen, offenbaren fönne, und 
"die natürliben Bedingungen, ohne welche diefes, 
nah Erfahrungsgefegen, gar nicht zeſchehen fann, _ 
find die nothwendigen natürlichen Beftandtheile 
des Menſchen, und machen alfo die Menfchheig 
‚aus, 2 — * 
ı & 217. > 
Daß nun ein moralifhes. Wefen I) in der 
Belt als Perfon exiſtiren ann, dazu gebärt;a) 
daß es in der Welt lebe, b) um fein ſelbſt willen 
und unabhängig von andern eriftire, oder in der 
Sinnenwelt als ein feldfiftändiges: Weſen erſchei⸗ 
Jakobs Rasur U SF Cu rhine; . 


* 
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ne; welches beydes die Natur durch die Verknuͤ⸗ 
pfung der Seele mit ‚einem organiſchen Körper 
‚möglich gemacht bat; U) daß es feine Freyheit 
zeigen fann, dazu gehören nothwendig Erkennt 
"nißs Gefühl: -und Begehrungsfräfte, verbunden 
mit dem Selbftbewußtfegn in der Welt, fo daf 
"die Freyheit einen beliebigen Gebrauch von den 
"natürlichen Kräften machen Fann. Endlich 111) 


kann fi die Gleichheit der Menſchen ‚gar nicht 


andeı® offenbaren, als ‘wenn jeder Kraͤfte hat, 


:feine Menſchheitsrechte auszuüben. 


% 278. 
Die Rechte der Menſchheit find demnach N) 


das Recht auf fein Leben, und die nothirendigen 
Bedingungen des Lebens, in wiefern dies ‘von der 
- Natur -felbft mit dem Subjekte verknuͤpft find, 
"wie feinen organifchen Körper, und das, was noths 
‚wendig -ift, feine Verfnüpfung mit der Seele zu 
:erhälten ;_ II) das Recht, die Möglichkeit zu er: 
: hatten, die natürlichen Kräfte ſowohl die Förperlis 
‚ben als geiftigen aus einem inneren Princip zu bes 


ftimmen oder unabhängig von andern zu wollen, 
und lIH) das Recht, andere durch feine natürlis 
chen Kräfte nach einer allgemeinen Regel zu zwins 
"gen, daß ſie ihm feine vollkommnen Rechte aus⸗ 
uͤben laſſen. 


5. 219. 
Die Rechte der Menſchheit ſind angebohrne 


Rechte, und ihr Inhalt iſt durch die. Natur ſelbſt 


be⸗ 
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beftimmt, und enthält überhaupt die Bedingungen: 
der Möglichkeit der moralifchen- Wirffamfeir in 
der Sinnenwelt. Da es aber mehrere nafürliche 
BeftandrHeile des Menfchen giebt, welche nicht ges 
vade noshwendig zur Möglichkeit. der ſittlichen 
Wirkfamfet in der Melt gehören, sauf-welche aber 
jeder Menſch ebenfalls ein angebohenes natürlie 
ches Recht hat; fo find doch nicht alle angebohrs 
nen Rechte, Rechte der Menfchheit, indem der 
Grad, die Art und feldft die Menge der natürs 
lichen Beitandtheile und Kräfte der Menfchen der: 
Mögtichfeit der moralifhen Wirffamfeit unbes 
ſchadet febr verfchieden feyn koͤnnen. Es fönnen 
daher die Rechte der Menfchheit, die nothwendi⸗ 
gen und wefentlichen, materialen Rechte die übris 
gen angebohrnen Rechte aber. die zufälligen und 
außermwefentlichen angebohrnen materialen Rechte 
der Menfchen heißen. 


$. 220. .. 
Alle angebohrnen Rechte, ſowohl die noths 
wendigen ale die zufälligen ($.219.), fönnen theils 
durch die Natur, theild durch die Krepheit vers 
nichtet werden und untergehen. Denn die Mas 
terie diefer Rechte, nemlich die von der Natur 
empfangenen Kräfte fönnen ı) von der Natur, 
und 2) von dem Willen, vermittelft natürlicher 
Kräfte zerftört und vernichtet werden. Wenn aber 
die Materie vernichtet ift; fo kann auch Fein Recht 
mehr auf diefe Materie da ſeyn ($. 144.); es 
bleibt: das bloße fosmale Recht, ein Recht ohne 
52 Objekt 
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Odbjekt ein bloßes: Gedankenrecht (6. 110. J; © d 
.gat fein materiales Recht mehr uͤbrig. 


J 


9. 221. 
.Der Tod macht allen. angebohrnen — 
«in Ende, ge mag nun durch. Natur. oder. durch 
Freyheit verurfacht: feyn. . Denn durch ihn Hört 
Der Menfh auf in der Sinnenwelt, :ald ein mo⸗ 


raliſches Wefen zu erfcheinenz ee ifr wichts>mepe. 


in.der Sinnenwelt, folglich Fönmen. ihm ARE feine 
Rechte in — mehr zukommen. 
Ss 222. 
Die Rechte der Menſchheit find — 
Bar. » Denn ihre Materie kann zwar von dent 


Willen des+Subjefts getrennt, aber nicht mit dem 


Willen eines andern verknüpft werden. - Meinke 


ben fann nie zu dem Leben»eincd andern, «meine 


natückichen Kräfte nie zu den natürlichen Kräften 
eines andern gemacht werden. Gie find folglich 
unübdertragbar ($. 155.). Folglich laſſen fie fich 
auch von Niemanden annehmen G 155.), alfo 
end. nichrseemwerben ($. 151. 
$. 22 

‚Die Materie der Rechte der Menſchheit bleibt 
ſo lange mit dem Menſchen verknuͤpft, als er 
Menſch ifi; fie iſt folglich von der Perfon des 
Menichenv unzertrennlich; und, es fann fie nies 
mand beſitzeni, als wenn er Die Perfon zugleich 
mit beſitzt. Sollte nun ein anderer ein Recht has 
ben, die Materie der Menſchheitsrechte eines ans 
Bein eigenthuͤmlich zu beſitzen; fo würde. er zu⸗ 
st ein — haben die Perſon als Eigenthum 

zu 
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zu beſitzen, d. h. er würde ein Recht haben, eine 
Perfon als bloße Sache zu behandeln, welches den 
böchften Rechtsprincipien (6. 94.) widerſpricht 
und ſelbſt etwas phyſiſch⸗ unmoͤgliches iſt. Da nun 
keines Willkuͤhr ſich ſo weit erſtreckt, daß er ſich ſelbſt 
in eine bloße Sache verwandeln koͤnnte ($. 194.); 
fo kann auch niemand feine Menfchheitscechte am 
andere veräußern, und jede Handlung, welche 
dieſes zum Zwecke hat, ift an ſich nichts, und von 
keiner Guͤltigkeit. 
— 2 


Ä 24. 
Demnach Fönnen die Rechte der Menſchheit 
zwar verlohren, aber nicht von einen andern vers 
äußert, alfo auch nicht erworben werden. Die fors 
malen Rechte unterfcheiden ſich daher von den 
MenfchHeitscechten dadurch, daß jene unuͤbertrag⸗ 
bar: und: sunverliehrbar zugleich, diefe aber zwar 
auch unübertragbar, aber doch verliehrbar find. 
Denn es kann jemand durch feinen freyen Willen ſei⸗ 
ne. menfchliche Ratur feibft zerftören ,. und in der 
Sinnenwelt vernichten, folglich auch den lintergang 
feiner Menſchheitsrechte bewürfen. Geſetzt aber, 
die Ratur verfnüpfte von neuen mit feiner Perfon 
die Bedingungen der Menfchheit; fo würde fein 
Recht darauf auch micder da ſeyn. Denn da er 
doc die Natur eines moraliſchen Weſens nicht eine 
gebuͤßt hat, und Fein anderer fich ein Recht auf die 
Bedingungen der Menfchheit eines andern erwer⸗ 
ben kann ($.222.),fo ift und bleibt auch bey ihm 
der. natürliche Beſitz ($. 195,) immer der nächfte 

Grund des materialen Rechte. 

- 2235. 
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$. 225. » 
Die zufälligen angeböhrnen Rechte (de 219.) 
haben entweder einen folchen Inhalt, der von der 
Perſon fblechterdings nicht getrennt werden kann, 
ohne feldft in der Sinnenwelt vernichtet zu wer⸗ 
den, der fi alfo gar nicht zu dem Eiaenthume 
eines andern machen laͤßt; und dahin gehört das 
ganze innere Eigenthum des Menfchen, oder der 
ganze Inbegriff feinee natürlichen Kräfte; oder 
der Inhalt kann von der Perfon wirklich getrennt, 
und mit der Willführ eines andern verbunden wer⸗ 
den, ohne daß Dadurch Perföntichfeit im der Sins 
nenmelt aufgehoben wird, wie diefes der Fall mit 
mebreren natürlichen zufälligen Theiten feines Koͤr⸗ 
pers ift, der als eine Subſtanz im Raume zum 
äußern Eigenthume gehört, und wovon fich einige 
Theile trennen laffen, ‘ohne eben die ganze Perfon 
zu vernichten. 
j $. 226. _ 

Die Rechte auf den Befit des innern, ob⸗ 
gleich zufälligen Eigenthums koͤnnen nie auf ans 
dere übertragen und von diefen angenommen, als 
fo auch nie erworben werden, und alle Veraͤuße⸗ 
rungen diefer Rechte an andere find an fich nich- 
tige Handlungen. Alſo find diefe Rechte auch 
unübertragbare. Denn niemand Pann'ein Recht 
auf etwas erwerben, zu deffen Beſitz er nie ges 
langen fann, und was von Natur ein anderes 
moralifches Weſen fo beiigt, daß es unmöglich von 
ihm’ getrennt und andern ar werden kann. 


64.227. 
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. 227. 

Dagegen koͤnnen fie wohl veräußert werden 
und verlohren gehen, aber nicht Durch Worte, fons 
dern durch die Tbat, d. h. durch die wirkliche Zerftös 
zung der natürlichen Kräfte $. 224.). Denn das 

. durch geht die Materie ded Rechts gänzlich verloh⸗ 
ren, folglich hört auch das materiale Recht auf. Da 
aber Worte die Materie nicht von dem Subjeft trens 
nen fönnen, und auch die wirkliche Annahme von ei⸗ 
nem andern unmöglich ift, fo hat die Veräußerung 
feiner natürlichen Rechte auf fein inneres Cigentbum 
durch Worte gar feine vechtlihe Wirfung, und 
ift fo viel als nichte, 

4. 228. 

Aber alle zufälligen angebohrnen Rechte, des 
sen Inhalt Subftanzen find, die fih von der Pers 
fon, ihrer Exiſtenz unbefdadet, trennen, und in 
das Aufßere Eigenthum eines andern aufnehmen 
lafien, koͤnnen nicht nur veräußert, fondern auch 
auf andere übertragen und von diefen erworben 
werden. Denn nach der VBorausjegung ift es 
phyſiſch⸗ möglich, daf der eine die Marerie des 
Rechts von ſich trenne, und der andere fie als blos 
fe Sache mit feinem Willen verbinde Es if 
aber auıd, an fi betrachtet, rechtlich : möglich, 
Denn 1) er verlegt ducch eine ſolche Veräußerung 
nicht Das Recht eined andern, indem von Natur 
niemand als er, ein Recht auf diefe Subſtanzen 
hat. Se bat. aber. ein aͤußeres Recht das zu 

thun, 
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thun, wodurch er Niemandes Rechte verletzt 

($. 101.), und 2) feine Perſon wird auch dabey 

gar nicht als bloße Sache gebraucht. Denn feitt 

frever Wille ift der Grund dee Veräußerung, und 
er fann dabey nad) der Borausfegung immer noch 
eine Perfon bleiben. 

Anm. Man muß nie veracffen, das Äußere Hecht 
von der Pflicht zu untericheiden. Es ann jes 
mand ein vollkommnes Recht haben, etwas zu 
thun, was der Selbiipflicht widerfpricht, und 
wodurd) er ſich ſelbſt niedertraͤchtig betraͤgt, und 
der andere kann ein äußerlich = vollkommnes Recht 
haben, etwas von dem andern anzunehmen, ob 
er gleich dadurch) eine unvollkommne Pflicht ger 
gen einen andern verlegt. Sp hat jemand ein 
Recht, feine gefumden Zähne fich. ausziehen zu 

laſſen, um fie an einen andern zu verkaufen, 06 
es gleich eine ſchlechte Handlung feyn kann. 
(. 229. 

Wenn man ſich Menfihen vorftellt,, die noch 
gar fein Recht, weder an andere verküßert, noch 
von andern erworben haben; ſo befinden ſich die— 
ſelben, dem Rechte nach, in dem bloß n Natur— 
ftande, d. h. alle Rechte, die fie baben, find dem 
Snhalte nad, blog Durch die Natur beftimmt, 
und die dee eines Standes der Menfihen, in 
welchem weder Eigenthum erworben, noch Vers 
trä ec gefchloffen, noch Beleidigungen vorgefallen 
find, ift die Jdee des bloßem Raturftandes. Die 
Rechte in einem ſolchem Zuftande werden auch abs 
tin Rechte genannt ($. LIE. nd 


6. 230. 
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§. 230. 
Hier iſt nun offenbar 
1) daß in dem bloßen Naturſtande zwar, ein 
natuͤrliches, aber noch fein erworbenes is 
genthumsrecht auf beftimmte äußere -Gegens 
fände ſtatt finde; daß alfo alle Dinge, wels 
he. die Natur nit ſelbſt mit den Menfchen - 
verknuͤpft hat, noch herrenlos (res rullius) 
ſeyn, alfo feinen ein beſtimmtes Recht dars 
auf zufonrme, folglich auch Feine communid 
‚  Primaeva do fey, wenn diefe ein gemein 
ſchaftliches Recht auf alle Dinge ausdruͤcken 
ſoll. ae — 
27) Daß kein Menſch ein poſitives Recht auf 
den andern habe, und daß alſo niemand ei— 
ne poſitive Handlung von⸗ dem andern, zur 
Beförderung feiner Zwecke mit Gewalt forz 
‚dern dürfe; daß alfo jeder ein Recht habe, 
mit ſich und feinen Kräften zu machen, was 
er will, wenn er nur anderer vollfommne 
Rechte nicht verlegt, folglich auch fich ſelbſt 
umzubringen, unthaͤtig oder thätig, durch 
diefelden zu ſeyn, frey zu urtheilen über fich 
und andere ıc. 
3) Daß aber jeder “ein negatives Recht gegen 
den andern habe, und alfo mit Gewalt ver: 
langen därfe, ihn nicht ia feinem natuͤrli— 
hen und in diefem Zuftande einzigen Rede 
ten zu ſtoͤren. ni lg 


a) Daß 
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4) Daß dieſer Stand ein Stand des vollkomm⸗ 
nen Friedens ſey, weil, fo bald einer eine 
Feindfeligfeit ausübt, der bloße Naturſtand 
aufgehoben wird, und fogleih ein bedings 
ter Stand, nemlich der Stand der ai 
ligkeit eintritt, 
$, 231 

Hieraus folgt ferner, a) daß im bloßen Nas 
turftande Riemand dem andern etwas zu befehlen 
habe; b) daß Niemand mit Gewalt verlangen 
fönne, daß ihm ein anderer ehre oder die Wahr⸗ 
heit fage zc. denn diefes find pofitive Dienftleiftun: 
gen; e) daß jedermann nur in fo weit von Natur 
ein Recht habe, von andern zu verlangen, daß 
ev ihn nicht beluͤge oder befchimpfe ic. als dadurch 
ein natürliches Recht in ihm verlegt wird, als es 
der andere als einen pofitiven Angriff auf fein von 
der Natur, einpfangenes Eigenthum gebraudt. 
Es find demnah die Menfchen im bloßen Natur⸗ 
ftande durch michts eingefhränft, als dur die 

natürlichen Rechte der andern. 
Anm. Wenn jemand über mich urtheilt, daß ich 
ſchwach am Verſtande fey, oder einen böfen 
Willen habe, und dadurch die vortheilhafte Meis 
nung anderer von mir umſtimmt; jo verlegt er 
zwar meine Ehre, aber ich habe kein vollkomm⸗ 
nes Necht diefe Meinung von andern zu verlans 
gen ;;. die Ehre ift eine Sache, die nicht allein von 
mir abhängt , fondern wobey ‚anderer Urtheile 
konkurriret; er beleidiget mich alfo nicht vollkom⸗ 
men. Kenn er aber einen andern weis machen 
wollte, ich fuchte ihn zu ermorden; fo wäre dieſes 
ein 
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ein wahrer Angriff auf meine Freyheit, indem bies 
ſes den andern berechtigen würde, Gewalt gegen 
mich zu brauchen, woran doch lediglich ber Vers 
läumder Schuld wäre. 


6. 232. 

Der bloße Naturftand ift nichts ale eing 
dee zur Beurtheilung. Denn er wird durch die 
binzugefommenen oder mwegaegebenen Rechte blos 
eingefchränft, und jeder behaͤlt daher fo viel Rechte 
aus dem Naturftande, als fie nicht durch hinzus 
gefommene oder veräußerte Rechte eingeichränft 
werden. Wer dem bloßen Raturftand in der 
Wirflichfeit ſuchen wollte, würde einer Chimaire 
nachgeben, und den Gebrauch einer fonft ſehr nuͤtz⸗ 
lichen Idee ganz verkehren. Wenn man aber dies 
jenigen Rechte von den natürlichen abzieht, welche 
jemand veräußert hat, und diejenigen zu den 
natürlichen binzufügt, melche er ermorben hat; 
fo ift allemat deſſen rechtlicher Zuftand beftimmt; 
und da nun der eine mehr veräußert oder erwor⸗ 
ben hat, als der andere; fo muß der Unterfchied 
ihres rechtlichen Zuſtandes nur durch die Idee des 
Naturftandes beftimmt werden. 

$.. 234 

Aus dem rechtlichen Naturftande tritt der 
Menſch nur duch Erwerbung oder Veröußerung 
der Rechte. Wenn er daher gleich in andern be: 
dingten moralifchen Zuftänden ſich befindet; fo ift 
er doch noch in rechtlichen Naturſtande, wenn er 
noch fein Rest erworben oder veräußert hat. Frey⸗ 


z willi⸗ 
y 
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willige Dienſtleiſtungen der Menſchen' unter einan⸗ 
der heben daher den rechtlichen Naturſtand nicht 
auf. Denn durch fie erwirbt man feine vollfomms 
nen men gegen einander. 


ee} en | 

Alle erworbenen Rechte. des einen ſchranken 
die natuͤrlichen Rechte aller uͤbrigen ein ($. 107.). 
Wenn alſo der eine noch im bloßen Naturſtande 
lebt; ſo haben die andern, welche ſich ſchon in be⸗ 
dingten Ständen Rechte erworben haben, meht 
oder weniger Rechte ald er, und er kann fich fein 
Recht auf das erwerben, worauf, diefe fehon ein 
Recht Haben, ohne ihre Einwilligung. Eben fd 
wenig fann er alfo auch ein Recht haben, das us 
worbene Recht irgend eines andern zu verlegen. 


5. 235. 

Jeder Fann aus dem bloßen —— 
heraustreten, wenn er will, und er bedarf dazu 
gar nicht der Einwilligung anderer , außer wenn 
es durch Verträge geſchehen muß. Denn jeder 
fann fich ein Recht auf Sachen erwerben, die 
Niemanden gehören ($. 152.), folglich Fann jeder. 
in den Stand des Eigenthums treten, wenn. nut 
noch Sachen da find, welche Niemanden gehören, 
oder wenn er nur Kraft befigt, im fich etwas herz 
vorzubringen. Wer aber durch Verträge aus dem 
bloßen Naturſtande heraustritt, bedarf der Ein⸗ 
willigung anderer, * 

| f. 236. 
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0 VIETET HE TRETEN 

Bon den natuͤrlichen Rechten im bloßen Nas 
tarſtande gehen in, den bedingten. Ständen nicht 
mehr verlohren, als. man davon veräußert, und 
fie werden nicht mehr eingefchränft, als es die - 
natürlichen ynd; ayworbenen Rechte der übrigen 
Menden nothwendig machen. Dqhgr „mäfen 
alle Rechte, welche gar nicht an andere veräußert 
werden fünnen, alfo ſowohl die formalen ald mas 
terialen angebohrnpanupüberseagbargen Rechte d. i. 
die Rechte der, Menfchheit ($. 222.) mit den übris 
gen zufälligen natürlichen Redten, die nicht uͤber— 
tragen und erworben werden koͤnnen (6. 225.), durch 
alle bedingte rechtliche Staͤnde hindurch, in wie 
weit nur dev Juhalt der materialen Rechte noch 
da-ift, dauern, ob ſie gleich durch die Rechte der 
uͤbrigen eingeſchraͤnkt werden. Es koͤnnen alſo 
die Rechte der Menſchheit weder durch den Stand 
des Eigenthums, noch durch den Stand der Vers 
träge, noch durch den-Stand der Beleidigungen 
aufgehoben werden, obgleich dieſe bedingten Stäns 
be die Ausuͤbung dieſer Rechte, einſchraͤnken. 


242 2tier Theil. ıfte Abth. ufter Abſchn. 


Der angewandten Rechtslehre 
——3Zweyter Theil, 
Von den Rechten des Menſchen in willkuͤhrlichen 
= Ständen. MY TUR 


Erſſte Abtheilu ng. i 
Von den Rechten in willkuͤhrlichen Ständen ' 
0 Im allgemeinen. 


Erſter Abſchnitt. 


Von dem erworbenen Eigenthume. 


§. 237. 


W.e⸗ nicht ſelbſt ein freyes oder moraliſches We⸗ 
fen (GPerſon) iſt, heißt Sache ($. 91.). Das 
ausſchließende Recht einer Perſon auf eine beſtimm⸗ 
te Sache, iſt dag Eigenthumsrecht, und die Ca 
be, auf weiche diefes Recht ftatt finder, ift dad 
Eigenthum ($. 144.), deflen dem das Recht zu 
fommt; fie ift Sein. Derjenige, dem das Eigens 
thumsrecht auf eine Sache zukommt, heißt det 
Eigenthlimer oder der Herr derfelben; eine Sa⸗ 
&e, die Niemandes Eigenthum ift, ift herrenlos 
(res nullius) ($. 150.). 


$. 238. 

Alle Sacen find in einer moraliſchen Ord⸗ 
nung den ſittlichen Weſen untergeordnet, und dieſe 
haben im allgemeinen ein urſpruͤngliches je 
“r S x i 
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fie als Mittel zu ihren Zwecken zu gebrauchen 
($. 95.). Es ift aber, unmöglich, daß alle Pers 
fonen alle Sachen zu ihren Zwecken gebrauchen. 
Folglich Fann es Fein Recht aller auf alle Sachen 
geben (6 Age — 
| $. 239: 

© ift möglich, daß jeder Diejenigen Sachen 
old Mittel zu feinen. Zwecken gebrauche, die mit 
feiner Perſon verknuͤpft find, und in wieferne dieſes 
als allgemeines Geſetz gedacht werden kann, darf 
es auch ein jeder thin, oder: Jeder hat ein Recht, 
‚diejenigen Sachen als Mittel zu frinen Zwecken 
zu gebrauchen, welche mit feiner Perfon, folgs 
lich auch mit feinen freyen Willen verfmupft 
find, Die Verknüpfung der Sachen mit den 
Perſonen iſt alfo der nächfte Grund des Rechts 
derfitben auf fie. Auf Sachen, die noch mit Nies 
manden verfnüpft find, hat auch noch Niemand 
ein Recht; fie find herrenlos (8. 237.). Daher 
iſt das Recht auf Sachen nur der Moͤglichkeit nach 
in den vernünftigen Weſen gegründet. Die Wirk; 
lichkeit des Rechts hängt von der Bertaiprong ders 
— mit ihnen ab. 


F. 240. 

Wenn gewiſſe Sachen ſchon mit einer Perſon 
verknuͤpft find: fo koͤnnen andere Perſonen fein 
Recht haben, eben diefelben Sachen willkuͤhrlich, 
.d. i. ohne des andern Bewilligung, mit ſich zu 
verknuͤpfen. Denn die Verknuͤpfung der Sachen 

mit 


t 
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mit einer Perſon, iſt ein Grund, daß dieſe Perſon 

ein Recht darauf hat ($. 239.). Wollten nun ans 
dere Perfonen eben diefelbe Sache mit ſich verknuͤ⸗ 
pfen, nachdem fie ſchon mit‘ einet andern Perſon 
aein verknuͤpft ift, die ſie nach ihren Willen ges 
- brauchen; "fo würden fie das Recht der erſteren 
Perſon — wozu ir a ein Recht haben 
Kanu &ß 4 01.de.: Fe rin ron 


Pr CE fr er e'w Fe POT Tr 2] 
JA und Nr —25 24 122 


* gr: 

Wenn alfo eine Sache, die fonft Nieman⸗ 
des Eigenthum iſt, mit einer Perſon ausſchließlich 
verknuͤpft iſt; fo- koͤmmt derſelben ein ausſchlie⸗ 
hßendes Recht ($. 29. n. 3.) darauf," vn ein 
ud ($ 237), au. — 2 


: 


6. 3 242. “ri, u 
Die Sachen ſind eittoede: Innere‘ ober Außer 
re Gegenftände. Die inneren find die Kräfte der 
Seele, und deren Wirkungen ,. Srfenntmmiffe, Ge⸗ 
fühle und Begierden; die aͤuſſeren find die von 
den innern Kräften und Beräitderungen verſchiede⸗ 
nen im Raume befindlichen Sachen. Bende find 
"ontweber von Natur ſchon mit einer Perſon vers 
knuͤpft oder nicht. Im erſteren Falle ſindet ein 
natuͤrliches urſpruͤngliches inneres oder aͤußeres 
Eigenthnmorecht darauf ſtatt; im andern ſind die 
"Sagen entweder von Natur noch gar nicht da, 
oder wenn ſie da find, fo gehören fie doch von Nas 
tue Niemanden; fie find. bon Natur herrenlos. 
Denn was mit Keiner Perſon verknuͤpft iſt N 
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der Wille weder wirfen will noch kann, darauf 
fann Niemand eim Recht haben ($. 140.). Soll 
alfo ein Eigenthumsrecht auf Sachen, die entweder 
noch gar nicht da find, oder die herrenlos find, 
entfteben; fo muß es erworben werden. Von dem 
natuͤrlichen Eigenthumsrechte ift ‚oben (Th. r, 
Abfchn. 1.) geredet worden; bier foll von dem 
- erworbenen gehandelt werben. ' 


24.2. 

Der Menſch kann durch feine Fredheit in 
ſich feloft “viele Veränderungen: hervorbringen, 
Fertigkeiten, Geſchicklichkeiten, Kräfte, Gedans - 
Een, Empfindungen u. f. w., und alle diefe Ver⸗ 
änderungen find zunächft mit der Perſon deffen, 
der fie. durch Freyheit bervorbringt, allein in 
Berfnüpfung. Folglich erwirbt fich" ein jeder 
Menſch ein inneres Eigenthumsrecht auf alle die 
inneren Veränderungen und Zuftände,; welche et 
in ſich ſelbſt durch Freyheit erzeugt, und die freye 
Hervorbringung der Veraͤnderungen in ſich ſelbſt 
iſt das, was das Eigenthumsrecht darauf zunaͤchſt 
begruͤndet. Denn ſie verknuͤpft etwas durch das 
Supjeht mit dem — —— 


— $ 244. — 
win Was die äußeren Saden ($. 242.) — 
trift, welche von Natur mit Feiner Perſon ver 
knuͤpft find; fo muͤſſen diefe von Natur herrenlos 
feyn. Denn man feße: ı) Jeder Hätte ſchon von 
Natur, ein Recht auf alles; fo Hätte jeder ein 
ADakobs Naturrecht. F Recht, 
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Recht, den andern zu zwingen, daß er ihm alles 
allein faffe, d. h. feiner hätte.ein Recht, es wäre 
gar fein Recht, und nad) der. Borausfegung woͤre 
doch ein Recht da; melches fich widerfpricht; oder 
2) Einer oder einige bätten von Natur ein Recht 
auf alle Sachen, welche die Natur nicht mit ihs 
nen ausſchließend verknüpft hat; fo hätte einer 
oder einige ein materiales Recht, welches die ans 
dern nicht hätten, und Doch wäre dieſes Recht mes 
der durch die Natur noch durch die Freyheit ges 
gründet, d. 5. es hätte überall feinen Grund, 
wäre alfo ein falfches, d. h. gar fein Recht. Alſo 
find alle Sachen, welche von Natur nicht mit Pers 
fonen verknüpft find, herrenlos. Da aber doch 
alle Menfchen ſchon, vermöge ihrer moralifchen 
Natur, ein Recht der Möglichkeit nach,'($. 239.) 
auf den Gebrauch der Sachen haben; fo mirffen 
fie fih ein Recht darauf erwerben können, und 
das erworbene Eigenthumsrecht auf Aufere Sas 
en heißt. Eigenthumsrecht ſchlechthin; fo wie 
das aͤußere Eigenthum ſchlechthin kr 
genannt wird, 


5. 245 
Wer eine herrenlofe Sache zuerft, alfo mit 
feinen Willen in Verbindung fegt, daß er fie zu 


feinen Zwecken möglicher Weife gebrauchen kann, 


hat ein Eigenthumsrecht aufdiefe beftimmte Sub 
che erworben, und die freye Handlung, wodurch 
diefes geſchiehet, ift die erſte oder urſpruͤngliche 
— 6 151.), die der wefprimge 

Aiche 
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liche Grund des Eigenthumsrechts herrenloſer Sa⸗ 
chen iſt 6. 152. 153.). 


§. 246. 

Wenn ſich jemand ein Eigenthumsrecht auf 
eine Sache erworben hat; ſo hat er ein Recht, an⸗ 
dere vom Gebrauche derſelben auszuſchließen. 
Dieſes liegt im Begriffe des Eigenthumsrechts 
($. 237.). Es wuͤrde auch in der That gar fein 
Recht des erften Befignehmers auf eine Sache mögs 
lich ſeyn, wenn jeder andere ebenfalls ein Recht 
hätte, fie in Befig zu nehmen und beliebig zu ges 
brauchen: Denn da der willkuͤhrliche Gebrauch 
des einen den willführlihen Gebrauch des andern 
aufhebt; fo würde, wenn jeder ein Recht auf eis 
nen willführlihen Gebrauch der Sache erwerben 
fönnte, Niemand jie willführlich gebrauchen dürs 
fen, welches ungereimt ift; folglich. ift das Ges 
gentheil wahr. Nur der, welcher die herrenloſe 
Sache zuerft im Befig genommen hat, darf fie 
willkuͤhrlich arg 


$. 247. 

Zur wirklichen Befignehmung gehört 1) daß 
eine freye Handlung da ſey, und 2) daß durch 
dieſe freye Handlung eine gewiſſe beſtimmte aͤuße⸗ 
re Sache mit der Perſon alſo verknuͤpft werde, 
daß der Wille derſelben ſie zu ihren Zwecken ge⸗ 
brauchen kann. Denn wenn ein Menſch eine Sa⸗ 
de gar nicht zu ſeinen Zwecken gebrauchen koͤnnte, 
ai * er ſie er nit, und die bloße Erklaͤ⸗ 

8 2 sung, 


2 
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| zung, daß er fie haben wolle, wäre nichts, druͤck⸗ 
te einen unmögligen Willen, einen Willen ohne: 
Inhalt aus. 


248. . j 

Der bloße Wille, eine herrenfofe Sache in 
Beſitz zu nehmen, fann noch fein Eigenthumsrecht 
begruͤnden. Denn es koͤnnten mehrere zugleich 
denſelben Willen haben, und ſo koͤnnten mehrere 
zugleich, jeder fuͤr ſich ein Eigentbumsrecht auf 
“ eine und eben dieſelbe Sache erwerben, welches ſich 
widerſpricht (8. 246.). Denn auf eine Sache kann 
nur eine Perſon ein Eigenthumsrecht haben. Es 
muß alſo die Beſitznehmung wirklich geſchehen ſeyn, 
wenn ein Eigenthumsrecht begründet werben ſoll. 


5. 249. — 
Jeder hat alſo ſchon vor allen Verträgen eis. 
ne Zwangepflidt, das Eigenthum des andern ans 
zuerfennen, und daffelde unverlegt zu laffen. Um 
aber diefe Pflicht nicht zu verlegen, muß er fich 
doch vorftelien oder wiffen fönnen, ob etwas das 
Eigenthum eines andern ſey. Dieſes Fann nicht 
anders geſchehen, als durch Zeichen, woraus fich 
ſchließen laͤßt, daß eine Sache eines andern Ei— 
genthum ſey, oder daß er es mit ſeiner Perſon 
ſchon verknuͤpft habe. 


© $. 2350. “ e 
„ „Die Zeichen find entweder natuͤrliche oder 
Fünftlicye und pmbolifche, je nachdem: fib aus 
RE ihnen 
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{hnen ohne alle Verabredung aus der bloßen Bors 
ftelung derfelben ſchließen läßt, daß ei e Befignchs 
mung da fen, oder erft durch Uebereinfunft foılls 
kuͤhrlich beſtimmt mird, daß etwas ein Zeichen 
der Beſitznehmung fen folle. Kein Zrichen aber 
begründet das Eigenthum unmittelbar und bins 
reichend, fondern ift nur für die Urtbeilsfraft, um 
Die einzelnen Zälle unter den Begrifider Beſitzneh⸗ 
mung und des Eigenthums zu fubfumiren. 

Anm Kuͤnſtliche oder willtührliche Zeichen gelten 
nicht eher, als bis fie gemeinfchaftlich angenomz 
men find, und für niemanden, als für diejeni⸗ 
gen, welche fie angenommen haben. 


$. 251. 

Die natürlichen Zeichen find: 1) der wirflis 
che durch Freybeit bewirkte oder kuͤnſtliche Beſitz, 
d. i. der Zuſtand, wo jemand eine Sache mit feinem 
Körper in unmittelbare Verknüpfung gefegt hat. 
Die erfte Regel der Subſumtion ift alfo: ‚Wer 
"sim kuͤnſtlichen Befige einer Sache iſt, muß fo lan⸗ 
„se für den Eigenthümer einer Sache gebalten 
„werden, als nicht aus andern Gruͤnden erwies 
„fen wird, daß ein-anderer ein Recht darauf has 
„be,“ (beati pofi dentes); 2) die zweckmaͤßige 
Bearbeitung einer Sache. Alfo: „Wer eine ders 
„tenlofe Sache bearbeitet und zu einem mögl:chen 
„zweckmäßigen Gebrauch eingerichtet hat, hat fie 
„in Beiig genommen, und ift fo fange für den 
„Heren der Sache zu halten, bis das Gegentbeil 
waus andern Gründen erhellet.“ Und: „Keine 
„beats 
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„bearbeitete Sache ift geradezu für herrenlos zu 
„halten, wenn nicht andere befondere Gründe da 
„find, die ein folches Urtheil rechtfertigen. * Der 
Fünftlihen oder willführlicen Zeichen -fann es 
unendlich viele geben, und da die natürlichen nicht 
allemal’ zureichen, fo ift e8 gut und nuͤtzlich, fi 
über pofitive Zeichen zu vereinigen. 


f 


. 2352. 

Der bloße kuͤnſtliche Beſitz (F. 251.) einer 
Sache kann an und fuͤr ſich noch kein Eigenthums⸗ 
recht begründen. Nur wenn die Sache nicht Eis 
genthum eines andern iſt, iſt er ein Zeichen des 
Eigenthumsrecht, und heißt in dieſer Ruͤckſicht 
rechtmaͤßig. Der Beſitz eines fremden Eigen⸗ 
thums wider den Willen des Eigenthuͤmers iſt un⸗ 
rechtmäßig. Der unrechtmaͤßige Beſitzer heißt 
ein unredlicher oder redlicher Beſitzer, je nachdem 
er ſich der Unrechtmaͤßigkeit feines Beſitzes be⸗ 
wußt iſt oder nicht. Aber weder der redliche noch 
unredliche unrechtmaͤßige Beſitzer erwirbt durch 
feinen Beſitz ein Recht. In Anſehung des uns 
redlichen Beſitzers iſt dieſes an ſich klar. In Ans 
ſehung des Redlichen iſt es feine Unwiſſenheit, die 
ihn zur Beſitznehmung eines fremden Guts ver⸗ 
leitet; die Unwiſſenheit waͤre alſo eine Erwerbungs⸗ 

art eines fremden Rechts, welches abſurd iſt. 


(, 253. 
Eine bloße Erklaͤrung, daß man etwas, das 
ein anderer in Beſitz nehmen will, ſchon im Beſitz 
genom⸗ 
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genommen habe, iſt kein hinreichendes Zeichen, 

daß dieſes wirklich geſchehen ſey. Denn es koͤnn 

te ein jeder dieſes von allen herrenloſen Gegenſtaͤn⸗ 
den hehrupten, und niemand kann mit Gewalt 

verlangen, daß man ibm auf fein bloßed Wort 

glaube. Wer daher durch gar fein natürliches 

oder pofitives auch von andern bewaͤhrtes und ans - 
genommenes Zeichen bemeifen Fann, daß er wirk⸗ 

lich eine herrenlofe Sache in Befig genommen har 

be, deffen Eigenthumsrecht Fönnen die andern nicht 

erfennen; fie fünnen es ihm alfo auch nicht bei⸗ 

legen, und er bat alfo gar fein Eigenthumsrecht 

erworben. Selbſt das Zeugniß mehrerer, daß 

etwas von einem dritten in Beiig genommen fen, 
fheint fein hinlängliches natürliches Zeichen 

($. 250.) zu ſeyn, ob es gleich, wenn es gehoͤrig 

beftimmt wird, ein poſitives werden kann. 

Anm. Es Heißt hier: Wer den Zweck will, muß 
auch die Mittel wollen, wer daher will, daß 
andere fein Eigenthum achten, muß ihnen ein 
hinreichendes Zeichen geben, woraus fie erken⸗ 

nen können, daß es Eigenthum fey. Wer die 
fes nicht thut, ift ſelbſt Urfache der Vernichtung 
feines Eigenthums, und wer es nicht thun kann, 
kann aud die Sache nicht zu frinem Eigenthu⸗ 
me mahen. Ein Fiich, der aus dem Netze, ein 
Vogel, der aus dem Dauer entfchlüpft, ift nicht 
mehr Eigenthum. Hätte ich aber den Vogel 
einen Geſang gelehrt, fo Habe ich ihm ein bleiben⸗ 
des Zeichen eingedruͤckt, durch Bearbeitung, und 
der Vogel bleibt mein, wenn er mir gleich ents 
flieht. 


$. 254: 
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5. 254. 
Eine Perſon iſt ein moralifches Weſen, d.h. 
ein folches, weiches Pflichten und Rechte bat. Die 
Verſon heißt phyſiſch, in wiefern fie ein einzelnes 
Weſen, eine einige Subftanz iſt; myſtiſch oder 
‚ motalıfch Ccollectva), wenn mehrere phufifche Pers 
- foren zuſammen genommen, die Einheit des Subz 
jefts ausmachen, dem die Pflichten und Rechte 
zufommen. Wenn eine myftifhe Perſon ein Eis 
genthum beſitzt, fo koͤmmt nit einer einzelnen 
phyſiſchen Perſon, die ein Theil der myſtiſchen 
iſt, fondern allen zufammengerommen das Eigen⸗ 
thumsrecht zu, und ſie koͤnnen nur mit einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Willen daruͤber diſponiren. Denn 
der gemeinſchaftliche Wille iſt allein der Wille der 
myſtiſchen Perſon. Das Eigenthum einer einzel⸗ 
nen phyſiſchen Perſon heißt daher Alleineigen⸗ 
thum. Das Eigenthum einer myſtiſchen Perſon 
wird in Beziehung auf die einzelnen Glieder ders 
ſelben Geſammteigenthum order Miteigenthum, 
und ihr Recht gemeinſchaftliches Eigenthums— 
recht ($. 241.) genannt, und die einzelnen Glie⸗ 
der der mpftifchen Perſon find Miteigenehümer. 


ir 255. 

Die Miteigenthuͤmer find zufammengenoms 
men ein Eigenthümer ; und jeder derfelben hat eis 
nen Antheil an dem Eigenthume, der entweder mit 
dem Antheil der übrigen Miteigenthuͤmer gleich 
oder ungleich if, 

$. 256. 
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6.256, 

Das Eigenthum ift entweder bloßes GGeſammt⸗ 

eigenthum: in welchem fein Glied etwas weder 

uͤber das Ganze noch irgend einen Theil einfeitig 

verfügen darf; oder es ift zugleich zum Theil bes 

fonderes Eigenthum: in welchem Kalle jedes Glied 

in fo weit über feinen Antheil willführlich verfuͤ— 

gen Fann, als er fein befondered Eigenthum ift, 

Ä $. 257. Ä 

Alles Gefammteigenthun betrift nur äußere, 
nie innere Gegenftände ($. 242,). 


. 6 258. 

Menn zwey oder. mehrere Menfchen zu gleis 
her Zeit eine und ebendieſelbe herrenloſe Sache 
occupiren; fo haben fie alle zugleich ein Eigens 
thumsrecht erworben, und diefes kann fein andes 
res feyn, als ein gemeinjchafttiches ($: 256.), und 
die bervenlofe Sache ift alfo Geſammteigenthum 
geworden. Kein einzelnes Glied darf daher (ohne 
Einwilligung der übrigen ) einen ausſchließenden 

Gebrauch der alfo erworbenen Sache machen. 
Anm. Wenn alfo eine Sache zu einem gemein» 
fhaftlichen Gebrauche gar nicht. taugen follte, 
fo folgt weiter nichts, als daß von dem Figens 
thume fein Gebrauch zu machen ift, aber gar 
nicht, daß fid) fodann einer Oder der andere von 
den Miteigenthuͤmern ein Vorrecht anmaßen dü:fs 
te Ergreifen mehrere bey Lebensgefahr im Wafs 
fer zugleich" ein herrenlofes Bret, das fie aber 
nicht alle trägt, fo Hat feiner ein Recht den ans 
dern 
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dern von dem Gebrauche diefes Bretes auszu⸗ 
fehließe 1; es gehört ihnen gemeinfchaftlih. Trägt 
es nicht alle, fo ift es ein Ungluͤck; aber um das 
Ungluͤck von fih abzumenden, hat feiner ein 
Recht, die Verletzung des Nechts des andern, als 
Mittel dazu zu gebrauhen. Das moralifche 
Hinderniß iſt in, einem moralifchen Reiche noch 
wichtiger, als das phyſiſche. Man feße, Feiner 
hätte ein Bret zu feiner Rettung faſſen können ; 
fo wären alfe durch phyſiſche Nothwendigkeit 
umgetommen. Man fee, das Bret taugt nicht, 
alle Miteigenthämer zu tragen; fo follen fie lies 
der alle aus moralifcher Nothwendigkeit, (weil 
die Pflicht gebietet, keines Rechte zu verlegen) 
umkommen, als daß einer des andern Rechte 
verlegt. Ob fih der eine oder der andere zur 
eignen Aufopferung entfchließen dürfe oder ſolle, 
iſt eine andere Zrage. ß 
6. 259. RR 
Herrenlofe Sachen, welche, ihrer Natur nach, 
gar nicht das Eigenthum eines Menfchen werden 
koͤnnen, ohne daß dadurch den übrigen die noths 
wendigen aͤußeren Bedingungen ihrer Menfchheit 
entzogen werden; melde, ihrer Natur nad, uns 
erfhöpflich find, und die gemeinſchaftlichen Bes 
dingungen der Eriftenz der Menſchen enthalten, 
koͤnnen durch Dccupation nicht Eigenthum einiger 
werden, fondern jeder darf davon fo viel benugen, 
als er gebraucht, und das, was er eben gebraugt, | 
ift, fo lange er es braucht, fein. 
$. 260. 
Denn die Natur mit dem Eigenthume eine 
herrenloſe Sache verknüpft; fo hat der Eigenthüs 
— me 


— 
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mer auch ein Eigenthumsrecht auf die mit dem Ei⸗ 
genthum durch Natur verknuͤpfte herrenloſe Sa⸗ 
che. Denn die natuͤrliche Verknuͤpfung der Gas 
chen mit dem Willen einer Perſon, iſt der Grund 
des natuͤrlichen Eigenthums ($. 144.). Nun ge 
hört das erworbene Eigenthum auch zur Perfon 
des Eigentümers. Wenn alſo die Natur eine 
herrenlofe Sache mit dem erworbenen Cigens 
thum verknüpft; fo verknüpft fie dieſelbe mit 
dem Eigenthümer ſelbſt. Folglich hät diefer ein 
Recht darauf. Die Begebenheit, wodurch eine 
Sache mit dem Eigenthume durch Natur verfnüpft 
wird, heißt Acceſſion. Das, was duch Accefs 
fion zu dem Eigenthume hinzufdmmt, heißt das 
Acceſſorium, -und ift entweder eine andere Mates 
tie oder eine andere Korm, die entweder neben 
der vorigen ftatt findet, oder die Stille der voris 
gen einnimmt. Die Acceffion, wodurch die Form 
der Materie verändert wird, heift Specififation, 
Die Acceffion und Specififation ift eine augeleitete 

aber natuͤrliche Entftehungsart des Eigentums, 


$.. 261. \ j 

Die Acceffion einer Sache, die ſchon Eigens 
thum eines andern ift, gründet fein Eigenthums⸗ 
recht, es müßte denn die fremde Sache dadurch 
gänzlich verſchwinden, und in der Eache, mit wels 
er fie ſich verfnüpft Hat, eine Würfung zuruͤck⸗ 
lafien, die in derfelgen unzertrennlich bleibt, und 
wovon das Eigenthum felbft einen weit größern 
Antheil bat, als die fremde Hinzugefommene Sace. 
6.262. 
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$ 262. 

Das Eigenthumsrecht fchlieft in fih 1) das 
ausfchließende Recht auf die Sache ſelbſt, alfo auch 
auf ihre Subftanz, wenn fie ein Eigenthum ift, zu 
befigen und willführlich zu benugen und zu gebraus 
chen, folglich das Recht, fie beliebig zu verändern, 
fie zu zerſtoͤren, fie nicht zu befigen, nicht zu ges 
‚brauchen, zu verbraucden u. ſ. w. 2) das Recht, 
die natürlihen oder kuͤnſtlichen Früchte der Sas 
che, in wie weit fie als ſolche erfannt werden, zu 
befigen und zu gebraucden. 3) Das Recht, ſowohl 
über den Bejig als den Gehrauch belichig jest und 
für die Zufunft zu difponiren. » Ufo dus Recht, 
die Sache und deren: Früchte feldft zu behalten, 
oder fie wegzugeben und zu veräußern, fie felbft 
zu gebrauchen oder fie andern nebrauchen zu lafs 
fen, alles, fo weit es nur phyſiſch und vechtlicher 
Meife möglich ift. 

Anm. ı. Das Recht auf die Früchte der Sache 
fann theils aus der Acceſſion ($. 250.) theifs 
aus der Bearbeitung hergeleitet werden. ‘Denn 
Früchte einer Sache heißt alles, was vermittelt 
berfelben entweder durch bloße Natur, oder mit 
Huͤlfe der Kunſt wirklich gemacht worden ift, und 
entweder mit der Sache in Verknüpfung bleibt, 
oder als eine neue Subſtanz von ihr getvenns 
werden kann 

Anm. 2. Daß das Eigenthumsrecht von einen» 
darüber gefchloffenen Vertrage fih nicht auf.die 
Subſtanz der Dinge. erftrecken könne, gründet fich 
auf die irrige Vorausfeßung vieler Theoretiker, 
als ob von Natur eine communio politiva d. i. 
ein urfprüngliches Recht aller auf alle Sachen 

da 
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da fen, wo denn freylich erft Finwilligung zung 
ausſchließenden Gebrauch, alfo Vertrag zur Ente 
ſtehung des Eigenthums noͤthig feyn würde. Allein 
der Jerthum diefer Vorausſetzung verräth ſich 
ſchon durch eine Menge ungereimter Folgen. Denn, 
da Niemand die Form einer Subſtanz veräne 
dern darf, wein er kein Recht auf die Subftanz 
ſelbſt hat; fo würde überall Niemand irgend eine 
Sache ausfchließend gebrauchen dürfen, ohne die 
Einwilligung aller; und. da diefe unmöglich zu 
erlangen ift, wenn man nicht etwa wieder zu 
einem rechtlichen Undinge dem präfumirten 
Eonfens) feine Zuflucht nehmen will; ſo würde 
überall gar fein Eigenthum weder durch noch 
ohne Verträge möglich fern. Es erhellet aber 
aus dem Borigen hinreichend, daß eine ſolche 
eommunio primaeva eine bloße Grille einiger, 
Lehrer des Naturrechts, und die Schwierigkeit 
alſo eine ſelbſtgemachte Schwierigkeit ſey. 


un — 


$. 263. 


- Wenn aber mein (inneres dder Auferes\ Ei⸗ 
genthum in einer andern Subftanz, melce ſelbſt 
feine Wirfung meines Eigenthums ift, Wirfunss 

gen hervorbringt; fo gebören Ddiefe Wirkungen: 
nicht mir, fondern zu der Gubftanz, "wovon fie: 

Beſtimmungen geworden find, folglich den Eigene: 
thuͤmer diefer Subftanz, wenn fie ſolchen hat. 
Denn die Accidenzien oder neuen Beftimmungen: 
einer Sache find als deren Acceſſorium ($. 260.) 
anzuſehen, woher fie auch fonft gefommen ſeyn 
mögen. or a: —X 


6.264, 
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6. 264. 
Das erworbene Eigenthumsrecht Hört, fo 
mie alles materiale Recht auf, wenn entweder das 
Objekt oder das Subjeft des Rechts untergehet, 
oder wenigftens die Verfnüpfung der Materie mit 
der Rechtsform nicht mehr ftatt findet. Daher 
wird das erworbene Eigenthumsrecht aufgehoben 
r) durch den Untergang der eigenthuͤmlichen Sa 


r 
ı 


‚de; 2) durch den Untergang des Eigenthuͤmers 


(Tod); 3) dur die Dereliftion (F. 194.) und 4) 
durch den Vertrag ($. 167.). Die beyden er 
ſtern Fälle Fönnen ſowohl dur die Natur als 
durch die Freyheit hervorgebracht werden; die Des 


reliktion und der Vertrag find allemal Wirfungen 


der Freyheit. Durch die Dereliftion und den Tod 
wird das Eigenthum wieder berrenlofe Sade; 
durch den Vertrag wird fie Eigenthum eines ans 
dern. — 

6. 265. 

Die Erwerbung eines fremden Eigenthums 
aus einem langwierigen Beſitze deſſelben, ſo wie 
der Untergang ſeines Eigenthumsrechts wegen des 
langwierigen Nichts Beſitzes und Nicht⸗Gebrauchs 
deſſelben heißt die Verjaͤhrung. Dieſe kann ent⸗ 
meder als ein unmittelbarer oder mittelbarer 
Grund der Entſtehung oder des Unterganges des 
Gigenthumsrechts angeſehen werden, je nachdem 
ſie ſelbſt der Grund oder nur das Zeichen eines 
andern rechtmäßigen Grundes ſeyn ſol. u 


— 1 $.266. 


Angewandte Rechtslehre. 159 


$. 266. 


Der langwierige Befiß eines fremden &is 
genthums kann von Natur fo wenig ein unmits 
telbarer Grund ſeyn, ein fremdes Eigenthum zu 
erwerben, als der langwierige Nichts Befig und 
Nichts Gebraud) feines Eigenthums ein Grund j 
feyn kann, daffelbe zu verliepren. Denn Niemand 
kann auf eine vechtmäßige Art zu dem Eigenthum 
eines andern gelangen, al® mit deffen Einwilli⸗ 
gung oder durch einen Vertrag ($. 158.), und 
Niemand Fann fein Eigenthumsrecht verfiehren, 
als durch feinen eigenen Willen. Nun ift aber 
tveder der langwierige Befig ein Vertrag, noch 
der langwierige Richt : Befiz und Nichte Gebrauß® 
eine freywillige Entfagung ſeines Eigenthumsrechts 
Folglich iſt jener fein Erwerbungsgrund eines 
fremden Eigenthums, und dieſer fein Grund, ſein 
Eigenthum zu verliehren. Alſo hat die Verjaͤh⸗ 
rung von Natur gar keine rechtliche Wirkung, und 
iſt kein rechtmaͤßiger Erwerbungsgrund oder Er⸗ 
werbungstitel. 


6. 267. | hi 

Der lanawierige Befig ift aber auch fo we⸗ 

nig ein natürliches Zeichen der freyen Einwilli⸗ 
gung eines andern in den immer waͤhrenden und 
fortgefegten Befig,.alöder Nicht; Befig und Nichte 
Gebrauch feines Eigenthums ein’ natürliches Zei⸗ 
chen der Begebung ſeines Eigentbumsrehts: if; 
Alfo fann die Verjährung au Fein von Narug 
mittelbarer Grund ſeyn, ein fremdes Eigenthum zu 
2:6 er⸗ 
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erwerben oder ſein eigenes zu verliehren. Die 
Verjaͤhrung iſt alſo von Natur gar kein Grund, 
ein Eigenthumsrecht hervorzubringen oder zu ver⸗ 
nichten, ob fie gleich durch poſitive Geſetze ‚Das 
gemacht werden kann. 


— ke 268. 

Die Länge der Zeit des Richt: Gebrauchs, und 
Nicht⸗ an: kann auch niemals ein natürliches 
Zeichen der Dereliktion feyn. Denn der Nicht: Ges 
brauch und Nicht: Befig find ſelbſt Theile des Eigen» 
thumsrechts; indem jeder Eigenthuͤmer auch das 
Recht hat, fein Eigenthum nicht zu gebrauchen 
und es nicht zu befigen $.262.), Der Gebrauch 
oder die Ausuͤbung des Rechts fann aber nie ein 
natuͤrliches Zeichen ſeyn, daß man das Recht nicht 
mehr haben wolle. Alſo kann die Verjaͤhrung 
ach nicht aus dem Grunde der Dereliktion verthei⸗ 

diget werden. 


Lt g,.069. | 
Nur wenn die Länge derzeit ein ficheres Zei⸗ 
chen des Unterganges des Eigenthuͤmers (feines To⸗ 
des) iſt, iſt ſie ein natürliches Zeichen, dafı dir Sa⸗ 
che, welche auf diefe Art herrenlos geworden: ift, ei⸗ 
nessandern Eigenthum werden fann.. Dann ift aber 
gar fein langer Befig, ſondern nur Occupation 
des ſo erledigten Eigenthums noͤthig. Denn fie. 
if nicht mehr · Eigenthum, ſondern zes nullius; 
Hier iſt — feine — | 


ir ⸗ .. « 
u € » } AT 4 
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. 270. 
Einem andern beerben, heißt un deffen 


Tod feine Rechte erwerben. Wer Rechte auf diefe 


Art erwirbt, heißt Erbe; derjenige, deſſen Rechte 
er erwirbt, beißt der Erblafjer; und die Erwerg 
bungsart eines ſolchen Rechts ift die Erbfolge 
oder Succeſſion. Der Erbe ift nun entweder durch 
den Willen des Erblaſſers beftimmt oder nicht, 
Erfteres ift eine teſtamentariſche, letzteres eine 
Inteſtat ⸗ zn e. 


§. 271. 
Einer kann des andern Erbe entweder durch 
einen Vertrag oder ohne Vertrag ſeyn. Im er⸗ 
ſteren Falle iſt der Vertrag der Erwerbungsgrund, 


- und der Tod des Erblaſſers nur der bedingte Zeit⸗ 


punft, mo der Erbe das fehon (durch den Vertrag) 
‚erworbene Recht auszuüben anfängt. Ein ſolcher 
Vertrag heißt ein Erbvertrag. 


6. 272. 

Ohne Erbvertrag ($. 271.) giebt es von Nas 
tur Fein Recht zur‘ Erbfolge. Denn mit-dem To⸗ 
de einer Perfon Hören ihre Rechte auf, und die 
von ihr getrennten Sachen werden durch ihren 
Tod herrenlos ($. 264.). Ein Recht auf herren⸗ 
loſe Sachen kann aber nur durch Occupation, alfo 
nicht dur Erbfolge erworben werden ($. 153.) 


Jakobs Naturrecht. — Sn 3 273. 


1 
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$. 273. i 
Die nahe yatürlihe Verbindung d. h. die 
Verwandtſchaft, in welchen Perſonen mit einans 
Der gelebt haben, iſt fein natuͤrlicher Grund, wos 
Durch fie dad Recht erwerben Fünnten, ſich zu beer⸗ 
Hen. Denn esigiebt Feine rechtliche Art, wie ei⸗ 
"er von dem andern ein Recht erwerben fann, als 
"Den Vertrag ($. 158). "Durch dieferr ift aber nach 
der Vorausſehung kein Recht auf das Eigenthum 
des andern erworben, folglich auch nicht durch 
Verwandtſchaft. 

Anm. Die nahe Verbindung kann Gelegenheit 

zur Occupation ſeyn, aber dann. iſt die Occupa⸗ 
tion, und nicht die nahe Verbindung mit dem Ver⸗ 
ſtorbenen der Rechtsgrund. 


ar 
"Haß die Inteſtaterbfolge zwiſchen Verwandten 
von Natur feine rechtmaͤßige Erwerbungsart ſey, 
kann auch ſo bewieſen werden. Alles Eigenthums⸗ 
recht beruht darauf, daß eine Sache mit einem 
moraliſchen Weſen ausſchließend verknuͤpft ſey 
(6.239.). Dieſes kann nun entweder durch Natur 
oder durch Freyheit geichehen. Nun wird das Ei⸗ 
genthum der Verſtorbenen durch die. Natur mit den 
Berwandten des Verſtorbenen nicht verknuͤpft. Es 
muͤßte alſo durch Freyheit geſchehen. Es muͤßte 
alſo eine freye Handlung vorgehen, wodurch die 
Verknuͤpfung vollzogen wuͤrde. Dieſe muͤßte nun 
entweder eine einſeitige Handlung ſeyn (bey her⸗ 
senlofen. Saden) » i. Decupation oder wechſel⸗ 
ſei⸗ 
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feitige Uebertragung und Annahme des Eigenthums 
d. i. Vertrag. Nun ift' aber der Tod des Ver⸗ 
ftocbenen gar feine freye Handlung, und bewirkt 
auch feine ‚natürliche Verknuͤpfung ded Eigens 
thums des Berftorbenen mit dem Eigenthume des 
Berwandten (etiva durch Acceffion). Alſo fan 
der Tod naher Verwandten ‘gar fein natürlicher 
—— des Eigenthums ſeyn. 
* 
$. 275. 

Die einfeitige Verfügung einer Perfon über 
ihr Eigenthum auf ihren Todesfall, heißt ein Tes 
ftament, und durch daffelde follen andern entwe⸗ 

der Pflichten oder Rechte übertragen werden, 


$. 276. 

Ein — hat von Natur keine rechtli⸗ 
che Wirkung, und kann in andern weder Zwangs⸗ 
pflichten noch Zwangsrechte hervorbringen. 1) Nicht 
Zwangspflichten, weil Niemand von Natur ein 
Recht hat, den andern zu etwas zu zwingen, wenn 
dieſer nicht vorher ſelbſt darein gewilliget hat, wel⸗ 
ches bey dem Teſtamente der Fall nicht iſt. 2) 
Nicht Rechte, weil Niemand uͤber ſeine Rechte 
verfuͤgen darf, als in wie weit er ſie hat. Nun 
hat aber jedermann ſeine menſchlichen Rechte nur 
bis zum Tode; alſo kann er nicht die Rechte nach 
dem Tode an andere veraͤußern. Denn dann hat 
er keine Rechte mehr. Im Leben aber iſt ein 
Recht durch ein Teſtament noch n’cht an einen arts 
dern veräußert. Denn die bloße Uebertragung 

822 reicht 
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reicht zur Veräußerung nicht hin. Es muß die Anz 
nahme hinzufommen, melde bey dem Teftamente 
gänzlich fehlt. Die Annahme nah dem Tode des 
Zeftators kann aber auch das Recht ded Erben nicht 
begründen, weil das -Recht des DVerftorbenen zu 
. übertragen mit feinem Tode aufgehört hat, eine 
Unnahme, aber ohne Uebertragung Feine vechtlis 
che Solge hat. = | 

Anm. 1. Wenn der Verftorbene fein Necht bey 
dem Leben veräußert hat; fo hatte der andere, 
“an den er fie veräußert hat, ſchon bey feinen Les 
"ben das Recht; er empfängt es. alfo nicht erſt 
"nach dem Tode, fondern fängt nur (nad dem 
Erbvertrage) dann an, fein Necht auszuüben. 

‘Die Erbfolge ſowohl durdy als ohne Tefament, 

. bat 'alfo ihren Urfpeung nur im pofitiven Ger 

ſetzen. 

Anm.. Der moraliſche Wille des Menſchen of: 
fenbaret ſich nur in der Zeit, und kann daher 
auch nur in der Zeit feine rechtlichen Wirkun⸗ 
gen hervorbringen. Daher kann der Wille des 
Menfhen von Natur auc) keine rechtliche Wir⸗ 

tungen mehr haben, fobald der Menfch nicht 
mehr Menſch ift. 


J. 277. 

Das Eigenthumsrecht des andern wird ver⸗ 
letzt 1) wenn ein anderer wider den Willen des 
Eigenthuͤmers die eigenthuͤmliche Sache oder gar 
den Eigenthuͤmer ſelbſt widerrechtlich zerſtoͤrt; 2) 
wenn die Sache dem Eigenthuͤmer widerrechtlicher 
Weiſe entriſſen, veraͤndert, oder der Eigenthuͤmer 
in dem freyen Gebrauche derſelben auf irgend * 
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Art willführlih, d. i. ohne daß es gefehlich ges 
ſchieht, und doch durch Freyheit, gehindert wird, 
fo daß er durch anderer Schuld fein Eigenthum 
gar nicht zu feinen Zwecken, fo wie er will und 
darf, gebrauchen kann. 


5. 278. 

Inſonderheit wird daß. innere Eigenthums—⸗ 
recht verlegt, 1) menn man. die freyen innern 
Wirkungen des andern durch Freyheit zerfiört oder 
verhindert, 2) wenn man durch Frepbeit einen 
andern für den freyen Urheber innerer Wirfungen . 
ausgiebt, al8 denjenigen, welcher e8 wirflich ift. 
„Aber das innere Eigenthumsvrecht wird nicht vers 

legt, 1) wenn andere fi) das, mas andern gehört, 
was fie empfinden, denfen, begehren u. f. w. vors 
ftellen, 2) wenn andere das, was andere gedacht 
und empfunden haben, andern mittheilen, oder 
fonft zu ihren Nugen verwenden. 


6. 279. 

Das — Eigenthumsrecht wird berlett 
wenn das Eigenthum widerrechtlich verletzt, zer⸗ 
ſtoͤrt, dem Eigenthuͤmer entriſſen oder derſelbe in 
dem freyen Gebrauche und der Benutzung deſſel⸗ 
ben direkte gehindert wird. Wenn aber andere 
durch den Gebrauch ihrer Rechte, den Nuten, 
welcher fonft für den Eigenthuͤmer möglich wäre, 
ſchmaͤlern oder gar vernichten, alfo ihn indirefte 
hindern, fo verlegen fie Dadurch das Eigenthumss 
recht des andern nicht, 

6,280. 


TER -ater Theil. ıfte Abth. ıfter Abſchn. 


6. 280. * 
Wenn daher jemand durch fein Eigenthum 
andere in den Stand fest, fich feldft ein Eigen: 
thum zu erwerben, ducch deſſen freyen Gebrauch 
der Vortheil des erfteren fehr eingefchränft odet 
.. gar'vernichtet, und wohl gar noch deffen Schaden 
bemwirft wird; fo. ift Diefes dennoch von Natur Feine | 
Derlegung des Eigenthumsrechts. 
Beyſp Gemälde, Kupferftiche, Mafchinen nad: 
zumachen, deren Erfindung viele Zeit, Mühe 
und Arbeit gekoſtet Haben, und fie wohlfeil zu 
verkaufen, ift fein Kingriff in das Eigenthums 
recht der Erfinder, obgleich der Vortheil, den dieſe 
. fonft von ihrer. Kunft ziehen würden, dadurd 
beträchtlich gefhmätert wird. in vorhandenes⸗ 
Buch zu vervieljältigen, durch Abſchrift oder 
Drud, und davon allen möglichen Nutzen, durch 
Verleihen, Verkaufen zu ziehen, iſt ebenfalls (vor 
pofitiven Geſetzen, die etwas’anders verordnen) 
feine Verlegung deg Eigenthumsrechts des Vers 
faffer>, oder defien, der feine Stelle vertritt, (des 
Verlegers). Denn der Abfchreiber oder Nach 
drucker Täßt das Eigentum des Verfaſſers oder 
Verlegers unverletzt; er benutzt nur die Wir⸗ 
kungen ihres Eigenthums, welche in ihm find, 
und alfo zu feinem Eigenthum gehören. Er be 
kommt 1; von einem vorhandenen Duche und 
defien Inhalte Vorftellungen, und fest fih in 
deren Beſitz. Diefe find alfo fein inneres erworbe—⸗ 
nes Eigentum. Denn fie find mit feiner Perfon 
verfnäpft worden, und diefelben individuellen Ge; 
danken find nicht mit der Perfon eines andern 
verknüpft. Alfo hat er ein ausfchließendes Recht 
auf die erhaltenen Gedanken, fo wie jeder an: 


"dere, ber eben diefe Gedanken (dem Inhalte ar 
at. 
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"hat: Daher hat:er 2) das Recht, mit diefen 
Vorſtellungen zu machen, was er. will; er. darf 
fie vergeifen, behalten, andern mittheilen, kann 
fie auf fein eigenes Papier fchreiben, oder fie 
mit. feiner Druckerfchwärze abdrucken, fd vielmal. 
als er will und kann, Wenn nur das Papier, 
die Drucderfhwärze und’ die daran gewandte 
Arbeit fein iſt, fo ift auch alles Sein, was er 
daraus macht; folglich alle Sremplare, die er abs 
druckt; und da jeder das, was Sein ift, veräus 
Bern darf; fo darf er auch die Exemplare ver— 
kaufen, fo viel Schaden auch dadurch dem Ver⸗ 
faffer und Verleger zugefügt werden - mag. Ob 
es aber billig. fey, ſich den Nachdruck zu erlauben, 
(©. phil. Sittenl. $. 696. n. 3.) und ob es in 
der Sefellfhaft,; unter gewiſſen Umſtaͤnden, gut 

“und nüßlich fey, ihn durch pofitive Geſetze ein⸗ 
zuſchraͤnken oder zu verbieten, iſt eine andere 
Frage. In Anfehung der Gedanken giebt es 
‚von Natur. keine Verlegung des Eigenthums 
derſelben, als wenn man fih für den Urheber 
der Gedanken eines‘ andern. ausgiebt, (das. Pla⸗ 
giat). In Anfehung der Schriften:giebt es fei- 
ne Verletzung des Eigenthumsrechts derfel- 
ben, als wenn man die Exemplare, welche einen 
andern gehören, wider ihren Willen liefet, vers 

,. Kt, wegnimmt, verkauft ıc. Bey Verfertigung 

und Verkauf der Nachdrüce aber‘ bleiben die 

Exemplare der andern völlig unverletzt. Det 

Machdrucker ‚hindert den Verlegen garnicht: por 
ſitive, feine Erempigre zu verkaufen; und ſelbſt 
alle Deittel zu tveffen, dem Nachdruder zu ſcha⸗ 

‚ den, und ihn durch gute Bedienung, Käufer x, 
und andere erlaubte Mittel, um ſeinen Gewin 

zu bringen. Dafür aber muß der Nachdrucker 
an feinem Eigenthume (feinem Exemplaren) eis 
 ingfeiches Recht haben. Und wenn ſich Be 

L 


wr 
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faͤlligen Verhaͤltniſſen, die im Staate fuͤr nuͤtz⸗ 
lich erkannt werden, (z. B. daß Autoren die 
Schriftſtellerey als ein Gewerbe treiben, das 
nicht gehoͤrig aufkommen kann, wenn jeder ihre 
Produkte nachdrucken darf) die Nothwendig— 
feit ergiebt, den Nahdrud in gewiffen Fällen 
einzuſchraͤnken; fo fann diefes nur durch poſi⸗ 
tive Geſetze gefchehen. Daß ein jeder allen mög: 
fihen Mugen aus feinem Eigenthum ziehen dür: 
fe, ailt doch nur unter der Einſchraͤnkung, daf 
er keines andern Rechte dadurch verlege. Yun 
aber Hat fi) ia der Nahdruder auch ein Eigen⸗ 
thum erworben, hat eiwas gelefen und behal: 
ten, oder ein Buch gekauft, daraus muß er 
doch auch allen möglichen rechtlichen Nutzen zie⸗ 
hen dürfen, und hierunter gehört unftreitig das 
Nachdrucken. Denn er benußt dadurch gar nicht 
die Subſtanz eines andern, fordern nur; feine 
eigne, und: diefes darf er. Mir fiheint daher 
ein Beweiß der Unrechtmäßigkeit des Nachdrucks 

- aus dem Begriffe deflelben völlig unmsglich, und 
die Vergeblichkeit Aller bisherigen Werfuche der 
fharffinniaften Köpfe, einen folchen Beweis zu 
liefern, beftätigt meine Meynung. 


281 
Wenn zwey oder mehrere ein gemeinſchaft⸗ 
liches Eigenthumsrecht haben, und das Recht des 
einen hindert. den andern, die Sache zu feinen Zwe⸗ 
«en zu gebrauchen; fo ift-diefes feine Verlegung 
des Eigenthumsrechts des andern, fondern fein 
Eigenthumsrecht Hat ſich nie ſo weit erſtreckt, daß 
er die Sache ‚gegen das Recht des Miteigenthüs 
mers gebrauchen dürfte. - Wenn daber gleich. aller 
Gebrauch der Sache, wegen der Eolliſion rl 
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Rechte verlohren gehen ſollte; fo kann doch dieſet 
kein Grund ſeyn, der einen Miteigenthuͤmer vor dem 
andern berechtigen koͤnnte, die Sache ausſchlie— 
ßend zu gebrauchen (F. 181... Denn das Recht 
iſt ein ſicherer Grund, als alle phyſiſche Moͤglich⸗ 
keit und aller Nutzen. Hieraus fließt alſo die Res 
gel: „Wenn von einer Subftanz, die ein gemeins 
sichaftliches Eigenthum, gar fein gemeinfchafts 
„licher Gebrauch möglich iſt; fo hat gar Peiner 
„der gemeinfhaftlichen Beſitzer (ohne Einwilligung 
„der übrigen) ein Recht, auf den Gebrauch ders 
„ſelben.“ Denn Niemand hat von Natur ein 
Rebe auf den Gebrauch einer Sache, wenn ein 
anderer das Recht auf die Subſtanz derfelben hat 
($.262.). Nun findet, nach der Vorausfegung, 
ein gemeinſchaftliches Eigenthumsrecht auf die Sub⸗ 
ſtanz ftatt; folglich kann unmöglich iegend einer 
ein befonderes Eigenthumsrecht auf den Gebrauch 
diefer Subftanz haben. Wenn eine moralifche 
Perſon ein Eigenthumsrecht auf die Subftanz hatz 
fo kann feine phufifhe Perfon (ohne befondere 
Einwilligung der morvalifchen) ein Recht auf deren 
aus ſchließenden Gebrauch haben. : 


6, 282. 

: ‚Die Schranken des erworbenen Eigenthums⸗ 
—* ſind, wie die Schranken alles Rechts (9. 109.) 
theils phyſiſche, theils moraliſche. Die phyſiſchen 
Schranken ſind durch die phyſiſche Unmoͤglichkeit 
der Decupation beſtimmt. Die Regel iſt: „Was 
— gar nicht LE weder: ini Befis nehr 

„men, 
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„men, noch" zwedmäßig bearbeiten fäft, darauf 
„eann auch nie ein. Eigenthumsrecht erworben 
„werden, und: Was eine gewiſſe Perfon, vers 
„möge ihrer phyſiſchen Kräfte, unmoͤglich oecupi⸗ 
„ren oder im Beſitz nehmen und bearbeiten kann, 
„darauf kann ſie auch kein —— er⸗ 
„werben.“ 
Anm. Daher kann ein ganzes Volk eine Sarie 
‚ zu feinem Eigenthume machen, die ein einzelner, 
Menſch niemals eigenthümlich erwerben kann. 


.. & 282% 
Die moralifchen Schranken des Eigenthums⸗ 
rechts ſind die Rechte anderer. Die allgemeinſte 


Regel iſt: „Das Eigenthumsrecht keines Men·· 


„hen kann ſich weiter erſtrecken, als fo weit, ale. 
„er das Eigenthum befizen und gebrauchen FAR, 
„ohne die Rechte irgend eines andern zu verlegen.“ 
Niemand darf, aljo einen folchen. Gebrauch von 
feinem Eigentyume machen, daß dadurch das ans“ 
-gebohrne oder. erworbene nethwendige oder zufaͤl⸗ 
lige Recht irgend, eines andern verlegt werde. Hier⸗ 
aus folgt alfo: _ 
1) Kein Menſch Fann fich ein —— 
auf die Perfon eines andern erwerben, des 
der wider noch mir der Einwilligung derfels 
ben, weil jede Perfon unveraͤußerlich iſt, alfo 
ſelbſt der Wille, ſich zu veraͤußern, nichts 
bedeutet, und ohne:alle rechtliche Folgen iſt. 
Dieſem ſteht alfo die phyſiſche und morali⸗ 
ſche Unmoͤglichkeit entgegen. uf 
r 2) Rein 
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2) Kein Menfch Fann mweder-durch Decupation 
und Acceſſion noch durch Vertrag ein Eigen⸗ 
thumsrecht auf den Inhalt der unübertrags 
baren angebohenen — ($. 223: 23% ) 
erwerben. 

4) Auf den Inhalt der. Abertiastaren anges 
bohrnen Rechte ($: 226.) anderer fann der ° 
Menfch nur durch Einwilligung der urſpruͤng⸗ 
lichen Eigenthümer ein Recht erwerben ; alfo 
meder durch ie noch Accafion als 
fein. 


4. 284. 
Daf das erworbene Eigenthumsrecht auf an. 
‚fi zufällige Dinge aufhoͤre, wenn dieje durch bes 
fondere -Umftände nothwendige Bedingungen der 
Erhaltung der Perjönlichkeit eine oder mehrere 
Perſonen werden, ift a priori nicht beftimmt, ob> 
. gleich das Eigentyumsrecht willführlich Durch diefe 
Schranken beftimmt werden Fann, (3. E. im Staate, 
wo jeder eine Zwangsverbindlichkeit übernimmt, 
die Rechte des andern, alfo vorzüglich fein Leben 
zu ſchuͤtzen). Es giebt affo von Natur fein Moths ' 
recht, Fein Recht des Nothgebrauchs, alfo nod 
weniger ein —*— des unſchaͤdlichen Seteenche. 

— 285. 

Wenn das Eigenthumsrecht des einen durch 
‚den freyen Gebrauch der Rechte anderer die 
Muͤtzlichkeit für den erſteren verliehrt; ſo iſt dieſes 
kein —— Grund, die Rechte der 
letz⸗ 


! 
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feßteren-einzufchränfen. Denn dadurch, daß die 
Ausuͤbung meines Rechts den Nugen für mich vers 
liehrt, weil andere einen mir nachtheiligen, aber 
doch rechtmäßigen Gebrauch von ihren Rechten 
machen, wird mein Recht gar nicht verlegt. 


6, "236. 

Mein Eigenthumsrecht heißt vollſtaͤndig oder 
unvollftändig, je nachdem, alle Rechte, die im Bes 
griffe des Eigenthumrechts enthalten find, zukom⸗ 
men oder nicht. Das unvollftändige Eigenthums⸗ 
recht ift eigentlich gar Fein Eigenthumsrecht, fons 
dern nur ein Theil deffelben. 


2 i 4. 287. — 
Die Mitglieder des Rechts auf ein Geſammt· 
eigenthum, haben, jeder einzeln genommen, nur 
ein anvollftändiges Eigenthumsrecht. Sonft ift als 
les Eigenthumsrecht, es mag natuͤrlich oder er⸗ 
worben, innerlich oder aͤußerlich ſeyn, vollſtaͤn⸗ 
dig. Nur durch Vertraͤge kann das veraͤußerliche 
und übertragbare Eigenthumsrecht ($. 237 ) uns 

vollftändig werden. 

Anm. Stillſchweigende Bedingungen, wenn fie 
nicht aus dem Begriffe des Eigentums feldft 
fließen, find nichts, und es darf daher feine Ber 
dingung voraus gefeßt werden‘, als die natürs 
‚ ‚lichen, Bedingungen. jedes Eigenthums. So iſt 
es ohne Grund, wenn man fagt, der Verleger 
verkaufe feine Bücher nur unter der ſtillſchwei⸗ 
+ genden Bedingung, daß man es nicht nachdru⸗ 
‚en. folle, alſo nur als unvollſtaͤndiges ne 
thum 
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rhum jedes andern. Was hilft denn eine einfeis 
tige Dedingung bey dem Verkauf, und noch da 
zu eine ftillfchweigende ? Aber auch die ausdrück- 
liche Erflärung diefer Bedingung (auf dem Titels 
blatte) kann von feinem rechtlichen Erfolge feyn, 
weil die Einwilligung des Käufers fehlt, die we, 
der in einem Vertrage noch fonft wo praͤſumirt 
feyn darf, aus dem Kaufe aber gar nicht nothr 
wendig fließt. Es ift gerade fo, als wenn ich 
von einem ein Pferd kaufte, und dieſer mad 
te die Bedingung, nie damit zu gallopiren oder 
88 nie wieder zu verkaufen. &o nichtig diefe 
Bedingungen find, wenn ich meine ausdrädlir 
he Einwilligung nicht dazu gebe, fo nichtig find 
alfe einfeitigen Bedingungen des Verlegers. 
Daß aber ein wirklicher Vertrag zwifchen Vers 
kaͤufer und Käufer weder wirklich noch mög: 
lich fey, weil diefer nie für alles verantwort 
lich feyn kann, was man mit feinen Büchern 
anfängt, üft leicht zu zeigen. Der Käufer wärs 
de abermals. mit jedem einen Vertrag fchließen 
müffen, dem er es liehe oder verfaufte, daß er 
es feinen dritten liehe und verkaufte, bevor er 
einen ausdrücklichen Vertrag mit ihnen gefchlof- 
fen hätte, es nicht nachzudruden. Wie find ders 
gleichen Einſchraͤnkungen möglich, wie ausführbar ? 


Zwey⸗ 


174. after Theil, ater Abſchnitt. 


Zweyter Abſchnitt. 
Von den Vertraͤgen. 


J. | ; 
Von den Verträgen überhaupt; 
$, 288. 


3. einem Vertrage ($. 158.) gehoͤrt, daf eine 
Perſon der andern Rechte uͤbertrage ($.155.), und 
die andere fie annehme ($, 155.). Die Einheit 
der Handlung alfo, wodurch einer Rechte annimmt, 
die ihm ein anderer überträgt, heißt ein Vertrag 
oder ein Kontraft ($. 154.), und die Perfonen, 
welche einen Vertrag fließen, werden Pariſten⸗ 
ten oder Kontrahenten genannt. 


F. 289. 

Der Vertrag heißt einſeitig, wenn nur eis 
ner der Pacifcenten durch dieſelben Rechte ers 
wirbt; mwechfelfeitig, wenn beyde Pacifcenten von 
einander durch den Vertrag Rechte erwerben. 


$. 290. 

Etwas leijten Heißt überhaupt etwas Zweck⸗ 
maͤßiges durch ſeine Kraͤfte wirklich machen, und 
die Handlung, wodurch dieſes geſchieht, iſt die 
Leiſtung. Einen andern etwas leiſten, heißt, 
fuͤr einen andern etwas thun, was er zu ſeinen 
Zwecken moͤglicher Weiſe gebrauchen kann; die 
Leiſtung, die einem andern um feiner Leiſtung wil⸗ 


len geſchieht, Heißt die Gegenleiftung. 


§. 291. 


Angewandte Rechtsiehre; 175 


$. 291, 

Die Erklärung, daß man dem andern etwas 
Seiften ($. 290.) wolle ‚. heißt ein Verſprechen. 
Der Berfprechende Heißt Promittent; (der Anz 
gelobende) der dem etwas verfprochen, wird Pros 
miſſar oder- Ascepfant (der, Erheifcher) genannt. 

Das Berfprechen des Promiſſars gegen den Promitz 
. teten, um des ihm gethanen Verfprechens willen, 
Heißt Gegenverfprechen. 

Anm. Die Erklärung, daB ein Verfprechen eine 
freywillige Uebernahme einer Zwangsverbind⸗ 
lichkeit ſey, paßt nicht auf alle Arten der Ver 
fprehen, und. ift überhaupt ein ſynthetiſches Ur, 
&heil ($. 69.), das erft einen Beweis nöthig 
hat, und daher in feiner vorläufigen Erklärung 
vorkommen darf. 


$. 292. 

Die wechfelfeitige ebereinftimmung des Wilz 
Iens mehrerer Perfonen zu Einem Zwecke heißt 
die Uebereinkunft (conventio); die Uebereinfunft 
des einen oder ded andern, oder auch aller Paei⸗ 
feenten, in Anfehung einer gemiffen beſtimmten 
Leiftung ift die Einwilligung (confenfus), Die 
. Erflärung der Einerleyheit feines Willens mit 
dem Willen des andern oder die Erklärung feiner 
Einwilligung, heißt die Annahme (acceptatio 
oder Erheifchung). 
Anm. ı. Die Einwilligung wird alfo durch die Frey⸗ 

heit des Willens mehrerer gewirkt. Der eine will, 
was die andern auch wollen, und umgekehrt. — 

2 wi 
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1 will etwas leiften oder leiftet etwas und bie an⸗ 
dern wollen ouch, daß er diefes leiſte. 


Anm. 2. Nicht jede Uebereinkunft ift ein Vers 
trag. Denn man fommt nicht allemal darin 
mit den andern überein, daß man ihnen — 
übertragen wolle. , 


§. 293. 
Wer einem andern aus Freyheit etwas leise 
fiet, was er ſelbſt feiften darf, überträgt dieſem 
ein Recht auf. das, mas er ihm geleiftet hat. Denn 
er will, daß der andere das, was er ihm leiftet, als 
Mittel zu feinen Zwecken gebraucht ($. 290.); 
fofglid auch, daß er ed gebrauchen dürfe. Er 
verknuͤpft alfo freymillig das, mas er ihm leiftet, 
mit deffen Willen, ohne dabey die Rechte irgend 
eines zu verlegen, d. h. er überträgt ne ein Recht 
($. 155.). 
294. 
Wenn einer das, was ihm ein anderer freys 
willig leiftet, annimmt; fo. hat er ein Recht von 
dem andern erworben. Denn Ihm ift durch die 
Leiſtung des andern ein Recht übertragen ($. 293.), 
und er hat es angenommen. Alfo hat er ein Recht 
von dem andern erworben ($. 157.), und. mit 
demfelben einen Bertrag geichloffen ($. 158.). 


5. 295. 

Es giebt überhaupt eine doppelte Art, mie 
jemand die Materie feines veräuferlihen Rechts 
wit dem Willen des andern verfnüpien, und ibm 

fein 
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ſein Recht uͤbergeben kann, nemlich 1) die wirk⸗ 
liche Uebergabe der Materie des Rechts (rradirıo), 
und 2) die Bezeichnung der Materie, die er ihm 
uͤbergeben will und darf, mit der Willenserklaͤ⸗ 
zung, daß er ihm diefelbe übergebe. Diefe Ber 
zeichnung geſchieht durch die Mittheilung einer Vor⸗ 
ftellung oder eines Begriffs, wodurch die Pacifcens 
ten in den Stand gefegt werden, das Objekt ihres 
Willens beſtimmt zu erfennen. 


4. 296. 

Die beftimmte Bezeichnung einer Materie 
des Rechts, oder die Mittheilung einer Vorftels 
lung, wodurch das Recht beſtimmt erfannt mers 
den Fann, mit der Willenserklärung, dieſes Recht 
einem andern zu übertragen, gilt von Natur eben 
fo viel, ald die unmittelbare Uebergabe der Mates 
gie des Rechts mit diefer Erflärung. Denn die 
phyſiſche VBerfnüpfung der Materie des Rechts mit 
dem Subjefte, ift gar fein wefentliches Stück des 
Rechts. Zu dem Welen des Rechts gehört nur 
1) die phyſiſche Möglichkeit, dak es von dem Wıls 
len gebraucht werden kann, und 2) daß es nach 
einem Gefege gewollt werden fann, daß er es braus 
ce. Soll nun das Recht des einen ein anderer 
erhalten; fo gehört nichts dazu, als daß es 1) pbys 
ſiſch möglich fey, daf der andere die Materie des 
Rechts zum Objekte feines Willens mache, und 
2) daß es ſowohl der, welcher das Recht hat, mols 
fe, daß es der andere erhalte, als daß es der andere 
ennehme. Db ihm aber der Uebertsagende die 

Jatobs Naturrecht. M Ma⸗ 
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Materie feines Rechts unmittelbar oder mittelbar 
(durch ein Zeichen oder. Begriff) gibt, ift völlig 
einerley. 

| §. 297. 

In dem Verſprechen ($. 291.) ift die indibis 
duelle Feiftuig, welche das Objekt des Verfpres 
chens ift, entweder beſtimmt oder unbeftimmt, 
je nachdem fie aus dem Berfprechen felbft erfannt 
werden fann oder nicht. ft das erftere, fo Fann 
mirflihe Einheit des Willens zwifchen dem Pro 
mittenten und Promiflar entfichen, im lesteren 
alle aber nicht. Denn da es unbeftimmt ift, was 
der Promittent für eine Peiftung meyne, fo fann 
der Promiffar nie fiher feyn , welche individuelle 
geiftung der Promittent im Sinne hat. 


6. 298. , 

Durch das Berfprechen einer unbeftimmten 
Leiftung wird dem Promiffar fein Recht uͤbertra⸗ 
‘gen, und wenn der Promiffar gleich ein ſolches 
Verſprechen annimmt;fo erhält er doc Fein Recht 
von dem Prontittenten. Denn es ift, bey dem Vers“ 
fprechen einer unbeftimmten Leiftung und der Ans 
nahme ‚eines ſolchen Berfprechens Feine Einheit 
des Willens in Anfehung diefer Leiſtung, und der 
Promiffar kann daher nicht wiffen, worauf er ein 
Recht erhält; er Fönnte auch etwas fordern, wor⸗ 
auf er- fein Recht erhalten hätte. Der Promiß 
far kann daher eine Leiftung, die für ihn gar nicht 


erfennbar ift, gar nicht mit. feinen Willen — 
p en, 
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pfen. Denn er kann ja nie wiſſen, ob er nicht et 
mas anders ergreift, als das, was der Promittent 
will,da nun die Leiſtung die Materie eines Rechts 
ift; fo erbellet, daß durch das Verfprechen einer 
unbeftimmzn Leiſtung weder eim Recht übertras 
gen, noch durch Annahme diefes Verfprcchens ein‘ 
Recht erworben werde, 
Anm. Ueberhaupt muß der Inhalt eines jeden 
ausfchließenden Rechts beftimme und allgemein 
erkennbar ſeyn, ſo bald, ein Recht mehrerer auf 
einen unbefiimmten Inhalt möglich if, Denn 
man koͤnnte fonft gar nicht erkennen, wen dag 
Necht gebührte, und wir weit fich das Necht ers 
ſtreckte. Ein Recht aber, das gar nicht erkannt 
und. von andern unterfchieden werden kann, if 
fein Recht. Diefes ift nun bey dem Verfpres 
chen einer unbeflimmten Leitung allemal der Fall, 
weil in demfelben die Leiſtung nicht beſtimmt ift, 
folglich aud Niemand weiß, worauf einem ans 
dern ein Recht Übertragen worden ift, und als 
fo die Beſtimmung diefes Rechts nur cınieirig 
(von Promittenten oder Promiſſar) ſeyn koͤnnte, 
wodurd) nie ein Vertrag zu Stande zu bringen ift, 


6299 j 
| Durch das Verfpreben einer beftimmren 
keiftung wird dem Promiffar ein Recht ibertras 
gen, und wenn diefer eın ſolches Verſprechen ans 
nimmt; fo hat er ein Recht erworben. Denn der 
Promittent will, daß der Promiſſa eine Materie 
(eine Leiftung) mit feinem Willen durch die Rechtes 
form verfnüpfe. Nun übergiebt er ibm zwar die 
beftimmte ‚Leiftung nicht unmitielbar, “aber doch 
R Da mits 


' 


J 
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mittelbar, durch ein beſtimmtes Zeichen Ceinen bes 
fiimmten Begriff), modurd der Promiflar das, 
was der Promittent ihm giebt, in Einftiimmung 


‘mit dem letzteren beftiimmt erfennen fann. - Der 


Promittent will alfo, daß der Promiflar die Leis 
ftung mit feinen Rechten verfnüpfe; der Promif 


far kann diefes auch thun, und wenn er das Vers 


fprechen annimmt, fo thut er es wirflih. Alſo 
bat der Promittent durch das Berfprechen einer 
beftimmten Leiſtung dem Promiffar ein Recht übers 
tragen, und diefer hat durch die Annahme ein 
Recht von ihm erworben. 


Anm. Diefer Beweiß iſt, wie ich glaube, voll 
kommen hinreichend, darzuthun, daß duvch das 
Verfprechen einer beftimmten Leiftung wirklich 
dem Promiffar ein Recht Übertragen werde, wenn 
nur fonft das Necht des Promittenten uͤbertrag⸗ 
bar iftz und hieraus ergiebt fich denn weiter, 
daf der Promiffar durch die Annahme des Bers 
fprecheng wirklich ein Hecht erwerbe. Zur Ers 

lauterung meiner Gedanken mögen noch folgende 
Betrachtungen dienen: Jeder hat (vermoͤge des 
Rechts auf Freyheit) ein vollkommnes Necht, 
auch über feine künftigen Handlungen zu diſpo⸗ 
niren ($. 262 ), und die künftigen Handlungen 
find alfo, in wie weit fie durd) feine Kräfte möge 
lich find, Sein, fo gut wie die gegenwärtigen. 
Es ift ferner 1) obyfiich : möglich, gemiffe kuͤnf⸗ 
tige Handlungen , folglich auch kuͤnftige Leiſtun⸗ 
gen andern zu uͤbergeben. Denn es iſt möglich, 
daß fich der Promittent des willführlichen Ges 


brauche diefer Leiftung enthalte, und fie blos 
dem wilfführlichen Gebrauche anderer überfaffe; - 


2) rechtlich⸗ möglich, daß dieſes gefchehe. Denn 
E es 


— 


— 


* 
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es kann ſehr gut als allgemeines Geſetz gedacht 
werden, daß mit meiner Einwilligung nicht ich, 
ſondern ein anderer von einem gewiſſen Theile 
meines Eigenthums einen willkuͤhrlichen Ge⸗ 
brauch mache. Was aber phnfifchs und rechts 
lich⸗ moͤglich ift, daß es geſchehe, das iſt ſelbſt 
Recht, wenn es geſchiehet. Nun gebe ich dem 
andern wirklich die Leiſtung, wenn ich ihm Dies 
felde durch einen beftimmten Begrif genau fennts 
lich mache, damit er fih, wenn die Zeit fommt, 
wo er fie nach meiner Willensmeynung gebraus 
chen darf und will, in Beſitz der Peiftung feßen 
Eönne, und ſich dabey nicht etwa an dem Ses 
genftande verirre und ein anderes Necht angreis 
fe. Der Promittent überträgt alfo wirklich ein 
Hecht, indem er eine künftige Leiftung verfpricht, 
und bat, von dem Augenblicke an, mo des Pros 
miffar fein Verfprechen angenommen hat, fein 
Hecht mehr auf die beftimmte Leiftung des Vers 
fprecheng, fondern der Promiffar hat diefes Recht. 
Es find in der That in dem DVerfprechen einer 
tünftigen beſtimmten möglichen Leiſtung alle Kenn⸗ 
zeichen einer Uebertragung des Rechts. Denn 
zur Uebertragung eines Rechts wird nichts er⸗ 
fordert, als 1) daß das Recht wirklich da ſey; 
2) daß es veraͤußerlich ſey, und 3) daß der Wille 
da ſey, das Recht aͤn einem andern zu veraͤußern 
($. 157.). Zur Annahme eines folchen Rechts 
gehört eine Verknüpfung der Materie bes Rechts 
mit feinem Willen durch die Nechteform, d. 5. 
fo daß der Uebertragende in diefe Verknuͤpfung 
einſtimmt. Ian kann nicht geleugnet werden, 
1) daß jemand ein Recht auch auf feine kuͤnfti⸗ 
gen Handlungen habe, 2) daß er einige derfels 
ben veräußern fönne, noch 3) daß er wollen koͤn⸗ 
ne, daß ein anderer ein Recht auf feine Fünftis 
gen beftimmten freyen Handlungen habe. Wenn 
nun 
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nun ein Recht auf dem andern uͤbergehen follz 
fo wird gar nicht erfordert, daß die Materie 
des Rechts wirklich phyſiſch mit ihm verkunnft 
werde; fordern nur, daß.diefes im Falle die Mas 
terie wirklich wird, möglich ſey. Es iſt viel 
mehr zur Uebertragung eines Nechts volltoms 
men hinreichend, wenn einer dem echte nänz: 
dich entfagt, unter der Bedingung , daß es ein 
anderer haben will, wenn gleich die Verknuͤ— 
pfung des Willens deſſelben mit der Materie 
nicht phyſiſch, fondern nur idealiſch gefchehen 
Tann, d. h. fo dag man nur das beitimmte Ob⸗ 
jeft des Nechts, vermittelt eines Begriffs deſſel⸗ 
ben, fiher finden kann. Denn der wirkliche 
DBeiiß des Objekts eines Rechts gehoͤrt gar nicht wer 
fentlich zu einem Nechte, fondern nur die phyſiſche 
und rechtliche Möglichkeit ſich denſelben, wenn mar 
will, zu verfchaffen. Es ift aber 1) phyſuch⸗ 
möglid), in Zukunft gewiſſe Reiftungen von den 
andern zu erhalten, und 2) rechtlich- moͤglich, 
weil mit feiner eignen Bewilligung etwas ge 


ſchieht, was keines Nechten widerſpricht. Die 


Behauptung des Herrn Schmalz ı ©. deſſen 
reines Naturrecht $ 104.) als 05 ein Vertrag 
ohne wirkfich gefchegene Leitung keine Gauͤltig⸗ 
keit hätte, und jedes gegebene Verſprechen der 
Annahme deifeiden ungegchter, vechtlicher Mei 
fe beliebig zurückgenommen werden dürfte, ſcheint 
mir daher ohne Grund zu feyn. Denn das we 
fentlihe einer rechtlichen Handlung ift doch der 
Wille. Wenn nun der Wille da ift, daß ein 
anderer eine künftige (mir mögliche) Leitung von 
mir mit Gewalt zu fordern, das Hecht haben 
folfe, und der andere will diefes Recht auch has 
ben, und bende fehen durch wwechfelfeitige Ertla⸗ 
rungen die Einheit ihres Willens ein; ſo bemerkt 
der Promittent, daß der Promiſſar das er 


# 
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auf eine künftige Handlung des Promittenten 
aufnimmt, und er ift damit zufrieden; er raͤumt 
ihm alfo diefes Recht ein, gefteht alfo, daß er 
feldft feine Freyheit mehr in Anfehung der vers 
frrohenen Leiftung habe, daß der,andere dieſes 
Recht beſitze. Wenn er ihm nun die verfproches 
ne Leiftung entziehen wollte, würde er dann nicht 
offenbar das Necht des andern verlegen; würde 
er nicht Über eine Materie (die verfprochene Leis 
flung) fih ein Recht. anmaafen, worüber nicht 
er, ſondern, nach feinen eigenen Willen, ein ans 
derer ein Necht hat? Die verfprochene Leiſtung 
iſt nicht mehr fein, fie gehört zum Eigenthume eines 
andern, der fie nach Belieben gebrauchen kann; 
der Promittene muß fich diefes gefallen laffen. 
Denn daß er fie ſelbſt mir hervorbringen muß, 
darauf kommt es nicht an. Dieſes ifi-bey allen 
Verträgen der Fall, wodurd einer immer Ans 
fpräche auf die Handlungen frever Weſen ers 
hält. Es ift aber der eigne Wille des Promits 
tenten der Grund, daß ihn ein anderer, wenn er 
felbft in der Folge nicht mehr wolle, zwingen 
tönne und vol.nti non fir injuria. Die Schwies 
rigteit, welche der Scharffinige Kerr S. dabey 
findet, ift,. daß er nicht begreife, wie durch eine 
bloße Willenserklärung etwas in das Recht eines 
ondern übergehen könne ? Aber ich antworte, meis 
ne Rillenserflärung hat ja im Verfprechen, ein 
beftimmtes Objekt, das ich kenne, und das der 
andere kennt, und das man fich durch) die Freyr 
heit des Promiffars als möglich vorfiellt. Der 
Promiffar empfängt alfo eine Idte von etwas, 
das er thun kann, das er durch feinen Millen 
. möglicher Weife hervorbringen kann, das er aber 
nicht anders bervorbringen darf, als wern ich 
eingeſtimmt oder gewollt habe. Der Promiffar 
verknüpft alfo wirklich bie Materie eines Rechts 

- (eine 
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(eine beftimmte Leiftung) mit feinem Willen zwar 
nicht phyſiſch, aber doch idealifch, durch ein fiches- 
res Zeichen, daß weder ihn felbft noch den ans 
dern in Ungewißbeit in Anfehung feines Objekts 
Iafien faın. Der Promitient kann ja nun gang 
genau wiſſen, was dem Promiftar gehört. Denn 
er hat es ja felöjt beffimmt. Daß diefes noch in 


- feinem phyſiſchen Beſitze bleibe, giebt ihm fein 


ferneres Recht darauf; denn er felbft hat es fchon 
von feiner Freyheit abgeloͤßt und mit der Freyheit 
eines andern verknuͤpft. Wenn der bloße Wille 
des andern eine Leiftung zu thun, fein rechtlis 
her Grund feyn könnte, dem, der ihn angenoms 
men hat, etwas zu leiften; fo fehe ih auch nicht 
ab, weshalb die wirkliche Leiftung eine künftige 
pofitive Zwangspflicht in dem ‘Promittenten bes 
gründen kann. Denn ich will annehmen, daß 
das Seleiftete wirklich in das Eigentyum des Arr 
ceptanten Nbergegangen fen; fo jind doch die kuͤnf⸗ 
tigen Handlungen noch nicht phyſiſch mit dem 
Promiſſar verknüpft; die-Reiftung der kuͤnftigen 
Handlungen ift noch nicht gefchehen. Wie kann 
alfo unter diefer Vorausſetzung, eine geſchehene Leis 
fung ein Recht auf künftige Handlungen begrüns 
ben? Here Symml: hätte daher nothwendig 
die Verbindlichkeit aller Verträge, die für die 
Zufunft verbindend find, leugnen mäffen, wenn 
er feiner Theorie hätte treu bleiben wollen. Er 
kann höchftens ein Recht zum Erſatz des Gelei⸗ 
ſteten, aber nie ein Recht auf.noch künftige Leis 
ſtungen herausbringen. Der confequente Ders 
faffer ver Beytraͤge zur Berichtigung der Urs 
theue des Publifums über die feanzöfiiche Res 
volntion, welcher ganz und gar die Fchmalsis 
fd. Theorie der Bertiäge zum Grunde legt, ſtoͤßt 
daher auch wirffich auf diefes Reſultat, und 
leugnet alle Verbindlichkeit der Vertraͤge, — 
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weit fie künftige freye Handlungen zum Objekt 
haben. Da aber, wie bisher gezeigt ift, die 
; en des ſonſt ſehr achtungswuͤrdigen Herrn 
Schmalz grundlos iſt; fo iſt es natuͤrlich auch 
das Reſultat des ſcharfſichtigen Verfaſſers jenes 
Seyträge. 
$. 300. 

Wenn alfo eine beftimmte Peiftung einen ans 
dern entweder fchon geſchehen oder ihm verfpros 
en ift, und dieier die Peiftung oder das Veripres 
hen der befiimmten feiftung angenommen hat, fo 
ift ein Vertrag zwiſchen beyden geſchloſſen. Dies 
fes ift eine Realerflärung des Vertrags. 

Anm. Gewöhnlich heißt es im N. R. der Vertrag 
fey ein angenommenes Ver'prechen. Diefer 
Satz ift wahr, aber nicht als Definition. Als 
folhe hat er mehrere Mängel. Denn ı) giebt 
es Verträge, die feine angenommene Verſpre⸗ 
hen find, wie aus $. 294. erhellet, und 2) giebt 
es angenommene VBerfprichen, die feine Verträge 
find, wie aus $. 298. fihtbar ift. 


6. 301. 

Aus jedem Vertrage ($. 300.) entfpringt ein 
Zwangsrecht in dem Acceptanten. Denn diefer 
erwirbt ein Ziwangsrecht Durch den Bertrug ($. 299. 
300.) Der eiftende oder der Promittent hat 
dag Recht nichtmehr, nachdem er es übertragen 
und der andere ed angenommen hat. Folglich 
kann er auch nicht mehr beliebig mit dem Inhalte 
des Rechts verfahren, ‚und wenn gleich feine Neis 
gungen ſich ändern follten; iv darf ſich fein Wille 

nicht 
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nicht mehr ändern. Jetzt kommt dem Acceptans 
ten das Recht zu, und gegen ihn hat alfo der Les 
bertragende cine Zwangspflicht ($. 85.); es ſey 
nun eine allgemeine (negative) oder eine befondere 
(pofitive). 

6. 302, 

Hieraus folgt alfo: Jedermann foll feine 
Verträge halten, und wenn er nicht will, fo darf 
er dazu gezwungen werden; und Niemand darf 
feine Verträge brechen; jeder darf gezwungen wers 
den, daß er fie nicht breche. Einen Vertrag hals 
ten, heißt aber die verſprochene Leiſtung, fo wie 
fie veripeochen ift, erfüllen. Gin Bertrag wird 
gebrochen I, wenn man die gethane Reiftung, worz 
auf der andere ein Recht erhalten bat, zuruͤck 
nimmt, oder ihm im Befige und Gebrauche des 
Geleiſteten roiderrechtlich frört und hindert, 2) 
wenn man die verfprocene Leiſtung, worauf der 
andere ein Recht erworben hat, nicht a da 
man fie doch erfüllen koͤnnte. 


6. 303. 

Dur den Vertrag erwirbt der Menfch ein 
Recht auf pojitive Forderungen und Anſpruͤche an 
andere. Vor dem VBertrage find alle Forderun⸗ 
gen und Rechtsanſpruͤche an andere nur negativ. 
Bor dem Vertrage kann ein Menfch- von dem 
andern nur mit Gewalt verlangen, daß er nichts 
gegen ihn thue; durch den Vortrag erhält er ein 

Recht, mit Gewalt zu fordern, daß er etwas fuͤr 
ihn 
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ihn thue. Vor dem BVertrage Fanneiner von dem 
andern nur ducch Begehungshandlungen beleidiget 
werden; nach dem Vertrage fann es auch duch 
Unterlaffungshandlungen geſchehen. 


& 30% 

Jedermann hat nur fo viel pofitive Rechts⸗ 
anſpruͤche an dem andern, als er durch Ver— 
träge von ihm erworben hat; und: Niemand 
Darf den andern zwingen, ihm etwas zu leiften, 
auffer in wiefern derſelbe fich Durch einen Vertrag 
ſelbſt Dazu N gemacht bat. 


$. 305. 

"Der Vertrag ift demnach eine abgeleitete recht? 
mäßige Erwerbungsart gemiffer Rechte ($. 25.27.)s 
Rechte aus einem Vertrage heißen Vertragsrech⸗ 
te (jura contracta), und die Pflichten Aus eis 
nem Vertrage find Bertragspflichten. Beyde find 
aͤußerlich- vollkommen “pHilof, Sitten. h. 22 9.). 
Jene muͤſſen alſo erworben ($. 25.), dieſe freywil⸗ 
lig uͤbernommen werden. 


$. 306. 

Ein Scheinvertrag ift eine freye Handlung, 
welche ein Vertrag zu feyn ſcheint, od fie gleich 
feiner ift, der die wefentlihen Beftimmungen eis 
nes Vertrags fehlen,die aber durch zufällige Merfs 
male als ein Bevtrag vorgeftellt wird; ein Seins 
vertrag iſt alſo ein falfiher Vertrag; eine freye 

Dunds 
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eines Vertrags hat, ift ein wahrer Vertrag. 


9307. 

Ein Scheinvertrag ($. 306.) fann feine rechts 
liche Folgen des Vertrags haben, d. h. durch ihn 
koͤnnen weder Rechte veräußert noch erworben wer⸗ 
den; er ift unguftig (pactum nullum); nur ein 
wahrer Vertrag ift gültig, d. h. hat die rechtlis 
chen Folgen ($. 302.) eined Vertrags. Da die 
uUrtheilskraft in Gefahr fommen fann, wahre und 
falſche Verträge zu verwechſeln; fo müflen deren | 
Unterfheidungszeichen hier ausführlid auseinan⸗ 
der gefegt werden. 


6. 308. 

Die wefentlihen Merkmale eines jeden wahren 
Vertrags find 1) die freye Einwilligung ($. 292.), 
2) die Veraͤußerlichkeit der Rechte, welche uͤber⸗ 
tragen und angenommen werden, und 3) die phy⸗ 
ſiſche und moralifche Möglichkeit der Erfüllung des 
Bertragd. 

1% $. 309. 

1) Die Merfmale der freyen Einwilligung 
find a) daß alle Pacifcenten zur Zeit, als der Ver⸗ 
trag gefchloffen wurde, ihrer Vernunft mächtig 
gervefen find. b Daß der Entfchluß zu einer (eins 
feitigen oder mechfelfeitigen) Leiftung von alfen 
Partheyen wirfiich genehmiget worden tft, und daf 


‚ fie wirklich in Anſehung des Inhalts des Vertrags 


einer: 


Ca 
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einerley Meynung haben. c) Daß die fämmtlis 
ben Paciſcenten fiy ihre Genehmpaltung einander - 
deutlich erflären und zu wiſſen thun. 


$. 310, 

Um des erften Punkts willen ($. 309.), Pöns 
nen die Menfchen im Zuftande der Raſerey, des 
Biödfinnes, der Trunfenheit, Kindheit 2c feine 
Verträge fehließen. Denn in diefen Zuftänden ift 
der Menſch unfähig, ſich das, was er will, achös 
tig vorzuftellen, und er fann alſo gar nicht eins 
willigen. in anderer kann daher von einem 
Menfchen, der in einem folchen Zuftande ift, fo 
wenig Rechte erwerben, als diefer Pflichten üben 
nehmen Fann. 


F. 311. 

Wenn aber gleich das, worein man gewilli⸗ 

get hat, nicht gehörig uͤberlegt iſt, und man hin⸗ 

tendrein wohl anders handeln möchte; fo hebt 
diefes die Gültigkeit des fonft richtig gefchloffenen 

Vertrags nicht auf, denn ed hing von ihnen ab, 

die Sache beſſer zu überlegen, und die Einwilligung 

iſt wirklich da geweſen. 


§. 312 
Menn ziwenfens alle Pacifcenten in Anfehung 
des Objekts der Einwilligung einerfen Meynung 
haben ſollen; ſo muß keiner derſelben eine falſche 
Derpehnns von dem Objekte des Vertrags haben. 
Denn 


ı 
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\ . 
Denn ſonſt Fann feine Einheit des Willens her⸗ 
aus kommen. . 


$. 313. 

Cine Einwilligung, die wegen einiger Aufs 
fern Merkmale als Einwilligung blos vorgeftellt 
wird, aber feine wahre Cinwilligung tft, ift eine 
ſcheinbare Einwilligung. Eine ſolche ift aber 
feine wahre Einwilligung, und aus ihr fann das 
her von Natur fein Vertrag entfpringen. 


$: 314 
i Der Schein einer Einwilligung kann theils 
aus Unwiſſenheit und Irrthum ($. 59.) der Pas 
eifcenten, theils aus einem Betruge enifpringen, 


6 315. 

-Der Frrthum bey einem Berteage überhaupt 
Hetrift entweder die Bewegungsgründe, welche jes 
manden zur Schliefung eines. Vertrags vermocht 
haben, oder das Dbjeft des Bertrags ſelbſt. Die 
erſte Art des Irrthums hat gar: feinen Einfluß auf 
Die rechtlichen Folgen eines Vertrags, er mag vers 
meidficb oder unvermeidlich feyn. Denn die Be 
megungsgründe, weshald jemand einen Vertrag 
fliegt, gehören nicht mit‘ zum Vertrage; fie 

'" müßten denn felbft ein. Objekt des Vertrags feyn, 
(wie wenn fie dem Vertrag ald Bedingungen ans 
gehängt find). = 


$. 3 16. 
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Betrift aber der Irrthum das Objeft des 
"Vertrags; fo ftellt fich entweder der eine Pacifcene 
ein ganz anders Dbdjeft vor ald der andere, oder _ 
jeder bat doch ganz andere und entargengefente 
Beftiimmungen im Einne, die fie jedoch mit einers 
ley Zeiben belegen, als woraus ein Schein der 
Einheit ihres Willens entfpringt, der aber gar 
nit wirklich da ift. In beyden Källen ift Ein- 
beit des Willens garı nicht da, folglihd auch gar 
feine Einwilligung, und es ift folglich auch fein 
Vertrag da. Denn es fehlt die wefentlihe Der . 
dingung, nemlich die@inwilligung. Betrift aber 
der Irrthum Umftände, weiche gar nicht ausdruͤck⸗ 
libe Dbjefte des Vertrags find ; fo macht der J Ire⸗ 
thum den Vertrag nicht unguͤltig. 


Anm. Es koͤnnen uͤbrigens in beſonderen Um— 
ſtaͤnden ſehr vernünftige Gründe liegen, durch 
andere Vertraͤge oder poſitive Geſetze feſtzuſetzen, 
daß auf gewiſſe Irrthuͤmer, (wie etwa die, welche 
aus Nachlaͤßigkeit ꝛc. entſtanden ſind)o, nicht geach⸗ 
tet werden, und dergleichen Verträge als wirkit 
che Verträge gehalten werden follen; aber von 
Natur oder bevor dergleichen ‚ausgemacht iſt, 
koͤnnen Vertraͤge, bey denen ein Irrthum in An— 
ſehung des Objekts obgewaltet hat, nichts gel—⸗ 
ten, obgleich ein ſolcher, welcher den andern durch 
„feine Schuld in. einem Scheinvertrage erhalten, 
und in Schaden gebracht ht, zur Entfhädis 
dung eine Zwangsversindlichkeit haben kann, 
Hievon unten, 


- 


6. 317. 
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$. 317. 

Mer einen Vertrag um feines Yrrthums 
willen für ungültig erflären will, muß dem ans 
dern beweifn,, daß er wuͤrklich geiret Habe. Die 
bloße Verfiherung, daß er geirrt habe, ift abet 
fein Beweis, 


$. 318. 

Wenn einer unrechtmäßiger Wrife in des ans 
dern Namen handelt, und der eigentliche Pacifcent 
wird von dem, der in feinem Namen bandelt, in 
Irrthum gelegt; fo macht diefer Irrthum den Ber; 
trag nicht ungültig. Denn der, welchen er in fels 
nem Namen handeln läft, vertritt feine Stelle, 
und er erhält alfo alle NMerbindlichfeiten, melde 
dieſer wirklich in ſeinen Namen uͤbernimmt. 


% 319. 
Wer durch Betrug die Vorſtellungen des 
andern verfaͤlſcht, durch Luͤge oder Liſt ꝛc. ihm 
etwas ganz anders giebt, als dieſer haben will, 
oder ihm etwas ganz anders nimmt, als dieſer 
ihm geben will, ſchließt mit dem andern gar kei⸗ 
nen Vertrag. Denn es iſt gar keine wahre Ein⸗ 
willigung da. 
§. 320. 
Mas den dritten Punkt ($. 309.) anlangt, 
fo müfen alle Partheyen ihren Willen fo gegen 
einander erflären, daß fie ſich mwechfelfeitig volls 


kommen verſtehen koͤnnen, und daß fie von Det 
® \ Einers 


! 


Angewandte Rechtslehre. 193: 


Einerleyheit ihrer Willensmeynung gehoͤrig uͤber⸗ 
zeugt werden. — 


2 


6. 321. 


— 
Es kann aber die Erklaͤrung ſelbſt nicht ana 


ders, als durch aͤußere Zeichen geſchehen. Denn 
dieſe ſind das einzige Mittel der Menſchen, ſich 
ibre Gedanken mitzutheilen. Dieſe ſind nun ent⸗ 


weder Worte, Minen, Geberden ꝛc., melde jur ' 


unmittelbaren Bezeichnung der Gedanken gebraucht 
foerden ; oder Handlungen, aus welchen fih mit 
Sicherheit auf die Einwilligung ſchließen läßt, 
Die Erflärung der Einwilligung dur unmittel⸗ 
bate Zeichen derſelben, Heißt eine ausdrüͤckliche 
(c. expreflus) ; durch mittelbare Zeichen oder durch 
Handlungen, eine ſtillſchweigende Erklaͤrung (c. 
tacitus); und daher werden auch die Vertraͤge in 
ausdrückliche und ſtillſchweigende Verträge einge⸗ 
theilt. Beyde find gültig, wenn nur fonft alles rich⸗ 
fig ift, und. ben den letzteren die Handlungen zu einem 
fideren Schluffe auf die Einwilligung berechtigen‘ 
55 9. 322. — 
Eine noch nicht erklaͤrte Einwilligung, die 

aber doch vermuthet oder noch erwartet wird, heißt 
eine vorausgeſetzte, vermuthete Einwilligung (conk, 
praefumtus).. Diefe ift aber feine wirkliche Cinz 
willigung, und aus ihr kann daher Fein Vertrag 
geſchehen. 
K§. 323. 
Wenn die Erklaͤrung der Einwilligung ein 
Recht begründen ſoll; fo muß auch Gewißheit da 
Jakobs Naturrecht. RR feyn, 


\ 
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ſeyn, daß die Einwilligung wechſelſeitig ſey; wel⸗ 
ches nicht anders erkannt werden kann, als wenn 
ſich die Erklaͤrung des einen unmittelbar in der Zeit 
an die Erklaͤrung des andern anſchließt. 


a 
2. Die Veraͤußerlichkeit und Nehechrdähastei 
der Rechte, welche zu einen Vertrage nothwendig 
erfordert wird {$ 308.), fließt aus ı) alle formas 
Ien, 2) alle wefentliche materjalen Rechte oder die 
Rechte der Menfchheit, und 3) alle zufälligen ans 
gebohrnen Rechte, welche unübertragbur find 
($. 225.) in Vertrag alfo, melcher eines oder 
mehrerer diefer Rechte zum Objekte hat, ift nur ein 
Sceinvertrag, und alfo opne, alle rechtlichen Fol⸗ 
gen eines Vertrages. 
5. 325. + 

3 . Phoſiſch⸗ unmoͤglich fuͤr den Willen ift das 
jenige, was gar nicht von ihm abhängt, gar nicht 
durch ihn möglich gemacht werden kann; alfo 
alles, mas entweder an fih oder doch relative durch 
Die Kräfte der Menfchen Überhaupt oder des bes 
fonderen Pacifcenten unmöglich iſt. Alle Vertraͤ⸗ 
ge, welche etwas für den Willen phyfifch- unmoͤg⸗ 
liches zum Objekte haben, find daher bloße Schein: 
verträge und alfo ohne alle rechtlichen Folgen. 
Denn. durd) den Vertrag übernimmt der eine der 
Pacifcenten eine Pflicht. Eine Pflicht aber, ets 
was Unmdgliches zu thun, ift nichts ($. 16.). Auch 
aus diefem Grunde find alle Verträge über unübers 
tragbare Rechte nichts, 
? : $. 326, 
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353426. 
= Die Unmoͤglichkeit einer keiftung ift entweder 
ſchon zur Zeit, als der Vertrag geſchloſſen wurde, 
da, oder fie trift erſt in der Folge ein. Im ers 
ſten Falle iſt gar kein Vertrag da geweſen. Im 
letzteren Falle hoͤrt die Verbindlichkeit zur Leiſtung 
auf, fo bald fie unmoͤglich wird, tritt aber wieder 
ein, fobald fie möglich wird. Wer die freue Urs 
fache der Unmoͤglichkeit der Leiftung gegen einen 
andern ift, wozu er verpflichtet ift, beleidiget den 
andern, und was in dieſem Falle Recht fen, wird 
im folgenden Ybfchnitte beftimmt werden, 


6. 327. — 
Wenn aber die Leiſtung blos ſchwierig iſt, 
und den Verpflichteten in groͤßern Schaden bringt, 
als er bey Schließung des Vertrags fich vorgeſtellt 
hat; fo ift diefes Feine Unmöglichkeit der Leiftung, 
und überhaupt fein Grund, einen Vertrag ungüls 
tig zu machen. 2 


$. 328. 

Moraliſch- unmöglich ift der Vertrag, wenn 
er entweder durch eine widerrechtlihe Handlung _ 
geſchloſſen ift, oder nur durch eine widerrechtliche 
Handlung erfüllt werden fann, d. i. wenn deffen 
Schließung pder Erfüllung einer vollfommnen 
Pflicht miderfpricht. Vertraͤgt fi aber die Schlies 
Kung und Erfüllung eines Vertrags nur mit einer 
unvollfommnen Pflicht nicht; fo ift der Vertrag 

N 2 gültig. 
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gültig. Denn eine vollfommne Pit ift eine 
ſolche, die allemal ohne Ausnahme Pflicht ift Phil. 
Sittenl. 6. 227.). "Was alfo ihr widerſpricht, if 
offenbar moralifch : unmöglich, und kann daher 

unter feiner Bedingung ‚weder Pflicht noch Recht 
ſeyn. Die unvollfommne Pflicht aber muß der 
vollfommnen, die in einem Vertrage übernommen 
wird, weichen (Philoſ. Sittenl.$. 248.). 


$. 329. 

Daher müffen alle Objekte der Vertraͤge Ob⸗ 
jekte einer wenigſtens moͤglichen Pflicht ſeyn. Ue⸗ 
ber ein Objekt, das unmöglih das Objekt eis 
ner Pflicht werden fann, fondern das allemal,eis 
ner Pflicht widerſpricht, kann nie ein Vertrag ges 
ſchloſſen werden, und alle Verträge, ‚welche ein 
ſolches Objekt haben, ſind null und nichtig. 

Anm Daher darf das Objekt eines Vertrags 
nicht blos keiner aͤußern ſondern auch keiner in⸗ 
"nern vollkommnen Pflicht widerſprechen. Z. B. 
Niemand kann ſich durch einen Vertrag verpflich⸗ 
ten, ſich ſelhſt umzubringen; denn dieſes mwiders 


foricht einer volltommnen Seloſtpfuͤcht MPhiloſ. 
Sittenl. $. 330.). 


me, 3 
Es ſi nd alfo alle Vertraͤge keine wahren Ver⸗ 
traͤge 1) welche durch eine offenbar ungerechte 
Handlung von dem einen oder dem andern Pacifcens 
ten gefchloffen find; 2) welche eine fehlechterdings 
moralifch: unmoͤgliche Handlung zum Dbjefte haben, 
und 


Angewandte Rechtolehre. Tyh 
und deren Erfullung ſelbſt in allet Ruckcht wi⸗ 
berrechtlich iſt. 


5. 331. 

In Anſehung des erſten Punfts gilt folgende 
Kegel: „Wenn ein Pacifcent in dem andern die 
„Einwilligung durch die Verlegung feines Rechts, 
„oder durch eine öffendare Beleidigung her vorge⸗ 
„bracht hat; ſo iſt kein Vertrag da; oder: „Alle 
„Vertraͤge, welche durch eine offenbare aͤußere Un⸗ 
„gerechtigkeit geſchloſſen find, find bloße Schein⸗ 
„vertraͤge, und haben richt die rechtlichen Folgen 
„eines Vertrages.“ Denn durch, Ungerechtigkeit 
oder Beleidigungen Fann Niemand ein Recht ers 
werben. ‚Hat aber der. ungerschte- Pacifcent fein 
Recht erworben; fo hat. der. andere auch feine 
Zwangsverbindlichkeit gegen ihn übernommen. 


ai: — 6. 332. AR y ⸗ 4 
"Das Recht des andern kann aber bey. Schlies 
kin ‚eines Vertrags auf folgende Art verlegt wer⸗ 
den;, x) wenn man dem andern ‚mehrere: Rechte 
abnimmt, als in deven Uebergabe er williget; 2) 
wenn ‚man ihm ganz andere abnimmt, als; diejenis 
gen, welche er ablaſſen will; 3) wenn man ipm 
weniger giebt, als er nach unſrer Erklaͤrung und 
Einwilligung verlangt; 4) wenn man, ihm ganz 
jekt des Vertrags ausmashen. . Sobald, ‚einer dies 
fer Säle, eintritt, „wird ‚der, anders, pollkommen bes 
Ieidiget, und 2 ein Zwangerecht gegen den Be⸗ 
leidi⸗ 
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leidiger; die vollfümmne Beleidigung mag; nun 
durch offenbare Gewalt, durch Arglift oder durch 
Betruͤgerey vollbracht ſeyn. 
Anm. Sobald die eine Parthey aber ihre Erklaͤ⸗ 
rung blos im Sinne behaͤlt, und der ander fie 
zwar vermuthen kann, aber in feinem Verträge 
feine Nückficht darauf nimmt, verfährt dieſer 
zwar immer noch .argliftig und beträgerifch mit 
ihm ; aber ein äußerlich  vollfommnes Recht ver: - 
legt er nicht. Sein Vertrag ift alfo, wenn fonft 
nichts Viderrechtliches dabey iſt, guͤltig. 


* 6. 33354 

Hieraud muß nun die ganze Pehre vom Ber 
fruge, der Arglift und dem Zwange im N. R. 
beurtheilt werden, welche fonft viele Schwierig⸗ 
keiten macht. Denn nach a Grundfügen And: 

unguͤltig: F 
7) alle Verträge, welche blos auf Betrug ber 
‚ ruhen. ‚Denn man beträgt jemanden im 
: Bertrage, wenn man ihm abſichtlich eine 
ganz falſche Vorſtellung von dem wahren. 
Dpjekte des Verträge beybringt, wenn man 
alfo abfithtlich verurfacht, daß er eine ganz 
andete kLeiſtung oder ein ganz anderes Ob: 
jeft' giebt oder empfängt, als er. wirklich 
glaubt. Hierbey fegie 1) die wahre Ein⸗ 
willigung alſo eine wefentliche Bedingung 
: ded Verttags, und 2) iſt der Betrug im 
Bertrage eine wahre volltommneBeleidigung, 
inden ehem andern en ‚Theil feines‘ Eigen: 

RS ik “ thume 
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thums unter dem bloßen. Scheine feiner 

Einwilligung, der durch grobe oder feine 

Kunſtgriffe Eiſt) —— iſt entriſſen 
wird. te: 


2) Alle Verträge, welche durch offenbar wis 
derrechtlichen Zwang erpreßt find. Denk 
"gang und gar erzwungen, denn ift fie gar 
Feine freye Handlung, und kann folglich auch 
feinen Vertrag begründen, der ſchlechterdings 
von beyden Seiten aus Freyheit herrübren 
+ muß ($.134.); oder die Einwilligung ift zwar 
frey, aber doch auf eine ungerechte Art ers 
preßt. Dann iff die ungerächte Erpreffung 
' eine offenbare Verlegung des Rechts des 
- "andern auf feine Freyheit. Aus’ einer ofs‘ 
Ffenbar ungerechten Handlung aber-Fann Fein! 
gültiger Vertrag entfpringen , weil die Ver⸗ 
letzung des Rechts gar keine u. er⸗ 
werranccatt — 


334 


» Heherhaupt. heißt ‚bie, freywillige Verurſa⸗ 
sung, eines praktiſchen (d. i. den Willen beſtim⸗ 
maden) Jerthums Betrug. Der Betrug iſt nun 
biy dem Vertrage ‚auf eine doppelte, Art möglich, 
indem er entweder nur den Entſchluß zum Bertra⸗ 
thorbringt, oder das Objekt des Vertrages 
felbft betrift. Das erfiere geſchiebet, wenn ein” 
Parifcent von dem andern oder von einem dritten 
22% duch 


’ 
18 
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durch Vor ſpiegelung falſcher Bewegungsgruͤnde, 
die jedoch das Objekt des Vertrags nicht ſelbſt be⸗ 
treffen, alſo durch Luͤgen, Liſt ec. zur Schließung 
‚eines Vertrags verleitet wird; das andere, wenn 
ein Parifcent in dem andern abſichtlich falſche Bor: 
ftelluitgen bon dem Objekte, des ‚Vertrags erregt, 
fo daß es offenbar ift, ein Parifcent habe ‚ei ganz 
anderes Objekt i im Sinne, als der. Betrüger ihm 
giebt oder von. — N ae 
4 935. - 

Die: rs Art deu Betruͤgerey ift ı)Feine vol⸗ 
iommn⸗ Beleidigung. Denn Riemand hat von 
Natur ein Recht von dem andern zu fordern, daß 
es ihm die Wahrheit ſage, oder auch, daß er ihm 
nicht beluͤge ($. 231.), auſſer wenn die Lüge ein 
poſitiver Angrif auf ein ⸗ ſchon vorhandenes Recht 
waͤre; 2) kann dabey eine. wahre Einwilligung 
ſtatt finden. Daher macht dieſe Art der Betruͤge⸗ 
rey den Vertrag nicht ungültig, ; Dann fie Ketrift 
nicht die Schliefung des Vertrags ſelbſt. 


ae 336. 

Die andere Art des Betrugs macht den Ver⸗ 
trag allemal unghltig, wie oben ($. 333.) zehelat 
worden iſt. Jedoch muß der Betrug das wirkli⸗ 
de Objekt der Sinwiligung, und nicht etwa blos 
Nebenbeſtinimungen betreffen, die zwar det’ Sache 
zukommen, aber doch nicht, in wie weit bieſelbe 
ein Objekt des Vertrogs ft 


PR 77 | 
> 119% “uhr 


Anm, 


‚eine folche iſt euweder wirklich und wahr, oder 


Agent Rechtelehta ¶ v0 


> An. Da die Subſumtion der einelnen FAIR, 
dr Liſt, Beirug in. ft den Vertrag ungint 
ar. Machen, allemal piele Schwierigke iten hat, ſo muͤff 
..; fen die Merkmale, wodurch dieſe Faͤlle gen au er⸗ 
kannt werden koͤnnen, durch Konventionen ausge— 

macht, und in poſitiven Geſetzen naͤher beſtimmt 

werden. Das N. R. liefert nur die Grundſaͤ⸗ 
Be, nach welchen dieſes geſchehen muß. 


Dry N. 1241 


—X ine. 237. ou, —6 
Die bloße Ausſage oder das Vorgeben eines 
Pasifeenten, als ob der andere im Vertrage ihn be⸗ 
trogen habe, iſt fein hinreichender Grund, den 
Bertrag aufzuhebetz. Der Betrug muß wirklich 


bewieſen ſeyn. An ig 
ae Die, nähere Beſtimmung der Beweismits 
tel, jo wie ‚der Fälle, wo dad Vorgehen eines 
Betruges gar feine Beweistraft hat, und wb 
gar nicht erhellet, daß eine wirkliche Beleida 
gung und falſche Einwilligung im Vertrage wbl 
woalte, iſt nach Prineipien des N. R. nicht moͤg⸗ 
ih. Daher muͤſſen die poſitiven Geſetze dur: 
fünftliche oder willkuͤhrliche Beſtimmungen be 
Anwendung der nataͤrlichen Negeln zu Huͤlfe 
"kommen. Die Mechtögefege verwerfen mir Recht 
ns alle Beweismittel‘; die: es nicht mach einer allge⸗ 
mieinen Regel feyn koͤnnen, ſondern die es nur 
„tn einzelnen, Fällen aus, fußj Ace Urſachen 
find, weil der Richter —— "allemal durch 


allgemeine Seſetze muß rechtfeltigen können. 
ii fe ii ed 7” 2. 
u. Eine Einwilligung, welche durch Lift und 
Betrug hervorgebracht ift, Heißt erfihlichen ," und 


* 


4 
7% 


blos 
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‚bios ſcheinbar und: falfch , je nachdem blosidie 
Bewegungsgruͤnde oder das Objekt des Vertrags 
ſelbſt verfätfht ift:: Nur im letzteren Falle hebt 
die erſchlichene RAR Se: th er im 
ee nicht. ER 2 


$ | 
Was den —8* * ash anbetrift; ſo iſt 
1) offenbar, daß der mechaniſche Zwang gar kei⸗ 
nen Vertrag, auch nicht einmaf einen Scheinvers 
Arag, hervorbringen koͤnne, weil ſich mechaniſch 
gar Feine Einwilligung erzwingen laͤßt Aller Zwang 
qu Verträgen iſt alſo 2) pſychologiſch, d. h. die 
Einwilligung wird/durch unangenehme Borftelluns 
sen, aber wider den Willen und. die Neigung d 
andern, erpreßt, indem fi) der andere entſchließt 
aus Surcht vor einem größern Uebel, feine Eins 
" gilligung zu geben, und einen. Vertrag einzuge⸗ 
ben. Man ficht alfo wohl, daf bey der Furcht, 
wihe wahre freye Einwilligung des in Furcht 9% 
etzten ſtatt findet, "Denn: der Entſchluß zum Ge⸗ 
gentheile bleibt dem in; Furcht gefegten immer 
möglich, und es ift. daher nicht jeder Bertrag,' mels 
her aus Furcht geſchloſſen iſt, ungültig, ſondern 
nur ein folder, wo derjenige, der den andern dut 
üreht zur — nöthiget, eine oͤffenbate 
ngerechtigkei ‚Be gen. Ihn Bang t. hat '» Aus 
Sucht —— ene Vertraͤge find alfo nicht wegen 
Des Mangels der Einwilligung ungültig, ſondern 
" amderdudep.Heräbten.Ungererhtigfeit willen · 
bay: es denn: piele aus Furcht geſchloſſene Bertros⸗ 


geben kann, die; volle Guͤltigkeit haben. e 
ee zo 


— | 803 


Br sh Kain at ira 
Man muß ce in Beziehung * die Furcht 


bey der Einwilligung folgende Faͤlle unterſcheiden: 


1) Wenn die Furcht, welche einen Paciftenten 


beſtimmt, einen Vertrag zu ſchließen, nicht 
von dem andern Paciſcenten, ſondern von 


einem dritten, durch wahre oder ſcheinba— 


re Gründe, verurſacht iſt, und der Ver— 


= trag uͤbrigens moͤglich iſt; ſo iſt der aus Furcht 
geſchloſſene Vertrag gültig. 


—* Wenn der eine Paciſcent dem andern ſelbſt 


durch Drohungen oder andere Furcht erwe⸗ 


“ende Mittel, welche zu gebrauchen er?aber 


“ 
4), 


ein Recht hatte, zur Einwilligung, beſtimmt 


er hat; ſo ift der aus Sucht —— Ders 


trag guͤltig. :- 


3) Benn ein Patifcent den: anhebn 8* feine 


wirklichen Gewaltthaͤtigkeiten oder Drobum 
gen wirklich vollkommen beleidiget, oder das 
Recht des andern offenbar verletzt, und die 


dadurch erregte Furcht det veinzige Grund 


wär, feine Einwilligung zu geben; fo hat 


“ die Einwilligung Beinen tedstlichen: Crfold, 


weil Niemand durch Ihtgerechtigfeit gegen: 


den andern ein Recht von: ihm erwer ben kann. 
5 Je nachdem nun das Rt des einen dem 


andern durch Furcht zu “einem Verträge zu 
beſtimmen, ungewiß, smeifelbaft, wahrſchein⸗ 
Tg ober gemiß iſt 1; nachdem iſt auch die «Bü 

tig⸗ 
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tigkeit des auf dieſe Art geſchloſſenen Ver⸗ 
= ‚trage ungewiß, smeifelpaft, NEUN 
oder gewiß. N * 


Aum. Es kann ber Pflicht ——— ſich 
durch Ungerechtigkeit des andern heffimmen zu 
laſſen/ ein Beriprechen zu thun, das man wer 
“ der halten will noch darf, es kann unedel, nie 
2: drig ſeyn, Aßer ungerecht ift es nicht‘; fein Der 
ſprechen zuruͤck zu nehmen, das auf eine unge 
+. rechte Art erpreßt iſt. Es: kann ganz allgemei⸗ 

nes Geſetz ſeyn, jeder kann es wiffen, er könne 
nie ein Recht erhalten, daß ihm ein Verſpre⸗ 
chen, zu dem er durch Ungerechtigkeit gelangt, 
gehalten werben muͤſſe, er koͤnne nie durch Un⸗ 
PR „gerehtiateit. sin Recht erhalten. «Durch, ein fol, 
* s Geſetz wird Niemand beleidiget. Jeder 
=. an dabey als Selbſtzweck beftehen, da hinge 

0 gen der entgegengeletzte Satz daß jemand durqh 
feine offenbare Ungerechtigkeit «gegen. andere ſich 
wi gegen andere follte erwerben können,‘ ih» 

‚als Geh gedäc 17 ſelbſt — 
tr Art) !— “ 

a $ 341." 


Sn Anfepung des zweyten Bunte; (8.330.) 
giledie Regel: Wenn ein Paciſcent in einem Ber 
„trage eine Verbindlichkeit aͤbernimmt, die einet 
„vollkommnen Pflicht Se oder dem ans 
dern ein Recht uäherträgt, das nicht fein Recht 
ai fo ift gar fein Vertrag geſchloſſen,“ Henn 
—— ei, Dal: gi vollkom mne pfucht 
Hi wsidertpeähe, ‘ Wenn’ atfo“ die eine polls 
Fonumne nicht wa b£ it, fo ift die, melde ihr 
— * ‚tat, “a i. gar keine Pflicht, = 


I". 


[ 
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Vertrag aber, .in welchem Feiner. eh übers 
ninmt, iſt ic fein Verrate 
. 342. 

J Wenn aber die Leiſtung der unbollkommnen 
Pflicht des einen oder des andern, oder auch bey⸗ 
der Paciſcenten gleich zuwider iſt; ſo kann doch 
uͤber eine ſolche Leiſtung ein vollkommen guͤltiger 
Vertrag geſchloſſen werden. 

Beyſpiel. Es: kann für eine Frau fehr pflichtwi⸗ 
drig ſeyn, daß fie Rollen in der Komoͤdie ſpielt, 
und bie Komödianten koͤnnen fie ‚ ebenfalls auf 
eine fehr niedrige Art dazu beredet haben. Aber 


ein Vertrag, den beyde in Anſehung einer ſolchen 
Leiſtung ſchließen, iſt guͤltig. 


Ku, 


§. 343. 

Aus $. 340. folgt: 1) Niemand kann uͤber 
dag Recht eines driften, ohne deſſen Einwilligung, 
Verträge ſchließen; 2) Niemand Fann duch eis 
nen Vertrag an andern ein Recht veräußern, obs 
ne welches er felbft gar Fein moralifches Weſen 
mehr ſeyn koͤnnte. Denn wer ein Recht an einen 
andern veräußert, übernimmt zugleich eine Pflicht. 
Wenn er nun fein Recht, ein moralifches Wefen 
zu fepn, an andere veräußern wollte, fo Fönnte er 
feine Pflicht mehr übernehmen, welches abſurd iſt. 


7344 
Aus den bisherigen ift zu erfehen, daß die 
Berelung der einzelnen Säle bey Verträgen. ; 
viele: 


no atet Theil, 2ter Abſchnitt. 


viele Schwierigkeit hat, da fo viele Punkte dabey 
zu erwegen ſind, uͤber deren Beurtheilung leicht 
Zwieſpalt entſtehen kann. Beſonders machen die⸗ 
jenigen Verträge, welche auf kuͤnftige Zeiten ge⸗ 
ſchloſſen werden, und welche perſoͤnliche Rechte 
(G149.) und eine fange Reihe vom Handlungen 
zum Objekte haben, in der Beurtheilung große 
Schwierigkeiten. Ob nun gleich die Regein-zur 
Beurtheilung der einzelnen Faͤlle eigentlich nicht 
zur philoſophiſchen Rechtslehre gehoͤrt; ſo ſollen 
doch hier zur Erleichterung der Anwendung der 
Rechtsprincipien und deren richtigen Auslegung 
die allgemeinſten Regeln, wornach die einzelnen 
Falle zu beurtheilen ſind, ſo weit ſie ſich aus dem 
allgemeinen Begriffe des Vertrags erkennen laſſen, 
angegeden werden. 


$. 345. 

&n jedem Vertrage find nemlich folgende 
Smwangspflichten enthalten: 1) den Vertrag zu 
halten (ß. 302.); 2) feine beliebige Auslegung 
von dem Inhalte des Vertrags zu. macen, fondern 
eine folche, welche nach allgemeinen Auslegungs⸗ 
regeln fir die richtige gehalten werden Fann, und 
in welche alfo aud) der andere bey Schließung des 
Vertrags gewilliget haben muß, und 3) nichts zw 
thun, wodurch die Erfüllung des Vertrags uns 
möglich gemacht werden würde, Denn daß der 
Promittent den Vertrag erfülle, geboͤrt zu den 
Rechten des Promiſſars. Wenn jeiter nun dieſes 
unmöglich macht; fo verlegt er offenbar fein Recht. 

6. a 


% 
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Um nun I) zu beurtheifen, ob jemand ſei⸗ 
nen Vertrag breche oder halte, muß zu allererſt 
der Inbalt des Vertrags genau bekannt ſeyn. Ob 
nun gleich der Promittent eine Zwangspflicht uͤber⸗. 
aommen, und der Promiffar ein Zwangsrecht ges 
gen den Promittenten erworben hat; fo giebt es 
doch Feine einzige maferiale Zwangspflicht, deren 
Objekt wirklich zu machen fchlechterdings und: uns 
bedingt eine Zwangspflicht werden koͤnnte; fo 
wie es denn auch fein'materialed Zwangsrecht giebt,. 
auf deffen Materie-fchlechterdings und unbedingt 
ein Zwangsrecht ftakt findet; - -- - =. — s 


347 

Daher muß nun bey jedem Vertrage beur⸗ 
teilt werden, unter welchen Einſchraͤnkungen und 
Bedingungen der Promittent eine Zwangspflicht 
übernommen, und der Promiffar ein Zwangsrecht 

erhalten habe. 
— 348. 
Es giebt aber in den Verträgen theils noth⸗ 
vendige und weſentliche, theils zufällige und aus 
herweſentliche Beftimmungen oder Bedingungen 
und Einfehränfungen, wodurch der Grund und die 
Art der Verbindlichfeiten und Rechte genau bes 
fimmt wird. Die zufälligen and außerweſentli⸗ 
Gen Bedingungen muͤſſen ausgedruckt werden, 
weil fe aus dem bloßen Begriffe des Vertrages 
uͤberhaupt nicht verftanden werden Finnen, und 
" | heigen 


% 


1 
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heißen daher, wenn ſie ausgedruͤckt find, aus⸗ 


druͤckliche Bedingungen. Die nothwendigen und 


wefentlichen Bedingungen aber verſtehen ſich in jer 
dem Vertrage aus deſſen bloßen Begriffe von ſelbſt, 
duͤrfen gar nicht insbebeſondere ausgedruͤckt wer⸗ 
den, und find daher allgemein bekannte, von allen 
Partheyen frillichweigend vorausgefgte oder ſtill⸗ 
ſchweigende Bedingungen. . 


$. 349. 


Die allgemein ftillfehweigend angenommenen 


Bedingungen liegen theils in dem: Begriffe der 
eingefchränften menfchlichen Kräfte, theits in’ dem 
befonderen Inhalte des jedesmaligen Vertrags. 


, $. 350, 

In Anfehung des erften Punkts ſind alle 
vollfommne Pflichten in Verträgen doch nur’ in ſo 
weit vollfommen, als deren‘ Materie durch die 
phyſiſchen Kräfte des Verpflichteten vealifirt wer⸗ 
den fann, und weiter dehntfich auch das vollfomm- 
ne Recht des Promiflars nicht aus, Allen menſch⸗ 
lichen Verträgen hängt daher die Bedingung noth? 
wendig an, daf jedermann die Verträge zu hal 
ten, doch nur in fo weit verbunden fen, ald es 
es ihm phofifch= moͤglich iſt. Denn über feine 
Kräfte kann Fein Menſch verpflichtet werden (phil 
Sitten, $. 209.) Diefe Bedingung ift defons 
‘ders wegen folcher Verträge wichtig, die. fi auf 
jufünftige Handlungen erſtrecken. - Denn: diefe 


Eönnen bisweilen wider unfer Wiſſen und Vermoͤ⸗ 
gen 
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gen von der Natur unmöglih gemacht werden, 
wo denn auch, natürlicher Weile, die Verbind: 
lichfeit aufhört, bis die Möglichkeit wieder herges 
ſtellt iſt. Diefe Bedingung liegt ſchon im Begriffe 
aller menſchlichen Pflichten. Jeder macht fich 
alfo im Vertrage nur dazu verbindlich, was er 
durch Freyheit thun kann, und weiter, als auf 
eine ſolche Verbindlichkeit des Promittenten ers 
ſtreckt fih auch .nie ein durch den Vertrag erwor⸗ 
benes Recht, Er | 
$. 351: 
Die andere Art der allgemeimen-und ftillfchtveis 
gend angenommenen nothwendigen Bedingungen, 
betrift ebenfalls infonderheit diejenigen Verträge, 
deren Objekt fünftig ift, und befteht darin, daß 
man vorausfett, ein jeder müffe fich die Subordi— 
nation feiner zufälligen Zwecke unter die nothwen⸗ 
Digen Zwecke des andern gefallen laffen. Folgen⸗ 
de Regeln dienen hierbey zur Beurtheilung : 

1) Kein Menfh erhält durch den Vertrag ein 
Recht, von, dem andern zu fordern,. daß er 
den Vertrag mit Verlegung einer vollkomm⸗ 
nen Pflicht erfuͤlle. Alfo hängt jedem Ver— 

trage die Bedingung an, daf man ihn nur 
‚fo weit erfüllen wolle und folle, als es mos 
raliſch? moͤglich ift ($. 350.). Alle mates 
rialen Zwece, wenn fie auch noch fo noths 
wendig, noch fo wichtig und nüßlich find, 
bleiben immer dem formalen Zwecke unters ' 
geordnet, 
Zakobs Naturrecht. O 2) Nie 
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3) Niemand foll einen weſentlichen materialen 
Zweck der menſchlichen Natur einem außers 
weſentlichen Zwecke aufopfern. Wenn man 
daher. in einem Vertrage eine Dienftleiftung 
übernommen hat, welche einen zufälligen oder 
außermwefentlichen Zweck des Promiffars bes 
trift; fo hat man die Verpflichtung zu dies 
fee Dienftleiftung nur in fo weit übernoms 
men, als fie ohne Aufopferung feiner eignen 
oder andrer Menfhen weſentlichen Zwecke 
möglich fegn wird, und dieſe Einſchraͤnkung 
ift eine allgemein ſtillſchweigende und gefegs 
lihe Bedingung, welche allen Verträgen ans 
hängt, die blos zufällige Zwecke betreffen. 
Der Grund diefer Einfhränfung liegt alfo 
"in der Subordination der Pflichten, in dem 
"die Pflicht einen wefentlichen Zweck zu erhals 
ten immer größer, bleibt, als die Pflicht eis 
nen zufälligen Zweck zu, befördern, die Zwe⸗ 

de mögen übrigens in einem Subjefte anges 
teoffen werden, in welchem fie wollen. 


3) Wenn. aber eine Dienftleiftung, zu der man 
fib im Vertrage verpflichtet hat, einen we⸗ 
fentlihen Zweck der Menfchheit betrift, und 
die Natur diefer Dienftleiftung es mit ſich 
bringt, daß fie in vielen Fällen, ohne feine 
eignen mwefentlihen Zwecke daran zu wagen, 
gar nicht möglich ift; fo ift es ſtillſchweigen⸗ 
de Bedingung, daß man auch die Aufopfes 
zung feiner wefentlichen Zwede daran wagen 
a er wolle, 
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"wolle, wenn die. Crfüllung des Vertrages 
nicht anders geſchehen kann. 

Beyſp. 1) Ein Gläubiger hat fein Recht, zu 
fordern, daß fein Schuldner fehle, um ihn zu 
bezahlen; und diefer hat Feine Pflicht, es zu 
thun; 2) Wer dem andern ein Haus zu bauen 
verfprochen hat, ift nicht fehuldig zu kommen, 

- wenn er nicht anders als mit Lebensgefahr kom⸗ 
men kann; 3) Wer fich verbindlich gemacht hat, 
das Vaterland zu vertheidigen, ift auch verpflichs 
set, dieſes mit Lebensgefahr zu thun. 

5. 352. 

Alle ſtillſchweigenden Bedingungen bey einem 
Bertrage müffen unterdeffen fo befchaffen ſeyn, daß 
fhon vorher alle Pociſcenten eingeftimmt, und 
den Vertrag wirklich nur unter jenen Bedinguns 
gen gefchloffen haben, und Die ftillfchweigenden Bes 
dingungen dürfen daher feine andern feyn, als 
folhe Beftimmungen, welche fih aus dem Begriffe 
des Vertrages von felbft ergeben, die alfo jeder 
Yacifcent (wenigftens implicire) denft, fo bald 
er den Vertrag denft. Es muß gewiß feyn, dak 
der andere den Vertrag gerade fo ohne alle Bes 
denflichfeit und mit eben der Geneigtheit würde 
geihloffen Haben, wenn man ihm alle diefe Bedin⸗ 
gungen vorher ausführlich aus einander gefegt haͤt⸗ 
te, von denen man voraus fegt, daß er fie im 
Sinne hatte, 

| $. 303. 

Diefe Bedingungen machen au die Verträs 
ge fo wenig unſicher, daß fie vielmepr nur allein 
\ O 2 durch 
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— 

durch ſie moͤglich ſind. Denn 1) auf das durch 
Freyheit Unmoͤgliche kann dochb Riemand bey Schlie⸗ 
ßung eines Vertrages rechnen. Alle Materie der 
Rechte ift den Natururfachen unterworfen, und 
von diefen hängt es immer ab, ob ein Recht wird 
ausgeführt werden fönnen oder nicht. Daß die 
Natur die Ausübung unfers Rechts oft hemme, 
muͤſſen wir ung allentholben gefallen laffen, wenn 
fie nur nicht durch Freyheit verlegt werden. 2) 
Auch fann Niemand, bey Schließung eines’ Vers 
trags, rechtlicher Weife erwarten, daf der Pros 
mittent eine ſchon gültige und, ihm obliegende bes 
ftimmte-Pflicht verlegen follte, um den Vertrag 
zu etfüllen, und wenn daher die Natur (nicht der 
Wille) einen folden Eollifionsfall, herbepführt, 
wo der zufällige Zwedf des Promiffars, dem durch 
die Pflicht als nochwendig beftiimmten Zwecke des 
Promittenten nachgefert werden muß; fo widers 
fährt dem Promiffar gar nichtd, als was er ſchon 
vorher aus dem bloßen Begriffe feiner Handlung 
hat wiſſen fönnen, daß nemlich der Promittent 
nur unter der Bedingung fich zur Leiftung verpflichs 
tet hat, als er.fie nad) feinen übrigen ſchon augs 
gemachten, und dem Promiffar felbft wohl befannz 
ten Pflichten erfüllen fann, und fein Recht wird 

alſo durch einen folchen natürlichen Colliſionsfall 
... von dem Promittenten gar nicht verlegt. 


| 4. 354 
. Die Auslegung und Beftimmung Ddiefer dem 
Vertrage inhärivenden Beſtimmungen darf aber 
J nicht 
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nicht willkuͤhrlich ſeyn, ſondern muß Immer nach 
allgemeinen Regeln geſchehen. Daher darf. feine 
Bedingung dem Bertrage einfeitig: beygefügt wer⸗ 
den, fo daß der eine feine befonderen Bedinguns 
gen im Sinne behalten, und fie blos bey eintres 
enden Fällen zum. Borwande, den Vertrag zu bres 
Shen, gebrauchen wollte. Daß aber eine Bedins 
gung blos einfeitig vorbehalten fey, erkennt man 
wornemlich daraus, daß man einficht, der andere 
würde, wenn. man ihn die Bedingung voraus ers 
klaͤrt hätte, nicht eben fo und nicht mit chen dee 
Bereitwiligfeit den. Vertrag gefchloffen haben, 
Dergleichen allgemeine verwerflie Bedingungen 
find, wenn man ftillfchweigend annimmt; . 
-, 2) Daß man nur dann den Bertrag halten 
= wolle, wenn man auch nach dem gefchloflenen 
DVertrage immer bey der Ueberzeugung. blies 
be, daß man. die Sache gehörig überlegt has 
be, und nicht duch Irrthum oder Leidens 
ſchaft dazu verleitet feyg. Denn unter einer 
ſolchen Bedingung würde es gar. feinen Ver⸗ 
trag geben, ‚weil unter ‚diefem Vorwande jes 
der beliebig feinen Vertrag brechen.fönnte, 


2) Daß man nur alddann den Vertrag halten . 


wolle, wenn es unferer,Reigung gemäß bleis 

be, und wenn die Umftände ſich nicht fo vers 
ändert Härten, daß uns die Haltung deffels 
ben ſcbaͤdlich werde. Denn auch hierdch 
wuͤrde gar kein Vertrag möglich ſeyn. 
3) Daß man ein Berſprechen nicht halten wol⸗ 
Ae, das man in der Noth (obgleich uͤbrigens 
auf 


2 
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auf eine rechtmaͤßige Art) gethan hat. Denn 
ein folches Gefeg würde alle Verträge in der 
Noth unmöglich machen. 


4) Daß man den Vertrag nur alsdann halten 
wolle, wenn der andere bey Schließung defs 
ſelben aufrichtig verfahren fey, und er fi 
durbgängig ald einen wohlwollenden Mens 
ſchen dabey gegen uns bemwiefen habe, oder 
wenn er auch alle unvolltommne Pflichten 
dabey beobachtet habe. Nur Ungerechtigkeit 
darf bey Schließung eines Vertrages nicht 
vorfommen. Daß aber einer, dem andern 
alles, was er gern wiflen möchte, voraus 
fage, und ihn in den Stand fege, dad Ge⸗ 
fhäft in allen den Kolgen zu beurtheilen, in 
welchen er es felbft kennt; daß er nicht falſch 
gegen den Pacifcerren denfe, feine Lift ges 
brauche, um den andern Paciſcenten zurSchlie⸗ 
fung des Vertrags zu beftimmen ꝛc. kann nicht 

als Zwangspflicht gefordert werden, und wenn 
allſo gleich der eine Pacifeent dergleichen uns 
— - moralifhe Sefinnungen dabey geäuffert hat; 

fo macht diefes den Vertrag gar nicht ungültig. 


$. 355. 

Die bisherigen Regeln gelten von allen Vers 
trägen überhaupt. Aus den Begriffen der befons 
deren Arten der’Verträge ergeben fih aber noch 
Befondere beftimmte Regeln für. dieſe Arten der 
Bea. ‚Bon denfelden koͤnnen im N. R. nur 
die 
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die allgemeinften Begriffe zum Grunde gelegt wer⸗ 
den, in wie weit fie a priori durch den allgemeis 
nen Begrif menfhlicher Gefchäfte und Unterhand: 
kungen. beftimmt find, und von diefen fou * 
kuͤrzlich gehandelt werden. 





II. 
Bon ben befonderen Arten der Verträge, 


5. 356. 


En. Bedingung des Vertrages heißt überhaupt 
jede B: ftimmung, movon die Verbindlichfeit und 
Guͤltigkeit eines Vertrages abhängt. Diefe ift 
nun entweder eine innere oder Äußere, je nachdem 
fie fhon durch den Bertrag felbft gefegt, oder 
durch aͤußere zufällige Umftände beftimmt ift. 


9. 357: 

Kein Vertrag ift ohne innere Bedingungen, 
welche allemal, theils durch den Begriff eines 
Vertrages überhaupt, theils durch den Begriff 
des. befondern Objekts des jedesmaligen beftimmten 
Berteages beftimmt find. Denn ein jeder Vers 
trag betrift materiale Rechte und Pflichten. Diefe 
find aber niemals unbedingte Rechte und Pflich⸗ 
ten, fondern nur bedingte, memlich fo weit ihre 
Materie unter das Bar oder SUR, paßt · 

en⸗ 


+ 
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Demnach giebt es-fehlechterdings Peine abſolut⸗ 


unbedingten Vertraͤge, wenn dieſes ſo viel hei⸗ 
ßen ſoll, als Vertraͤge, wodurch man abſolute und 
uͤnbedingte Pflichten. uͤbernimmt, oder abſolute 
‚und unbedingte Rechte erwirbt. 


358. 

Wenn man he die Rerträge in unbedingte 
(p. pura), und bedingte (p. conditionata), eins 
theilt; fo betrift Diefes die Aufern Bedingungen 
der Leiſtung. Eine dußere Bedingung der Leis 
ftung heißt nemlich eine zufällige und ungewiſſe 
Begebenheit, von welcher die Verbindlichkeit und 
Guͤltigkeit des Vertrages abhängt. Die aͤußeren 
Bedingungen betreffen daher den Inhalt, nicht 
die Form der Verträge. in unbedingrer Vers 
trag heißt in Diefeg Rückficht ein folcher, deffen Leis 
ftung von feinem Außern zufälligen und ungewiſſen 
Umftande als abhaͤngig vorgeſtellt wird; m ‚ 
heißt er hingegen, wenn die’ Berbindiichfeit zu 
feiftung erft alsdann Gültigkeit erhält, wenn ein 
gewiſſer zufälliger jegt noch ungewiſſer Umftand 
eintritt. In -unbedingten Verträgen wird alfo 
die Leiſtung kategoriſch, in einem bedingten hypoꝛ 
thetiſch verſprochen. 

Anm. Die Bedingungen hängen entweder vom 
Zufalle oder von der Willkuͤhr oder von beiden 
zugleich ab. Daher conditiones cafualcs, pote- 
ſtativse, mixtae; fie betreffen entweder eine B 


gehungshandfung oderiinterlaffuugshandlung, das 
ber ennditiones aftirmativae und negarivae ; ſchie⸗ 


* die Guͤltigkeit des Vertrages entweder auf, oder 
heben 


— — — — 
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Heben ſie auf. Daher: conditiones ſuſpenſi vae 
und relolutiyge. Dieſe und andere noch. ſubti⸗ 
lern Eintheilangen find für das M. NR. unfruchts 
bar und vermwirren die Nechtslehre mehr, als dag 
fie diefelbe aufklaͤren ſollten. Denn die allges 
meinen Prineiptenjreichen ſchon volltommen hin, 
die. einzelnen ‚Fälle zu unterfcheiden. Die Bes 
kanntſchaft mit dieſen Subtilitäten muß man 
ſich bey dem Studio des roͤmiſchen Rechts ers 
werben, — * 
— 
Jeder Vertrag ‚muß überhaupt nach. feinem 
beftimmten Inhalte gepalten und erfüllt werden 
 ($..302.). I daher der Vertrag unbedingf 
($. 358.), fo mögen äußere zufällige und unge: 
- wife Umftände eintreten, welche wollen; fo mu 
er doc gehalten werden; es müßten denn diefe 
zufälligen Ereigniſſe verurfächen, da dieHaltung 
des Vertrags phyſiſch oder moralisch - unmöglich 
pürde, in welchem Falle aber nicht die äußeren | 
Umſtaͤnde, fondern die Wuͤrkung diefer Umftände 
nemlich die Unmöglichfeit ihn zu. halten, dert gans 
. zen’ Vertrag vernichten würde, N, _. 
6. "366. 

„Bedingte Vertraͤge bringen nicht Eher ihre 
„rechtlichen Wirkungen, d. i.den Anfahg oder das 
„Ende ihrer Verbindlichkeit zur Leiſtung, oder das 
„Recht, die Leiſtung zu fordern, hervor, als bie 
„die (aufſchiebende oder aufhebende, bejahende 
„oder verneinende poteftariva oder caſualis) Bes 
„dingung wirklich wird.‘ -— is 2 
{ 4. 361 


ers ater Theil. ter Abſchnitt. 


$. 361. 
Denn die in den Verträgen beftimmten Bes 
dingungen entweder phyſiſch oder moralifch uns 
möglich find; fo kann der Vertrag, fo lange die 
Unmdglichfeit dauert, gar feinen rechtlichen Er⸗ 
folg haben; es treten aber alle ihre rechtlicher 
Wirkungen ein, fobald die phufifhe oder moralis 

ſche Unmöglichkeit gehoben wird. — ... ©. 


(. 362. 

Wenn Verträge mit gewiffen Zeitbeftimmuns 
gen geſchloſſen find; fo teitt Die rechtliche Wirfung 
derfelden mit dem feftgefegten Termine erft ein; 
und wenn der Inhalt eined Vertrages es mit ſich 

- bringt, daß eine gewiſſe Leiftung nur nach einer ges 
wiſſen Norm und VBorfchrift gefchehen, oder zu einem 
gewiſſen beftimmten Zwecke (ſub modo) gebraucht 
werden ſoll; ſo erſtreckt ſich auch das Recht des 
Promiſſars nicht weiter, als es die Vorſchrift und 
der Zweck beſtimmt. 

Anm. Pactum in diem ex die, ſab modo oder 
modale, 
$. 363. 

An seinem Vertrage wird entweder blos eine 
Seiftung oder auch zugleich eine Gegenleiftung 
($. 290.) -gegeben oder verfprochen. Erſtere heis 
fen unentgeltliche wöhlthätige (p. gratuita, be- 
nefica), legtere entgeltliche Verträge, Vergel⸗ 
tungs⸗ oder Vergutungsverträge (p. onerola, 
remuneratoria). Die ⸗erſteren ‚find einfeitig, die 

2 Ze leg: 
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letzteren wechfelfeitig.($. 289.). Mehrere Leiſtun⸗ 

gen Fönnen bald umſonſt, bald gegen Gegenlei⸗ 
flungen, d. i. für etwas anders gethan oder vers 
ſprochen werden, und es ift durch den bloßen Bes 
griff gewiſſer Verträge nicht beftimmt, ob fie ents 
geltlich oder. unentgeltlich find. Sowohl die ents 
geltlichen als unentgeltlichen Beiträge thunen uns 
ee oder bedingt ſeyn. 

Anm. Wenn gleich ein entgeltlicher — eine 
Gegenleiſtung in ſich ſchließt; ſo iſt doch die 
MNichterfuͤllung der letzteren nicht allemal ein 

Grund den Promittenten von der Pflicht zu ſei⸗ 
ner Leiſtung zu befreyen. Der Promittent hat 
nur ein Recht, den Promiffar zu zwingen, daß 
er auch die Pflicht-eines Promittensen oderdie Leis 
ftung erfülfe, aber er hat nicht allemal ein Recht, 
feine Leiſtung deswegen zu verweigern, weil dir 
andere die feinige nicht getan bat. Das letz⸗ 
tere iſt nun in dem Falle Recht, wenn es ein 
rechtmaͤßiges Zwangsmittel iſt, den Promiſſat 
zur Haltung feines. Vertrages anzuhalten. Die 
— welche die wechſelſeitigen und vergeltlis - 
hen Verträge unter. die bedingten gerechnet has 
ben, haben dieſes aus der Ag gelaffen. 


9. 364. 

Alle materialen Rechte, welche dee Menſch 
überhaupt veräußern darf und kann, find Eigens 
thumsrechte, und diefe betreffen entweder fein ins 
neres oder aͤußeres Eigenthum. Das innere Ei⸗ 
genthum, worauf er einen andern ein Recht ers 
theilen fann, befteht in feinen freyen Handlungen. 
Demnach kann man ſich, in Betreff des Innern Eis 

ET 
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genthums, im Vertrage verbinden 1) für" einen 

andern etwas zu thunz 2) fuͤr ihn etwas zu un⸗ 
terlaſſen. Das aͤußere Eigenthumsrecht kann malt 
entweder ganz und gar veraͤußern, oder nur einige 
Theile dieſes Rechts. Daher iſt es moͤglich, Paß 
man in einem Vertrage 3) einem andern ſein gan⸗ 
jes Eigenthumsrecht an einer Sache abtrete, oder 
4) blos das Recht bes Beſitzes, oder z5) das Recht 
der Benutzung ihm uͤberlaſſe. Alles dieſes kann 
nun theils umſonſt, theils für Gegenleiſtungen, 
theils unbedingt, theils bedingt geſchehen. 


4. 365. * 
Der Vertrag, in welchem ſich einer (der Be⸗ 
vollmaͤchtigte) verpflichtet, Für. den andern, (den 
Bevollmaͤchtiger) etwas zu thun, oder ein gewiſ⸗ 
ſes Geichäft fuͤr ihn zu uͤbernehmen, iſt det Ge⸗ 
ſchaͤftsfuhrungs⸗ oder der Bevollmaͤchtigungs⸗ 
vertrag’(Mandarum); der entweder entgeltlich 
oder üngnegefflich‘, bedingt oder unbedingt ſeyn 
fann, je nachdem es durch den Willen der Contra⸗ 

henten beftimmit ıft. a — 


—— $. 366. 
An dem Bevollmaͤchtigungs⸗Vertrage (5.365.) 
iſt der Bevollmaͤchtiger (mandans) damit zufrie⸗ 
den, oder williget ein, daß der Vevollmaͤchtigte 
«(mandararius) in feinem Namen handele, d. i. 
daß die Handlungen des letzteren, in wie weit et 
fie na dem Vertrage thut, Rechte und Berbind: 
Tipfeiten für den erftech wirken füllen. *2* 
re : $. 367. 
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Der Bevollmächtigte übernimmt durch feinen 
Vertrag die Zröangspflicht das Gefchäft des ans 
dern Dem Auftrage gemäß und nicht anders zu vers 
richten; der -Bevoltmächtiger erhält durch die Eins 
teilligung des Mandatard das Recht auf Die vers 
fprochenen Handlungen des Mandanten wie auch 
das Recht und die Verbindlichkeit, deren rechtliche 
Folgen zu übernehmen. 


$. 368. 

Beni alfo jemand einen andern für feinen 
Bevollmächtigten erflärt; fo- erwirbt der, gegen 
welchen er ihn als folchen erflärt hot, in dem. bes 
fimmten Geihäfte, wozu der Benollmädhtigte 
Vollmacht hat, alle Rechte, und übernimmt alle 
Verbindlichfeiten gegen den Bevollmächtiger 5 hat 
er aber den andern nicht für feinen Bevollmächtigs 
ten erfiärt; fo Fann ein Dritter weder Rechte noch 
Berbindlichkeiten gegen ihn durch Den Bevollmaͤch⸗ 
tigten erlangen. 


$. 369. 

Der Bevollmaͤchtiger kann den Bevollmaͤch⸗ 
tigten niemals zu etwas mehr bevollmächtigen, als 
wozu er felbft ein Recht bat; der Bevollmächtigte 
Darf aber auch Fein anderes Gefchäft und dieſes 
nicht anders führen, als wozu er berechtiget, und 
"wie er infteuiet if. Uebertritt er feine Vollmacht, 
fo verbinden die Handlungen, woꝛu er nicht be⸗ 
voll⸗ 
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vollmächtiget war, den Bevollmächtiger nicht, der 

Dritte, mit dem er unterhandelt, mag e8 nun wifs 

fen, daß er feine Vollmacht Übertritt oder er mag 

es nicht wiſſen. 

Anm. Gewöhnlich fagt man, wenn der britte die 

Einfhräntungen der Vollmacht des Bevollmaͤch⸗ 

tigten nicht kannte; fo muß fi der dritte den 

mit feinen Bevollmächtigten gefchloffenen Vers 

trag gefallen laſſen. Allein auf diefe Art wäre 

ja die Unmiffenheit beffer als die größte Weiss 

beit, und man thäte fehr wohl, fih gar nicht 

um den inhalt einer Vollmacht zu befümmern, 

weil diefes das befte Mittel wäre, allen mit den 

Mandatario gefchloffenen Verträgen Gültigkeit 

zu fhaffen. Der Grund, weswegen fi der 

» Mandant dergleihen Verträge -gefallen laſſen 

muß, liegt vielmehr darin, daß er feinen Mans 

datarius eine andere Vollmacht gegeben hat, als 

fie dem Dritten bekannt wurde, daß er alfo acgen 

‚den Dritten heimlich verfuhr, und daß den Drits 

ten diefe heimtichen Einſchraͤnkungen, welche er 

feinen Mandanten gegeben haben mag, gar nicht 

binden koͤnnen, weil er den Willen. des Mans 

danten in der offenen Vollmacht des Mandatars 

erkennt, die heimlichen Aufträge defielben ihm 

aber gar nichts angehen. Gaͤbe aber der Mans 

datar eine Vollmacht vor, die er nicht hätte; fo 
wäre er als ein Betrüger anzufehen. 


: . 370. 
Die frepmwillig übernommene Gefchäftsfühs 
tung für einen andern (negosiorum geftio) ohne 
feinen Auftrag, ift fein Vertrag, und fann daher 


von Natur auch Fein Zwangsrecht gegen denjenis 
gen 
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gen begründen, deſſen Gefhäft man geführt; es 
müßte diefes denn durch einen andern Vertrag für 


gewiſſe Fälle (in pofitiven Geſetzen) beftimmt,feyn. 


Die Pit zur Schadloshaltung oder Erſatz, wie 
auch zur Uebernehmung der durch feine Gefchäftss 
führung entftandenen Verbindlichkeiten 2c. ift blos 
unvollfommen. | 


$ 371. 

Der Vertrag, mworinne fi jemand verbinde 
lich macht, etwas zu unterlaffen, das er zu thun 
berechtiget war, heißt der Rechts, Entfagungss 
oder Renuneiations, Vertrag (pactum renun- 
ciarivum), und es fann diefes ebenfall® entweder 
umfonft oder gegen eine Vergütung, bedingt oder 
unbedingt gefcheben. _ 


6. 379. 

Der» Vertrag, durch melden, jemand dem 
andern fein ganzes (aͤußeres) Eigenthumsrecht an 
Einer Sache unentgeltlich abtritt, Heißt der Schens 
fungsvertrag (donarıo, pactum de donando), 
Die Schenfung kann entweder mit oder ohne Bes 
dingung, unter befonderen Berhaltungsregeln oder 
ohne dieſelben, fo daß der Befchenfte gleich oder 
erft zu einer gewiffen Zeit zum Beſitz oder Genuffe 
fomme ꝛc. (don. inter vivos, mortis caufla, fim- 
Plex,remuneratoria), geſchehen. 


4. 373. - 

Ein Vertrag, wodurch der eine dem andern 

den bloßen Befig feiner Sache überläßt, heißt die 
‚ Hins 
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Hinterlegung (depähtum). Wenn der Depofir 
tar fein Recht hat, die Sache zu gebrauchen, und 
der Deponent ſich das Recht vorbehaͤlt, die Sas 
che. beliebig zuruͤckzufordern; fo leiftet eigentlich 
der Depofitar dem Deponenten etwas, und die 
Hinterlegung gehört zu der erften Gattung der Bers 
träge, wodurch der eine fich verpflichtet, für den 
andern etwas zu thun ($. 364.) Er fann ents 
geltlich oder unentgeltlich, bedingt oder unbedingt, 
einfeitig oder wechfelfeitig feyn. 


9. 374. 

Die Ziwangspflichten des Depofitars find 1) 

Das Depofitum ohne Einwilligung des Deponenten 

nicht zu feinen eignen Nugen zu gebrauchen ; 2) es 

fo zu verwahren, daß es durch feine Schuld weder 
verlohren gehe noch verderbe. 


4. 375. Ä 

Wenn einer dem andern fein Eigenthum zu 
willkuͤhrlichen Gebrauch, überlaffen will ($. 364.) 
fo ift die Sache entweder verbrauchlich (res fun- 
gibilis) oder nicht verbrauchlich (res non fungi- 
bilis), d. h. fie kann entweder gar nicht gebraucht 
werden, ohne durch ihren Gebrauch unter zu ges 
hen, und aus des Menſchen Gewalt zu fommen, 
oder Fann gebraucht werden, ohne daf fie durch 
den Gebrauch verlohren geht, oder von ihrer Sub? 
ftanz etwas einbüßt, und eine nicht verbrauchlide 
Sathe Pann abermals entweder beweglich oder uns 


beweglich feyn. a 
+ 4. 37% 
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$. 376. 

Der Vertrag, in welchem einer (der Dar⸗ 
lehner oder Öläubiger muruans f. credifor), dem 
andern (dem Entlehner oder Schuldner muruara- 
rius f. debitor) eine Quantität einer verbrauchlis 
en Sache überläht, mit der Bedingung, daß ihm - 
der Empfänger nad einer gewiſſen Zeit eine gliiche 
Quantität von derfelben Gattung wiedergebe, heift 
ein Darlehn (mutuum) im allgemeinen Verjtans _ 
de. Der Gläubiger kann feine verbrauchliche Sas 
de dem andern entweder unentgeltlich überlaffen, 
oder ſich etwas für den Gebrauch ausbetingen. Dag 
was für, den Gebrauch gegeben wird, heißt Zins 
fen, Intereſſe (ufurae). 

Anm. Die- Quantität der Zinfen ift nach dem 
N. R. unbeſtimmt, und es gilt dabey allemal 
ter Wille der Pacifcenten. Wucher (foenus) 
ift alfo an fich nicht widerrechtlih. Eben fo mes 
nig fann auch aus Principien des N. R. bewies 
fen werden, daß Zinfen von Zinfen zu nehmen 
(onstocismus) widerrechtlich ſey, wenn nicht arts 
dere Verträge (poſitive Geſetze) diefes verbieten. 


| . 377% 
pr einer dem andern die Sache, welche er 
verbraucht hat, erſetzen; To kann er ihm entw der 
eine andere Sache von gleicher Quantität und Qua⸗ 
lität oder eine andere, die ihn. in Anfehung des 


Nutzens völlig gleich ift, wieder geben. Um nun 
ſich zu vereinigen, melde Sache mit einer andern 


von gleichem Nugen fey, muͤſſen verfihiedene Dinge 
Jakobs Naturrecht. P nach 
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nach ihrem Nutzen mit einander verglichen wet⸗ 
“den. Die Groͤße des Nutens, den eine Sache 
hat oder haben fann, heifit ihe (relativer) Werth 
(valor), Den Werth eines Dinges beftinimen, 
heißt daffelbe ſchaͤtzen oder tariren, und der bes 
ſtimmte Werth eines Dinges heißt defien Preis 
(pretium). 

Anm. Marktpreis, Affektionspreis prerium vul« 

gare, eminens. , i z 


$.- 378. | 

Der Werth der Dinge wird theils durch die 
Neigungen beftimmt, zu deren. Befriedigung fie 
dienen, theils durch die Menge der gleichartigen 
‚Dinge, welche zur Befriedigung diefer Neigungen 
da find. Um daher den Werth der Dinge durch 
einen gemeinfchaftlichen Maasftab zu beftimmen. ift 
"etwas nöthig, das ein Mittel ift, alle Objekte der 
"Neigungen dadurch zu erhalten, und wodurch alfo 
der Werth aller Dinge beftiimmt werden fann. 


$. 379. 

Cine Sache, welche angenommen wird, um 
den Werth aller übrigen Sachen darnach zu ber 
fiimmen, oder alles übrige darnach zu ſchaͤtzen, 
heißt Geld. Münzen find Geldſtuͤcke. Mit dem’ 
Gelde wird alfo der Werth aller Sachen verglichen, 
und der Werth der Sachen wird nach Gelde ge 
ſchaͤtzt. 
—Anm Das Geld kann theils als Materie oder 

Waare, theild als Tauſchmittel, als — 
e 
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Geld verglichen werden. Der Werth, welcher: 
dem Gelde, als für ſich beſtehende Maſſe, (als 
Metall, Papier, Muſcheln ac.) zulonmt, ift defe 
fen innerer Werth; die Menge und Güte der 
Sachen, welche mit einem gewiffen Geldquantum 
vergütet werden können, ift der relative äußere. 
Werth des Geldes, des Metalles ꝛc. ale Geldes. 
Diefer letztere Werth hängt nicht blos von dem 
innern Werthe der Geldmaſſe, fondern zugleich - 

theils von der Menge des vorhandenen Geldes, 
theils von der Menge der vorhandenen Maaren, 
theils von der Menge und den Meigungen der 
Menfchen ab, weiche die Waaren fuchen. , Wenn 
nun einer dem andern ein Darlehn giebt, fo vers 
pflichtet fi der Empfänger im VBertrage ihm 
Sachen van gleicher Quantität und Qualität 
wieder zu geben, ohne auf den relativen Werth zu 

‚ fehen, den diefe für jenen haben migen, wenn 
nichts anders darüber beilimme wird. Wird der 
Werth auf Geld redurirt, oder beiteht das Dars 
lehn feldft in Gelde; fo muß der Schuldner dem 
Glaͤubiger fo viel Geld gleicher Art wieder ger 
ben, als im Vertrage ausgemacht ift, oder als 
er empfangen hat. Der Werth der Miinzen wird 
aber nicht nach dem Gepräge, fondern nad) ih⸗ 
rem innern Gehalte gefchäßt. Daher bey Muͤnz⸗ 
veränderungen von den neuen Münzen viel ers 
ſtattet werden müffen, ald den inneren Gehalt der 
empfangenen Minzen ausmachen. 


$. 3830. 


Ein Bertrag, worinne jemand (Merleiher) 
feine nicht verbrauchliche Sache ($. 375.) dem ans 
‚dern (teihemann) blos zum Gebrauche unentgelie 
lich uͤberlaͤßt, Heißt ein Leihevertrag. Diefer Heißt. 

ur { P 2 ind: 


228 ater Theil. ter Abſchnitt. 


insbeſondere Commodatum, wenn der Gebrauch 
der Zeit und dem Zwecke nad beſtimmt iſt; Pres 
karium, menn der Gebrauch unbeftimmt ift, und 
die Sache von dem Verleiher willkuͤhrlich zuruͤc⸗ 
gefordert werden darf. 


6. 381. 

Die Vergeltungss oder Verguͤtungsvertraͤge 
find ſaͤmmtlich wechfelfeitige Verträge.  Bende 
Paciſcenten übernehmen gegen einander Zwangss 
verbindlichfeiten und erwerben gegen einander 
Zwangsrechte. Jeder it Geber und Empfaͤnger 
zugleich; jeder derfelben erhält von dem andern 
etwas und giebt ihm etwas, und koͤnnen daber im 
Allgemeinen Tauſchkontrakte oder Taufchverträge 
' genannt werden. 


$. 382. 

Da nun jeder theild ein inneres tHeil ein 
Außeres geräußerliches Eigenthum hat; fo koͤnnen 
begde entweder wechfelfeitig einander etwas geben, 
oder ſich beyde etwas geben; oder der eine fann 
für den andern etwas thun und diefer ihm etwas 
geben oder umgekehrt. Diefe Fälle find durch die 
bekannte Formel ausgedrüdt: do. ur des; facio 
ut facias; facio ur des: do ur facias, 


4. 383. 

Die Gegendienfte bey den wechfelfeitigen Ber, 
trägen find theils durch allgemeine Begriffe bes 
flimme theils unbeſtimmt. Jene pflegt man na⸗ 

ment⸗ 
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mentliche oder benannte Vertraͤge (contractus no- 
minati), dieſe Vertraͤge ohne Namen oder unbe— 
namte (innominati) zu nennen. Die bauptfächs 
lichſten der erſteren find: 1) der Taufch und Koufs 
vertrag, 2) der Miethsvertrag in Anfehung feis 
nes Auferen Eigenthums; 3) der. Miethövertrag 
in Anfehung feines innern Eigenthums, Arbeits: 
oder Gefhäftsvertrag; 5) Sicherheitsvertraͤge, 
wohin die Kaution, die Bürgfchaft und der Pfand⸗ 
vertrag zu rechnen ift. 


2. 384 
Die allgemeinen Regeln, welche fich aus dem 
Begriffe der Taufchverträge ergeben ($.381.), find: 
4) Jeder Pacifeent erhält ein Recht, das, mas 
ihm der andere ald Vergütung zu überlaffen 
rechtlich verfpricht, gerade fo, wie ers vers 
ſpricht, und zu der Zeit, wo ers zu geben vers 
fprochen bat, zu fordern, und der andere hat 
alfo eine Zwangsverbindlichfeit, "die verfpros 
chene Zeiftung gerade in dem Maaße zu ers 
füllen, als fie verfprochen ift, oder ald deu 
gemeinfchaftlihe Wille zu der Zeit, als der 
Bertrag gefchloffen wurde, es fordert. 

2) Mit dem Empfange des Vergitungsmittels 
geht das beyderfeitige Eigenthumsrecht, wel⸗ 
ches beyde Parifcenten durch den Vertrag ers 
worben haben, natürlicher Weife (wenn nicht 
etwas anders im Bertrage ſeldſi beſtimmt 


iſt) an. 
3) Je⸗ 
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8) Jeder Paciſeent, der aus Irrthum meht 
oder etwas anders gegeben hat, als er nach 
dem Sinne des Vertrags geben wollte, hat 
das Recht, das aus Irrthum gegebene zu⸗ 
ruͤck zu fordern. 

4) Jeder Paeiſcent, der aus Irrthum mehr 
gegeben als empfangen hat, (welches der 

8 Fall ſeyn kann, wenn er dag, was er als Vers 

— gürung&hrittel giebt, gar nicht Fennt, und es 
für etwas ganz anders hält und giebt, als 
es wuͤrklich if), darf das, was er aus Jrr⸗ 
thum zu viel gegeben hat, wieder zuruͤck 
fordern. — 


$. 385. 

Ein Vertrag, in welchem jemand einen an⸗ 

dern feine äußeren Sachen (förperfflpe Dinge oder 

Aufiere Verhälmiffe, wie Orden, Aemter 2c.) ge: 

gen andere deſtimmte Sachen eigenthuͤmlich übers 

laßt, heißt ein Tauſchvertrag im engern Sinne, 

und wenn er es gegen einen beſtimmten Geldpreis 

thut, ſo wird es insbeſondere ein Kauf oder 
Kaufkontralt (emtio, venditio) genannt. _ 


386. 

Das Objekt des Taufches und Kaufes kann 
entweder (durch einzelne Begriffe) als indivis 
duelle Sachen, oder nur durch allgemeine Bes 
griffe der Gattung nach beſtimmt feyn. Iſt das 
letztere, fo hängt die Beſtimmung des Individuums 
noch von dem freyen Willen. des eineh Paeiſcenten 

7 2 ‘ab, 


» 
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ad, ob gleich, daß er es beftimme, nicht mehr feis 
ner Willkuͤhr uͤberlaſſen bleibt iſt das legtere, fo 
iſt das Eigenthum, welches veraͤußert wird, gleich 
ganz und gar durch die Vertragshandlung bes 
ſtimmt. 


$ 887. ? 

ESs · laſſen ſich nicht blos koͤrperliche Sachen 
verkaufen und vertauſchen, fondern auch rechtli⸗ 
che Forderungen des einen an den andern, alle 
Hofnungen, die ein Menſch zur Erhaltung gewiſ⸗ 
fer Guͤter hat oder haben kann, Verſicherungen 
gegen einen ungewiſſen Schaden eines andern und 
peräußerliche Rechte aller Arten. Daher Ceſ⸗ 
ſionen, Spielvertraͤge, Aſſekuranzen, Bodies 
reyen, Verlagsvertraͤge u. ſ. mw. hieher gehören, 


$. 388. 

Der Beitrag, in welchem einer dem andern 
Das Recht, eine aͤußere Sache zu gebraucen, ges 
gen ein gewiſſes Geld (Miethzins) überläßt, heißt 
der Mierhsvertrag der Sachen (locatio condu- 
etio rerum). Den Schaden, welcher aus‘ dem 
Gebrauche der Sache nothwendig entfteht, muß 
der Bermiether tragen. Die Vermiethung einer 
gemietheten Sache Heißt Aftermiethe. 


$. 389. 

Handlungen, wodurch einer dem andern et⸗ 
was leiftet, heiſſen Dienfte (opemas u” Diefe beif- 
fen’gemeine, wenn die geößre Kraft dabey koͤrper⸗ 

lich 
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lich iſt, nicht gemeine, vorzuͤgliche oder hoͤhere, 
wenn die groͤßere Kraft dabey geiſtig iſt. 


$. 390. 

Der Vertrag, worinne einer dem andern Dien⸗ 
ſte (5 389.) gegen eine Vergütung in einem bes 
ftimmten Preife, oder gegen ein gemiffes Lohn 
(merces, überläßt, heißt Arbeits: oder Geſchaͤfts⸗ 
Verdingung (locario operarum). Dieſer Ver⸗ 
trag dauert ſeiner Natur nach, nur ſo lange, als 
der Lohn mit der gethanen Arbeit wirklich in der 
Proportion ſteht, als zu der Zeit, wo der Ver⸗ 
trag geſchloſſen wurde, es muͤßte denn ausdruͤck⸗ 
lich etwas anders darüber feftgefegt feyn. Daher 
er am ficberften nur auf eine gewiſſe beftimmte 
Zeit gefchloffen wird. Wenn bey diefem Vertras 
ge etwas darauf anfommt, daß ein Geſchaͤft eine 
er Perfon verrichte, fo darf der Vermiether 

er Dienfte ohne Einwilligung des Miethers feis 
ner andern Perfon ſtatt feiner die Dienfte verrich⸗ 
ten laſſen. 


n. he 391. 

ir Eine für fi beftehende Sache, in wiefern fi 
die Wirfung eines freyen Willens ift, heißt Werf 
(opus), das ebenfalls entweder ein gemeines oder 
ein vorzugliches Werf Geiſteswerk) ſeyn kann. 


6.32. 
: Der Vertvag; in „welchem: einer für t den ans 


dem ‚die. Ber fertigung: einer ‚gewiflen Sache oder 
Cinch 
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seines Werkes (5. 391.) übernimmt, heißt der Vers 
bingungs « Bertrag (conductio operis). Diefer 
wird immer nur unter ‚der ſtillſch weigen den Be 
dingung geſchloſſen, daß dem, der die Verferti⸗ 
gung uͤbernimmt, es moͤglich bleibe, das Werk zu 
machen. ei 
ei ame. 5. 393. LER" 
Auffer dem Bertrage ſelbſt find noch andere 
Mittel möglih, wodurch fich die Nacifcenten ihre 
Vertragsrechte fichern fönnen, Dergleichen Mit— 
tel heißen Sicherheitsleiſtungen oder Kautionen, 
woruͤber ebenfalls gewiſſe Bertraͤge geſchloſſen wer⸗ 
den koͤnnen. Ein ſolcher Vertrag, durch welchen 
ein anderes Vertragsrecht ficher geſtellt wird, iſt 
ein Nebenvertrag (p. acceſſorium), und’ das aus 
ihm entfpringende Recht wird ein Hülfsrecht (res 
ſubſidiarium) geriahnt, das ſich alſo jederzeit auf 
ein Hauptrecht besieben muß. Die vorfügfiche 
ften Sicperheitsleiftungen find 1) Pfänder; 2) 
Buͤrgſchaft; und 3) Eid. a we 


S 394. 
Ein Vertrag, in welchem der Schuldner dem 
Gläubiger eine Sache in feine Gewalt giebt, um fie zu 


‚ „behalten,. bis jener den Bertrag erfüllt hat, iſt ein 


Pfandberfrag und die Sache, welche dem, Gläus 
biger unter Diefer Bedingung gegeben ift, heißt 
. ein Pfand (pignus).. Diefes ift entweder ein eis 
gentliches Pfand, welches auch Fauſtpfand Heißt, 
oben eine Hypothek, je nachdem der Pfandglaͤu⸗ 


; bis‘ 


t 
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biger die Sache im wirklichen Beſitze hat, oder des 
Schuldner dem Gläubiger fein Pfandrecht auf-eine 
andere Art übergeben bat. 

Ann Wenn fonjt nichts daruͤber ausgemacht if; 
fo darf. der Pfandinh ıberidag Pfand weder du 
nutzen noch veräußern. Ein Vertrag, in wel⸗ 
chem der Eigenthuͤmer des Pfandes dem Pfands 
inhaber zugleich das Recht giebt, das Pfand 
ſtatt der Zinſen vom Darlehn zu benittzen, heißt 
ein antichretijcher Vertrag; wenn in einem 
Pfandvertrage dein Pfandinhaber das Recht eins 
geräumt wird, das Pfand eigenthuͤmlich zu bes 
halten, wenn der Hauptvertrag von dem Eigen 
ihuͤmer des Pfandes zu einer beftimmten Zeit 
nicht gehalten wird; fo Heißt diefes ein commis 
ſorucher 8 Vertrag. 


$. 395. 

Der Bertrag, in welchem ein dritter ſich ver⸗ 
bindlich macht, die Verbindlichkeit eines Schuld⸗ 
ners zu erfuͤllen, wenn dieſer es nicht ſelbſt thun 
ſollte, heißt Buͤrgſchafts⸗ Vertrag (ſidejuſſio) 
und wer ſich für den andern verbuͤrget, heißt de 
fen Bürge (Adejuflor). Der Gläubiger. fann alfo 
dem Bürgen nicht eher zur Zahlung zwingen, als 
Bis er ſich nicht mehr an dem Hauptſchuldner hal? 
‘ten Pann. 


Anm. Es können ſich auch mehrere fuͤr einander 
wechſelſeitig verbuͤrgen (in ſolidum). 


5. 396. 
es kann auch jemand mit feiner eignen Per⸗ 
fon Buͤrgſchaft ſtellen/ id ein Vertrag, in wel⸗ 
chem 
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chem dbieſes geſchieht, heißt der Leiſtungsvertrag 
Cobftagium), in welchem dir Schuldner‘ oder 
Bürge dem Gläubiger ein Recht giebt, feine pers 
fönliche äußere Freyheit fo lange einzufchränfen, 
bis der Hauptvertrag erfüllt if: Hiebey darf der 
Gläubiger, wenn nicht fonft etwas darüber ausge⸗ 
macht ift, die Kräfte der Geifel (obfes) nicht zu 
feinem Nugen verwenden; fo wie hingegen der 
Schuldner oder Bürge fich felbft ernähren muß. 
$. 397. 

Der Eid (jurameatum) ift die Verfiherung, 
dag man die Pit, fein Verfpreden zu halten, 
oder die Wahrheit zu fagen, für eine Religions— 
pflicht halte, und alfo alles von der Uebertretung 
derſelben Hoffe oder fürchte, was die Religion lehrt, 
Da nun dfters ein Grund da ift, zu alauden, daß 
jemand feinen Vertrag ernftliher wolle halten, 
wenn er einen Eid geleiftet hat; fo kann ein Vers 
trag dadurd) bisweilen geſichert werden. Jedoch 
iſt der Eid kein neuer Vertrag, ſondern nur ein 
Mittel, das Verſprechen zu verſtaͤrken, und der 
Eid kann ſo wenig, wie die Sicherheitsvertraͤge, 
einen an ſich ünglltigen Vertrag gültig machen. 

5. 398. 

Aus dem Bisherigen wird leicht ſi ichtbar, daß 
man aus nn theils perfonliche, theils Ding» 
liche Rechte ($. 149.) erwerben kann. Denn dur 
einige derſelben wird das Recht auf Sachen mit 
der 
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der Sache feldft abgetreten, durch andere erwirht 
man das Recht auf gemiffe Leiftungen der Perfonen, 


$.. 399. 

Da die Rechte aus Verträgen fammtlich ers 
worbene materiale Rechte find, fo fd nen fie auf 
wieder verloven gehen ie hören aber entweder 
, ganz und.gar auf zu ſeyn, oder fie verändern. ji) 

nur,und im erffen Kalle hören fie entweder deswe⸗ 
gen auf, weil der Vertrag gar nicht erfüllt wers 
den kann oder ſoll; oder weil er erfüllt iſt. 


6. 400. 

Wenn von der Zeit, wo der Vertrag erfüllt 
werden ſoll, ſolche Umftände eintreten, welche die 
weſentlichen Erforderniſſe zur MöglichFeit eines 
Vertrages vernichten; fo wird der Vertrag felbft 
aufgehoben, ebe er noch zur Erfüllung fommt 
($. 326.). Dergleihen Umftände find theils nas 
türliche, ald 1) der Tod eines oder beyder Kons 
trahenten, wenn auf diefen Fall im Vertrage nicht 
etwas befondere® verordnet iſt; 2) ber Untergang 
der Sache, auf welche das Recht oder die Pflicht 
geht; 3) die Veränderung der Umftände, mwels 
be zu einem gewiſſen Rechte und einer gewiſſen 
Pflicht erfodert werden; 4) die Ereigniß, wo⸗ 
durch Forderung und Schuld, Recht und Pflicht, 
Die vorher in mehreren Perſonen waren, in eine 
Perſon zufammen kommen, d. i. die Konfuflonz 
theits willkuͤhrliche, als 1) die Nichthaltung oder 
einfeitige Aufhebung, oder willkuͤhrliche Beroͤnde⸗ 
rung 
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sung der Bedingungen, unter denen allein ein Recht 
übertragen oder eine Verbindlichkeit übernommen 
ift; 2) der gegenfeitige Wille, den Vertrag aufs 
zuheben, wenn fonft ben einer ſolchen Aufhebung 
die Rechte feines dritten verlegt werden, als in 
welchem Kalle diefer deitte zu den Mitfontrabens 
ten gehoͤrt; 3) durch Nemifjion und Transaktion, 
d. i. gänztiche Erlaffung der Schuld und Berglcich 
d. h. Erlaſſung der Schuld gegen eine durch. den 
neuen Bertrage erſt befiimmte Vergütung. 


“6. » 401. 

Wenn das, wozu der Vertrag vaehelein 
und verpflichtete, völlig geleiſtet iſt, ſo iſt der Vers. 
trag geendiget und der Vertrag hoͤrt auf. Dieſes 
kann durch die unmittelbare Zahlung (ſolutio), 
und Gegenrechnung (compenfatio) geſchehen. Erz 
ſtere ift die unmittelbare Erfüllung feiner im Vers 
trage beftimmten Pflicht, oder. die gänzliche Befrie⸗ 
digung des Vertragsrechts; letztere ift eine mittele 
bare Zahlung, melde durch BVerzichtleiftung auf 
ein Recht geſchieht, weil der andere auf.ein völlig 
gleiches Recht gegen uns Verzicht thut. 

$. 402. 

Verändert ($. 399.) wird ein Vertrag, mern 
‚entweder bie Perſonen oder die Sachen wechſeln, 
oder andere Beitimmungen erhalten. Diefes kann 
nur mit Einwilligung der Pacifcenten, alfo nur 
durch neue Verträge geſchehen. Dergleichen Vers 
träge find: 1) die Expromiſſion, d. i die freywilli⸗ 
9. Webernepmung einer fremden Schuld, wodurch 

alfe 
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alfo der erfte Schuldner frey wird; 2) die Dele⸗ 
getion, d. i. der Vertrag unter dreyen, wodurch 
der Schuldner von der Schuld befreyet wird, und 
fie ein dritter übernimmt. Bor der Delegation 
kann die Aſſignation oder die Anweifung des Schulds 
ners von einem dritten vorhergehen, der für ihn 
bezablen full. Wenn die Affignation angenommen 
äft, wied fie Delegation; 3) die Ceſſion oder die 
Abtretung feiner Rechte an einem dritten; 4) die 
Novation, d. i. der Vertrag, wodurch eine&chuld 
an die Stelle der andern gefegt, eine Schuld . 
gine andere getitgi wird. 





Dritter Abfchniek. 
Bon ben Rechten, in Anfehung der Beleidigungen, 


$. 403. 


N Ausuͤbung des Rechts wird gehindert 1) wenn 
äußere Urfachen die Kräfte, durch welche das Recht 
ausgeübt werden muß, unterdrücken, und 2) wenn 
die Materie des Rechts, oder das, worauf ein 
Recht da ift, verletzt, verdorben, zerftört oder gar 
vernichtet wird. 


5. 404. 
Die aͤußern Urſachen, welche die — 
des Rechts ainders (6. 403 * koͤnnen nun entwe⸗ 
der 
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| der bios phufifche Dinge (bloße Sachen) oder zus 
gleich ee Weſen (Perfonen) ſeyn. 


$. 405. 

Da bloßen Sachen gar kein Recht zukommt; 
ſo iſt das Recht zur Gewalt, wodurch die phyſi⸗ 
ſchen Hinderniſſe der Ausuͤbung des Rechts aus⸗ 
geuͤbt werden koͤnnen, rechtlicher Seits unbedingt, 
und uͤberhaupt durch nichts, als durch die Kraͤfte 
des Menſchen ſelbſt eingeſchraͤnkt. Das Geſetz in 


Anſehung derſelben iſt: „Jeder Menſch hat ein 


„Recht alle Kräfte, die in feiner rechtmaͤßigen 
„Gewalt find, anzumenden, um alle phyſiſchen 
„Hinderniſſe, welche der Ausübung feiner Rechte 
„im Wege ſtehen, zu uͤberwinden, und ſie billig 
„nach ſeinen Zwecken einzurichten, wenn er nur 
„dabey keines andern — Weſens Rechte 
„verletzt.“ 

Anm. Recht der Menſchen gegen die enge 

Schöpfung. 


$. 406. — 
Die moraliſchen Weſen, welche die Ausuͤbung 
der Rechte anderer hindern koͤnnen, ſind die Men— 
ſchen. Dieſe hindern ſie aber entweder durch un⸗ 
willkuͤhrliche, blos phyſiſche und gezwungene, oder 
durch willkuͤhrliche, moraliſche und freye Hand⸗ 
lungen, und im erſteren Falle iſt der Menſch, der 
die Ausübung der Rechte des andern hindert, ents - 
weder übrigens fich feiner ſelbſt, alfo auch ſeiner 
ig bewußt oder nicht» 
$. 407, 
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6. 407. 

Wenn ein Menfch ohne SEITEN ans 
dere in Ausübung ihrer Rechte pofitiv oder negas 
tiv hindert; fo müffen diefe.ein Recht haben, fo 
biel Gewalt gegen ibn zu gebrauben, als nöthig 
ift, um ihn davon abzuhalten. Aber da ein'fok 
ches Weſen doch immer eine Perfon bleibt, folglich 
Rechte hat; fo ift das. Recht zur Gewalt gegen jie 
duch ihre Rechte eingeſchraͤnkt, und der Zwang, 
den man ihnen anthut, darf daher nicht beliebig 
fenn. - Der rechtmäßige Grund wird durch die je 
desmaligen Rechte beftimmt, deren Ausuͤbung durch 
fie gehemmt wird und foll in der Kolge genauer 
beftimmt werden. 
ONE $. 408. 


Iſt ein Menſch ſich feiner felbft bewußt, und: , 


bat dabey ſolche durch die Natur gewirkte Eigen⸗ 
ſchaften an fih, wodurch die freye Ausübung der 
Rechte anderer gehindert wird; fo koͤnnen die Wirs 
kungen davon gar nicht als feine Handlungen, fonz 
dern ald Wirkungen und Folgen der Natur anges 
feben werden, der wir entgegen zu wirfen nur fo 
weit ein Recht haben, als daben die Rechte des 
Menfchen, aus deffen phyſiſcher Befchaffenbeit die 
Verlegung unfrer Güter fließt, nicht verlegt wers 
den. Fließt aber zufälliger Weife aus der rechts 
mäßigen Ausuͤbung des Rechts eines andern eine 
Verletzung der Materie eines unferer Rechte, und 
laͤßt fich diefes nicht anders verhindern, als durch 
Verlegung diefes Rechts; fo giebt es überall Fein 
rechtliches Mittel gegen ein ſolches Uebel, 

: Beyſp. 


| 


Angewandte Rechtslehre. | 241. 


Beyſp. Sich habe ein Recht, mich gegen die Peft- 
durch Präfervatiomittel zu verwahren, aber eis 
nen Peftpatienten aus Beſorgniß, er möchte 
mich anſtecken, zu zwingen, daß er fein Eigen- 
thum verlaffe, ihn deshalb aus dem Lande zu 
tranfportiren,, oder ihn wohl gar aus menfchen: 
freundlicher Abſicht, (damit die Peſt nicht weiz 
ter um fich greife) zu tödten, dazu iſt kein Recht 
da, und wenn auch das ganze menfchliche Ge: 
ſchlecht daruͤber verlohren geben follte. Denn’ 
dieſer Menfch hat das Recht auf fein Leben durch 
nicht verwirft; er felbit bringe Iriemandes Re 
ben in Gefahr; es ift blos feine Krankheit. Ge 
gen diefe- könnt ihr kaͤmpfen, aber nichtigegen 
den Menfchen, den fie befallen hat. 


6. 409. 

Diie frehen Handlungen, wodurch die Aus⸗ 
übung der Rechte eines andern gehindert werden, 
find entweder rechtmäßig oder tinrechtmäßig. In 
wiefern aus rechtmäßigen freyen Handlungen Hins 
dernife der Ausübung der Rechte anderer entftes 
ben, Heftimmen dieſelben blos die rechtmäßige 
Bränze der Rechte anderer, und ed kann fein Recht 
da ſeyn, Diefed zu vermehren. Eine unrechtmaͤ—⸗ 
Bige Handlung, wodurch ein anderer in Ausuͤbung 
feiner Rechte gehindert. wird, beißt Verletzuſig 

. feines Rechts im rechtlichen Sinne (lacfio), oder 

Beleidigung, ein Unrecht (injuria), 


$. 410. 
Feder Menfch hat von Natur ein Zwangs⸗ 
teht gegen den, weicher ihn beleidigef, oder die 
Jakobs Naturrecht. Q Belei⸗ 
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Beleidigung ift ein rechtmäßiger Grund, weshalb 
der Beleidigte gegen den Beleidiger ſolche Zwangs⸗ 
mittel gebrauchen darf, welche durch die Beleidi- 
gung feldft als rechtmäßig beftimmt find. Denn 
alle Rechte find von Natur Zwangsrechte ($: ı 12. 
116.), und der Grund zum Zange ift die Vers 
letzung des Rechts oder die Beleidigung. Cobald 
alfo die Beleidigung gewiß ift; fo ift auch durch 
dieſelbe das Recht zum Zwange beftimmt. 


6. 411. ® 
Das Recht des Beleidigten, den Beleidiger 
zu zwingen ($. 117.), iſt ein formales Recht. Die 
beftimmte Beleidigung ift aber der Grund, wos 
durch dieſes Recht ſowohl feinem Inhalte ale fei: 
ner Richtung nach beftimmt wird. Denn durd 
den Begriff der beftimmten Beleidigung wird fos 
wohl der Grad des Zwanges oder der Gewalt, 
welche gegen den Beleidigten angewandt werden 
darf, als die Perfon, gegen welche diefe Gewalt 
zu gebrauchen, ein Recht da ift, beftimmt. Da 
nun die Beleidigung eine freye Handlung iftz fo 
ift der Stand, in welchem Beleidigungen vorfal 
fen, ein bedingter Zuftand, der mwenigftens von 
Seiten des Beleidigers frey ift, und die Rechte 
bey Beleidigungen find alfo Rechte in bedingten 
: Ständen. 
9. 412 
Niemand hat ein Recht einen vollbürtigen ' 
Menfchen, d. i, einen folchen, welcher die natürz 
. liche 
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lihe Fähigkeit befigt, feine Rechte feldft zu ver⸗ 
walten, zu zwingen, auffer im Falle er ihn belei⸗ 
diget, und die Beleidigung iſt der einzige rechtli— 
che Grund, welcher den Beleidigten zur Gewalt 
gegen den Beleidiger berechtiget. jeder 
Menſch hat das Recht, Selbſtzweck zu ſeyn ($. 94.), 
folglich darf er nicht von andern als bloßes Mittel 
in der That gebraucht werden, welches geſchehen 
wuͤrde, wenn er beliebig gezwungen werden duͤrfte. 
Wer aber den andern beleidiget, hindert ihn wider⸗ 
rechtlich in Ausuͤbung feiner Rechte ($. 46.), da= 
zu bat er aber Fein Recht ($. 117.), und wenn 
der andere ihn dann zwingt, fo verlegt ce nicht 
fein Recht, fondern übt blos das feinige aus, wos 
zu er allerdings ein Recht Hat ($. 119.).. 


. 41% 

Wenn aber die Beleidigung der einzige Grund 
ift, der ung zur Gewalt und zum Zwange gegen 
andere bevechtiget ($. 412.); fo darf auch der 
Zwang nicht größer feyn, ald die Beleidigung; 
oder er muß der Beleidigung angemeſſen fepn. 
Denn man fege, man wendete mehr Gewalt an, 
als wozu die Beleidigung berechtiget; fo wuͤrde 
wenigſtens ein Theil des Zwanges gegen einen 
andern gebraucht werden, ohne daß ein Recht 
dazu in der Beleidigung gegründet wäre. Da 
nun die Beleidigung der einzige rechtmäßige Grund 
ift, Gewalt gegen andere zu gebrauchen ($. 412.); 
fo wäre der Zwang, wozu die Beleidigung nicht 
berechtiget, ohne rechtlichen. Grund, d. h. wider, 

2, recht⸗ 
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rechtlich. Der Zwang darf alſo nie groͤßer ſeyn, 
als in der Beleidigung Grund dazu iſt. 


G. 412 
Leder Zwang ift ein phofifheg Uebel. Denn 
der Zwang ift etwas unangenchmes, weil er der 
Neigung mwiderfpriht. Das Unangenehme aber 
ift ein phyfifches Uebel Cphilof. Siitenl. 6. 108.) 


$. 415. 

Ein phyſiſches Uebel, weiches einen andern 
um dee Beleidigung willen zugefirgt wird, ift 
Strafe (5, 62.). Alſo ift der Zwang, deffen 
Grund allein die Beleidigung ift, Strafe ($. 414.). 
Eine Strafe har alfo, an ſich betrachtet, gar Feis 
nen matetialen Zweck; fie ift blos die rechtliche 
Folge in einer moralifchen Ordnung. Es fönnen 
zwar verfchiedene Zwecke mit ihr verbunden mers 
den, und wenn diefe Zwecke zugleich auf dem Aus 
gen der Beftraften abzielen; fo wird die Strafe 
- gütiger, aber nicht gerechter. Die Gerechtigkeit 


der Strafe fann da feyn, wenn auch nicht das 


allermindejte Gute für den Beftraften daben beabs 
ſichtiget wird. 
$. 416, 


Eine Beleidigung ift jn einer ſittlichen Ord⸗ 
tung ein Gtund der Strafe ($. 65.), und wenn 
die Größe der Beleidigung die Größe der Strafe 
beftimmt, die alfo jener proportionirlich iſt; fo ift 
die Strafe gerecht. Denn daß mit jeder Belcidis 
gung eine ihr angemeffene Strafe verknüpft fey, 


fann - 
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kann allgemeines Geſetz ſeyn, da Niemandes Rechte 
dadurch verletzt werden, und die Idee einer ſittli⸗ 
chen Ordnung Realitaͤt erhaͤlt. In wem alſo die 
Beleidigung ein Grund wird, daß eine ihr anges 


meſſene Strafe darauf erfolgt, dem wiederfaͤhrt 


fein Unrecht ($. 67.). 


5. 417. 
Das, wodurd) ein anderer gezwungen wird, 


heißt ein Zwangsmittel, und das Zwangsmittek 


beißt gerecht, in wiefern dadurch Niemandes Rechs 
te verlegt werden, und alfo nach ‚einem allgemeis 
nen Geſetze gewollt werden kann, daß e8 gebraucht 
werden dürfe. Die Strafe ift alfo ein Zwangs⸗ 
mittel, und zwar ein gerechte Zwangemittel, wenn 
fie 1) der Beleidigung proportionirlich ift, folge 
lid Niemanden dadurch Unrecht gefhieht, und 
2) in wiefern der, welcher fie zufügt, ein Recht 
dazu hat. 

Anm. Aus welchen innern Bewegungsgründen 
jemand frafe, darauf fommt es bey der Frage 
nach Gerechtigkeit nicht an. ‘Die Begierde, fei- 
nen Feind aus Luft zu firafen, heißt Rache. Die 

Nahe ift nicht Äußerlich unrecht, außer wenn 
ihre Wirkung größer ift, als es die Gefeke 
der Gerechtigkeit verflatten. Denn bey der ges 
rechteften Strafe können oft die unmoraltfchften 
Bewegungsgründe deflen, der da ftraft, ftatt 

- finden. s 
$. 418. 2 
Jeder Beleidigte hat ein Recht, feinen Ber. 
leidiger nach rechtlichen Principien zu beftrafen, 
Oder ihm das angethane Unrecht auf eine rechte 
maͤ⸗ 
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mäßige Art zu vergeften. Denn jeder Beleidig- 
te hat ein Recht gegen den Beleidiger, rechtmäfige 


Zwangsmittel zu gebrauchen 6. 120.). Nun iftdie 


Strafe ein rechtmaͤßiges Zwangsmittel (8X. 417.). 
Alſo iſt der Beleidigte berechtiget, ſeinen Beleidi⸗ 
ger zu beſtrafen. 

Anm. Diele Lehrer des N. R. Haben das natuͤr⸗ 
fihe Strafrecht geleugnet, und gemeynet, es 
muͤſſe erft durch Verträge eingeführte werden. 
Allein es ſcheint bloß derrmangelhafte Beweis 
derer, welche das nktuͤrliche Strafrecht verthei: 
digten, und. der unrichtige Gefihtspuntt, aus 
welchem das Strafrecht betrachtet wurde, an der 
MWiderfeslichkeit ein natürliches Strafrecht zuzu⸗ 
laffen, Schuld zu ſeyn. Mean ging nemlich das 
von aus,daf der Zwang einen materialen Zweck 
haben müffe, und da fand fih, wie man richtig 
bemerkte, Kein anderer rechtmäßiger materialer. 
Zweck, als Vertheidigung oder Eriag. Da 
nun beyde von'dem Begriff der Strafe verfchies 
den find, ja, wenn nichts weiter dabey aedacht 
wird, den Begriff der Strafe vernichten; fo 
verwarf man bey der Vorausſetzung, daß aller 
rechtmaͤßiger Zwang einen materialen Zweck 
haben mäfle, alle Strafe; und alle Beweife 
für das Strafreht, welhe mir zu Gefiht ges 
fommen find, find äuferft unvollfommen. Da: 
gegen gewinnt die Sache ein ganz anderes An» 
fehen, wenn man erwegt, daß das Zwangsrecht 
ein formales Recht ift, und daß es alfo ein Recht 
auf Zwang ohne allen materialen Zweck giebt, 
daß es bey diefem Nechte zu zwingen, gar nicht 
darauf ankoͤmmt, od man eine beftimmte Ab» 
fiht dadurch erreicht; (denn fonft würde ja die 
Solge, alfo wirklich die Materie der Beftimmungs: 
grund des Rechts feyn ); fondern lediglich dar» 

auf, 
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auf, daß der Zwang, und folglich auch das 
Zwangsmittel nach einem allgemeinen Geſetze 
ohne Widerfpruch mit irgend einem Rechte ger 
wollt werden könne Es muß alfo jedermann 
ein Recht zu zwingen, ohne materialen Zweck 
und Abficht eingeräumt werden; fo daß feinen 
Zwang nur die Form (die Allge meinheit) be⸗ 
ſtimmt. Ob er etwas oder nichts dadurch er⸗ 
reiche, geht Niemanden als ihn feldit etwas 
an. Wenn nur die Strafe als ein rechtmäßis 
ges Zwangsmittel gedacht werden kann; fo 
muß der Deleidigte ein Hecht darauf haben, er 
mag dadurch für ſich etwas ausrichten oder 
nicht. Denn darauf fommt es bey der Aus⸗ 
Übung feines Rechts gar nicht an. Ja es wird 
fid) gleich erachen, daß das Necht auf Vertheis 
digung und Erfas erft von dem Recht auf Stra⸗ 
fe abhängig, und in der That durch daſſelbe 
eingeſchraͤnkt iſt. Zuerſt darf jeder Beleidiger 
den Beleidigten zwingen, ohne (materialen) 
Zweck; ihn ſchraͤnken blos die Rechtsprin⸗ 
cipien ein, (welches hier darinne beſteht, daß 
der Zwang durch die Beleidigung aber nicht durch 
feine Abſicht ſich Ruhe und Sicherheit zu verz 
fchaffen, zulegt beftimmt fey). Kann alsdann der 
Beleidigte bey dieſer Sorm noch einen mäterias 
len Zweck (Sicherheit und Erfaß) erreichen, und 
will er gar fein noch uͤbriges größeres Recht, 
wenn-er diefen erreicht hat, ſchwinden laflen ; 
fo mag er e8 thun. Denn was unter die 
Rechtsform paßt, kann einer mitnehmen, Aber 
feet, er könnte: fich nicht anders vertheidigen 
oder Erſatz verfchaffen, als er müßte mehr Ge⸗ 
walt brauchen, als die Beleidigung beſtimmt; 
fo wärde ſowohl Wertheidigung als Erfas wir 
derrechtlich feyn. Wären diefe aber die Des 
fimmungsgründe der Rechtmäßigkeit des Zwan⸗ 

ges; 
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ges; fo müßte fi e auch durch diefe Zwecke be; 
ſiimmt feyn, welches zwar auch von einigen Led: 
vern des N, R. behauptet wird, aber blos we: 
gen der einmal angenommenen falſchen Vor— 
ousjeßung, und baher viele — nach 


ſich zieht. 
$. 419. 

Niemand, außer dem Beleibigten , (oder 
dem, welcher durch denfelben verpflichtet ift) bat 
das Recht, eine vorgefallene Beleidigung. zu 
betrafen. Denn Niemand hat das Recht, ans 
dere zu zwingen, außer, menn er beleidiget iſt 
($.117), Run iftdie Strafe ein Zwang ($. 417.). 
Alſo hat auch Niemand das Recht, einen andern 


= _ zu ftrafen, als der, welcher von ihm. beleidiget ift. 


Anm. Non muß einen Unterfchied machen zwi: 
[hen moralifcher Strafe Überhaupt und rechts . 
licher insbejondere, Erſtere it ein Uebel, wel: 
ches einem um feines moralifchen Verbrechens 
willen zugefügt wird, letztere folgt aber blos auf 
äußere widerrechtliche Handlungen. Der Maas: 
ftab der erfteren ift die innere Unmoralitaͤt; die 
leßteren werden nad) der Größe der Beleidigun; 
gen beſtimmt. Die letzteren kann daher jeder 
austheilen, weicher die Größe ber Beleidigun: 
gen beurtheifen kann, und fonft dazu berechtiget 
ift, d. i. der Beleidigte; die erfteren zu verfuͤ— 
gen ift Niemand berechtiget, al$ wer das Recht 
dat, die Menſchen zu erziehen. 

. 420. 

Rein Beleidigter hat ein Recht, feinen Bes 
feidiger mehr Uebel zuzufügen, als er durch die 
Beleidigung verdient hat. Denn man fege, er 

hätte 
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hätte ein Recht, ihm mehr Uebel zuzufügen, als 
Dutch die Beleidigung beftimmt iſt; fo würde er 
ein Recht baben, ihm ohne rechtlichen rund Les . 
bei zuzufügen, d. h. ihn zu beleidigen, welches abs 
furd ift ($. 117.) ; 


& 421. 

Eine Etrafe ift der Beleidigung angemeffen, 
und alfo gerecht, wenn fie in einer moralifchen 
Drdnung ald möglich gedacht werden kann. Denn 
in detfelben fann nichts als möglich gedacht mer: 
den, als was durch moralifhe Gründe oder- durch 
allgemeine Gefege beftimmt, d. i. was gerecht: ift. 


. 42% 

Ein Uebel, deſſen Vorftellung, wenn e8 fih 
der Beleidiger als eine gewiſſe und unvermeidfis 
be Folge feiner Beleidigung vorgeftellt hätte, ein - 
hinreichender Beftimmungsgrund für ihn geweſen 
feyn würde, die Beleidigung zu unterlaffen, kann 
in einer moratifchen Ordnung duch ein Gefet 
ale möglich gedacht werden, Denn in einer mos 
talifchen Ordnung ift der Höchfte und letzte Zweck 
die freye und-ungehinderte Wirffamkeit aller mo= 
talifhen Wefen in Harmonie. Folglich ift alles 
dasjenige einer moralifchen Ordnung angemeſſen, 
was die freye Wirkſamkeit oder die ungebhinderte 
Ausübung der moralifhen Wefen möglih macht, 
ohne die Freyheit oder die Rechte anderer zu vers 
legen. Nun wird aber die Erfenntnif eineg Ges 
ſetzes, nach welchem nothwendig auf jede Beleidi⸗ 


. gung 


— 
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gung ein Uebel erfolgen muͤßte, deſſen Vorſtellung 
den Beleidiger von der Beleidigung abgehalten 
haben würde, in der That alle Beleidigungen ver: 
hindern; folglich jedem Sicherheit feiner Rechte 
oder vollkommne Freyheit verfhaffen, ohne Die 
Rechte irgend eines andern, felbft des Beleidigers, 
zu verlegen. Denn es mürde den Beleidiger 
nur hindern, anderer Freyheit zu verlegen, aber 
feine eigne rechtmaͤßige Sreypeit ($. 104.) würde | 
dadurch gar nicht angetaftet. Kin ſolches Uebel 


durch ein Gefeg einzuführen, wäre alfo der mos 
- zalifhen Drdnung vollfommen angemeſſen, folgs 


lich eine der Beleidigung angemeffene, d. h. volls 
fommen gerechte Strafe. . 


$. 423. 

Menn das Uebel, welches einen andern um 
einer Beleidigung willen zugefügt wird, größer 
ift, ald es in einer moralifchen Ordnung, zur 
Berhinderung der Beleidigung nöthig gemwefen feyn 
würde; fo ift die Zufügung des größeren Uebels 
ſelbſt eine Beleidigung, folgli ungerecht. Denn 
das größere Uebel wird dem Beleidiger ohne mo: 
raliihen Grund, folglich ohne Recht, zugefügt. 
Eine gerechte Strafe darf alfo nicht größer ſeyn, 
als es nötpig ift, um durch deren Vorftellung in 
einer motalifhen Ordnung (mo fie, mie von eis 
nem Naturgefege auf die Beleidigung folgen wuͤr⸗ 
de), die Beleidigung zu verhüten. 

Anm. 1. Die Ueberzeugung von der Pflicht führt 
den Glauben an die Nealität einer moralifchen 


Ordnung bey fih (Philoſ. Sittenl. $. 157.). 
| Wenn 


[3 


9 
* 
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Wenn aber auch der Glaube an die Realitaͤt eis 
ner folchen Ordnung in einer Perfon nicht ftatt 
findet; fo kann fie e8 doch unmöglich ungerecht 
finden, wenn ihr der Glaube an diefelbe, wie 
man fast, in die Hand kommt, und fie durch 
ein Beyfpiel dieſe Ordnung wenigſtens in einem 
einzelnen Falle realifirt findet. Denn wenn 
auch eine folhe Ordnung nicht wirklich wäre; 
fo verbindet dennoch die Pflihr alle Mienfchen fo 
zu handeln, als ob fie wäre, und das Schidfal, 
weiches eine Perfon nach derſelben berrift, ift 


‚immer gereht, Härte man ſich dieſelbe als 


wirklich und alg unvermeidlich vorgeftellt; fo 
würde man die Beleidigung ſchon um der Furcht: 
willen vermieden haben, und wenn gleich eine 
folhe Handlung feinen innern moralifchen Werth 
hätte; fo hätte fie_doch auch keine Schuld, koͤnn⸗ 


‚te folalich keine Strafe nach fich ziehen. Die 
: dee einer moralifchen Ordnung ift daher zur 


Beurtheilung aller moralifchen Verhältniffe nd» 
thig, und die Strafe muß fo beftimmt feyn, 
daß ihre Vorftellung die Beleidigungen wenig⸗ 
ſtens möglicher Weile d. h unter einer gewifr 
fen Vorausſetzung verhüten koͤnnte. Dieſe Bor: 
ausfesung ift, daß fich jedermann die Strafe als 
unvermeidliche Folge feiner Beleidigung, wie 
durch ein Naturgefeß eingeführt vorftellen müßte. 
Denn in diefem Falle würde fie immer als ein 
fiheres Gegengewicht die Beleidigung zuruͤck⸗ 
halten, und man wuͤrde fo wenig andere bes 
feidigen als man freywillig Gifte verschluckt. 
Nun iſt diefes aber in unfrer wirklichen Welt, 
noch der Erfahrung, ganz anders.’ Denn in 


derſelben fallen unzählige Beleidigungen vor, die 


nicht beftraftwerden, und jeder Verbrecher ſchmei⸗ 
chelt ſich mit der Hofnung, die Strafe vermeiden zu 
können. Deshalb erreichen die wirktichen Stras 


‚ fen 
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fen in der Welt ihren Zweck nicht zum vierten 


Theile, und an den Subjekten, welche fie lei— 
den, gemeiniglich gar nicht. Wollten wir alfo ' 
die Gerechtigkeit der Strafen wirklich nach ih— 
rem @rfolge beftimmen; fo müßte man alles 
Strafen einftellen, 


Ann, 2. Wenn man die Verhänng der Belei— 


digungen in der wirklichen Welt, (wo gar feine 
durchgängige morsliiche Ordnung wahrgenom⸗ 
men wird), zum Merkmal ber Gerechtigkeit der 
Strafen macht, wie das gewöhnlich geſchieht; 
fo verwickelt man fich in unauflösliche Schwie- 
rigfeiten. Denn 1) ift fodann ein materiales 
Merkmal zum Beftimmungsgrunde des Rechts 
gemacht, welches nach dem Vorigen ($, 80.) of 
fenbar falfch iſt; 2) müßte fodann die Gerech— 
keit der Strafe daraus abgenommen werden, 
daß fie.die Beleidigungen 'verhuͤtet, d. i. aus 
den Folgen, welches ungereimt tft; 3) wären 
die allermebreften Strafen ungerecht, weil in der 
That die Wenigften (nad) der Erfahrung) Des 
leidigungen verhüten, viele fie fogar vermehren, 
indem fie die Verbrecher nur liftiger machen; 
4) würde ber Verbrecher nicht eigentlich um feis 
nes begangenen Verbrechens willen, fondern um 


“feine oder gar anderer Fünfrige Verbrechen zu 


verhuͤten, beſtraft; welches in jeder Mückficht . 
ungerecht, und das Teßtere gar abfcheulich ift; 
und 5) würde man auf diefe Art, das Recht 
zu firafen, gar nicht anders, ald aus einem 
Vertrage ermeifen Finnen. Diefer Vertrag 
würde aber eine Ungereimtheit zum Objekte 
haben, und daher nicht einmal gültig feyn. 
Denn alle Verträge find doc nie unbedingt 
($. 351.), fondern nur in fo weit gültig, als 
der Zweck durch fie möglich ift, welchen fie beab⸗ 
fihtigen. Nun aber beabfichtiget diefer Vers 

trag 
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frag Verhütung fünftiger Beleidigungen. Wo 
man alfo die Erreichung diefes Zwecks nitht mit 


Gewißheit vorausfehen könnte, da würde jede 


Strafe ungerecht feyn. Denn aufs ungewifie 
jemanden zu ftrafen, wenn man noch nicht weiß, 
ob er es verdient hat.oder nicht, iſt alfemal un: 
gerecht. Nun müßte man aber die Frage, ob 
er die Strafe verdient hätte oder nicht, nicht 
nach feinem Verbrechen (denn daß diefes für ſich 
ein binreichender Grund zur Strafe fen, wird 
eben verworfen), fondern darnach beantworten, 
ob die Strafe auch gewiß künftige Beleidigun: 
gen verhüten würde. Da-man nun diefes in der 


Welt aus der Erfahrung nie mit Gewißheit vor: 


her wiffen kann, außer, wenn man nicht dem Ver⸗ 
brecher und allen, die künftig Verbrechen begehen 
koͤnnten, die Köpfe abjchneider; fo fime man in 
. das Dilemma, entweder gar nicht zu firafen, oder 
alfen, welche entweder wirklich beleidigen oder doch 
beleidigen fünnen, die Köpfe abzufchneiden, wel 
ches abfurd iſt. Alle diefe Schwierigkeiten, die 
bey gehöriger Konſequenz, nach) den vorausger 
fegren Syſtem, unvermeidlich find, fallen weg, 

fobatd man nur das wahre Nechtsprincip nicht 
aus den Augen verliehrt, welches, um zu beur- 
theilen, ob Strafen Recht oder Anrecht feyn, 

gar nicht auf die-Folgen und möglichen Abſich— 

ten in der Wirklichkeit zu achten, gebietet, fon: 

dern allein. auf den Umland, 06 das allgemeis 

ne Geſetz, woburch fie in einem Syſtem moras 
lifcher Weſen als wirklich gedacht werden, fich 

ſelbſt oder den Nechten irgend einer Perſon in 

der Idee einer moralifchen Welt widerfpricht. 

Wenn nun diefes iſt; fo möchte immerhin die 

Strafe, weder den Verbrecher noch andere in 
der wirklichen Melt, von fünftigen Beleidiguns 
‚gen abhalten; es möchte dieſes fogar im dieſer 
Welt 
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Welt unmöglich ſeyn; die Strafe würde. den 
noch gerecht feyn. Denn fie ift dem Rechtsge⸗ 
feß gemäß, und auf ein weiteres koͤmmt bey dem 
echte nichts an. , Das Recht aber darf nicht 
nach) dem, was gefchiehet, fondern nad) dem, 
was in einer moralifchen Ordnung -gefchehen 
darf, beurtheilt werden. Hat man noch ande 
re Abſichten, und. kann diefe neden und nrit dem 
Rechte erreichen, fo. verführt man, wenn biefe 
Adfichten moratifch find, defto beſſer, viekeicht 
deſto gütiger, aber nicht gerechter. 


$. 424. 

- Wenn ein Beleidigter ed nicht in feiner Ge 
walt bat, eine der Beleidigung proportionicliche 
Strafe dem Beleidiger zuzufügen, er vermöchte 
aber ihm ein geößeres Uebel beyzubringen ‚ wo⸗ 
durch er die Beleidigung verhuͤten Fönnte; fo hat 
er gar fein Recht zu ftrafen, und wenn er dem 
Beleidiger das größere Uebel zufügt; fo uͤbt er nicht 
fein Zwangsrecht aus, fondern begeht ſelbſt eine 
Beleidigung, wodurch er Strafe verdient. 


9. 425. 

Wenn der DBeleidiger allemal gewiß ſeyn 
koͤnnte, die Beleidigung wäre ein gewiſſer Grund, 
weshalb ihm (wie nach einem Naturgefege) gera⸗ 
de ein für ihn eben fo großes und wichtiges Uebel 
tiderfahren müßte, als feine Beleidigung für den 
Beleidigten iftz fo würde die Vorftellung von eis 
nem” folchen Uebel ein hinreichender Grund feon, 


ihn von der Beleidigung abzuhalten. Eine Stra 
fe 
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fe alfo, welche dem Beleidiger, ein für ihm eben 
fo großes Gut nimmt, oder ein für ihn eben fo 
großes Uebel zufügt, ald er dem Beleidigten durch 
Peleidigung entzogen oder zugefügt hat, ift der 
Beleidigung proportionielich, folglich gerecht. 


5. 426. 

Um aber dieſe Proportion zu beurtheifen, 
dazu fünnen im Allgemeinen folgende Regeln dies 
nen: 

1) Alle nothiwendige und wefentlichen materia: 
ten Beſtandtheile (F. 215.) ſind für alle Men: 

— ſchen von gleichen objektiven Werthe. Denn 
auf die fubjeftive Stimmung diefes oder jez 

nen fann dabey nicht Rückfiht genommen 
werden. Daher entfpringen folgende Geſetze: 

a) im allgemeinen: Wer den andern alfo 

befeidiget, daß er die Rechte der Menſch⸗ 
heit ($. 215.) in ihm vorfäßlich verlegt, 
verdient, daß auch in ihm nothwendige 
Beſtandtheile der Menſchheit verlegt wer⸗ 
den, und der Beleidigte (oder wer deſſen 
Rechte verwaltet) hat ein Recht in ihm, 
die nothwendigen materialen Beſtand⸗ 
theile ihm zur Strafe zu verletzen. 

b) insbeſondere: 1) Wer dem andern wis 

doerrechtlich und vorfäglich dag Leben taubt, 

- verdient, daß, er mit dem eben beftraft 

werde, Dadurch mwird er nicht beleidis 
get. Denn er Fonnte diefe Folge feiner 
Hands 
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Handlung in einer moralifhen Drdnung 
mit Gewißheit erwarten. Wenn er nun 
die Urfache davon felbft hervorbringt; fo 
ift er auch felbft Urfache von deren Wirs 
fung und das Schieffal ift, wenn es ihn 
trift, Dee moralifchen Ordnung vollfoms 
men gemäß. 


2) "Mer den andern widerrech lich und vor⸗ 
ſetzlich in einen ſolchen Zuſtand ſtuͤrzt, 
daß er von ſeinem Menſchenleben ſchlech⸗ 
dings feinen ſittlichen Gebrauch mehr mas 
chen kann (wie wenn er Wahnfinn oder 
Raſerey in ihm bervorbrächte ) verdient 
mit-dem Leben beſtraft zu werden. 


2) Alle angebohrnen innern zufälligen Beftand 


theile ($. 215.) in dem einens find denfelbi- 
gen angebohrnen zufälligen Beftandtbeilen 


in dem andern gleih zu achten. Daher 


fann gelten 


a) im allgemeinen: Wer des andern ange 
bohrne zufällige Beſtandtheile vorfägfich 
und widerrechtlich verlegt, verdient mit 
Verlegung derſelben oder gleicher zufaͤlli⸗ 
gen Beftandtheile, die ipm gehören, bes 
ſtraft zu werden. 


b), insbefondere: 1) Wer des einen Röts 


. per widerrechtlich und vorfäglich verlegt, 
verdient eine Verlegung von gleicher Ems 
pfndiipreit an dem feinigen zu erfahren; 


2) Wer 
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2) Wer widerrechtlich und vorſaͤtzlich die 


Seelenkraͤfte durch den Koͤrper verletzt, 
verdient eine Verlegung von gleicher Wich⸗ 
tigfeit in fich zu erfahren, “ 


3) Die aͤußeren nothwendigen Bedingungen des 


Lebens und der menſchlichen Wirffamfeit _ 
($. 202.) find dem Leben felbft gleich zu ach⸗ 
ten. Hieraus folgt alfo: Wer dem andern 
die äußeren nothiwendigen Bedingungen des 
Lebens raubt, verdient gleiche Strafe mit 
dem, welcher das Leben ſelbſt twiderrechtlich 
angreift, wenn er ed weiß, daf es nothwen⸗ 
dige Bedingungen feines Lebens find. 


4) Das innere zufällige Eigenthum fann in 


vielen Fällen dem aͤußeren zufälligen Eigen⸗ 
thume gleich. geachtet werden, und umge: 
kehrt. Daher läßt ſich die Beraubung des 
erfteren mit der Verlegung des letzteren, und 
umgekehrt beftrafen. Die genauere Werth: 
beitimmung erfordert aber Kenntnif der bes 
fonderen Beſchaffenheit der. Güter, und da 
diefe in R. R. nicht vorausgeſetzt werden, 
auch uͤberhaupt gar nicht nach allgemeinen 
Regeln a priori beſtimmt werden kann; ſo 
laͤßt ſich hieruͤber im Allgemeinen nichts wei⸗ 
ter feſtſetzen. 


5) Die erworbenen Guͤter des einen gelten den 


erworbenen Guͤtern des andern gleich; wer 
alſo das erworbene Gut des einen verletzt, 


Jakobs Naturrecht. X ver⸗ 
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verdient den Verluſt eines Gutes, das fuͤr 
ihn gleiche Wichtigkeit hat. 


6§. 427. 

Es iſt aber wohl zu bemerken, daß die Beur⸗ 
theilung der Proportion der Strafen in der 
Wirklichkeit oder in einzelnen Faͤllen groͤßtentheils 
ein Geſchaͤft der Urtheilskraft, nach Regeln der 
Erfahrung, verbleibe. Denn nur diefe fann ung 
über die Wichtigkeit der mehreſten Güter die ger 
hörige Belehrung geben, Indem die Größe’ der 
Güter und Uebel mehrentheils relativ ift, und fich oft 
nach Berfchiedenpeit der Subjefte der Verhaͤltniſſe, 
Bedürfniffe uf. w. abändert. Daher ift cs au 
unmöglich im N. R. ſolche Regeln feftzufegen, die 
in ihrer Anwendung feinen Zweifel übrig lafen. 
Diefes kann eigentlich weiter nichts beftimmen, 
als: daß jede Beleidigung mit dem Vetluſte 
eines gleicher. Gutes, als durch die Belcidis 
gung verletzt ift, verdiene beftraft zu werden. 
Welches aber Güter von gleiheni Werthe find, 
muß aus andern Gründen erfannt werden, und 
wird am fiherften Durch pofitive Gefege feftgefegt. 

Anm. Die Erhaltung des Eigenthums, der Staate: 
verfaſſung und anderer Güter, welche an fich 
zufaͤllig find, kann oft für fo wichtig gehalten 
werden, als das Leben ſelbſt. Diefes muß aber 
duch Verträge beftimmt werden, und daher find 

Lebensftrafen auf den Angrif oder Die Verlegung 

der Hüter diefer Art nur erft durch poficive Ge: 

ſetze rechtlich möglih. Vor denfelben find fie 
unge: 
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ungerecht. Daß aber Lebensftrafen überhaupt 
‚nicht ungerecht find, muß aus dem Bisherigen 
fattfam erhellen. Dieſe können der firengen 
Gerechtigkeit nie wiberfprechen, weil es dabey 
gar nicht auf die Gluͤckſeligkeit anderer (der Be⸗ 
‚ leidiger), fondern nur auf das Recht abgefehen 
it. Von demfelben nachzulaffen, kann oft mo» 
raliſch gut und billig ſeyn; aber davon ift bey - 
Rechtsunterſuchungen nicht die Frage, 


$. 428, : 
Die Handlung, wodurch einer dem — * 
widerrechtlich das Leben nimmt, heißt ein Todt⸗ 
ſchlag, der abſichtliche Todtſchlag heißt Mord; 
der heimliche Mord wird Meuchelmord genannt. 
Die Handlung, wodurch einer des andern Eigen— 
ee verlegt, heißt Diebftahl; wenn es wis - 
der Wiſſen des Eigenthuͤmers heimlich geſchieht, 
Betrug, wenn es unter dem Scheine geſchieht, als 
ob es der Eigenthuͤmer wüßte; der Diebſtahl wird 
Raub genannt, wenn er öffentlich geſchieht und 
mit Gemwaltipätigfeiten vertnuͤpft iſt. 


5. 429. 

Bey Beftimmung der Strafe muß nit aß 

fein auf das Dbjeft der beleidigenden Handlung, ' 
fondern zugleih auf die Form der Beleidigung : 
Nücficht genommen werden. Die Form der Be: 
leidigung befteht aber in dem Antheile, welchen 
Die Krepheit daran gehabt hat. Wlles bisherige 
gilt daher nur von vorfäßlichen Beleidigungen, 
und von Beleidigungen aus Bosheit (8. 49.), wo 

N 2 


die 
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die Vorftellung des Objekts der Hundlung zugleich 
der freye Grund der Beleidigungen war- Beleis . 
digungen aus Nacläfigfeit Fönnen, blos um der 
Nachlaͤßigkeit willen beftraft werden, und. alfo 
darf die Strafe diefer Handlungen nicht größer 
feyn, als es nöthig ift,um ein Beftimmungsgrund 
zu ſeyn, den pflichtwidrigen Mangel der BER 
ſamkeit wegzufcbaffen. 


s. 430. 

Jeder Beleidigter hat ein Recht, dem Bes 
leidiger die Strafe zu mildern oder fie auch gänzs 
lich zu erlaſſen, wenn ihn nicht ein befonderer Vers’ 
trag ju etwas. andern verbindet. Denn fonft würs 
"den andere ohne allen Vertrag ein Recht haben, 
den DBeleidigten zu einer pofitiven Handlung zu 
ringen, welches den obigen Grundſaͤtzen ($. 230.) 
widerfpricht. 
i $. 431. 

Der Menſch Hat ein Recht zu allen materias 
fen Zweden, welche durch den rechtmäßigen Zwang 
möglich find. Folglich hat er auch ein Recht, die 
Hinderniffe mit Gewalt zu heben, welche der Bes 
leidiger der Ausübung feiner Rechte entgegen ſetzt, 
in mwiefern e8 nur auf eine rechtmäßige Art gefchez 
ben fann, oder, er hat ein Recht, die Beleidis 
gungen auf eine rechtmäßige Art zu verhindern, 
ihnen zuvorzukommen, fie wieder gut zu machen zc. 


$: 432. 
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5. 432. 

Der Menſch kann uͤberhaupt beleidiget wers 
den 1) durch widerrechtlichen Angrif und Widers 
ſtand, d. h. durch poſitive Hinderung der Aus⸗ 
uͤbung ſeiner Rechte; 2) durch Verſagung derje⸗ 
nigen Dienſtleiſtungen, worauf er ein Recht hat, 
welches eine negative Verhinderung der Ausuͤbung 
der Rechte iſt. In beyden Fällen kann die Bes 
leidigung mit Schaden fuͤr den Beleidigten ver⸗ 
knuͤpft ſeyn oder nicht, und die widerrechtliche 
Befhädigung deſſen, worauf ein anderer ein 
Recht hat, ift, in wiefeen fie eine freye Handlung 
ift, allemal eine Beleidigung. 


4. 433. 

Schaden heißt uͤberhaupt der Verluſt eines 
Gutes oder eines Theils deffelben, und die Berur- 
fahung des Schadens heißt Befchädigung. Der 
Schaden ift entweder ein, innerer oder äußerer, 
je nachdem er innere oder. äußere Güter betrift;z 
ein unmittelbarer und direkter oder mittelbarer 
and indirefter, je nachdem er aus.einer Hands 
fung unmittelbar, oder erft aus deren Folgen ents 
ſteht; ein pofitiver oder negativer, je nachdem 
er der Verluſt eines Gutes ift, das man hat (dam« 
num emergens), oder die Beraubung eines Gus 
te8, das man ſonſt wuͤrde erhalten haben (lucrum 
ceflans). Nach den- verfchiedenen Urfachen, wel⸗ 
he ihn hervorbringen, ift er entweder ein natuͤr⸗ 
licher (d. Biykum) oder freyer Schade (d. mo- 

sale), 


— 
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rale), je nachdem er durch Natur oder Freyheit 


entſtanden iſt. Er heißt erſetzlich oder unerſetz⸗ 


lich, je nachdem ein Gut von gleichen Werth wie: 
der gefchaft werden kann oder nıcht. « Die Hand: 
fung, wodurch ein Schaden aufgehoben wird, heißt 
Entfchädigung, und die Wirkung davon Schads 


loshaltung, Schadenerſatz. 


4§. 434. 
Da nun ein jeder Menſch ein Recht hat, Be⸗ 
leidigungen mit Gewalt zu verhindern, fo weit es 


“nad einem Rechtsgeſetze moͤglich iſt ($. 431.)3 


fo hat auch jeder ein Recht 1) ſich gegen beleidi⸗ 
gende Angriffe zu vertheidigen und beleidigendert 
Widerftand mit Gewalt zu überwinden; 2) die 
pofitiven Dienftleiftungen, zu welchen ihm andes 
ge durch eine Zwangspflicht verbunden find, mit 
Gewalt zu erzwingen, und 3) die Beleidiger zu 
zwingen, daß er ihm den ducch die Beleidigung 
zugefünten Schaden möglichft erfege, alles, in 
wie weit ed nach allgemeinen Gefegen gefchehen 
darf. Denn ı) da Niemand ein Recht hat, an» 
dere in der rechtmäßigen Ausübung ihrer Rechte 
zu hindern ($. 99.); To miderfährt demjenigen 
fein Unrecht, der mit Gewalt nur dazu beftiimmt 
wird, daß er dieſes nicht thue. Jeder hat aber 
ein Recht alles zu thun, um ſein Recht auszuuͤben, 


wenn er nur keinen dadurch beleidiget oder Un⸗ 


recht thut. Folglich hat jeder dad Vertheidi— 
gungsrecht gegen feindſelige Angriffe; 2) das 
Recht, die poſitiven Dienſtleinungen zu erzwin⸗ 

gen, 


Angewandte Rechtslehre. 263 


gen, worauf jemand ein Recht erworben hat, iſt 
ſchon aus deren Begriffe klar. Denn es wuͤrde 
ſonſt gar kein Recht auf dieſelben da ſeyn, weil 
feine rechtliche Moͤglichkeit da wäre, es auszu— 
üben. Da nun in dem Vorigen gezeigt worden 
ift, daß man ſich Rechte auf die Leiftungen ander 
rer erwerben fann, und daß Berträge möglich 
find; fo muß auch ein Recht da feyn, dem In⸗ 
halt diefer Rechte mit Gewalt wirflich zu machen. 
Da ferner 3) der Zwang zum Schadenerfag ebens 
falls blos ein Mittel ift, dem Beleidiger zu hin⸗ 
dern, daß er nicht beleidige, als wozu er fein 
Recht hat, und ihn zu nöthigen, das wieder zu 
geben, was er unrechtmäßer Weife genommen 
hat; fo wird durch den Zwang zum Schadeners 
ſatz feines der Rechte des Beleidigers verlegt. 
Da nun der Befeidigte ein Recht auf alle Zwangs⸗ 
mittel gegen den DBeleidiger bat, wenn er nur 
Niemandes Rechte dadurch verlegt; fo giebt es 
auch ein Entfhädigungsrecht, 


5. 435. 

Das Bertheidigungsrecht ($. 434.) heißt 
auch ein Sicherheitsrecht, weil e8 Sicherheit, 
d. i..einen Zuftand beabfichtiget, in welchem man 
keine Berlegungen und Beleidigungen zu fürchten 
bat, und es ſchließt in fih: 1) das Recht, die 
Fortfegung jeder fehon empfangenen Beleidigung; 
2) Das Recht, jede bevorftehende Beleidigung 
durch Zwang zu hindern, Erſteres heißt insbes 
fondere das MWiderfiehungss und Zuruͤcktrei⸗ 

bungs⸗ 


* 
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bungsrecht, letzteres das Praͤventionsrecht, wel⸗ 
ches das Recht in ſich ſchließt, vorläufige Anſtal⸗ 
ten gegen eine zu ———— Beleidigung zu 

machen. 
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5. 436. 

Das Vertheidigungsresht (5. 435.) — 
ſich gegen alle Verletzungen der Materien des 
Rechts, welche ohne Recht gefheben, es mögen 
nun bloße phyſiſche Verletzungen oder wahre Be: 
feidigungen ſeyn, fie mögen von bloßen NRaturwes 
fen oder von freyen Wefen berrühren, und die 
Handlung des legteren mag willkuͤhrlich oder uns 
willkuͤhrlich ſeyn. 


4 
Gegen Beleidigungen aber Fann eher fein bes 
- fimmtes Recht zur Vertheidigung da ſeyn, als 
bis’ die Defeidigung (gegenwärtige oder fünftige) 
gewiß if. Bloße Meynungen oder wahrſcheinli— 
he Bermuthungen, daß ein anderer uns beleidige 
oder beleidigen werde, geben Fein Recht Zwang 
gegen ihn anzuwenden. 
4. 438. 

Das Vertheidigungsrecht berechtiget blos 
zur Verhinderung der Beleidigung. Auch andere 
SHandlungen mit Gewalt zu verwehren, wodurch 
wir nicht beleidiget werden, wuͤrde ſelbſt Beleidi⸗ 
gung ſeyn, und daher dem andern ein Recht zur 
Gewalt gegen uns geben. F 
$. 439. 
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$. 439. 

Die Verteidigung ift immer, mit Zwange 
gegen andere'verfnüpft; der Zwang aber ift für 
dem, welchen er zugefügt wird, allemal ein Les 
bei. Denn er widerfpricht deſſen Neigungen, 
oder ift ihm unangenehm, und der Zwang wird 
Daher durch die Uebel beftimmt, welche dem an⸗ 
dern zugefügt werden, und die Uebel find Zwangs⸗ 
mittel, ja es giebt feine andere Zwangsmittel als 
Uebel und je aröker die Uebel find, defto größere 
Zwangsmittel find fie, 


§. 44% 

Die Zwangsmittel zur Vertheidigung muͤſſen 
der Beleidigung, welche verwehrt werden foll, proz 
portionirlich fenn, und die Uebel, weiche gebraucht 
werden, die Beleidigung zu verhindern, dürfen 
wenigftend nicht größer feyn, als die gerechte 
Strafe, welche die Beleidigung verdient, Denn 
Aller rechtmaͤßige Zwang ift durch die Beleidigung 
beftimmt ($. 123.), folglich darf er auch nie grös ı 
fer ſeyn, As es ihe Grund erfodert, Die Ber: 
theidigung feiner Rechte ift überdem nicht abfolut 
Recht, fondern nur, in mie weit fie nach einem 
ällgemeinen Geſetze gewollt werden fann. Nun 
aber ift die Strafe einer Beleidigung das Auferfte 
und höchfte Uebel, wozu ein Recht da ſeyn kann, 
daher mäffen alle 3wangsmittel zu Vertheidigungen 
aus der Region der Uebel genommen feyn, "welche 
einen möglichen Beſtandtheil der Steafe hätten 
ausmachen dürfen. 


$. 441. 
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6. 441. 

Menn ed alfo aus Mangel anderer Kräfte 
nicht anders möglich iſt, eine Beleidigung von fich 
abzuwenden, als durch Anwendung folder Zwangs⸗ 
mittel, welche weit größere Uebel find, ald die 
Strofe für die Beleidigung ſeyn fönnte; fo ift 
fein Recht dazu da; fondern man befindet ſich fos 
dann in dem nicht-ungemöhnlichen alle, wo eine 
moralifche Schranke ($. 110.) uns die Ausübung 
unfres Rechts unmöglich macht. 

Anm. Die Anwendung diefer Regel wird ſich 
aus den vorigen, wo der Maasſtab der Stra— 
fen beftimmit ift ($. 426.), leicht ergeben. Wenn 
mir jemand einen Theil meines Eigenthums 
nehmen wollte; fo habe ich ein Recht, ihn mit 
Gewalt abzuhalten, ihn fortzujagen ꝛc., aber 
geſetzt ich wäre zu ſchwach, ihn zu hindern, aus 
Ber, wenn ich ihn tödtete; fo kann ich dazu von 
Natur kein Recht Haben Geſetzt aber, er wolls 
te meinen Widerftand Äberwinden und machte 


dabei Angriffe auf mein Leben; fo. würde ich 


ein Recht haben, ihm aud) mit Beraubung des 
feinigen davon abzuhalten. 


: 5. 442. 

Auf gleiche Art ift auch der Zwang einges 
ſchraͤnkt, auf welchen man ein Recht hat, Die pos 
fitiven Leiftungen von andern zu erpreflen. Denn 
auch hier fann fein Recht zu einem unendlichen 
oder grenzenlofen Zwange da feyn, ($. 118. ,, fons 
dern er bleibt immer durch Die Rechtsform einges 
ſchraͤnkt. Unter diefe aber papt Fein größerer 

2 Zwang, 


x 


| 
J 





% 
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Zwang, als ein folcher, welcher feiner Natur nad, 
wenn er duch ein Naturgefeg eingeführt wäre, 
ein hinreichender Grund feyn kann ‚ die ſchuldige 
Leiftung hervorzubringen. Kin größerer Zwang, 
der fogar die gebuͤhrende Strafe überteäfe, wuͤr— 
De, wenn er auch den materialen Zweck bervors 
bräcte, doch die Form verlegen, d. h. vechtswis 
drig feyn, und wenn man daher den gehörigen 
Grad von Kraft nicht in feiner Gewalt hat; fo ift 
eine Zwangsverbindfichfeit da, die Ausuͤbung feis 
nes Rechts zu unterlaffen. Denn man würde. 
fonft andere dadurch beleidigen. 


$. 443. 
Zur näheren Antvendung diefer Regel Fann 
man folgende Fälle unterfcheiden: 

1) Der Berpflichtete kann leiften, er will aber 
nicht. In diefem Falle ift e8 Recht, ihm 
ein fo großes. Uebel zuzufuͤgen, als nothwen⸗ 
dig ift, um ihn zur Leiſtung zu beftimmen. 
Das Uebel wird aber hinreichend feyn, ihn 

- zur Leiſtung zu beftiimmen, mwenn. er etwas 
mehr dabey einbüßt, als er durch die Nichts 
erfüllung feiner Pflicht gewinnen würde, 4: 

2) Der Verpflichtete kann nicht leiften, meil 
er fich ſelbſt aus eigner Schuld in diefen 
Zuftand gefegt hat. Hier haben wir das 
Recht, ihm eine gleiche Leiftung zu entziehen, 
und ihn duch Zmangsmittel zu .nöthigen, 
die Möglichkeit der Leiftung wieder zu bes 

wi 


* 
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wirken. Iſt aber dieſes nicht moͤglich, ſo 

hoͤrt das Recht auf die Leiſtung zwar auf, 

aber das Recht ihn dafuͤr zu beſtrafen, bleibt 
doch uͤbrig. 

3) Der Berpflichtete kann nicht leiſten, weil 

es von ihm. unabhängige Dinge unmoͤglich 
machen. Hier geht unſer Recht, die Leiſtung 
zu fordern, verlohren (6. 350.). 

4) de Verpflichtete will nicht leiſten, weil 
ſich die Umſtaͤnde und Bedingungen, unter 
denen er die Pflichten uͤbernommen hatte, 
ganz veraͤndert haben, obgleich ſeine Pflicht 
dadurch nicht ganz ſondern nur zum Theil 
aufgehoͤrt hat. Hier darf er nur zu dem 
noch übrigen Theile feiner Pflicht gezivungen 
werden. Gewoͤhnlich find diefe Fälle fehr 
verwicfelt, und koͤnnen nicht anders entfchies 
den werden, als durch einen neuen Vertrag 
oder Vergleich (F. 400.). 


$. 444 
Das Entſchaͤdigungsrecht (5. 434.) ſchließt in 
ſich 1) das Recht, das’ entriſſene Gut, wenn es 
noch da iſt, wo man es antrift, mit Gewalt wies 
der zu nehmen (ubi meum invenio ibi vindico). 
Diefes ift Recht, das Gut mag und durch unmills 
kuͤhrliche oder millführliche ‚Handlung entriffen 
ſeyn; 2) das Recht, den Beleidiger, im Fall uns 
fer Gut nicht mehr da ift, zu zwingen, daß er ung 
ein Gut, das dem entriſſenen oder verletzten am 
Se⸗ 
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Werthe gleich iſt, wenn es moͤglich iſt, verſchaffe; 
3) dad Recht, von ihm Handlungen zu erzwin⸗ 
gen, wodurch unfer Schade vergütet wird, im 
wie weit er erfeglich ($. 433.) iſt. Die beyden 
legten Rechte finden nur dann Statt, wenn Die 
Verletzung des Rechts eine freye Handlung, d. R 
‚ eine wahre Beleidigung ift. - 


6. 445. 

Henn ein Schaden von demjenigen Theile 
der Natur verurfacht wird, der mit einer Perfon 
in natürlicher Berfnüpfung fteht, die Freyheit 
aber an der Berurfachung defjelben feinen Antheil 
bat; fo fann die moralifche Perfon Feine Zwangs⸗ 
verbindlichfeit zum Erfat haben. Denn dazu ift 
er nur verpflichtet, wenn die Verurfachung des 
Schadens eine freye Handlung geweſen ift ($.434.) 


$. 446. 

Sobald aber der Schade durch Freyheit vers 
urfacht ift, es fey aus Vorſatz oder Nachläfigkeit 
geſchehen, ift eine Zwangsverbindlichfeit zum Erz 
fat da; und der Beleidigte hat ein. Recht den Bes 
feidiger durch rechtmäßige Zmangsmittel zum Er⸗ 
fage zu zwingen: ft Der Schade abfolut uners 
feglih, fo fann freylich Fein Erſatz erzwungen 
werden; der Beleidigte muß fich ſodann bey der 
Strafe begnügen , und fein Gut ift verlohren; ift 
er nur für den Beleidiger unerfetlich, fo gilt dafs 
ee Er ift aber für den Belcidiger allemal uns 

erſetz⸗ 
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erſetzlich, wenn dieſer weder ein Gut beſitzt noch 
durch ſeine Kraͤfte herbeyſchaffen kann, welches 
dem verlohrnen gleich iſt, und von dem Beleidig⸗ 
ten im Beſitz genommen werden, und ihm das 
verlohrne erfegen Fann. 


$. 447: 

/ Ein But des Beleidigerd, welches under 
gleihbar größer ift, in Ermangelung eines gerins 
geren zu nehmen, und fich durch daſſelbe ſchad⸗ 
los zu halten, fann aber niemals Recht feyn. Denn 
dadurch würde der Beleidiger felbft beleidiget: In 
Fällen alfo, wo der Erfag nicht möglich ift, als durch 
Beraudung eines weit größeren und wichtigeren 
Gutes, das fih an Größe gar nicht mit dem Ue⸗ 
‚ bei der Beleidigung vergleichen läßt, ift fein Er⸗ 
fatz rechtlicher Weiſe moͤglich. Man muß ſich bey 
der Strafe begnuͤgen. Denn es gilt auch hier die 
Regel: daß das Zwangsmittel zum Erſatz nicht 
groͤßer ſeyn duͤrfe, als die Strafe, weine der Des 
leidigung gebührt. 

Anm. Einen Schuldner, weil er nicht bezahlen 
fann, zum Sklaven zu machen, kann nie Recht 
feyn, wohl aber ihn zu Dienftleiftungen zu zwins 
gen, welche die Schuld erſetzen. 


$. 448. 
Der Werth des Gutes, welches durch eine 
Beleidigung verlegt oder geraubt wird, und der 


Schade darf gber nicht, wie oft fälfchlich ange: 
noms 
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nommen wird, willführfich oder beliebig gefchägt 
werden, fondern es muf nad) einer Regel geſche— 
ben, fo daß jedermann die Werthbeftimmung duch 
feine Vernunft billigen fann. Alſo Hat nicht jeder. 
das Recht, feine Güter fo hoch zu taxiren, als 
er will, wenn ed auf Erſatz ankoͤmmt, fon: 
dern es muß dieſes nach allgemeinen Geſetzen ges 
fhehen, wovon einige der allgemeinften oben 
(6. 426.) angeführt find. Fuͤr die nähere Ans 
wendung auf einzelne Fälle läßt ſich aber a priori 
nichts darüber beftimmen, und da diefe Anmwens 
dung gewöhnlich vielen Schwierigfeiten ausgeſetzt 
ift, und daher leicht Streitigfeiten veranlaßt; fo 
ift es gut, die Entfcheidung der ftreitigen Faͤlle durch 
pofitive Gefetze zu erleichtern, 


$. 449. 

Nor dem’ Gebrauche der Gewalt gegen eis 
hen Belcidiger gütige Mittel zu verfuchen, fordert 
die Liebespflicht, und in den mehreſten Källen die 
Klugheit des Lebens; aber daß der unrecht hans 
dein, welcher gleich unmittelbar bey einer Beleiz 
digung zu Zwangsmitteln fchreitet, ohne die Güte 
zu verſuchen, kann nicht behauptet werden. Chen 
fo ift es zwar eine fehr gute Klugheitsregel und 
die Moral gebieter es öfters, lieber von feinen 
Rechten jur Gewalt nachzulaffen, infonderpeit aber 
von dem Etrafrechte feinen Gebrauch zu machen, 
fondern nur fo weit im Gebrauche der Gewalt zu 
gehen, als es, nach der Erfahrung, zum Schutze 
unferer Rechte nöthig ift. Aber wenn man gleich 

alle 
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alle Strenge beobachtet, weldie das Recht zulaͤßt; 
fo verlegtman doch nie Dadurch des andern Rechte, 


9 450. 

Aber drey Punfte dürfen bey dem gerechten 
Gebrauche -der Gewalt gegen vernünftige Weſen 
nie aus den Augen gefegt werden, nemlich 1 )daß 
ſich unfer Zwang als Zroang, gegen die Beleidi⸗ 
gung dem Beleidiger ankuͤndige. Denn der Zwang 
ſoll fuͤr ihn ein Beſtimmungsgrund ſeyn, die Ber 
leidigung wieder gut zu machen, oder ſie zu unter⸗ 
laſſen oder ſie nicht zu wiederholen; er muß ſich 
alſo den Zwang ſo vorſtellen koͤnnen, wie er mit 
ſeiner beleidigenden Handlung zufammenhängt; 
2) daß kein anderer gegen den Beleidiger Zwang 
gebrauche, als wer dazu berechtiget ift ($. 419.); 
und 3) daß nicht eher zur Gewalt gefchritten wer 
de, als his die Beleidigung. ganz gewiß ift. 


. 451% 
In Anfehung des erften Punkts ($. 450.) 
ift alfo Klar: 

1) daf jede heimliche Verlegung des Beleidis 
gers, die derſelbe fih gar nicht als einen 
Zwang des Beleidigten vorftellt, und wo⸗ 
von er gar nicht wiffen fann, von wem fie 
herrühre, widerrechtlich und felbft Beleis 
digung ſey. Denn wenn der Beleidigte nicht 
erkennt, daß ihm ein Uebel um feiner Beleis 
digung ai zugefügt wird; fo fann das 

Uebel 


- 
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Uebel in einer ſittlichen Ordnung gar kein 
Zwangsmittel für ihn ſeyn, weil er es ſich 
gar nicht als ein ſoiches vorſtelle. In eis 
ner moraliſchen Ordnung kann es aber keine 
andere Zwangsmittel fuͤr vernuͤnftige Weſen 
geben, als ſolche, welche durch Die Vor: 
ftellung, daß fie gewiß erfölsen werden, Die 
Beleidigung verhindern Fönnen, - 


2) Daf alle rechtmärige Gewalt gegen den Des 
feidiger fo befchaffen ſeyn müffe, daß ev aus 
der Handlung ſelbſt und aus den allgemeis 
nen Gefegen des Rechts, nicht aus dem. 
Charafter feines Gegners), wiſſen koͤnne, wer 
Gewalt gegen ihn gebrauche, und aus wels 
en Gründen man ihn zwinge. 


3) Alle Gewalt gegen den “Beleidiger muß 
offenbar feyn, d. h. ſich ihm feloft ald Ges 
gengewalt anfündigen.  Yedermann, (den 
Beleidigten nicht ausgenemnten ) muß twols 
fen fönnen, daß dieſe Art und dieſer Grad 
der Gewalt von einem Beleidigten gegen diefe 
Beleidigung gebraucht werden dürfe. Man 
muß alfo das Princip, wornach man zwingt, 
allgemein: anfündigen und jedermann mits 
theilen koͤnnen. Es darf fein Vorbehalt, 
feine Tuͤcke dahinter ſtecken. 

Anm, Hierzu (n. 3.) iſt eben nicht erforderfich, dag . 
man feinen Gegner die Ztvangsmittel, welche man 
gegen ihn gebrauchen will, betaunt mache. Man 
fann zur Gegenwehr over Angriff, fobald man 

atkobs Naturrecht. S ſich 


J 
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ſich nur uͤberhaupt als Gegner ankuͤndiget, wohl 
Liſt gebrauchen. Aber unter dem Schein der 
Unſchuld oder Freundſchaft dem andern Hebel Zus 
zufügen, ohne daß er es merkt, woher diefe ruͤh⸗ 
ren, blos um fich für eine zugefügte Beleidi— 
gung zu entſchaͤdigen oder zu rächen, kann nie 
recht ſeyn. — Meuchelmord ($. 428 ) iſt alfo 
unbedingt unrecht, die Abficht fey, welche ſie wolle. 


$., 452. * 
In Anſehung des zweyten Punkts ($. 450.) 


iſſt klar, daß Niemand zum Gebrauche der Gewalt 


gegen einen andern berechtiget iſt, als der Belek 

digte (F. 419.), und der, welchen es dieſer auf 

traͤgt. Denn da es moͤglich iſt, daß ein ande— 

rer, entweder ſtatt ſeiner oder mit ihm zugleich 

feine Rechte vertheidige, fo darf dieſes auch geſche⸗ 
ben, in wiefern der Gebrauch der Gewalt nur von. 
feinem Willen herruͤhrt, und übrigens rechtmaͤßig 

ift. Uber auch hier muß der, welcher im Namen 

des Beleidigten handelt, oder ihm beyftcht, dem 

Beleidiger fein Geſchaͤft und feinen Zweck im allges 

meinen anfündigen, dieſes gefchehe nun durch Wor⸗ 
te und unmittelbare Erffärungen, oder mittelbar 
duch Handlungen, aus welchem jedermann durch 
eine natürliche Art zu fchließen, fein Geſchaͤft er⸗ 
fennen fann. Denn fonft mürde fih der Beleis 
diger den gegen ihn gebrauchten Zwang felbft als 
Beleidigung vorftellen dürfen, und würde alfo zur 
Gegengewalt bevechtiget ſeyn. 


$. 453. 


* 
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5. 45x535. 

Mas den dritten Punkt ($. 450.) betrift; fo 
muß die Gewißheit der Beleidigung allemal, ob— 
jektiv ſeyn. Die bloße ſubjektive Meynung, 
als ob man beleidiget waͤre, kann daher nie zur 
Gewalt gegen einen andern berechtigen. Alſo:, Nies 
„mand darf gegen eine blos vermeynte Veleidis 
„gung Gewalt gebraucen, fondern jede Belcidis 
gung, welche zum Zwange berechtigen fol, muß 
„als ſolche mit Gewißheit erfannt werden.“ Denn 
koͤnnte die Beleidigung nicht mit Gewißheit er— 
kannt werden; fo Fünnte man auch nicht willen, 
daß ein Recht zum Zivange da wäre, weil fich ders 
ſelbe auf die Beleidigung gründen, 


$. 454 

Wenn eine Beleidigung jur Gewalt berech⸗ 
tigen foll; fo muß wenigſtens der Beleidigte und 
der Beleidiger die Beleidigung erfennen koͤnnen. 
Denn vom Beleidigten ift diefes an fich Flar. 
Mar fege aber, der Beldidiger wuͤßte gar nicht, 
und koͤnnte auch fehlechterdings nicht erkennen, 
daß feine Handlung eine Beleidigung wäre; fo 
würde die Handlung gar feine Beleidigung feyn, 
Denn dazu gehört, daß man jich vorſtellt, oder 
fi) leicht vorktellen fann, wenn man will, daß 
man die Rechte eined andern durch feine Hands 
lungen verlege, 


\ 


$. 455. 
Wenn es daher offenbar ift, daß der aridere 
ſich ſeine beleidigende Handlung gar nicht als Be— 
J— S2 lei⸗ 
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leidigung vorftellt, fo muß der, welcher in Gefahr 
iſt, beleidiget zu werden, oder ſchon wirklich bes 
leidiget ift, den andern zuerft belehren, daß er bes 
leidiget, wenn die-Beleidigung durch diefe Belehs 
- zung verhindert oder wieder gut gemacht werden 
. ann. Denn wenn e8 gar nicht des andern Wille 
ift, zu beleidigen; fo darf er nur belehrt werden, 
um die Beleidigung zu unterlaffen, oder den 
Schaden, den er aus Verſehen —— bat, zu 
erjegen. 
$. 456. 
Wenn fubjeftive Urfachen, (Leidenfchaft, ers 


thum, Vorurtheile 2c.) da find, melche den Beleis 


diger verhindern, ſich davon zu überzeugen, daß 
er beleidiget, feine Handlung aber eine wahre Be 
leidigung ift, und der Beleidigte ſolche Gründe 

hat, die Handlung für eine Beleidigung zu hab 
ten, welche von der Vernunft für zureichende 
Gründe erfannt werden müffen; fo gebraucht der 
BDeleidigte gegen den Beleidiger die Gewalt, wenn 
nur. fonft Fein rechtlicher Fehler . vorgeht, 
rechimaͤßig. 

5. 457. 

Wenn ſubjektive Urſachen jemanden beſtim⸗ 
men, ſich fuͤr beleidigt zu halten, da er es nicht 
iſt, oder jemanden fuͤr ſeinen Beleidiger zu hal⸗ 
ten, der es nicht iſt; ſo iſt die Gewalt, zu welcher 
er durch dergleichen ſubjektive Urſachen beftimmt 
wird, mwiderrechtlih, und beleidiget — gegen 
welchen fie gerichtet br 

* $. 458. 


| 
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Niemand hat ein Recht, fich durch Vorſtellung 
feiner Gründe, daß er beleidiger ſey, zum Gebraus 
che der Gewalt beftimmen zu laſſen, wenm ſie nicht 
von der Beſchaffenheit find, daß fie die Prüfung {dev 
allgemeinen Vernunft nach den Gefegen der Wahrs 
beit aushalten koͤnnen; und jeder Menih muß 
fein Urtheit, daß er beleidiget fey, durch objektive 
Gründe rechtfertigen fönnen, wenn feine Gewalt 
gegen eine ——— Beleidigung gerechtfertigt 
werden ſoll. 

5. 459. 

Ob daher gleich von Natur jedermann ſein 
eigner Richter iſt, und nach feiner eignen Einſicht 
auch gegen den Beleidiger verfahren darf; ſo darf 
er deshalb doch nicht beliebig verfahren, ſondern 
die Beſtimmungsgruͤnde ſeines Willens muͤſſen die 
volle Prüfung der allgemeinen Vernunft aushals 


- ten, und nur auf die Gefahr, daß diefes wirklich 


fo fey, darf er nach feinem eignen Urtheil gegen 
andere handeln. ' 


$. 460. 

Gin anderer darf den Beleidigten nicht eher 
benftehen, als bis er überzeugt iſt, daß er wirklich 
beleidiget ift, und von wem er beleidiget ift. 
Denn ev, würde fonft.in Gefahr feyn, ein Unrecht 
ausführen zu helfen. Wer alfo will, daß ihm ein 
anderer gegen feinen, Beleidiger rechtmäßig beuftes 
be, muß. demfelben, wenn diefer. die Beleidigung 

nicht 
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nicht unmittelbat erkannt ha’, beweiſen, daß er 

non der Perfon, gegen welche er. feinen Beyſtand 
verlangt, beleidiget iſt; und demjenigen, teelcdyeg 
gar nicht beweifen Eann, daß er belcidiget ift, und 
deſſen Beleidigung von 'andern.gar nicht erkannt 
werden fann, darf Niemand Benftand gegen ei— 
nen angel blichen Deleidiger leiſten. 


$. 461. 

Daß aber jemand beleidiget ſey, kann eniwe 
der unmittelbar oder mitteldar erkannt werden, 
Unmittelbar wird die Beleidinung erfannt, wenn 
fie aus der geſchehenen Handlung unmittelbar ers 
heller, und dieſe gewiß iſt; mittelbar, wenn erſt 
durch Schluͤſſe herausgebracht werden muß, daß 
die geſchehene Handlung eine Beleidigung ſey. 
Henn jemand einen andern etwas thut oder etz 
was gethan hat, wozu er’ entweder an ſich oder 
unter befannten Bedingungen Fein Recht haben 
kann; fo ift die PVeleidigung an ſich Far, und 
Fann aus der Thatſache fetbft unmittelbar erfannt 
werden; wenn aber jemand dem andern etwas 
tbut oder gethan hat, wozu er möglicher Weife 
ein Recht haben fannz fo ift die Beleidigung nicht 

an fi Flar, fondern muß aus ändern Gründen 
erkannt werden. 


46% 

Jede Beleidigung muß aus den vörgefafii 
nen Thatfachen unter der Vorausfegung, daß diefe 
wahr ſind, als Beleidigung von jedermann durch 

Ver⸗ 


s 
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Vernunft erkannt werden koͤnnen. Denn im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle wuͤrde ſie nur aus ſubjektiven 
Gründen für Beleidigung gehalten werden, folg⸗ 
lid feine wahre Belcidigung ſeyn. 


9. 463. 

Einen andern aus objektiven Gründen uͤber⸗ 
zeugen, daß man beleidiget ſey, heißt die Belei—⸗ 
digung beweiſen. Der Beweis kann aber entwe— 
der das Faktum zum Objekte haben, oder dieſes 
wird ſchon vorausgeſetzt u nur bewiefen, daß es 
eine Beleidigung fen. Dap Saftum Fann nicht 
allemal hinreichend Betoiefen werden. Denn dies 
‘fer Beweis haͤngt ganz von der Erfahrung, folgs 
lich von Zeitgniffen ab, die man nicht allemal ders 
maßen in feiner Gewalt hat, daß durch fie die That— 
ſache vollſtaͤndig bewieſen werden koͤnnte. Aber . 
daß ein gewiſſes Faktum eine Beleidigung fey, muß 
allemak ertwiefen werden fönnen, wenn diefe ein 
hinreichender Grund zum Zwange feyn foll. Denn 
es muß fich jederzeit vor jedermann zeigen faffen, . 
welhes Recht durch ein gewiſſes Faktum verlegt 
fey. In ſehr vielen Fällen kann aber auch dag 
Saftum ſelbſt aus den ſicherſten Zeugniſſen bewie⸗ 
ſen werden 


$. 464. 
Dieraus folgt alſo: Von jeder EN 
die: ran Beleidigung ausgegeben wird, muß 
bewieſen werden koͤnnen, daß fie eine Beleidigung 


ſey, wenn das durch dieſelbe beſtimmte Recht ohne 
> recht⸗ 


— 
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rechtliche Hinderniſſe ſoll koͤnnen ausgeführt werden. 
Denn man ſetze, es koͤnnte gar nicht bewieſen wer: 
den, daß es Beleidigung wäre; fo würde jeder: 
mann die Gewalt, welche durch ſie beſtimmt ıft für 
ungerecht d. i. felbft fuͤr Beleidigung halten müffen, 
folglich wäre die Gewalt, welche ihr entgegenges 
fegt wird, rechtmäßig. 

Ann. Die näheren Kennzeichen der Befeibigungen 
und die Beweismittel zur Vermeidung aller Strei⸗ 
tigfeiten nıöglichit zu bejtimmen, ift eine Sache 
der Uebereinkunft in pofitiven Geſetzen. 


4. 465. 

Wer etwas von einem andern als Objekt ſei⸗ 
nes Rechts fordert, macht einen Anſpruch oder 
Praͤtenſion an ihn. Das Recht der Anforderung 
iſt nun entweder ſchon fuͤr ſichgevident oder nicht. 
Im erſten Falle hat der andere eine evidentezwangs⸗ 
pflicht, die Forderung des andern zu befriedigen, 
fo bald fie ihm bekannt wird, ſonſt beleidiget er’ 
ihn, „und berechtiget alfo den andern zum Zwange 
gegen fi. Aber jeder Fann verlangen, daß man 
ihm feine Anfpräche befannt mache, ehe man Ges 
walt gegen ihn braucht. Denn es ift möglich, 
daß er feine Pflicht von felbft erfüllt, fo bald er 
fie fennt. Er Hat alfo noch nicht beleidiget, und 
vor der Beleidigung tft alle Gewalt gegen vernünfs 
tige Wefen ungerecht. Im andern Kalle ift das 
Recht zwiſchen benden Partbeyen noch ftreifig, 
und beyde muͤſſen einander ihte Gründe und Ges 


‚ gengründe vorlegen, bis die Gewißheit des Rechts 


des 


! 
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des Einen oder des andern Mar wird, oder bie das 
Recht des einen oder des andern bewieſen iſt. 


.. 466. 

Wer ein Recht auf die pofitive Sandlung ei eis 
nes andern. prätendirt, oder dem andern ein Recht. 
zu negativen Handlungen in Anfehung feiner ſelbſt 
ableugnet, muß den Beweis für feine Prätenfion 
führen, wenn die Rechtmäßigkeit feiner Anfordes 
zung nit fhon aus andern Umftänden evident 
if. Denn von Ratur hat Niemand ein Recht 
zu pofitiven Anfprüchen an den andern, und Jeder 
Hat von Natur ein Recht, fich gegen andere blog 
negativ zu verhalten ($. 230.). Sol alfoein Recht 
zum Gegentheile da fenn; fo muß ſich Diefes äuf- 
tine freye Handlung und zwar anf einen Vertrag 
gründen. Daß aber diefer vorgefallen fey, muß 


von dem, welcher das Recht Ben —— 
werden. 7 


467. 

Wenn das Recht nicht gewiß gemacht wers 
den Fann, fo bleibt es zweifelhaft. Ein zweifels 
baftes Recht darf aber Niemand mit Gewalt aus 
führen, denn er wäre dabey nicht: ſicher, ob er 
nicht einen andesn beleidigte. Sind aber die 
Gründe für mein Recht objektiv hinreichend, und 
der andere leugnet es nur aus fubjeftiven Gruͤn⸗ 
den; fo darf ich es, nachdem ich meine Gründe 
‚dargelegt habe, gegen ihn erzwingen. 


5. 468. 
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BEUTH 4... $. 468. 

"Da aber-in ftreitigen Fällen auf das Urtheil 
ber Partheyen leicht feidenjchaften und andere fub; 
feetive Urſachen einfließen, und die Vernunft der 
Theilhabenden unficheer machen; niemant aber 
Gewalt gebrauchen darf,: außer wenn fein Recht 
pbjeftiv gewiß iſt; fo müffen die ftreitenden Par⸗ 
theyen, wenn ſie fich in Anfehung: ihres Rechts 
nicht vereinigen fönnen, und jeder doch in Anſe⸗ 
Hung feiner Behauptung. gewiß zu ſeyn glaubt, 
ihr Urtheil von der Vernunft eines Unpartheyis 
ſchen prüfen, oder dem Rathe und Ausfpruche eis 
mes dritten‘, welcher unpartheyiſcheiſt, und. gehös 
zig; urtheilen kann, die Entfcheidung überlaffen, 
Diefes fann nun entweder durch eine Mittelsper⸗ 
fon geſchehen, welche die Urteile beyder berichtis 
get, und fie zufammen vergleicht, oder durch tie 
wen; Schiedsrichter, der ihre Sache entfcheidet. 
Die Entfheidung des Schiedsrichterd muß, ven 
möge des Vertrages, gelten; Bud er gemeins 
RD, gewaͤhlt —* 


"A 


? 


—* he 469. 
2 Wer ſein — durch keinen unpartheyiſchen 
Schiedsrichter entſcheiden laſſen will, giebt zu er⸗ 
Tennen, daß er ſein Recht ſelbſt nicht fuͤr gewiß 
halte, und giebt Grund zu vermuthen, daß er 
mit Unrecht Gewalt brauche. Denn wenn er von 
ſeinem Rechte aus Wernunftgruͤnden uͤberzeugt 
wäre, fo müßte er * uͤberzeugt ſeyn, daß jeder 
Unpar⸗ 


8 Ze 2 
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Unpartheyiſche, der das Recht beurtheilen Fan, 
einerley Meynung mit ihm ſeyn muͤſite. Er tonn⸗ 
te alſo Fein Bedenken haben, jedem, Unpartbeyis 
ſchen über ſich entfcheiden zu laſſen. Hiche er 
aber: fein Recht feldft für, zweifelhaft, fo d ie er 
es noch nicht ausführen. Dig Weigerung, einen 
Schiedsrichter anzunehmen, vertoͤth alſo jedesmal 
ein Mistrauen gegen fein Recht. In zweifelhaf— 
ten Faͤllen iſt alſo zu praͤſumiren, daß derjenige 
Dig: babe, ‚der, fi "weigert, fein Recht der 
urrhsilung eined ———— —— — 
tets zu unigemerjein, —— 1 
‚inte 

Gem a Ce} —* 8 476. 0 
geder hat zwar ein Recht, Haie Rechte ſeibſt 
‚erkennen und zu beurtpeilen, und daher muß 
auch jedem ein Recht zugeſtan den werden, ſelbſt 
feine andern, zweifelhaften Rechte “auf feine eigne 
Gefahr auszuüben, folglich auch Gewalt zu bbau⸗ 
ben, da, wo gr ein Recht dazu, zu haben glaubt. 
ber dabey kann er ſich doch nimmet mehr der Be— 
urtheilung der Vernunft entziehen. Dann’ fette 
Kechte koͤnnen für andre nur in fo-meit gewiß 
feun, als deren Gewißheit entweder von ſelbſt ein⸗ 
leuchtet, oder als er fie beweifen fann. Geſetzt 
er wollte nun Niemanden fein für fich nicht evis 
dentes Recht beweiſen; fo“ würde: wenigftens der 
Schein leicht entfpringen' koͤnnen, als ‚ob grallar 
recht handelte, und fein Gegner Fönnte andere 
defto feichter beſtimmen zu glauben, daß er von 
— beleidiget wuͤrde. Da nun jedermann hon 


Na⸗ 


——— 
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Natur das Recht hat, einen Beleidigten beyzuſte⸗ 
hen; ſo wuͤrde es der Gegner leicht bewirken koͤn⸗ 
nen, daß andere ihm, weil fie ihn für beleidiget 
hielen, benftünden, und der Rechthabende wuͤrde 
diefen Widerftand gegen ſich felbft muthwilliger 
Weiſe erregen, und ſich die ‚Ausübung feines 


Rechts erſchweren. 


Erz $. 471. 

-;, Ale Gewalt gegen andere darf alfo auf eig; 
ne Uederzeugung von feinem Rechte nur provifos 
riſch, da wo die Zeit und die Umftände eine weis 

tere Erflärung nicht verftatten, oder wo fie unnds 
thig ift, gebraucht ‚werden, aber Niemand darf 
fi weigern, wenigftens hinterdrein die Rechtmaͤ⸗ 
higkeit feiner Gewalt fo woh! dem, gegen welchen 
die gebraucht wird, als andern, welche ein Recht 
haben, dem, gegen welchen er Gewalt brauct, 
beyzuftehen „. zu bemeifen. Wenn aber die Yuss 
bung des Rechts Aufſchub leidet, da muß das 
Recht demjenigen, gegen welchen es ftatt findet, 
por dem Gebrauche der Gewalt gegen ihn, klar 
gemacht und bewiefen werden, 


F} 
». 


AT 
Wenn niemand da ift, welcher den Streit 
mehrerer, die Über: ihr Recht uneinig find, ents 
ſcheiden fann, “oder beyde Theile in der eigenen 
fſubjektiven Meynung von ihrem Rechte beharren, 


nd jeder. fein Recht gegen den andern mit Ga 
* | walt 


win 
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walt durchſetzen will; ſo entſteht Krieg zwiſchen 
ihnen. Denn der Krieg iſt ein Zuſtand, wo mehrere 
Menſchen Zwang gegen einander wechſelſeitig aus— 
üben, um ihre vermeynten Rechte gegen einander 
auszugühren. Der Zuftand, in melden ji die 
Menſchen nicht um ihre Rechte —— iſt der 
Friede. 


Anm. Offenſiv- und Defenfi ivkrieg — Wiederher⸗ 
ftellungstrieg belſum repsrativum) Entſchaͤ⸗ 
digungskrieg — Straftrieg. 


8. 473. 
Die offenbare Beleidigung, welche mit dem 
Borfag verbunden ift, fie nicht zu vergüten, ift 
die einzige rechtmaͤßige Urfache des Krieges Denn 
es giebt feinen andern Rechtsgrund zum Zwange, 
als die Beleidigung eines andern ($. 412.). Da 
nun der Krieg ein. wechfelfeitiger Zwang ift; fo 
ift er nur dann von beyden Seiten geredis, wenn 
fie ſich einander mechfelfeitig beleidiget haben. 
Diejenige Parthey, welche der andern ihr Necht 
mir Gewalt verweigert, oder ihr Recht mit Ge⸗ 
walt angreift, führe den Krieg mit Unrecht. 


$. 474. 

Iſt das Recht evident, fo hat der Unrecht, 
welcher es angreift, ift es zweifelhaft, fo hat der 
Unrecht , welcher es mit Gewalt ausführen will. 
Dena ein zmweifelhaftes Recht darf Niemand wis 
der des andern KIN — ($. 467.). Ob 
„aber 
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\ * 
aber ein Recht gewiß oder ungewiß und zweifel⸗ 
haft fen, fann nicht nach den fubjeftiven Meynun⸗ 
gen der ftreitiinden Partheyen, fondern muß nach 
Rechtsprincipien und objeftiven Wahrheitsgruͤn⸗ 
den durch die allgemeine Vernunft sc wer⸗ 
den, und es’ift. daher Pflicht der Kriegfuͤhrenden 
Partbeyen, ſolche Anftalten zu treffen, wodurch 
ihr Recht auf eine unpartheyifhe Art ausgemits 
telt und erwiefen werden kann. Ihre eigne ſub— 
jeftive Meynung fann nichts entfcheiden, wenn 
fie nicht mit. dem Urtheile der allgemeinen Ver⸗ 
nunft zufammen fällt. 


$. 475. 

Wer im fortgefegten Bemühen ift,die Rech: 
te des andern mit Gewalt zu verlegen, heißt Defs 
fen Feind. Die Kriegfuͤhrenden Partheyen ſehen 
ſich alſo wechſelſeitig als Feinde an, und der Krieg 
iſt ein Stand der Feindſeligkeit. 


5. 476. 

Die Feinde muͤſſen einander auch im Kriege 

noch Rechte zugeſtehen, folglich haben fie auch im 
Kriege Zwangsverbindlichfeiten gegen einander. 
Daber dürfen die Zwangsmittel im Kriege nicht 
anders befcbaffen ſeyn, als es die Geſetze der Ges 
rechtigkeit ($. 450. Yzulaffen, und fie dürfen ihre 
twechfelfeitigen Rechte, ‚die ihnen ausgemächter 
Weiſe zufommen, nicht verlsgen, aufer in tie 
weit es die allgemeinen Rechtögefege felbft zufaß 
fen. 


fen. 
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Durch dieſe aber ſind folgende Einfipräns 


kungen fuͤr die Feinde beſtimmt: 


1) Wer des andern Feind iſt und Zwans ge⸗ 


gen ihn gebrauchen will, muß es öffentlich 
ſeyn; er muß ſich ihm als feinen Feind durch 
Worte oder oͤffentliche Thaten, die der ans 
dere wahrnehmen kann) offenbaren oder als 
ſolchen anfündigen. Denn fonft fönnte der 
andere gar nicht wiffen, von wem und wars 
um er angegriffen wuͤrde; folglich koͤnnte er 
ihm auch fein Recht nicht wiederfahren lafs 
fen, wenn er gleich wollte ($. 451 ): Ya 
der verftecfte heimliche Ziwang ift il 
tuͤliſch und ungerecht. 


2) Wenn einer ſich dem andern — als 


Feind angekuͤndigt hat; ſo darf er wohl dem⸗ 
felben jeine Zwangsmittel verbergen, jedoch 
muͤſſen fiefämmtli ſo beſchaffen n ſeyn, 
= fi weniofteng dem’ Feinde bey der 

Wirkung offenbaret, von wen fir berrüßs 
ren und worauf fie abzwecken. Denn fonft 
koͤnnten fie gar Feine Peftimmungsgeönde 
für ihn ſeyn, nachzugeben. 


3) Alle Zwangsmittel der Feinde gegen einane 


der muͤſſen fo befchaffen feyn, daß fie a) feiz 
ned dritten Güter ‚verlegen, der nicht ihe 
Seind it; b) daß fie nicht mehr Güter des 
Reindes verletzen, als in einer moraliſchen 


Drdnungz mo die Zwangsmittel allemal, 


mie 
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wie nach einem Naturgeſetz erfolgten, noth⸗ 
wendig iſt, um ihn zu beſtimmen, unſer 
Recht nicht zu verlegen. Jedes Uebel, wel⸗ 
ches denen zugefügt wird, die ung nicht ber 
leidiget haben, und jedes Uebel gegen unfre 
Seinde, das größer ift, als dasjenige, welches: 
ihre Verlegung unferes Rechts in ung verur⸗ 
ſacht, iſt unrecht ($. 441.) und. Beleidis 
gung, 

4) Alle Verträge, welche zwifchen Feinden ges 
fhloffen werden, müffen, wenn dabey nur 
feine Ungerechtigfeit vorgefallen ift, und 
alle übrigen Bedingungen dabey ftatt finden, 

wæelche zur Möglichfeit eines Vertrags ger 
hören (308. 2c.), gehalten werden. 


(6. 477. 

Wer im Kriege den andern außer Stand 
fegt, ihm ferner zu mwiderftehen, ift Sieger oder 
Ueberwinder y und wer gezwungen wird nachzu⸗ 
geben, iſt der Beſiegte oder Ueberwundene. Der 
Sieg entſcheidet nicht das Recht. Wenn der Sies 
ger Unrecht hat, fo ift auch fein Sieg ungerecht, 
fo wie aller Zwang, welchen er anmendet, fein 
sermeintes Recht zu verfolgen. 


$. 478. 
Ein Vertrag, durch welchen der Krieg zwi⸗ 
fen den en Partheyen geendiget wird, 
iſt 


- 
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ift der Friedens: Vertrag. Diefer ift gültig, wenn 
er ein wahrer Vertrag ift, alfo diejenigen Beftims 
mungen bat, melde oben ($. 308 — 355.) an⸗ 
gegeben find. Es ift aber fein gültiger Grund 
den Friedens-Vertrag zu brechen: 


1) wenn man vorgiebt oder auch wirklich bez 
toeifet, der andere habe mit Gewalt etwas 
Widerrechtliches durchgefegt. Denn durch 
den Friedens-Vertrag haben wir ihm ja 
freuwillig das Recht eingeräumt, was er 
vorher nach unferer Meynung nicht hatte. 
Wir haben alfo dem ftreitigen Rechte entfagt, 
und er har ed durch unfern Willen erworben ; 


2) wenn mal vorwendet, man habe den Fries 
den nur aus Noth gefchloffen. Denn alle 
Verträge, welche in der Noth gefchloffen 
werden, müflen, wenn nur fonft feine Unges 
rechtigfeit dabey vorgefallen ift, wie alle ans 
dere rechtmäßige Verträge gehalten werden; 


3) menn man fagt, der andere habe deswegen 
das Recht von uns duch Ungerechtigkeit ers 
worben, weil er doch eigentlich Fein Recht 
gehabt habe, Gewalt gegen uns zu gebraus 
chen, und alfo feine ungerechte Gewalt der 
Beftimmungsgrund unfers Entfchluffes ges 

weſen fey. Denn was ung beftimmt habe, 
den Vertrag zu fchließen, darauf koͤmmt es 
bey dem Vertrage gar nicht an. So bald nur 
unfer Entſchluß Feiner vollfommnen Pflicht 
Jakobs Naturrecht. wis 


t 
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widerſtreitet, muͤſſen wir den Vertrag hats 
ten 6% 328.). 


e $. 479. ; 

Es ift alfo eine ganz falfhe Maritime, menn 
man behauptet, der Defiegte fey an den Friedens⸗ 
Vertrag nicht acbunden, wenn der Gieger gegen 
ihn einen ungerechten Krieg geführt habe, und 
habe mithin ein Recht, den Krieg von neuen ans 
zufangen, fobald er ſich erholt. habe. » Denn fie 
vernichtet fich, ald Geſetz gedacht, felbft, weil es 
in der That voͤllig widerſinnig iſt, einen Friedens⸗ 
Vertrag zu ſchließen, von dem jedermann weiß 
und wiffen kann, es fey Fein Friedens⸗ Vertrag. 


6. - 480. 

Dagegen ift, ein Friedens: Saas gar fein. 
Vertrag, bat folglich auch Feine rechtlichen Fol⸗ 
gen a) wenn er durch eine offenbare ungerechte 
Handlung des einen oder des andern Paciſcenten 
geſchloſſen iſt (. 330 —+339),-b) wenn er eine 
ſchlechterdings moraliſch⸗-unmoͤgliche Handlung 

"zum Objekte hat ($. 330. 340 — 342) 


* TE Zweyte 
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— Zweyte Abtheilung. 
Bon dem Gefellſchaftsrechte. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Geſellſchaftsrechte uͤberhaupt. 


§. 481. 


N. Verhaͤltniß mehrerer Perfonen, denen ein 
wechſelſeitiges Zwangsrecht zufömmt, fich zur Her⸗ 
vorbringung eines gewiſſen gemeinſamen Zweckes 
gu beſtimmen, iſt eine Geſellſchaft in rechtlichem 
Verſtande. Die Perſonen, welche in einem fols 
chen Verhaͤltniſſe gegen einander leben, find Glie— 
der der Gefellihaft (membra focietatis, focii). 
Wer fein Mitglied ift, heißt ein Auswaͤrtiger, 
‚ein Fremder (extraneus, peręgrinus). Der zoeh. 
"zu deſſen Realiſirung fre einander zwingen dürfen, 
heißt der Geſellſchaftszweck (finis ſocialis). 


86. 482. 

Eine Geſellſchaft im rechtlichen Verftande 
($, 481.) kann nid anders, als ‚durch einen. 
Dersrag, entfpringen. Denn von Natur hat 
Niemand ein Recht; den andern zur Hervorbrins 
gung feiner Rechte zu; zwingen ($. 230.). Folg⸗ 
lich muͤſſen die Glieder, einer Öefellichaft: dieſes 
Recht von einander. erworben haben. Es gieht 
aber Feine rechtliche Art von den ändern ein Recht 
zu N als den Vertrag (9, 158.) 


ü CH 3 . i Anm, 
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Anm. -&8 giebt aber auch Gefellfhaften ohne 
Verträge, d. h. Vereinigungen mehrerer Perfo- 
nen zu gewiſſen Zweden,aus Neigung oder aus 
bloßer Pflicht, wo es rechtlicher Seits eines 
jeden Belieben überlaffen bleibt, ob und wie 
lange, oder wie weit er den Zweck der übrigen 
befördern will oder nicht. Won diefer Art ift 
3. E. die Freundfchaft, die Sefellfhaft um Um⸗ 
gange und zur Unterhaltung ıc. * Diefe Gefells 
fchaften bleiben Frey; jedes Glied darf die Vers 
bindung nad Belieben verlafien. Keiner ers 
wirbt in ihnen ein Zwangsrecht. Hier ift als 
lein von ſolchen Gefellfchaften die Rede, deren 
Mitglieder Zwangsrechte gegen einander — 
ſie erwerben. 


4. 483. 

Der Vertrag, durch welchen eine Geſellſchaft 
entſtanden, und die Rechte der Glieder als fols 
ches und die ganze Gefellfchaft beſtimmt find, heißt 
der Gefellfhaftsvertrag (pactum fociale), der 
entweder ein ausdrüdlicher oder ſtillſchweigen⸗ 
der ($. 321.) feyn fann. Um zu beurtheilen, two 

ein ſtillſchweigender Gefellfehaftsvertrag ftatt fins 
de, ift ed nöthig, die Thatfachen durch Kegeln zu 
beftimmen, aus welchen fi) mit &icherheit auf 
die Wirklichkeit eines Vertrages ſchließen läßt. 


484. 
Daß nun überhaupt eine wirkliche Einwilli⸗ 
gung, folglich ein Vertrag da fey, wird nach fols 
geln RL erkannt: 


eu 1) Der 
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1) Wer eine Leiſtung von dem andern frey⸗ 
willig annimmt, von welcher er, nach einer 
allgemeinen Erfahrungsregel, wohl wiſſen 
kann, daß ſie der andere nur fuͤr eine be⸗ 
ſtimmte rechtliche Gegenleiſtung thut, willi⸗ 
get durch die Annahme der Leiſtung in die 
Gegenleiſtung ſtillſchweigend ein, wenn er 
ſich nicht vor Annehmung der Leiſtung auss 
druͤcklich dagegen erklaͤrt. 

2) Wer gewiſſe Leiſtungen freywillig annimmt, 
die gar nicht nach einem allgemeinen Geſetze 

geſchehen koͤnnten, wenn der Empfaͤnger nicht 

etwas beſtimmtes dagegen leiſtete, der hat 

ſich durch die Annahme der Leiſtung zu der 
durch dieſelbe ſchon beſtimmte Gegenleiſtung 

dem andern verpflichtet, alſo einen ſtillſchwei⸗ 

genden Vertrag mit dem Leiſtenden geſchloſſen. 

3) Wer ſich eine Leiſtung gefallen laͤßt, und 
alſo darein williget, daß ihm der andere et⸗ 
was leiſtet, was ihm nach einem allgemei⸗ 
nen Geſetze gar nicht geleiſtet werden koͤnnte, 
wenn nicht andere, die im Stande ſind, etwas 
Beſtimmtes dagegen zu leiſten, dieſe Gegen⸗ 
leiſtungen wirklich erfuͤlleten, hat, wenn er 
im Stande iſt, die Gegenleiſtung zu thun, 
durch Annahme der Leiſtung in die Verbind⸗ 
lichkeit zur Gegenleiſtung ſtillſchweigend ges 
williget, alſo einen Vertrag geſchloſſen. 

4) Wer das Verſprechen einer beſtimmten Lei⸗ 
ſtung annimmt, welches, nach einer allges 


mei⸗ 


1 


. 
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meinen Erfahrung nur Unter der Bedin— 
gung einer / beftimmten Gegenleiftung geges 
ben wird, oder welches nach einem allgemeis 
nen Gefee gar nicht geſchehen koͤnnte, wenn 
nicht von dem Promiſſar eine Gegenleiſtung 
verſprochen wuͤrde, hat dem andern ein Recht 
auf dieſe Gegenleiſtung durch die Annahme 
des Verſprechens uͤbertragen, und dieſer hat 
es durch fein Verſprechen ſelbſt angenommen. 


5) Wer in einem Vertrag die Verbindlichkeit 
zu einem Zweck uͤbernimmt, uͤbernimmt zu⸗ 
gleich ſtillſchweigend (implicite) die Vers 
bindlichfeit zu den rechtmäßigen Mitteln, oh⸗ 
ne welche diefer Zweck nicht möglich wäre. 
Giebt er nun durch den Bertrag dem andern 
ein Recht, oder übernimmt er eine VBerbinds 
lichfeit, einen Zweck wirklich zu machen, und 
die Mittel bleiben im Vertrage unbeſtimmt; 

ſo bleibt ihm die Wahl under den rechtlich⸗ 
moͤglichen Mitteln frey; ſind die Mittel entwe⸗ 
der durch den Begriff des Zweckes oder durch 
den Vertrag ſonſt beftingmt, fo ift die Wahl 
nicht beliebig. - 

$. 485. 
Was nun den ftillfehmweigenden Gefeltfchaftss 


vertrag insbefondere betrift, fo kann er * folgen⸗ 
den Regeln erkannt werden: 


1) Wenn einer von dem andern getoiffe Dienfts 


leiftungen oder Berfprechen Fünftiger bes 
ſtimm⸗ 
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ftimmter Dienftleiftungen annimmt, die nach 
einer Regel, blos unter der Bedingung ges 
leiſtet oder verfpeochen werden koͤnnen, wenn 
der andere mit ihm einen gemeinfchaftlichen 
Zwei will; fo. feitt derfelbe durch die Ans 
nahme der Leiſtung oder des Verſprechens 
in eine Geſellſchaft und fließt einen ftills 
ſchweigenden Gefellfchaftsvertrag. 


2) Wenn viele Perfonen zugleich folde Hands 
lungen begehen, welche auf die Erreichung 
eines gemeinfchaftlicen Zwecks zielen; und 
die feiner derfelben, bey geiunden Berftande, 
hätte unternchinen fünnen, wenn ihn nicht 
der andere durch feine Handlung abfichtlich 
dazu beftimme hätte; fo haben fie ſich zu 
dieſem Zwecke duch einen ftillfehweigenden 
Geſellſchaftsvertrag vereiniget. 


3) Wenn fi die Glieder einer Geſellſchaft zu 
einem befiimmten Zwecke vereiniget haben; 
fo ift anzunehmen, daß ſie, auch ohne weitere 
Erklärung, in die rechtlichen Mittel eingewil⸗ 
liget haben, ohne welche die Erreichung des 

Zwecks gar nicht als möglich gedacht wer⸗ 
den kann; und wenn weder in dem VBertras 
ge noch durch den Begriff des Zwecks die 
Mittel beftimmt find; fo iſt die Wahl der 
Mittel unter den rechtlich = möglichen dem 
Belieben der Glieder, welche den Zweck beförs 
dern ſollen, freygelaſſen. 


* 6. 486. 
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486. 

In jeder Geſellſchaft ift nach dem Begriffe 
derfelben ($. 481.) nothiwendig : 1) ein gemeins 
famer Zweck , alſo eine Einheit oder Vereinis 
gung des Willens in Anfehung eines Zwecks, wel⸗ 
er das nothwendige Objekt des Willens aller 
Glieder der Gefellfbaft, d. i. das oberfte Gut 
der Gefellfhaft, und das gemeinſchaftliche Gut 
aller Glieder feyn muß, und welches daher das 
gemeine Befte (bonum publicum) genannt wird, 
Der Zuftand, in welchem das allgemeine Befte 
ohne Hinderniß erreicht wird ; beißt das ‚allges 
‚meine Wohl (falus publica), 2) Die Bereinis 
gung geroiffer Kräfte der Gefellfchaftsglieder, als 
das allgemeine Mittel zur Erlangung des gemeis 
nen Beften, alfo die wechfelfeitige Hilfe aller, in 
wie meit fie ein vechtliches Mittel zur Erlangung 
des gemeinen Beften ift, und 3) mehrere Hands 
lungen oder Gefchäfte, die fih auf die Befördes 
zung des Zwecks der Geſellſchaft zielen, und welche 
deswegen gefellichaftliche Angelegenheiten heißen. 

Anm, Der befondere oberfte Zweck der einzelnen 
Glieder Heißt das befondere Gut, das "Pris 

vatbeſte. 
487. 

In wiefern durch den Gefellfchaftsvertrag der 

Wille aller Glieder zur Einheit des Zwecks urs 
fprünglich vereiniget wird, heißt er der Wereinis 
gungsvertrag (pactum unionis), und diefer giebt 
allen Geſellſchaften ihren erften Urfprung. Wird 
eine 


x 
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eine Perfon in eine ſchon beftehende Geſellſchaft 
aufgenommen, fo heißt der Vertrag, durch mels 
hen dieſes gefchiehet, dee Aufnahmevertrag (pa- 
etum receptionis), In mwiefern durch den Ge⸗ 
fellfehaftsvertrag die Mittel beftimmt find, die 
fi jeder gefallen laffen foll, heißt er der Unter⸗ 
werfungsvertrag (pactum fubjectionis), Denn 
jedes Glied opfert feine Freyheit in Anfehung dies 
fer Mittel auf, und untermwirft feinen Privatwil; 
fen dem Willen der Gefellfchaft. Mas aber die 
gefellfaftlichen Angelegenheiten ($. 486.) an: 
langt; fo find fie theild durch den Gefellfhuftss 
vertrag felbft beftimmt, theils bedürfen fie befons 
derer Berträge der Gefellfehaft'mit denen, welche 
fie beforgen follen, 

Anm. Die Mittel find entweder durch den Zweck 
ſelbſt fhon hinreichend befiimmt, fo daß es nur 
Ein oder einige- Foordinirte vechtmäßige Meittef 
giebt, die fammtlich aus dem Begriffe des Zwecks 

erkannt werden können, oder die Mittel find 
unbeftimmt,, und es giebt deren mehrere, die 
fammtlich den Zweck hervorbringen tönen. Im 
erfteren Falle beftimmt der Vereinigungsvertrag 
zugleich den Inhalt des Unterwerfungsvertrags ; 
im leßteren Falle nicht» Hier kann nun entwe— 
der der Zweck erreicht werden, wenn auch die 
Wahl der Mittel dem Belieben eines jeden Glie— 
des überlaffen bleibt, oder es ift Einftimmung 
der Mittel nothwendig, weil der Zwec nur 
dann erreichbar ift, wenn alle gewifle beftimmte . 
Mittel gebrauchen. Im erfteren Falle. ift es 
nicht nöthig, fich Über die beftimmten Mittel 

- durch einen befondern Vertrag zu vereinigen, ins 
letzteren aber ift ed nothwendig. 


$. 45 8. 
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8. 488. 
Die Geſellſchaft macht ein Ganzes aus, des 
ren Theile Derfonen_find, die aber, in wiefern 
fie Glieder einer Geſellſchaft find, nur Einen Wit 
“fen haben, und daher felbft eine Perfon, nemlich eis 
ne zuſammengeſetzte oder myſtiſche Perſon ($. 254.) 
‘ausmachen. Sie hat alſo auch, wie jede Perſon, 
Pflichten und Rechte, welche Geſellſchaftspflich⸗ 
ten und Geſellſchaftsrechte heiſſen, ſo wie die 
Geſetze, welche dieſe Pflichten und Rechte beſtim⸗ 
men, Geſellſchaftsgeſetze genannt werden, welche 
den Willen der Geſellſchaft ausdruͤcken. 


. 489. 

Der Inbegriff der Kräfte, welche die Gefell: 
fhaft zu ihren Zwegen gebrauchen darf, heißt 
die rechtmaͤßige Gewalt der Geſellſchaft. Die 
"Gewalt der Geſellſchaft überhaupt befteht aber in 
. den Kräften der-einzelnen Glieder, welche jedes 
derſelben zum gemeinſamen Zwecke zu verwenden, 
ſich durch den rn ($. 483.) ver 


pflichtet Hat. 


$. 490. ’ 
Das Recht, die Mitglieder der Gefellfchaft 
zu dem gefellfchaftlichen Zwecke zu zwingen, heißt 
die hoͤchſte Gewalt oder die Oberherrfchaft, und 
Subjekt, in welchen diefes Recht ift, ift das 
Dberhaupt, der Oberhetr. Die Art und Weil, 


„wie a Recht ausgeuͤbt wird, heißt die Regie— 
rung. 
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rung, und das Subjeft, welches das Necht der 
Regierung ausäbt, der Regent, fo wiedie Rech⸗ 
te, welche Dem Kegenten zukommen, Kegierungss 
ii genannt werden. 


6. . 491. 

Die Rechte der Gefellichaft find theils urs 
fprüngfiche, weſentliche und nothwendige, cheils 
abgeleitete, außerweſentliche und. zufällige Ger 
ſellſchaftsrechte, je nachdem fie zur Mögtichkeit 
der Geſellſchaft gehören oder nicht, Erſtere wer⸗ 
den mit der Gefeilfchaft ſelbſt gefett, und find ihe . 
rem Inhalte nah unmittelbar duch den Wegriff 
derſelben und ihres Zweckes beſtimmt, legtere ents 
ſtehen erſt durch freye Handlungen und durch Ver⸗ 
haͤltniſſe, welche in dem Begriffe einer Geſellſchaft 
noch unbeſtimmt find. 


$. 492. 
Die Geſellſchaftsrechte verpflichten theils die 
Glieder. der Geſellſchaft, tbeils Auswaͤrtige. In 
erſterer Ruͤckſicht heißen fie einheimiſche (dome— 
Stier‘, in letzterer Ruͤckſicht auswaͤrtige oder frem⸗ 
de Rechte (peregrina, extranea), und in jeder 
Geſellſchaft laſſen ſich 1) die rechtlichen wechſelſei— 
tigen Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft und der einzels 
nen Mitgliedern, und 2) die rechtlichen wechſelſeiti⸗ 
gen Berhältniffe der Gefellfcpaft und der ie 
tigen ($. 3 betrachten. 


« 


6. 493. 
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$. 493. 

Die Wiſſenſchaft der Geſellſchaftsrechte uͤber⸗ 
haupt, in wiefern es ſich a priori aus dem bloßen 
Begriffe der Gefclichaft überhaupt erkennen läßt, 
ift das allgemeine natürliche Geſellſchaftsrecht, 
das entweder einheimiſch innerlich Gus foc. uni- 
verfale domefticum, internum) oder ausmärs 
tig, äußerlid) heißt (jus foc. univerfale pere- _ 
grinum, externum), je nachdem es die rechtlis 
ben Verhältniffe der Glieder der Gefellfchaft oder 
Auswärtigee mit der Gefellihaft betrift. 


$. 494. 

Das weſentliche einheimifche Geſellſchafts⸗ 
recht ($. 493.) im allgemeinen ift: „Das Recht, 
‚alle Mitglieder der Geſellſchaft nach Gefegen zu 
„zwingen, das zu thun, wozu fie fi) im Geſell⸗ 
„fhaftsvertrage verpflichtet Haben. “ 


8. 495. + 
Hieraus folgt: 

1) Jedes Glied ift verpflichtet, das gemeine 
Befte nach demjenigen Gefege zu befördern, 
durch welches es im Gefellfchaftsvertrage vers 
pflichtet if. Was aber ein jedes Glied zum 
Zwede der Gefellihaft zu thun verpflichtet 
ſey, muß zunächft und hauptſaͤchlich aus dem 
Vertvage, wenn diefer aber nicht zureicht, 
aus dem Zwecke der Gefellfchaft —* 


werden. 
2) Kein 
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2) Kein Glied der Geſellſchaft hat ein Recht, 
etwas zu thun oder zu laſſen, wodurch der. 
Zweck der Gefellfchaft aufgehoben, vernichtet, 
verlegt oder verändert-werden würde, wenn 

es nach einem allgemeinen Geſetze gefchieht. 


* 2) Jedes Glied hat eine Ziwangspflicht, feine 
“ Privatzwecke dem Geſellſchaftszʒwecke im Col» . 
lifionsfalle aufzuopfern. Wenn aberder Zweck 
des Gliedes, der mit den Zwecken der Ges 
ſellſchaft in Eollifion kommt, ein noch allges 
meinerer und nöthiwendigerer wäre, ale der 
Zuweck der Geſellſchaft felbft, fo fteht diefer 
jenen nad. 


| . 496. | 
Da eine jede Gefellfhaft aus Perfonen bes 
ſteht, die feldft ihre wefentlichen- und unverlierba⸗ 
ren Rechte ($. 219.) haben und behalten; fo 
ſchraͤnken fih die Rechte der Geſellſchaft und ihrer 
einzelnen Glieder mwechfelfeitig ein, Die Einfpräns 

kungsregeln fi find: | 

I) Keine Gefellfchaft ift berechtiget, irgend eis 
nes ihrer Mitglieder als bloßes Mittel zu 
ihren Zwecken in der That zu gebrauchen, 
und wenn ihr Zweck nicht anders erreicht 
werden Fönnte , als daß dieſes geſchehe; fo 
muß fie ihren Zwed fahren laſſen. Jedes 
Glied bleibet auch in der Gefellfhaft Selbfts 
= ec, d. i.Perfon, und die Geſellſchaft muß 
daher auf.die rechtmäßigen Zwecke eines jg 
den 
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den Gliedes Ruͤckſicht nehmen. Dreled gib 
aber. auch) umgekehrt. 

2) Keine Geſelſſchaft iſt berechtiget, die. Sreys 

»  heitiihser Glieder. mehr einzuſchraͤnken, als 
ine Durch den eignen Willen derfelben im Ver⸗ 
trage verſtattet iſt, alſo fie auch zu feinen 

. . „andern Handlungen zu beſtimmen, als zu 

ſolchen, welche durch den Vertrag als recht: 
lich möglich gedacht werden koͤnnen, und 
wenn. gleich der Zweck der Gefellfhaft durch 
eine Handlung befördert werden koͤnnte; fo 
- hat. die Geſellſchaft doch kein Recht, dieſe 
zu verlangen, wenn ſich das Mitglied die 
Freyheit; in Anfehung diefer Handlung vors 
behalten hat. Jedes Glied behält alfo alle 
Freyheit und. alle Rechte, ; welche es im Ge 
fellſchaftẽ bertroge nicht veraͤußert hat, nicht 
nur die weſentlichen, die es nicht veraͤußern 
kann, fordern auch die zufaͤlligen, welche es 
nicht veraͤußert hat. 

g) Reine Geſellſchaft ift beregtiget, die Mit 
glieder anders ald nach einem alfgemeinem 
Geſete zu zwingen, und der Zwang der Geſell⸗ 

ſchaft gegen die Mitglieder iſt allen den Eins 

.  ‚ Sbränfungen unterwsrfen, welchen der rechts 
‚mäßige Zwang — ($r 440.) ‚unters. 
worfen iſt. 

% Een 497. 

R In einer Geſellſchaft haben alle Mitglieder 

gegen ARME: eines gegen alle, und alle gegen 
eines 
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eines Zwangsrechte, welche theils durch den Zweck 
der Geſellſchaft, theils und insbeſondere durch 
Den Geſellſchaftsvertrag näher beſtimmt find: Wenn 
die Gefellichaft aus zwey Gliedern befteht, fo hat 
das eine Glied ein Recht das andere zu zwingen, 
das zu thun, wozu es ſich im Geſellſchaftsvbertra— 
ge verpflichtet hat; beſteht fie aus mehreren Perſo⸗ 
nen 5" fo-haben alle Glieder zufammen genommen, 
das Recht, eined oder'einige, und eines-oder eis 
nige das Recht, alle Übrige zu zwingen, den Ges 
ſellſchafts vertrag zu haften. Wie dieſes Zwangs⸗ 
recht ausgeuͤbt werden ſolle, iſt entweder durch 
den Bertrag ſelbſt beſtimmt oder nicht. Im letz⸗ 
terem Falle kann es jeder, beliebig für ſich ſelbſt je⸗ 
doch unter rechtlichen Schranken ausuͤben. 


$. 498. 3 

Wenn ein Gefellfhaftsglied Den Geſellſchafts⸗ 
vertrag verlegt; fo beleidiger es alle übrige Glie⸗ 
der, und wenn mehrere oder alle uͤbrigen Glieder 
nur in einem einzigen den Geſellſchaftsvertrag ers 
letzen: ſo beleidigen ſie dieſen, und die beleidigten 
Cheile haben alle Rechte, welche einem Beleidig— 

"ten “gegen einen Beleidiger zukommen ($ 4ro, 

u. f. w.). J— 


$. 499. 


Jeder, der in eine Geſellſchaft tritt, ſchraͤnkt 
ſeine natuͤrliche Freyheit ein. Denn er ertheilt 
andern ein Zwangsrecht auf gewiſſe Handlungen, 
worauf fie vorher feines hatten, und in Anſebung 

—— dieſer 
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Diefer Handlungen, welche er ald Mittel zum ges 
ſellſchaftlichen Zwecke hingiebt, ift er in der Ges 
ſellſchaft nicht mehr frey. Aber jeder, der in die 
Geſellſchaft tritt, ermeitert auch zugleich feine 
Freyheit. Denn er erhält dadurch das Kecht auf 
gewiſſe pofitive Handlungen der übrigen Mitglie 
der, welches er. vorher nicht hatte. Jeder Zus 
wachs der Rechte ift aber eine Erweiterung der 
natürlichen Freyheit ($. 106.) 


§. 500. 

Was die auswärtigen Rechte ($. 492 .) der 
Geſellſchaft betrift; ſo iſt jede Geſellſchaft eine mo⸗ 
zalifche Perſon ($. 488.). Folglich kommen ihr 
alle die Rechte zu, welche einer Perfon überhaupt 
zufommen ($. 81 26), und der beiondere Inhalt 
diefer Rechte wird durch den befondern Begriff 
Der Art ihrer Perfönlichfeit beftiimmt. Die weſent⸗ 
lichen Rechte der Gefelljchaft überhaupt gegen 
Auswärtige find daher: 

1) das Recht der Selbftftändigfeit, d. i. das 
Recht, als eine Gefellfchaft zu exiſtiren, ihr 
ve Mitglieder ald die Bedingungen ihrer 
Epriftenz zu erhalten, und deren gefellfchaft- 
lichen Kräfte und Handlungen zu ihren Zwe⸗ 
een zu verwenden. Kein Yuswärtiger, we 

der eine phyſiſche noch eine andere myſtiſche 

Pexrſon, kann alſo das Recht haben, eine rechts 
"mäßige Geſellſchaft aufzuheben, oder zu zer⸗ 
ſthren, ihr A — zu entziehen u. ſ. w. 


2) das 
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m) das Recht der Freyheit, d. i. das Recht 
auf den freyen und unabhängigen Gebrauch 
aller geſellſchaftlichen Kräfte, fie mögen nun 
der Geſellſchaft urfprünglich eigen gemefen 
ſeyn, oder ſie mag diefelber-erft rechtmaͤßig 
erworben haben; folglich auch das Recht, 
ihre eignen Rechte zu veraͤußern, andere zu 
erwerben; ſich beliebig gute oder böfe, ibr 
ſelbſt nügliche oder ſchaͤdliche Zwecke zu fer 
gen und zu ‚verfolgen, in wie weit nur die 
Rechte der Auswärtigen dadurch nicht ver⸗ 
fett werden. 


3) das Recht auf rechtliche Gleichheit mit 
allen auswärtigen Perſonen und Gefellſchaf⸗ 
ten, d. i. das Recht, jeden Austoärtigen nach 

‚allgemeinen Gefegen zu zwingen, daß er ih⸗ 
re Rechte nicht verletze, oder fie in der Aus⸗ 
übung ihrer Rechte widertechtlich ſtoͤre. 


..ub son 

en kann feine Gefellfchaft das Recht 
haben, die Rechte irgend eines andern zu verle⸗ 
gen, alſo nicht das Recht: 1) Auswaͤrtige, es moͤ⸗ 
gen nun einfache oder zuſammengeſetzte Perſonen 
ſeyn, zu zwingen, Mitglieder ihrer Geſellſchaft zu 
werden, oder fie als Mittel zu ihren Zwecken bes 
liebig zu gebrauchen; 2) ſie zu poſitiven Hand⸗ 
lungen, welche den gemeinſchaftlichen Zweck befoͤr⸗ 
dern, wider ihren Willen zu nöthigen; 3) fie in 
irgend einem Salle zu zwingen, , wo fie nicht durch 
Zaakobs Naturrecht. Nu offens 
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offenbare Beleidigung ber Geſellſchaft e ein Recht 
dazu gegeben haben. 


"ug 302. 

Zufaͤllige Rechte der Geſellſchaft find alle die 
enigen, welche fie durch rechtmaͤßige freye Hand: 
a erworben hat, und fie Fann daher ſowohl 
Eigenthumsrechte auf Sachen, als Bertragsrechte 

‚bon andern Perfonen erwerben, deren Inhalt nicht 
anders als aus den’ beftimmten freyen Handluns 
gen und Zwecken derſelben erkannt werden kann. 


$. 503. en, * 
6 ift demnach durch den Begriff einer Ges 
fellfehaft überhaupt beftimmt: 

1) daf feine Geſellſchaft ohne Geſetz und ohne 
Verwaltung oder Ausuͤbung der Geſetze bes 
ſtehen und ihren Zweck erreichen koͤnne, 

2) daß jede Geſellſchaft das Recht habe, ſich 
ihre Geſetze zu geben; fie Onnpeotn; ab: 

3°. . zuändern uü. ſ. w. 

3) daß die. Gefege: der Befeifgäft weder das 

Recht eined Auswärtigen; noch: das Recht 

2 +. eines einzelnen Gliedes der” BER ver⸗ 
letzen duͤrfen, 
4) daß alle Glieder den eſehen der Gefells 
ſchaft unterworfen, und durch dieſelben ver⸗ 
pflichtet ſeyn;alſo jedes Glied, welches den 

= Gefegen der Geſellſchaft zuwider bandelt, die 

— beleidiget, 

Em: 


m 2 
ver) 


du 


” » 
- b 
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5) daß jede Geſellſchaft die, einzelnen Glieder 
zwingen koͤnne, die Geſetze zu halten, folglich 
auch alle rechtmaͤßigen el gegen 
fie zu gebrauchen, 

6) daß Fein Mitglied beliebig. die Gefelſchaft 
verlaſſen duͤrfe, außer in wie weit dieſes durch 
den Pa feloft beſtimmt oder freygelafs 

fen ift. Denn niemand darf feinen Vertrag 
beliebig brechen (5. 302.). 
..7): daß jeder, : der: fih-in die Gefelfchaft auf: 
mehmen laͤßt, fich auch ——— ihren 
Beſetzen unterwerfe. 
*0 — 
. 504. 
In dem Geſellſchaftsvertrage iſt entweder eis 
nem Gliede die Oberherrſchaft ($. 490.) ruͤbertra⸗ 
genoder nicht. Am erſten Falle heißt die Geſell⸗ 
ſchaft ungleich (ſocietas inaequalis), im letzteren 
gleich caequalis). In der ungleichen Geſellſchaft 
iſt ein Glied Oberhaupt und Regent ($. 490.), 
die übrigen heißen Untergebene, Unterthanen, 
und deren Berpältniß ‘gegen das Oberhaupt iſt die 
Untersbänigkeit. In. gleichen Geſellſchaften ift fein 
Glied des andern Oberhaupt, ar — dem ans 
dern mierthan 
ir Ye 595. 

Das Recht der Oberherrſchaft ne einem Glie⸗ 
de insbefondere dutch den Sefellichaftsvertrag bes 
williget werden, wenn es ihm zukommen fol, Wenn 

— —AA in 
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in dem Gefellfchaftsvertrage hierüber nichts bes 
ſtimmt iftz fo ift die Geſellſchaft gleih. In der 
gleichen. Geſellſchaft Fann nur die ganze Geſellſchaft 
das u der Oberherrſchaft ausüben, 


$. 506. . 

In einer gleichen Gefellfhaft hat Fein Glied 
dem andern etwas zu befehlen, feines bat eine 
Herrſchaft über das andere. Aber es widerftreis 
tet der Gleichheit nicht, daß ein Glied in dem Ges 
fellfehaftsverteage andere, : mehrere und größere 
Rechte erhalte ald das andere, Denn wenn jes 
mand gleich mehrere und; groͤßere Rechte hat; fo 
bat er desfalld noch fein Recht der Herrſchaft 
uͤber ihn. 

§. 507. 

Kur, in Anfehung des gemeinfamen Zwedes 
muͤſſen alle Verbindlichkeiten und Rechte der Glie⸗ 
der einer gleichen Geſellſchaft einerley ſeyn, und 
alles, was daher in Beziehung auf den Zweck der 
Geſellſchaft ſoll koͤnnen erzwungen werden, muß 
durch ihre gemeinſchaftliche Einwilligung jedesmal 
beſtimmt ſeyn. Das aber, was durch die gemein⸗ 
ſchaftliche Einwilligung beſtimmt iſt, iſt der jedes⸗ 
malige Wille: der Geſellſchaft, als einer moralis 
Ken Perfon, und diefer Wille ift ein Gefeß der 
Gefellfchaft ($. 488.). Alle Gefege einer gleis 
een Geſellſchaft kommen alfo durch Uebereinfunft 
der einzelnen Glieder zu Stande, und merden 
durch jedesmalige Verträge beftimmt. Derglei⸗ 
vn Geſetze — konventionell (leges pacriuae). 


$. 508. 
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$. 508. \ 
Die beftimmte Art und Weite, wie der rechts 
liche Wille einer Gefellfhaft beftimmt und erfannt 
wird, heißt die VBerfaßung. Diefe muß durch 
den Gefellihaftsvertrag beftimmt feyn. ft in 
demfelben nichts darüber beftimmt, fo hat die Se 
ſellſchaft gar keine Verfaſſung. 


$. 509. 
In einer Gefellfchaft ohne Verfaffung muß 
der geſellſchaftliche Wille, in wiefern er nicht durch 
den Begriff des Zwecks feldft ſchon beſtimmt ift, 
durch die wirkliche vollfommne Uebereinftimmung 
aller Glieder in jedem einzelnen Falle, mo ber 
Mike nöthig ift, beftimmt werden. Da aber die 


mehreſten Geſellſchaften viele und mannichfaltige 


Handlungen, und zugleich eine getoiffe Gleichförs 


migkeit mehrerer Handlungen erfordern, diefes 


aber nad der Erfahrung nicht möglich ift, wenn . 
nicht eine Berfaffung beftimme ift, wodurch die 
Beftimmung der Einheit des Willens erleichtert 
wird, und wodurch bey mehreren Gliedern der 
Wille der Geſellſchaft beſiimmt, und von jedem 
erfannt werden kann; ſo fann Peine Geſellſchaft 
von mehreren Perfonen ohne eine gewiſſe Verfafs 
fung beftchen. 

6. 510, 
In einer jeden Geſellſchaft find mehrere Ges 


ſchaͤfte auszuführen ($. 486.), die zur Erreichung 


des 
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des gefellfchaftlichen Zwecks nothwendig find, und 
Diefe find- oft in allen Fällen vun jedem auf glei⸗ 
he Art zu thun. Da es nun theild unnoͤthig 
theils zweckwidrig ſeyn würde, jedesmal, wenn 
es nöthig ift, dergleichen Handlungen zu tbun, 
von neuen zufammen zu fommen und zu wollen; 
fo erfordert das allgemeine.Wohl, alles was ein: 
förmig und beftändig zum Zwecke der Gefellfchaft 
von jedem Gliede gefchehen fol, im Geſellſchafts⸗ 
vertrage gleich urſpruͤnglich ein für allemal zu bes 
ſtimmen, und die Gefege, morinne die beharr, 
lichen Rechte der Gefellfehaft und die unveränders 
liche Verbindlichkeit der einzelnen Glieder ausges 
druͤckt wird, beiffen fonventionelle d. h. dur 
Verträge oder llebereinfunft aller Glieder entftandes 
ne Örundgefeße ($. 507.) und die Verträge, durch 
welche fie beftimmt find, werden die Grundvertraͤge 
genannt. Durch diefe Brundgefege werden theils 
die gewöhnlichen und hauptfächlichften Gefchäfte 
der Gefellfchaft, theils die Art und Weife, mie 
fie zu führen find, und mie der gemeinſchaftliche 
Wille in den übrigen Angelegenheiten, die erft nad) 
Zeit und Umftänden erfannt werden muͤſſen, auss 
gemacht und erfannt werde, beſtimmt. Die Grund» 
gefege beftimmen alfo die Verfaffung einer Ger 
fellfchaft, 


. 511. 
Sine Stimme (vorum , fuffragium) , beißt 
die Erklaͤrung des Willens eines Geſellſchaftsglie⸗ 
des, von dem es will, daß er der gemeinſchaftliche 
Wille 
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ben, heißt das Stimmrecht. 
Anm. Bejahende, verneinende, fategorifche, Hypo: 
thetifche, ausdrückliche, ſtillſchweigende Stimmen. 


Wille werde, und das Recht, feine Stimme zu ge 


ur $. 512: 

Die Stimmen peißen entfcheidend (vora de- 
ciſiva), wenn die Geſellſchaft eine Verbindlichkeit 
bat, fie für (obgleich noch nicht zureichende) Gruͤn⸗ 
de, daß fie Geſetz werden, gelten zu laſſen; rath⸗ 
gebend (vera confultativ, deliberativa), wenn die 
Geſellſchaft diefe Verbindlichkeit nicht hat; eitts 
ftimmig (vöta confentientia), wenn fie einerlen; 
nicht einftimmig (diſſentientia, diverla), wenn fie 
nicht einerley find; einhellig (unanimia) wenn ſie 
alle einftimmig find’; getheilt (divifa).menn fie nicht 
alle einftimmig find. Im legtern Falle find fir entwes 
der gleich getheilt (paria), oder ungleich; die 
mehreften einftimmigen Stimmen heißt die Stims 
menmehrheit (majora), die mwenigften übereins 
ftiimmenden Stimmen machen die Minorität aus 
Xminora). .". .. / 
en ie STBey sinnieeenn 
In einer gleichen Gefellfhaft hat jedes Mits 

glied ein Stimmrecht, und die Stimme eines je 
den Gliedes ift mit entfcheidend, und die Stims 
men aller Mitglieder find gleiche Gründe, den 
Mitten der Geſellſchaft zu beſtimmen. Denn fie 
gehoͤren zur Einheit des Willens der gleichen Ge⸗ 
ſellſchaft. Was durch die Stimmen als Wille ei⸗ 
ner gleichen Geſellſchaft beſtimmt wird, beiie.ein 
es 
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Beſchluß derfelden (conclufum), und diefer ift 
für alle Glieder Gefetz ($. 488.). u 


9. 514. 

Wenn durch den Gefellfchaftsvertrag nichts 
darüber. beſtimmt ift; fo fann in einer gleichen 
Befelifhaft nur durh die Stimmeneinhelligkeit 
oder die Unanimitaͤt ein gültiger Beſchluß ($. 5 13.) 
gefaßt, oder ein Geſetz fuͤr die einzelnen Glieder 
gegeben werden, Wenn es aber durch den Ges 
‚fellfchaftsvertrag beſtimmt ift, daß eine gewiſſe 
Zahl von Stimmen einen Beſchluß und ein Geſetz 
begründen ſollen; fo gilt dieſe durch den Vertrag 
beftimmte Zahl der Stimmen felbft durch ein ges 
ſellſchaftliches Geſetz, in allen denen Fällen, in 
‚welchen e8 beftimmt ift. | 

Anm. ı. Abſolute, (relative Stimmenmehrheit, 
ealculus Minervae, 

Anm. 2. Wenn Stimmeneinhelligkeit in Anfehung 

gewiſſer gefellfchaftlichen. Angelegenheiten, die 
nothwendig entfchieden werden müffen, unmoͤg⸗ 
lich ift, fo ift es in dem Gefellfchaftsvertrage 
ſtillſchweigend enthalten, daß die Stimmenmehr: 
heit gelten follen. 


$. 515. 

Ueber die Rechte eines Mitgliedes, melde 
daſſelbe im gefellfhaftlihen Vertrage nicht veräus 
Bert hat, Fann wider deffen Willen duch die 
Stimmenmehrpeit fo wenig etwas gültiges beſchloſ⸗ 
fen werden, als in allen denen Fällen, mo die 

z Stims 
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Stimmeneinbelligfeit nah dem Geſellſchafts ver⸗ 
trage zur Entſcheidung vorbehalten iſt. 


6. 516. 

Die Art und Weiſe, wie die Stimmen in 
groͤßeren Geſellſchaften gegeben und eingeholt wer⸗ 
den muͤſſen, muß durch den Verfaſſungsvertrag 
6. 508.) der Geſellſchaft beſtimmt ſeyn. 


$. 517. 

ane einer gleichen Gefellfhaft kann zwar kei— 
ner dern andern Gefege geben, aber die ganze Ges 
ſellſchaft giebt doch allen einzelnen Gliedern Ges 
ſetze, und alle Glieder muͤſſen den Geſetzen der Ge⸗ 
ſellſchaft unterthan ($. 504.) ſeyn. Die Geſetze 
oder der Wille der ganzen Geſellſchaft iſt alſo in 
der gleichen Geſellſchaft das Oberhaupt, und in 
wie fern die ganze Geſellſchaft ihren Willen nicht 
ſelbſt ausüben kann, muß fie ein Organ dazu ers 
wählen, d. i. eine. Perfon, welche zwar nicht dag 
Recht hat, Geſetze zu geben, aber doch fie zu voll⸗ 
ſtrecken. Die einzelnen Glieder find alfo nicht 
“ Unterthanen diefes Organs, fondern der Geſetze. 
Wenn fein Organ beftimmt ift, fo find alle übri= 
gen Glieder das Organ gegen diejenigen, melde 


die Gefege libertreten und ein Glied aegen alle 


übrigen. Da diefes in den wenigften Gefellfebafs 
ten, zumal wenn fie aus vielen Gliedern beftehen, 
thunfich ift, fo muß in den mehreften das 28 
ber Geſetze beftimmt ſeyn. 


6.518. . — 
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. 5 18. rei 
In einer ungfeichen Geſellſchaft 6. 504.) 
beſtimmt nach dem Geſellſchaftsvertrag ein Glied 
(es ſey nun eine phyſiſche oder moraliſche Perſon) 
welches det Mille der Geſellſchaft ſeyn fol- Die 
fes Glied heißt das Oberhaupt und der Regent 
der Gefellfchaft, und ihm fommt die Oberberr: 
ſchaft ($. 490.) zu. Der Regent ift alfo nicht blos 
Organ der Gefege, fondern feldft Öefeßgeber (le- 
Bun): 


$. 519. 

Die Oberherrſchaft kann entweder einer Pers 
fon allein zufommen, oder fie Fann unter mehrere 
Glieder der Gefehfchaft vertheilt feyn. Im erften 
Falle Hat eine Perfon die vollftändige ungetheilte 
(imperium plenum) Oberherrſchaft, im legteren 
befigen die einzelnen PBerfonen, unter melde die 
Oberherrſchaft vertheilt ift, nur einen Antheilan der 
Dberherrfchaft, und ihre DOberherrfchaft Heißt unz 
vollftändig, getheilt (minus plenum ‚divifum). 

Anm. Sn einer gleichen Gefellfchaft ift Die Obers 
herrſchaft unter. alle Glieder glei) vertheilt. 


A er. 520. ° 
Der Oerherr heißt eingeſchraͤnke oda uns ' 
eingefchränkt, je nachdem die Ausuͤbung feines 
Mechts zur Oberhereſchaft vonder befondern frepen 
Einwilligung anderer abhängt oder nicht. 


$. 521. 
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TRIASTT. 

Ein Dberherr mag nun’ eimgefeheänkt on 
oder nit ($. 320.J5 fo ift er doch alfemal an 
die notbwendigen Bedingungen und Geſetze eier 
Geſellſchaft überhaupt gebunden. Wozu eine Ges 
ſellſchaft uͤberhaupt nicht berechtiget iſt, kann auch 
kein Oberherr berechtiget ſeyn. Denn er hat nur 
das Recht, den Willen der Geſellſchaft auszu—⸗ 
uͤben, und was alſo dieſe zu wollen kein Recht 
hat, darf auch kein Oberherr wollen. Folglich 
gelten für jeden Dberheren alle die Schranken, 
welche oben ($. 496.) für jede Geſellſchaft übers 
haupt feſtgeſetzt find. ca 


$...522. 

Jede Oberherrichaf. iſt aber nicht allein übers 
Haupt durch das: Recht der Glieder der Gejells 
ſchaft, und durch den Begriff einer Geſellſchaft 
uͤberhaupt, ſondern auch insbeſondere durch den 
beſtimmten Zweck der Geſell ſchaft ($. 481.) einges 
fhränft. - Denn der Grund, weswegen einer Per; 
fon überall eine Oberherrſchaft übertragen. wird, 
ift die Erleichterung der Errichtung des Zwecks 
der Gefellfchaft. Alſo darf der Oberherr die Mit 
tel, aber nicht den Zweck der Geſellſchaft beſtim⸗ 
men oder abändern. Er ift alſo jederzeit durch 
die Rechte der Glieder eingefchränft, oder hat, wo 
nicht pofitive doch natürliche rechtlihe Schranken. 

4 523. 
Eine Oberherrſchaft ohne alle rechtliche Schranz 
Een it Tyrannen ;- und wer eine eine folche aus⸗ 
ud, 
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übt, heißt ein Thrann. Niemand kann ein Recht 
zur Tyhranney haben. Denn Niemand kann ohne 
rechtliche Schranken ſeyn, weil andere Perſonen 
unverlierbare Rechte haben. 


5. 324. 

Jeder Oberherẽ hat alſo nicht nur Zwangs⸗ 
rechte, ſondern auch Zwangsverbindlichkeiten ge⸗ 
gen ſeine Unterthanen. Denn dieſe behalten auch in 
dem Verbaͤltniſſe als Unterthanen gewiſſe Zwangs⸗ 
rechte gegen ihn, nemlich alle, die ſie entweder gar 
nicht. veräußern und verlieren koͤnnen, ‚oder die fie 
ihm nicht —— uͤbertragen haben. 


4. 325. 

gIedet Oberherr hat aber 1) das Recht, den 
Unterthanen Geſetze zu geben, und ſeine Geſetze 
ſind rechtmaͤßig, in wieweit ſie einen nur recht⸗ 
lich⸗ moͤglichen Willen der Geſellſchaft ausdruͤ⸗ 
cken; 2) das Recht, die Unterthanen nach allge⸗ 
meinen Geſetzen zu zwingen, daß ſie das thun, 
was durch die rechtmaͤßigen Geſetze beſtimmt iſt, 
d. i. daß ſie gehorchen, und der Gehorſam oder 
die Unterwuͤrfigkeit unter die Geſetze des Regenten 
iſt eine Zwangspflicht der Unterthanen. In dem 
Zwangsrechte iſt aber auch das Strafrecht mit 
enthalten ($. 417.). 


$. 526. 
Dagegen Fann fih die Oberherrſchaft nicht 
‚weiter erſtrecken, als auf die gefellfchaftlichen Ans 
gu 
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gelegenheiten und Zwecke, und daher?kann jeder 
Unterthan nur in Anſehuntz dieſer Zwecke durch 
den Oberherrn eingefſchraͤnkt "werden; in allen’ 
übrigen Ruͤckſichten ſind die Unterthanen von ihm 
unabpängig. "Kein Oberherr kann alſo je ein 
Recht haben 1) feine-Unterthanen als bloße Gas 
hen zu behandeln, mit ihrer Perfon und mit dem, 
was mit derfelben verknüpft ift, nach bloßen Bes- 
lieben zu verfahren; 2) ihnen die Freyheit in Ans 
fehung aller Handlungen zu nehmen, oder-feinen 
Willen zum unbedingten Geſetze aller ihrer wild 
kuͤhrlichen Handlungen zu machen’; 3) fie nach 
feinem bloßen Velieben eder anders als na all⸗ 
gemeinen Geſetzen zu — ja — 


3427. 

Alle Oberhe giee kann nicht, nders ale 
durch einen Vertkag erlangt werden, $. 505.), 
und daher muß dag befondere Recht des Ober⸗ 
herrn aus dem beſonderen Inhalte des Vertrages 
beſrimmter erkannt werden. Der Vertrag, durch 
welchen jemanden die Oberherrſchaft überftagen 
wird, ift der Hntermerfungöverptag £$,.487.), 
von Seiten der Unterthanen. Der Unterwerfunges 
vertrag Fann nur erft auf den Bereinigungsuer- 
tcag ($. 487.) erfolgen. Denn etit muß der Zweck 
beftimmt feyn, che man jemanden die — 

des Zwecks uͤbertzggen Panne. un man > 

Ä fe 528. ..: 
Es giebt feinen abſolut unbedingten Unter 
PETER: — es giebt aͤberall keinen 
abjos * 
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abſolut unbedingten Vertrag. (5 357.). Jeder 
Unterwerfungsvertrag iſt daher eingefhränft; 1) 
durch die Bedingungen eines Vertrages uͤberhaupt 
($. 34826)»: 2) durch den beſondern Zweck dee 
Peroinigungspertragg, und 3 „wenn beſondere de 
dingungen der Unterwerfung beſtimmt — 
3 aa PEN er * 


6. 529. 

Jeder Oberherr kann in doppelter Rücficht 
betrachtet: werden : ı).al& Glied. der Geſellſchaft 
und in fofern ift ex allen Geſetzen der Geſellſchaft, 
folglich ſeinen eigenen Geftgen ‚unterworfen; 2) 
als Oberherr, und in fo fern iſt er Here der Ges 
ſetze, kann fie verändern, abſchaffen, neue geben, 
durch Geſetze Yusnahmen feftfegen u. ſ. w. In 
‚toiefern 4 0'0 Oberherr durch die Geſetze aus 
genommen ift, iſt er den Gefegen nicht untermwors 
fen. Aber von den natuͤrlichen Ziwangtgefegen, 
denen jeder als motaliſches Weſen und’als Menſch 
infonderheit unterworfen ift, kann ſich fein Ober: 
berr Ausriehimeh. Denn diefe banı gen gar nicht 
dom dem Willen einer Geſellſchaft ab, und der 
Wille des Oberheren kann nie mehr bermögen, als 
ber Bil der Geſellſchaft. — 

gie u 349 05 . 530. FE —— % 
In einer üngleichen Geſellſchaft find alfo bit 
Gelege der Gefellfhaft nicht fonventionell, werz 
den nicht bon den Stimmen der; Glieder, fondern 


allein durch Die Stimme des Obechervn beſtim mt 
2fV und 
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und diefer hat allein in Auſehung der Geſetze (aus 
vom Vertrage) eine entſcheldende Siimme. 


= 531, 

. Eine Gefellſchaft heißt einfach, wenn ihre 
Glieder lauter. einfache. oder pbyſiſche Perfonen 
ind; zufammengefegt, wenn fie auch moralifhe 
oder myſtiſche Perſonen zu ihren Mitgliedern bat. 


’ 


B 6: 532.; 

er —— der Dauer ift die Sefehthatr 
entweder, ‚auf eine. deftimmte Zeit geſchloſſen oder 
nicht. Erſtere heißt, ‚eine temperaͤre Geſellſchaft. 
Letztere iſt entweder eine lebenswierige oder eine 
ewige Geſellſchaft, d. i. eine Geſellſchaft, entwe⸗ 
der Lebenslang oder durch alle Zeiten fortdauernd. 
Die ewige Geſellſchaft iſt nur durch eine borinui— 
liche Saccatlen von Gliedern un: 

u’ 33. 

Die Zeit einer -Sefelfchaft fann entweder 
ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend beſtimmt ſeyn. 
Letzteres geſchiehet „wenn ſich die Dauer; der Ge⸗ 
-feüfchaft aus dem Zwmecfe derfelben wit Sig erheit 
ſchließen und beſtimmen laͤßt, und wenn die Dauer 
der Geſellſchaft nicht ausdrücklich beſtimmt iſt; Jo 
muß: fie allemal aus dem: Zweche derſelben erkannt 
werdẽen. Ce 

J Ge ν α 

Eine Geſellſchau hoͤrtrauf* * wem der = 
Kurse erreicht iſt (. 401.), 2) wenn 
ge die 
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die, Erreichung deflelben phyſiſch oder. moraliſch 


unmöglich. wird ($..400.);5 3) wenn Diein dem | 


Geſellſchaftsvertrage beſtimmte Zeit verſloſſen iſt; 

4) wenn alle Mitglieder in-die Aufhebung der 

Gefeliſchaft willigen, und durch dieſe Aufhebung 

das Recht eines dritten verletzt wird, alſo duch 

einen neuen rechtmaͤßigen Vertrag, 2 
. 535, 

Wenn aber einzelne Glieder die Gefellfchaft 
oder die Geſellſchaft einzelne Glieder deleidiger; 
fo hört dadurch die Geſellſchaft ſelbſt nicht auf, 
fondern ihre Beleidigung beſtimmt nur ihr wech⸗ 
felfeitiges Ziwangsrecht. In wiefern das Nuss 
- ftoffen oder freymillige Heraustreten als allgeme 
nes Zwangsmittel für die eine eder andere Pars 
they ohne Widerſpruch mit den Rechten irgend eis 
nes anderm gedacht werden kann, berechtiget die 
Beleidigung des einen Theils des Geſellſchaft dazu. 


$. 536, 
Der Inhalt der- Gefellfchaften ift Durch ihre 
Zwecke beftiimmt. Daher muͤſſen die Geſellſchaf— 
ten dem Inhalte nah, nach ihren Zwecken einges 
“ AHeilt werden. Diefe Zwecke hängen nun entwes 
der blos von der Willführ ab, oder fie find von 
Der Natur beſtimmt, und werden nur durch den 


Willen zu Zwecken der Gefellfehaft erhoben, Wenn 


der Wille die legteren will; fo darf er fie nicht 
anders wollen, als ſo wie fie die Natur als fittlich 
— Zwecke beſtimmt hat; es ſteht ihm frey, fie 

nicht 


| 
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nicht zu wollen, aber es ſteht ihm nicht frey, ſie am 
ders zu wollen. Nur die Wahl der Mittel kann 
verſchieden ſeyn, der Zweck bleibt immer derſelbe. 
Dieſe Art der Zwecke heiſſen daher natuͤrliche Zwe— 

cke, da die erſteren willkuͤhrliche genannt werden. 


5. 537. 
Die willkuͤhrlichen Zwecke (5. 535.) haben 
gar nichts feſtes, ſondern koͤnnen von den Par⸗ 


theyen beliebig und anders beſtimmt werden. 


Daher laſſen ſich in Auſehung ſolcher Geſellſchaf⸗ 
ten, welche fie zum Objekte haben, gar Feine alls 
gemeine Regeln a priori feftfegen. In Anfehung 
folcher Gefellfichaften aber, welche natärliche und 
unveränderfiche Zwecke haben, können die allges 
meinen Regeln a priori weniaftens durch den Des 
ariff des Zweckes befrimmt werden, und es läßt 
ſich daher eine Theorie diefer Gefellfehaften a priori 
enfwerfen. 


$. 538. 
Allgemeine natürliche Ziwecfe werden nun 
theils durch die fogenannten häuslichen Gefells 
ſchaften, theils durch den Staat ($. 191.) beförs 
dert. Zu den erfteren wird die Ehe, die Verbin: 
dung zwifchen Eltern und Kindern, und das Vers 
hältniß zwifchen Herren und Diener gerechnet, 





Zatobs Naturrecht. E  - Iwer: 
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Zweyter Abſchnitt. 
Von den Rechten in dem Stande De 
Geſellſchaften. 
I. 
Bon dem Eherechte. 


5. 539. 


Sa natürlichen Trieb unter moralifchen 

Schranken befriedigen, beißt ihn alfo befriedis 
gen, daß man durch Befriedigung deſſelben Feiner 
Pflicht zuwider handelt (5. 111.). 


9. 540. 

Es giebt gewiſſe Triebe in der menſchlichen 
Natur, welche nur durch andere Menſchen gehoͤ⸗ 
rig befriedigt werden koͤnnen. Unter dieſe gehoͤrt 
der Geſchlechtstrieb. Da es nun eines jeden 
Freyheit uͤberlaſſen bleibt, ob er etwas zur Befrie⸗ 
digung der Triebe eines andern thun will oder 
nicht (ſ. 230. n. 2.); fo darf von Natur Nie 
mand den andern möthigen, daß er ihm feine nas 
türlihen Triebe befriedigen helfe, fondern er fann 
das Recht, daß er diefes thue, nur durch einen 
Vertrag von ihm erlangen, 


Ä $. 541 
Wenn Menfchen fich zur Befriedigung ihrer 
Triebe durch einen Vertrag vereinigen; fo kann 
das Dbjeft des Vertraged nur eine Vereinigung 
wur Befriedigung ihrer Triebe unter moralifchen 
Schran⸗ 
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Schranken ($. 340.) ſeyn, und eine Vereinigung 
zur Befriedigung ihrer Triebe, ohne moraliſche 


Schranken it rechtlich unmöglich, und kann übers 
all feine Prlichten begründen. Denn einen Trieb 


ohne moraliſche Schranfen befriedigen, heißt ihn . 


auf eine pflichtwidrige Art befriedigen. Wer fich 


alſo in einem Vertrage verpflichten mollte, die. 


Triebe des andern ohne moralifhe Schranfen zu 
befriedigen, wuͤrde ſich verpflichten, fie auf eine 


pflihtwidrige Are zu befriedigen, d. i. pflichtwi⸗ 


drige Handlungen zu begehen. Niemand aber 


Fann fid in einem Vertrage zu einer pflichtmidris 


gen Handlung verpflichten ($. 328.), und ein 
Vertrag, in welchem dieſes geſchiehet, ift fein 
Vertrag ($. 330.). 


9. 542. 
Eine Gefellfehaft zwiſchen Perfonen beydere 
ley Geſchlechts, welche zum Zwecke hat, den Ges 


ſchlechtstrieb unter moraliſchen Schranfen ($. 539.) 
unter einander wech ſelſeitig zu befriedigen, heißt, 


eine Ehe (matrimonium), und der Vertrag, durch 
welchen eine Ehe gefchloffen wird, iſt der Fhevers 
frag (pactum matrimoniale), Die Glieder der 
She find Mann (maritus) und Frau (uxor) wels 
be zufammen Ehegatten (eonjuges) genannt 
werden, 
9. 543. 

Die Forderungen des einen Ehegatten an 

den andern find alfo durch deifen Pflichten einges 


& 3 ſchraͤnkt, 


8* 
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ſchraͤnkt, oder: Kein Ehegatte kann von dem 
andern fordern, daß er in ihm den Geſchlechts⸗ 
trieb wider feine Pflicht befriedige, oder ihn in 
fich befriedigen lafje. Denn zu einer pflihimi ' 

drigen Handlung kann fih Niemand in einem Ders 
trage verbinden ($. 330.). 


$. 544. 

Perſonen alfo, welche ſich mit einander zur 
Befriedigung des Gefchlechtstriebes verbinden, 
übertragen einander dad Recht, alles dasjenige 
von einander zu fordern, ohne welches fie den Ges 
ſchlechtstrieb auf eine pflihtwidrige Art entweder 
in fid oder in dem andern befriedigen wuͤrden, 

‘ und haben alfo durch eine folche Dereinigung ein 
Recht erworben, alle diejenigen Handlungen von 
einander mit Gewalt zu fordern, ohne deren Vor: 
ausjegung die Befriedigung des Geſchlechtstriebes 
ihrer Pflicht würde widerfprochen haben. 


$. 545. 

Die Verbindlichkeit, den Gefchlechtstrieb mit 
einander fo zu befriedigen, daß dabey die Pflicht 
des andern nicht verlegt wird, wird daher unter 
Chegatten Zwangspflit; in Anſehung anderer ift 
fie, wenn nicht durch einen Vertrag ein andereg 
beftimmt ift, (mie in unfern Staaten) fren. Die 
Verbindlichkeit, den Sefchlechtötrieb auch mit mo— 
- ralifcher reiner Gefinnung zu befriedigen, bleibt 
auch in der Ehe eine freye Pflicht, wozu Feiner 
den 
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den andern zwingen kann. Aber ſo bald der eine 
Ehegatte dem andern ſeine unmoraliſche Denkart 
bey Befriedigung dieſes Triebes zu erkennen giebt, 
hat der andere ein Recht, ihm die Befriedigung zu 
verweigern, oder ſie ihm nur unter der Bedin— 
gung zu geſtatten, daß er die unmoraliſche Denfs 
art nicht durch Handlungen Aufere, Denn fonft 
würde der andere Miturfache an der Ausführung 
diefer Geffanung feyn. Dieſes aber widerfpricht 
der Pflicht (pbil. Sittenl $. 649 2c.), und fann 
alfo nie Objekt einer Berbindlichfeit werden. 


$. 546. 

Wenn beyde Ehegatten einftimmig ihren 
Gefchlechtstrieb auf eine unmoralifche Weife befries 
digen wollen; fo verlegen fie Niemandes Rechte, 

wenn fie nicht etwa fehon durch einen andern Vers 
trag (im Staate) ſich gebunden haben; fie find 
als Eine (mpftifche) Perfon anzufehen, welche eis 
nen böfen Willen hat, den fie auszuführen, ein 
äußeres Recht hat, wenn fie nur. Feines andern 
Rechte dadurch verlegt. 


($. 547: 

Die moralifchen Schranfen aber, welche die 
rechtmäßigen Anforderungen des einen Ehegatten 
an den andern beftimmen, find: 

1) daß er die Fortpflanzung des Geſchlechts, 

(welche durch dieſen Trieb allein moͤglich ge⸗ 

macht ift) nicht abſichtlich oder wiſſentlich/ 
»  Calfe 
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(alfo weder Empfängniß noch Zeugung) hin- 
dere. Denn a) in einer moralifhen Ord⸗ 
nung muß die Sortpflanzung des Geſchlechts 
als Zweck diefes Triebes, und das mit Bes 
friedigung deflelden verknuͤpfte Vergnügen 
nur als Mittel betrachtet werden, Ein Mit— 
tel aber wiffentlid gegen einen moralifchen 
Zweck zu gebrauchen, oder ihn gar durch dag 
Mittel, fo weit man kann, zu vernichten, 
widerſpricht allemal der Pflicht (phil. Sitten, 
G. 281.), und dazu fann fi Niemand in 
einem Bertrag verpflicten ($.330.). Ges 
Bet nun, der eine wolle dem andern au 
nur verftatten, daß er in ibm den Geſchlechts⸗ 
trieb alfo befriedigte, daß dadurch der nas 
tuͤrliche Zweck diefes Triebes abſichtlich ges 
hindert würde; fo würde er ihm wenigftens 
negativ jur Ausführung einer unfittlichen 
Handlung behuͤlflich ſeyn; d. i. er würde 
ſelbſt pflihtwidrig handeln. Wenn alfo die 
‘ wechfelfeitige Befriedigung des Gefchlechtss 
triebes der Zweck einer rechtmäßigen Gefells 
fehaft feyn foll; fo Fann fie nur unter der 
Bedingung gefchloffen werden, daß jeder ein 
Recht hat, von dem andern zu fordern, daß 
er die durch den Benfchlaf mögliche Em: 
pfängnif und Zeugung weder in fich noch in 
dem andern hindere;. b)der Beyfchlaf Fanır 
Urfache des Daſeyns eines moralifchen We—⸗ 
fens feyn. Wer nun die Empfängniß ad: 
fihtlih hindern wollte, würde dad Das 
feyn 
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feyn eines moralifchen Wefens hindern wol⸗ 
fen, welches allemal eine unmoralifche Ges 
finnung iftz wollte er gar das ſchon erzeugte 
zerſtoͤren; fo würde er einen ſchon wirklichen 


-Cobgleih noch unvollendeten) Menfchen mis 


derrechtlich toͤdten, welches ebenfalls pflicht⸗ 


widrig iſt. Wenn nun der eine Ehegatte, 
diefes wollte, fo würde der andere allemal, 


Theil daran nehmen, wenn. cr in ihm den 
Geſchlechtstrieb befriedigte. Er darf alſo 
nicht eher den Geſchlechtstrieb in ihm befrie⸗ 
digen, bevor er verſichert iſt, der andere 
wolle ihn nur unter moraliſchen Schranken 
befriedigen. Denn nur unter dieſer Bedins 
gung fann er fich mit ihm zu einer Gefells 


schaft, welche die Befriedigung diefes Tries - 


bes zum naͤchſten Zweck hat, durch einen: 
Bertrag vereinigen. 


2) daß der erzeugte Menſch durch ihre Schuld 


nicht umfomme, daß fie ſich alfo gemeins 
ſchaftlich verpflichten, für die Erhaltung, 
feiner phyfifchen und moraliſchen Eriftenz zu 
forgen. Denn man fege, fie wollten dieſes 
nicht, fo würden fie wollen, daß die Eriftenz 
eines moralifhen Wefens geringer geachtet 
würde, als ihre Geſchlechtsluſt, welches als 


lemal eine unmoraliſche Gefinnung ift, bie 


nie zum Objekte eineg Vertrages gemacht 
werden fann. Einen Menfchen, ohne daß 
er ung befeidiget bat, in einen folchen Zus 
ftand ſetzen, in welchem er nothiwendig ums 

foma 
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fommen muß, wenn wir ihm nicht beyftes 
ben, da wir ihm doch benfteben fonnten, iſt 
- eben fo viel, ald einen Menfchen (indis 
refte, tödten, Nuͤn'wird ein neugebohrner 
Menfh von den Eltern in der That in ei 
nen jolchen Zuftand verfegt. Wenn fie al 
fo nicht für feine Erhaltung forgen woll— 
ten; fo würden fie mehr die freyen Urfachen 
feines Todes, als feines Yebens fegn. Da 
nun dieſes ſchlechthin pfichtwidrig iſt; fo 
hat ein jeder, der mit dem andern fich in 
eine Gefellihaft zur Befriedigung des Ger 
fhlechtstriebes vereiniget, das Recht, ohne 
Erftärung voraus zu fegen, daß er fich vers 
pflihte, das Erzeugte durch feine Schuld 
nicht umfommen zu laffen, d. h. ed zu erhal 
ten. Denn man denfe, er fege voraus, daß 
er das Erzeugte nicht erhalten, fondern blos 
feinen Trieb befriedigen wolle; fo feste er 
voraus, daß er ihn. auf eine unmoraliſche 
. Art befriedigen wolle, und darüber fönnte 
er gar feinen Vertrag mit ihm fehließen 
($. 330.). Aber da Menfchen ein mora⸗ 
liſches Wefen erzeugen; fo ift es nicht ge 
nug, daß fie ihm feine phyſiſche Eriftenz 
erhalten, fie müfen ihm auch die moralifche 
geben, dah. fie müffen bewirfen, daß es 
von feinen natürlichen Kräften einen freyen 
oder moralifchen Gebrauch machen lernt, oder 
fie muͤſſen das Kind erziehen. Denn die 
Erziehung ift die Ausbildung der natuͤrlichen 
Kräfte 
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Kräfte zur Erleichterung des moraliſchenGe— 
brauches derfelben. Die Shegatten verpflich⸗ 
ten fich alfo durch den Ehevertrag ($.542.) 
ſchon ftilifchweigend zur gemeinfchafrlichen 
Erziehung der in der Ehe erzeugten Kinder. 
Denn fie find beyde zufammengenommen die 
Urfahe der Exiſtenz eined moralifchen We⸗ 
ſens, das ihrer bedarf, folglich find fie auch 
verpflichtet, die gerechten Bedürfniffe, die 

Sie felbft verurfacht Haben, zu befriedigen 
(phil. Sittenl, $. 767.). Welcher von beys 
den Ehegatten fih nun weigern wollte, dars- 
an Theil zu nehmen, würde, erflären, daf er 
den Geſchlechtstrieb ohne moralifche Schranz 
fen hätte befriedigen wollen. Aber der ans 
dre hat den Vertrag blos unter der Bedin- 
gung, dafi er ihn unter moralifchen Schran: 
fen befriedigen wolle, mit ihm gefchloffen 
($. 542.). Alfo kann er ibn zwingen, daß. 
er die in der Ehe erzeugten Kinder mit erhal⸗ 
ten und erziehen helfe. 


5. 548. = 
| Aus dem Bisherigen ift alfo Flar, daf in je: 
dem rechtmäßigen Chevertrage die gemeinfchaftli= 
be Pflicht, die in der Ehe erzeugten Kinder zu 
erhalten, und zu moraliſchen Wefen moͤglichſt zu 
erziehen, mit übernommen werde, und die Ehe ift 
daper eine Geſellſchaft zwifchen Perfonen ver: 
ſchiedenes Geſchlechts, welche zum Zweck bat, 
den Gefchlechtstrieb wechfelfeitig unter morali⸗ 

u ; ſchen 
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fchen Schranken zu befriedigen, und die dadurch 
erzeugten „Kinder gemeinfchaftlich zu erhalten 
und zu erziehen. Diefes ift eine Reaferflärung 
(209. $. 330.) der Ehe, melde durch die vorigen 
Paragraphen gerechtfertiget wird. 


549. s 
Wer fih nun zu dem Zwecke vereiniget, ver 
einiget fi auch zu den gerechten Mitteln, ohne 
welche der Zweck nicht möglich ift. Diefe Mittel 
find indek durch den allgemeinen Begriff der Che 
nicht beftimmt, fondern muͤſſen aus Beobachtun⸗ 
gen über die menſchliche Natur, welche am des 
ften lehren Föntten, wie unter Menfchen der Zweck 
der Ehe am ſicherſten erreicht werde, erkannt wer⸗ 
den. Da nun dieſe Erfahrungen verſchieden ſeyn 
koͤnnen, fo kann es auch unter verſchiedenen Mens 
ſchen verſchiedene Mittel geben, die zur Errei⸗ 
hung des Zwecks der Ehe mehr oder weniger tau⸗ 
gen, und die fämmtlich unter die Rechtsform paf 
fen können. Durch den allgemeinen Begriff det 
She ($. 548.) ift nur die einfchräntende Kegel 
beſtimmt: „daß Niemand in der Ehe etwas wol 
„len dürfe, was den Zwed der Ehe ($. 548.) 
„offenbar aufpebt oder außerordentlich erſchweret, 
„und daß feine Vereinigung beyder Geſchlechter, 
„wodurch die Erreichung des rechtmaͤßigen Zwecks 
„der Che, fo viel ihr Wille dabey vermag, uns 
„möglich gemacht wird, dem Namen einer Ehe 
„verdiene,“ 


$. 55% 


Angewandte‘ Nechtslehre. | 331 


$. 550% 

Da nun die Erfahrung von der menfchlichen 
Natur lehrt, daß der moralifche Zweck der She 
entweder gar nicht oder doch nur fehr unvollfommen 
erreicht werden kann, wenn nicht a) verfraufe 
Sreundfchaft, welche zwifchen Perſonen von vers 
ſchiedenen Geſchlecht infonderpeit Liebe genannt 
wird, und b) die genauefte Geſelligkeit unter 
Eheleuten herrſcht; diefe aber, nad) der Erfahrung 
über die menſchliche Natur,und infonderheit über 
ihre Beduͤrfniſſe und Neigungen nicht. gut unters 
halten werden fönnen, ald wenn ı) die Ehe auf 
die ganze Lebenszeit‘ gefploffen wird; 2) wenn nur 
zwey ‚Perfonen von verſchiedenen Gefchtecht ſich 
mit einander vereinigen, und 3) wenn fie fih vers 
bindlich machen, ſich die Befriedigung des Ges 
fhlechtstriebes blos unter einander zu erlauben; 
fo hat die Stimme der gebildetften Voͤlker die let: 
teren drey Punkte ſchon längft zu pofitiven Gefes 
Gen erhoben, und fie dadurch der Willkuͤhr der 
einzelnen Menjchen entruͤckt, ob diefen gleich die 
Deftimmung aller übrigen Punkte in ihren Ehes 
verträgen, in miefern fie nur nicht den Gefehen 
zuwider find, überlaffen bleibt. 

Anm. Da das N. N. Glos dasjenige enthält, 
was a priori bewiefen werden kann; fo kann es 
‚Über alles, worüber die Erfahrung blos Aufs 
ſchluß giebt, keine Belchrungen geben. Es ift 
daher eben fo falſch, wenn man fügt, nach dem 
M. R. ſey es Mecht, mehrere Meiber oder Mäns 
ner zu haben ꝛc. als wenn man fagt, es fey nach 
dom N. N. Unrecht. Denn das N. R. ie 

alles 


332 ater Theil. 2te Abtheil. zter Abſchn. 


alles biefes unbeftimmt. Ob die Vielmännexey, 
Vielweiberey, Gemeinſchaft der Weiber, Con— 
eubinat, temporsire Gecchlechrrverbindinne ac. 
unter bie Rechtsform pafle, d. b. ob fie als all 
gemeines Geſetz (als rechtliches Mittel zum mo: 
ralifhen Zweck der Ehe) füch denken laffe, iſt 
ein Problem für die Urtheilskraft, welches blos 
mit Hälfe der Erfahrung zu entfcheiden iſt. Wenn 
die Erfahrung lehrt, daß ein gewiſſes Wolf ohne 
Leidenfchaft und ohne Liebe im Stande wäre, 
fich 6108 durch Pflicht zu Handlungen zu. beitim- 
men; fo würde. eine Gemeinfihaft der Weiber, 
woben die Erziehung nicht. den Eltern, fondern 
tugendhaften Kunftverftändigen anvertrauet wuͤr⸗ 
de, untere diefem Volke nichts Rechtswidriges 
feyn. Da aber ein folches Volk eine Schimäre 
it, und eine Gemeinſchaft der Weiber unter den 
Meenfchen, fo wie wir fie kennen, den Zweck der 
Ehe faft vernichten würde; fo ift diefelbe unter 
ung für rechtswidrig zu erklären. Im M. R. 
aber bleibt diefes, fo wie alles übrige, Worüber 
allein die Erfahrung Belehrung giebt, mit Recht 
unbeftimmt, und es kann nach demfelden, nad) 
der DVerfchiedenheit der Umſtaͤnde, allerdings - 
(ohnerachtet der Einheit und Unveränderlichkeit 
der Rechtsprincipien) verfchiedenes und fogar 
das entgegengefeste Recht ſeyn. Polygamie, ja 
ſelbſt Polyandeie widerfpräht den natürlichen 
NMechtsprincipien nicht geradezu und unbedingt 
(in abftracto), ob fie gleich auch ihnen nicht ge⸗ 
radezu und unbedingt gemaͤß iſt, ſondern es 
kommt darauf an, ob ſie unter gewiſſen Um— 
ſtaͤnden (in concreto), mit dem Zwecke der Ehe 
($. 547.) beftehen können oder nicht. Soll das 
her etwas diefer Art Geſetz werden; fo ift es 
nicht anders als durch Uebereinkunft oder durch 
einen höheren Geſetzgeber (in der Religion) mögs 
| 


+ 
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lih. Vor dem Staate hängt diefes von den Pa⸗ 
ciſcenten ab. Daß Vielmaͤnnerey aus dem Grun⸗ 
de rechtswidrig ſey, weil die Frau ihre eheli— 
hen Verbindlichfeiten gegen den einen Mann 
nicht erfüllen koͤnnte, will mir nicht einleuchten. 
Denn der erfte Mann koͤnnte ja einmwilligen und 
es könnten ja mehrere Männer zugleich zur Ehe 
mit einer Frau einwilligen. 


$. 551. 

Daß nabe Blutsverwandte mit einander 
keine Ehe ſchließen ſollen, kann ebenfalls nicht 
a priori erkannt werden, und bleibt daher im 
FR. unbeftimmt. Diefes verbietet nur im All 
gemeinen „ulle Verbindungen, welche dem Zwecke 
der Ehe zuwider find.“ Da nun die Erfahrung 
lehrt: 1) daß eine Vermifhung der Dlutsvers 
wandten leicht die Race verdirbt, dahingegen der 
Beyſchlaf mit entfernten Gefchlechtern die phufis 
ſche Schönheit aufrecht erhält, und überhaupt die 
Körper vervollfommnet; 2) daß die Ehen unter 
Familien die Menfchen leicht abfondern, die Gemein: 
heit hindern und fpäterhin das Vermögen mehr 
als ed gut ift, an einzelne Familien bringen; 3) 
daß das dichte Zuſammenleben naher Berwandten 
leicht den Geſchlechtstrieb zur Unzeit reizen, und 
die Ausſchweifungen erleichtern würde, wenn nicht 
die dee der Blutfebande (einer ivreligidfen Uns 
zucht) und der Unmöglichfeit einer gefeglichen Vers 
einigung den Trieb einfchränfte; fo ift ed der Bers 
nunft ſehr gemäß, die ehelichen Verbindungen, fo 
weit als es diefe Ruͤckſichten nothwendig Machen, 
durch 


Umſtaͤnden nicht find. 
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durch pofitive Gefeße, da mo ed wegen der grös 
Fern Menſchenmenge angeht, einzufhränfen. So 


bald deraleihen Ehen die Keligionspflicht verbie— 
tet, müfen fie auch ungültig feon, weil jeder Ver 
trag, deſſen Objeft einer offenbaren Pflicht wider: 
fpricht, ungüftig ift ($. 330.). Da aber das N. R. 
auch von pojitiven Geſetzen abftrahirtz fo bleibt 
alles diefes im NM. R. unbeſtimmt. Denn etwas 


abſolut allgemeines laͤßt fi) doch nichts hierüber 


beftimmen, weil die Umftände manches ändern 
koͤnnen. 
5. 552. 

In dem Ehevertrage ($. 3542.) muß man den 
Hauptvertrag und die Nebenvertraͤge unterfcheis 
den. Jener betrift den rechtmaͤßen Zweck der 
Ehe ($. 547.) und die nothwendigen Mittel zu 
demſelben; diefe betreffen die zufälligen Mittel. 
Mer den Hauptvertrag nicht hält, oder dagegen 
handelt, bricht die Ehe. Er heißt ein Ehebres 
cher, und feine Handlung iſt Ehebruch. Welche 
Handlungen den Namen des Ehebruchs verdienen, 
kann allein aus dem Inhalte des Hauptvertrages 
beftimmt werden, und da Diefer unter verfthieder 
nen Umftänden verfchieden feun Fann ($. 550. 
Anm.); fo fönnen auch gemwiffe Handlungen. bier 
Ehebruch fenn, Die e8 anderdwo und unter andern 


% 553. 

ı) Wer fih unbedingt meigert, den Ges 
ſchlechtetrieb in dem andern Ehegatten zu befricdiz 
gen; 
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gen; 2) wer ihn in demſelben auf feine andere 

als auf eine unfittliche Art befriedigen will; 3) 

wer fich weigert, die in der Ehe erzeugten Rinder 

erhalten und erziehen zu helfen; 4) wer die Bes 
dingungen nicht hält, welche in dem Ehevertrage 
als nothivendige Mittel zum Zwecke der Ehe er- 
kannt und beliebt find; hat die’ Che gebrochen. 

Der beleidigte Theil hat in diefen Fällen ein Recht, 

alte rechtmäßigen Zwangsmittel gegen ihn zu ges 

brauchen, folglich auch, wenn diefes Recht einem 
dritten übertragen iſt, ihn zu befirafen. 

" Anm. Daß der Beyfchlaf eines Ehegatten mit 
einer dritten Perſon Ehebruch fey, folat nicht 
aus dem bloßen Begriffe der Ehe Er wird 
aber Ehebruch, wenn der Ehevertrag nur unter 
der Bedingung des ausfchließenden Rechts zum 
Beyſchlafe eingegangen ift, es mag. nun dieſes 
durch den befondern Yegriff der Ehe, der bey 
einem Volke durch Gewohnheit, Religion ıc. 
eingeführt tft, oder durch den individuellen Wis 

‚ ten der Paciſcenten beſtimmt fein, Wenn bier 
durch nichts beftimmt ift, fo iſt die Frau doch 
verpflichtet, fich fo zu betragen, dab der Mann 
gewiß fern kann, er ſey der Vater der Kinder, 
welche fie erzeugt; der Mann aber hat die 
Swanaspflicht, fi nicht durch Umgang mit ans 
dern Frauen zu erfchlaffen, weil er fonft Urſach 
iſt a) daß er den Trieb der Frau nicht ftilfen 
fann, und b) feinen Kindern einen kranken Rörs 
per giebt. Die Frau hat aber ein Recht zu fors 
dern, daß er das erftere thule (9. 542.), in wie 

„weit er fann und es feiner Pflicht nicht wipers 
fpricht, als auch das Recht, ihn zu zwingen, daß 
er ſich nicht felbft unfähig dazu made. Cie 
hat aber auch ein Recht, das zweyte zu fordern. 

; j Denn 
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Denn fränklihe Kinder zu zeugen, darf nie ihr 
Hille feon. Sie muß alfo alles thun, was in 
ihrer Gewalt ift, diefes zu verhindern. Folglich 
muß fie auch einem ausfchweifenden Manne den 
Heyfchlaf vermehren dürfen, und fie kann ſich, 
wenn fie pflichtmäßig handeln will, mit feinem 
verbinden, ald mit einem ſolchen, der ihr vers 
fpricht, ſich nicht felbft zu ſchwaͤchen. Da es 
doch aber 1) Männer geben kann, die mehrere 
Weiber ohne Machtheil der Frucht befriedigen 
tönnen, fo wie 2) Zuftände der Weiber, in wel 
chen für den Mann feine Gefahr entfpringen 
fann, wenn fie mit andern Männern umgehen; 
fo würde dag N. R. den Umgang der Ehegatten 
mit einem dritten doc nur bedingter Weiſe vor: 
bieten. Es fcheint alfo diefer Punkt in der Ehe 
fchlechterdings pofitive Geſetze oder beſtimmte 
Rerabredungen der Pacifcenten zu erfordern, bie - 
auch auf jeden Fall bald erfolgen. Denn da 

die Ueberlaffung der Ausnahmen immer gefähr: 

lic feun, und den Zweck der Pacifcenten unfi- 

cher machen würde, da überdem der Geſchlechts⸗ 

umgang mit einem dritten, die Liebe der Ehe— 

garten unter fi nach der allgemeinen Erfahrung 
ſchwaͤcht; fo ift die Nothwendigkeit, daß Ehe 
gatten fich die Befriedigung des Geſchlechtstrie⸗ 
bes nur ausfchliegend erlausen, zur Sicherheit des 
Zwecks der Ehe fehr einleuchtend, und es-ift ganz 
ohne Grund, wenn man die fittenlofe Meynung 
begönftiget, dem Ehemanne könne hierbey eis 
ne größere Freyheit verflattet werden, als der 
Ehefrau. 

I. 554. 


Wenn ein Ehegatte die Che Bricht ($.543.)5 


fo ift der andere berechtiget, die Che mit ihm aufs 


zubeben, oder aus der ehelichen Verbindung 


J 


her⸗ 
aus⸗ 
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auszutreten, d. h. ihm Die Befriedigung feines 
Gefchlebtötriebes in Zufunftyu verweigern, und 
alle Verbindungen mit ihm aufzuheben, durch 
deren Aufhebung Feine höhere Pflicht veriegt wird, 
Denn biefes ift ein Zwaͤngsmittel, wodurch weder 
der Ehebrecher belsidiget, noch das Recht eines 
dritten verlegt wird, folglich ein gerechtes Zwangsa: 
mittel, welches gegen Beleidigungen gebraucht 
werden darf ($. 417.) 

Anm. Sobald einer das Necht, ‚Beleidigungen 
zu ahnden, an einen dritten. veräugert bat; fo 
muß diefer drittedae Recht ausüben, wenn es der 

Beleidigte verlangt. 

$. 555. 

Die Aufhebung einer Ehe bey Lebzeiten der 
Ehegatten, ift die Ehefiheidung ( divortium ), 
Die Treulofigkeit in der Ehe oder der Ehebruch 
giebt alfo dem DBeleidigeen ein Recht zur Ehe⸗ 


ſcheidung. | 
6. 556. 


Dur die Ehefcheidung hören die lichten 
der Ehegatten gegen einander, Auf, in wie weit fie 
in dem Ehevertrage gegründet find. Aber von der 
Pflicht, die in der Ehe erzeugten Kinder gemein: 
ſchaftlich zu erziehen, fo wie von den Pflichten, wels 
be aus andern Barpältniffen entfprungen find, wers 
den die Eltern duch Aufhebung ihrer Che nicht 
befreyet. 


5. 557. 

Sonft kann die She aufgehoben werden: 1). 
duch den Tod des einen Ehegatten g 2) wenn ſol⸗ 
Zakods Naturrecht. = N) che 
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che Umſtaͤnde eintreten, wobey der Zweck der Ehe 
unmoͤglich erreicht werden kann, und der eine Che: 
gatte nicht freymwillig in der Ehe verbleiben will. 
Dergleichen Umftände find Verruͤcktheit, totale La; 
fterhaftigfeit, unheilbare, anſteckende und lebenss 
länglicye Kranfbeiten tes einen Ehegatten ꝛc. 3) 
durch Einwilligung bender Ehegatten, in wie fern 

fie Dadurch nicht die Rechte eines dritten verlegen. 


$. 558. 

Der Vertrag, durch welchen fich ehefähige 
Herfonen verpflichten, fünftig eine chelihe Vers 
bindung mit einander zu fchliefen, heißt das en 
verlöbniß (ſponſalia). 


559 

Durch das Ehpeverlöbnig erhalten die Vers 
lobten ein Recht 1) von einander die fünftige Che 
zu verlangen; 2) von einander zu fordern, daß 
fie nichts thun, wodurch der Zwed der fünftigen 
Ehe nicht erfüllt werden Fünnte; 3) daß fie die 
Bedingungen während der Zeit der Verlobung hal: 
ten, unter denen ihnen allein die Ehe ift verfpros 
chen worden; alfo 4) daß fie während der Verlo— 
bung mit feiner andern Perfon Handlungen bes 
gehen, die nur in der Ehe verftattet find. 


$. 560, 
Das Eheverlöbniß darf daher einfeitig (von 
dem’ Beleidigten) getrennt werden, wenn die eine 
Parthey den — und dieſer die Auf—⸗ 


he⸗ 
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hebung des Verloͤbniſſes als ein Zwangsmittel 
oder als Strafe gebrauchen will. Das Ehe⸗ 
verloͤbniß aber hört auch auf 1) wenn beyde Theis 
le wollen; 2) wenn Umftände eintreten, wodurch 
die Ehe unmöglich wird. 





Ik- ©; 
Don den Rechten ber Eltern gegen ihre Kinder, 


RT 73 PURE 


De Kinder werben in einem Zuftande geboh⸗ 
ren, in welchem jie umfommen muͤßten, wenn 
fih Niemand ihrer annaͤhme. Die Eltern aber 
haben die nächfte Verbindlichkeit, dieſes zu thun, 
Denn fie find die Urfachen ihres Dafeyns, und 
haben die naͤchſte Gelegenheit und die mehreften 
Bewegungsgründe,: fie zu erhalten (phil. Sittenl. 
$. 767.). Daher kann felbft Feine gültige Ehe 
sefchloffen werden, ‚ohne daß fie ſich wechſelsweiſe 
zur Ernaͤhrung und Erziehung. ihrer Kinder ver⸗ 
pflichten (F. 548.). Die Eltern haben alſo ein 
Zwangsrecht von einander. zu fordern, daß fie an 
der. Ernährung: und Erziehung der Kinder mits 
wirken. As: 
$.. 562. 
Wenn man aber die Ehegatten als Fine (my: 
ſtiſche) Perfon betrachtet; fo Haben fie zwar (vor 
einem mit andern darüber gefchloffenen Bertrage) 
2 Pete 


€ 
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keine Zwangspflicht, aber doch eille freye (unvoll⸗ 
kommne) Pflicht, die Kinder aus ihrer Ehe zu er⸗ 

ziehen. Denn die Erziehung iſt eine pofitive Dienſt⸗ 

leiſtung. Dieſe aber mit Gewalt zu fordern, hat 

Niemand von Natur ein Recht ($. 230.). Folg⸗ 

lich haben weder andre Menſchen noch die Kinder 

ſelbſt von Natur ein Recht, die Eltern zu nöthis 

gen, die Erziehung zu übernehmen. j 


563. 

Die Eltern mögen.nun aber vollfommen oder 
unvollfommen zue Ernährung und Erziehung der 
Kinder verpflichtet fenn; fo muͤſſen fie doch ein 
Kecht dazu haben. Denn wozu man verpflichtet 
iſt, dazu ift man auch berechtigt ($. 19.)- 


2 $. 564. 
Da nun die-Erziehung ohne Anwendung ges 

wiſſer Zwangsmittel gegen die Rinder nicht leicht 
vofibracht werden kann; fo fraͤgt ſichs, ob die El⸗ 
teen ein Recht haben, die Kinder auch gegen ih⸗ 
ren Willen zu zwingen, worauf ſich dieſes Recht 
gruͤnde, und wie weit es ſich erſtrecke. Die Ge⸗ 
walt, zu welcher Eltern gegen ihre Kinder berech⸗ 
tiget ſind, heißt die elterliche oder vaͤterliche Ge⸗ 
walt (poteſtas parentalis ſ. patria). u. 


‚O f 
gene S6ä 
In der Verpflichtung allein Fanı 


2 


2 | n diefer Grund 
. zur väterlichen Gewalt (F. 564,)R nicht liegen. Denn 
die Pflicht der Erziehung iſt eine Pflicht, andern 
—J a Diens 
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Dienfie zu feiften. Dieſe aber hört auf, fo bald 
Der andere die Dienfte nicht verlangt. Wenn alfo 
ſonſt die Kinder einen gültigen Willen Hätten; fo 
wuͤrde fein Recht da feyn, den Kindern etwas 
Gutes wider ihren Willen aufzuzwingen. 


$. 566... 

Das Recht zur väterlichen Gewalt gruͤndet 
ſich auch von Natur nicht auf einen Vertrag mit 
den Kindern. Denn die Kinder find in den ers 
fien Jahren nicht fähig, einen Vertrag zu fchlies . 
ben ($. N 


I. 567. 

Wenn das Kecht der väterlichen Gewalt ſich 
auf die. Pflicht der Erziehung gründen foll} fo 
mäffen die Kinder, fo lange fie erzogen werden, 
gar feinen Willen haben, oder ihr Wille muß doch 
nicht rechtlich : gültig, d. i. Fein freyer Wille ſeyn. 
So bald aber der Wille der Kinder rechtliche Guͤl⸗ 
tigfeit erhält, fönnen Eitern Fein Recht zur Ges 
malt gegen die Kinder haben, außer aus einem - 
Bertrage mit ihnen. Um das rechtliche Verhaͤlt⸗ 
niß der Eltern gegen ihre Kinder gehoͤrig zu beur⸗ 
theilen, dienen folgende Paragraphen. 


$. 568. 
Ein Menſch kann entweder ſeine Pflichten und 
Rechte ſelbſt erkennen, ausuͤben und verwalten, 
oder nicht. Der beharrliche Zuſtand, in welchem 
er des erſteren faͤhig iſt, heißt Muͤndigkeit, und 
wer 


A 
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wer ſeine Pflicht erkennen und ſeine Rechte ſelbſt 

verwalten kann, heißt muͤndig; wer dazu keine 

natuͤrliche Faͤhigkeit hat, heißt unmuͤndig, und 

lebt im Stande der Unmuͤndigkeit. a 
$. 569, 

Die Urfachen, welche den Menfchen hindern, 
feine Pflichten und Rechte felbft zu beurtheilen 
und zu üben, liegen theild in der Kürze der Zeit, 
welche der Menſch lebt. Denn die Natur bedarf 
einer gewiffen Zeit, um den organifchen Körper 
des Menfchen zum brauchbaren Inſtrumente eines 
vernünftigen Weſens zu bilden; theils in beharr⸗ 
lichen natürlichen Unvollfommenheiten det natuͤr⸗ 
lichen Kräfte eines Menſchen; theils in voruͤber⸗ 
gehenden aͤußeren Dingen und Verhaͤltniſſen, wel⸗ 
che den Menſchen auf eine gewiſſe Zeit ſeines Be⸗ 
wußtſeyns und ſeiner — berauben. 


$. 570. 

Ein Menſch, auf deſſen organiſche Ausbil⸗ 
dung die Natur die gehoͤrige Zeit verwandt hat, 
oder deſſen koͤrperliche Ausbildung, um ein voll 
ſtaͤndiger Menſch zu feyn, in der Zeit vollendet 
ift, heißt vollbürtig, und fein Zuftand ift der Stand 
der Vollbürtigkeit. Der Zuftand, welcher vor der 
Vollbürtigfeit vorhergeht, ift der Stand der Min⸗ 
derjährigfeit, und wer in dieſem Stande lebt, ift 
minderjährig. i 


§. 578 
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5. 571. 

Bloͤdſinn, Wahnwitz und —— 
ckung find natuͤrliche Urſachen, welche den Men⸗ 
ſchen hindern, feine Pflichten und Rechte zu ers 
fernen und auszuuͤben, und ihn in einer beharrs 
lichen Unmöglichkeit ($. 569.) erhalten, Es giebt 
aber auch andere Umjtände, welche den Menſchen 
“auf eine furze Zeit des Gebrauchs feiner Vernunft 
berauben, wie geiviffe vorübergehende Krankheits⸗ 
zuftände, heftige la und Skftafen u. ſ. w. 


$. 5 7a. 

er vollbuͤrtig ift ($. 570.), ift fiir mündig 
($. 569.) zu achten, wenn er nicht blödfinnig oder 
verrückt ($. 561.) if. Minderjährige find uns 
mändig ($- 569.), doch waͤchſt ihre Muͤndigkeit 
in der Zeit, je mehr ſie ſich der — naͤ⸗ 
heren. 

$. 573. 

Wenn ein muͤndiger und vollbuͤrtiger Menſch 
in einem vorübergehenden Zuſtand geraͤth, in wel⸗ 
chem er nicht Herr feiner ſelbſt ift, oder wo er 
des freyen Gebrauchs feiner Vernunft beraubt 
wird; fo ift er während der Zeit, in welcher dies 
‚fer Zuftand dauert, einen Unmündigen gleich zu 
achten. 


$! 574. 


Sobald nun einem moraliſchen Weſen das 


Vermoͤgen fehlt, ſeine moraliſchen Zwecke je zu 
befoͤr⸗ 
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befördern; fo find die uͤbrigen verpflichtet , ihren 
Bedärfniffen, fo viel fie fönnen, abzubelfen, und 
die moralifchen Zwecke dur ihre Kräfte ftatt ih⸗ 
rer zu beforgen (phil. Sitten. $. 670 ꝛc.). Da 
nun Unmündigen fo gar das Wollen moraliſcher 
Zwecke fehlt; ſo haben andere die Pflicht, die mo⸗ 
raliſchen Zwecke in ihnen ftatt ihrer zu wollen, und 
fie, bis ihr eigner Wille, und die Kräfte, ihn 
auszufüpren, ſich entwickeln, in ihnen wirklich zu 
machen.  &$ tritt hier der Fall ein, wo ed Recht 
ift, in dem andern einen Willen zu praͤſumiren. 


$. 575. 
. Ein präfumirter oder vorausgefeßter Wille 
beißt nemlich ein folcher, welchen die Perfon zwar 
nicht erklaͤret hat, von welchem man aber doch 
nach allgemeinen Vernunftgruͤnden vorausſetzen 
kann, daß die Perſon, wenn ſie im Stande gewe⸗ 
fen wäre, durch Vernunft zu wollen, dieſen Wil⸗ 
fen würde gehabt haben, oder ihn doch we bas 
ben follen. er 


6. 576. 

Ein präfumirter Wille darf niemals dem 
erklärten Willen‘ widerfprechen, und ein Wille, 
weicher dem erflärten Willen eines andern wider; 
ſpricht, kann niemals als der wahre Wille defiels 
ben vorausgefeßt oder präfumirt werden. So bald ° 
daher niemand im Stande ift, feinen Wilfen zu 
erklären, wird man nur dadurch ganz gewiß, daß 
man feinen Willen errathen habe, wenn er ihn 
für den feinigen erftärt, | 

$. 577 
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4577 
Ein Wille kann präfumirt werden 1) bey 
Menſchen, welche wegen natürlicher Hinderniffe 
nicht im Stande find, ihren Willen zu erflären, 
oder welche feinen Gebrauch von ihrer Freyheit 
machen fünnen, und 2) da, wo etwas dem ans 
derweitig erflärten Willen und den, natürlichen 
Wuͤnſchen des Menfchen gemäß ift, und ernicht 
das Gegentheil erflärt, wo er e8 doch thun koͤnnte. 
x 


9. 578. 
Niemand, der den. präfumirten Willen eines \ 
andern etfüllen will, hat ein Recht, einen andern 
Willen in ihm zu präfumiren, als einen folchen, 
von dem er ganz gewiß wiffen fann, daß er mit - 
deffen Pflichten befteht, und den natürlichen rechts 
mäßigen Wünfchen deffelben gemäß ift; und aus 
der Idee eines präfumirten Willens kann niemals 
ein Recht entfpringen, für den andern etwas zu 
tbun, außer fo lange man einen hinreichenden 
GSrund hat, zu ſchließen, daß der andere, wenn 
er zu Berftande fommt, damit zufrieden feyn wer⸗ 
de. Sobald fich daher ein Menſch, welcher bey 
Verſtande ift, erklärt, daß der Wille, welchen ein . 
anderer präfumiet, nicht der feinige fey; fo fann 
derfetbe fein Recht mehr haben, für ihn denfelben 
auszuführen, fo zuträglich es auch für den andern 
feyn möchte, wenn er eusgeführt würde. Denn 
fein Menfch hat das Recht dem andern wider feis 
- nen offenbaren Willen feine Dienfte aufzudringen, 


$. 579. 
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57% 

Da nun unmündige Perfonen ihren Willen 
nicht erflären fönnen ($. 568.), und andere Men 
ſchen doch) eine Pflicht Haben, die moralifhen Zwe⸗ 
de in. ihnen, fo piel ald möglich, zu beforgen ; fo 
folgt, daß diefe Rechte nicht verlegt werden, wenn 
man in ihnen, auch mit Gewalt, moralifche Zwe⸗ 
de ausführt, und daß alfo ein Recht zur Gewalt 
' gegen fie auch ohne und vor allen Verträgen mit 
ihnen möglich fey. 


G. 580% 
Diefes Recht zur Gewalt gruͤndet ſich ledig⸗ 
lich und allein auf die Pflicht, und wer nicht vers 
pflichtet ift, in andern moralifche Zwecke zu beförs 


dern, kann auch ohne Vertrag Fein Recht zur Ges 


walt gegen fie haben. Aber wenn jemand auch 
zue Beförderung fittlicher Zee in andern ver⸗ 
pflichtet ift, fo ift diefe Pflicht doch nur unvoll⸗ 
fommen, und fobald daher diefe Pflicht mit einer 
vollfommnen in Gollifion kommt, hört fie auf Pflicht 
zu feyn (phil. Sittenl. $.248.). Nun widerſpricht 
es aber einer vollkommnen Pflicht, die Zwecke des 
andern wider feinen erflärten Willen zu realıfiren. 
Denn dadurch wird feine Freyheit verlegt, nad 
welcher e8 von jedem abhängen muß, ob er das 

Gute wolle oder nicht, wern er nur Feines Rechte 

dadurch verlegt. Wenn aber der andere gat kei⸗ 

nen Willensgebrauch hat, fo verlege ich feine Frey⸗ 

beit nicht, wenn ich feine moralifchen Zivede ftatt 

’ ſei⸗ 
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ſeiner realiſire, und wenn ich praͤſumire, daß er 
dieſes, ſobald er zur Vernunft gelangt, ſelbſt wol⸗ 
len werde. 


%» 581. 

Hieraus folgt alſo, daß ein Recht da ſey, 
in unmuͤndigen Kindern, Bloͤdſinnigen, Wahnwi⸗ 
tzigen, Verruͤckten oder auch bey ſolchen, die in 
einem voruͤbergehenden Zuſtande ſolcher ſtarken Af⸗ 
fekten ſind, welche ſie ihres Selbſtbewußtſeyns 
und ihrer Ueberlegung berauben, das was die uns 
vollkommne Pflicht in Anſehung ſolcher Perſonen 
gebietet, auch mit Gewalt in ihnen zu realiſiren, 
und ſich an ihren verkehrten durch offenbare Krank⸗ 
heit geſtoͤrten oder zerruͤtteten und gar nicht freyen 
Willen nicht zu kehren; daß aber ſchlechterdings 
kein Recht da ſeyn koͤnne in Perſonen, welche ih⸗ 
rer Vernunft mächtig und vollbuͤrtig ($. 412.) 
find, vermeintliche oder wirklich für fie mögliche 
Zwecke gegen ihren Willen zu realiſiren. 


Beyſp. Kinder darf ich mit Gewalt zu guten Fer⸗ 
tigkeiten anhalten, Wahnſinnige darf ich zwin⸗ 
gen, dienliche Arzneven zu nehmen; einen Men⸗ 
ſchen, der in der Raſerey oder in der Trunken⸗ 
heit oder in der Verzweiflung ſich ermorden will, 
darf ich mit Gewalt hindern, (aber nicht, wenn er 
es mit Ueberlegung thut, und ſonſt kein Vertrag 
zwiſchen uns ſtatt findet, der mir ein Recht dar 
zu giebt). Aber andern Neligionsmeynungen 
‚oder eine Staatöverfaffung aufzuzwingen, oder 
fie zur Aufklaͤrung zu — dazu kann kein 
Recht da ſeyn. 


6.582. 
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NS 582. 

Die Pflicht ift e8 alfo auch, welche dem Med; 
te zur Gewalt gegen unmündige Perfonen Schrar 
fen fegt, Die allgemeinen Einfhränfungsregeln 
find aber folgende: j 

1) Rein Menfh Hat ein Recht, unmündige | 

Perfonen mit Gewalt zu Handlungen zu zmin, 

gen, als in wie weit e8 die Sicherheit feis 

ned eignen Rechte, oder die befondere Plicht, 
welche er gegen fie hat, nothwendig macht. 


2) Niemand hat ein Recht, in unmündigen Per 
fonen andere Zwecke zu realifiren, ale mo⸗ 
ralifche, d. i. ſolche, welche jedermann durch 
feine Vernunft billigen muß, folglich au 
fie ſelbſt, ſobald fie zum gehörigen Berftanz 

desgebrauch gelangen. . 

- 3) Wer eine befondere Verbindlichkeit hat, die 
meraliſchen Zwecke unmändiger Perfonen zu 
beförgen, hat ein Recht zu derjenigen Ger 
malt, welche als ein rechtmaͤßiges Mittel zur 
Erreichung moralifher Zwecke gedacht wers 

den kann; aber er fann fein Recht zu einer 
Gewalt oder zum Gebrauche folcher Mittel 
gegen fie haben, welche, nach der Erfahrung, 

gar fein Mittel, zw den Zwecken, wekbe er 

in ihnen wirklich machen foll ever darf, ſeyn 

-  Fönnen. | 

4) In wiefern jemand Feine Pflichten genen 

‚ unmündige Perfonen hat oder haben will, 

* 


hat 


J 


— 
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hat er auch Fein’ Recht zur Gewalt gegen fie, 
aufer fo viel als nöthig iſt, auf eine rechts 
_ mäßige Art zu verhindern, daß fie ihn nicht 
beleidigen; a > 


| ..% 583. 

Diefe allgemeinen Betrachtungen werben fi 
nun feicht auf das Berhältniß der Eltern gegen 
ihre Kinder anwenden laſſen. Denn, 1) ift offens 
bar, daß die Kinder ohne den mindeften Gebrauch 
ihres Willens auf die Welt kommen, und daß 

fie mehrere Jahre in dieſem Zuftendeibleiben, und 
nur nach und nath in.einen Zuftand kommen, wo 
fie ihre Freyheit gebrauchen koͤnnen; 2) daß fie 
der Erhaltung. und Erjiehung nothwendig bedürs 
fen; 3) daß die Eltern die nächfte Verbindlichkeit, 
folglich auch die nächfte Befugniß haben „ ihnen 
dieſe Dienfte zu leiten; 4) daß fie Fein Recht in 
den Rindern verlegen, wenn fie ihren Pflicht Ges 
nüge thun, ob fie gleich gegen die Meynung oder 
die finnliche Willkuͤhr der Kinder handeln. 
Ä 6. 584. | 
Die Verknüpfung der Eltern mit den Kins 
dern ift eine natyrliche. Die Kinder gehören zur 
ehfihen Gefellfehaft, zwar nicht als Glieder, (denn 
fie haben ſich nicht durch einen Vertrag mit den 
Eltern verbunden), aber doch als Perfonen, welche 
Glieder ded allgemeinen moraliſchen Reichs find, 
“auf deren mögliche Exiſtenz und Recht alfo.bey 
Schließung der Ehe Hat Ruͤckſicht genommen werden 
| muͤſ⸗ 
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müffen. Die Eltern haben ſchon vorher, ehe die 
Natur fie mit ihnen verknüpfte, in. dem Ehever⸗ 
trage auf -fie Rüdfiht. genommen, und haben 
wechfelfeitig von fih etwas in Anfehung der Kin 
‚der zu fordern ($: 547.), 06 diefe gleich ſelbſt 
fein pofitives Zwangsrecht an die Eitern haben. 
Sie werden’alfo freywiliig von den Eltern in die 
eheliche Gefellfchaft aufgenommen, und follen von 
ipnen, ihrem Zwecke gemäß, behandelt werden. | 


$. 585. 
Man Fann daher auch die Verbindung der 
Eltern mit den Kindern als eine freye Geſellſchaft 
anfehen, die auf dem präfumirten Willen ($.575.) 
der Rinder beruhet, daß fie zu moralifeben Wer 
fen gebildet feyn wollen. . Der präfumirte Wille 
ift aber in diefem Zalle, ſo wie in allen übrigen 
nichts als eine dee zur Beurtheilung deflen, was 
die Eltern thun dürfen, und weil er etwas erdichs 
tetes ift, Fein Rechtsgrund, und die Geſellſchaft 
der Eltern mit ihren Kindern ift, fo lange lestere 
noch nicht zu Verftande gefommen find, nur eine 
uneigensliche Gefellfhaft. i 


$. 586. 

Die Rechte, welche durch die, Pflichten der 
Eltern und den nathrlichen Zuftand der Kinder be 
ſtimmt find, find Daher? 

1) das Recht, die Kinder phyſiſch zu erziehen, 
‚folglich alle Veränderungen mit ihnen vor 
junehmen, und fie zu allen Handlungen zu 
bes 
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beſtimmen, wodurch ihr Körper zum: Ges 

brauch ihrer Seelenkraͤfte vervollkommnet 

werden fann; ſie zu noͤthigen, alles zu uns 

terlaſſen, was ihrer Geſundheit und der 
2... Bervollfommnung ihres Körpers nachtheis 
lig feyn koͤnnte. 

2) das Recht, die Kinder moraliſch zu erzie⸗ 

ben, folglich gute Fertigkeiten und Gewohn⸗ 
“heiten in ihnen hervorzubringen, ihre Ers 
kenntnißkraͤfte zu vervollfommnen, ihre Lei⸗ 
denfhaften einzuſchraͤnken, ihren böfen Wil 
Ien durch) Zwangsmittel, folglich auch duch 
‚Strafen zu beſſern u. ſ. m. 
3) das Recht, von den Handlungen der Kin 
\ ber denjenigen Nuten zu ziehen, der fich mit 

.. dem Zwecke der Erziehung verträgt, oder 
fie zu ſolchen für fie feldft nuͤtzlichen Hand— 
lungen zu beftimmen, welche mit'denr Zwe⸗ 
de ihrer Erziehung un im Widerſoruche 
ſtehen. 

4) das Recht, jeden beitten zu zwingen, nicht 
nur, daß er ihre Kinder nicht beleidige, und 
nichts thue, wodürd ihre Erziehung auf eis 
ne widerrechtlihe Art geftört oder vernichtet 
würde; fondern auch, daß er fich nieht in 
ihr Erziehungsgefchäft mifche, oder fich ders 
ſelben in Anſehung ihrer Kinder anmaße, 

4 537 
° Da beyde Eltern gemeinfchaftlich die Pflicht 
bäben, ihre Kinder zu erziehen; io haben fie auch 
go⸗ 
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gemeinfchaftlich das Recht. dazu, und jeder Che 
gatte muß das Recht haben, den andern zu zwin⸗ 
gen, daß er die Kinder nicht wider ihren Zweck 
behandele, alfo nichts mit ihnen vornebme, mas 
ihre phyſiſche und moraliſche Ausbildung hindern 
koͤnnte. 

$. 588. 

Die Grenzen der elterlichen Gewalt ſind dem⸗ 
nach im allgemeinen duch folgende Kegel bes 
ſtimmt: „Alle Gewalt der Eftern gegen die Kins 
„der, welche nicht ald ein mögliches Mittel zum 
„Zwecke der Erjiehung gedacht werden Farin, ift 
„rechtswidrig. . Hieraus folgt indbefondere: 

1) daß Eltern fein Recht haben fünnen, ihre 

gKinder wie ihr Eigenthum zu behandeln, fie 

blos zu ihren Nugen abzurichten, ihren Koͤr⸗ 
per oder Geift zu verftümmeln oder fie gar 
zu töten. 

2) daf die Eitern von Natur und in abftracto 

zwar gemeinichafslich dag Aufere Recht has 

ben, ihre Kinder auszufegen und zu nerlafs 
fen, aber daß dieſes Feiner füe jich allein 
thun dürfe, fondern daß ein Ehegatte den 
andern zwingen dürfe, dieſes nicht zu thun, 
fondern vielmehr fie zu erhalten und erzies 

> hen zu helfen ($. 5:47.)- 

3) daß Eltern zwar dad Recht zufommen müfs 
fe, ihre Rinder nicht blos für Beleidigun⸗ 
gen, ſondern felbf für moralifche Vergehuns 

gen 
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‚gen zu ſtrafen, daß diefes Recht zur Strafe 
ſich aber nicht weiter erſtrecken fönne, als 
fo weis die festere als ein mögliches Mirtel 

— der 'moralifchen Erziehung oder Des Glaubens 
an die Realität einer moralifchen Ordnung 
gedacht werden Fann. 


4) daf aber jede Gewalt der Stern für rechts 
mäßig erfaunt werden müfle, welche mit 
dem Zwecke der Erziehung. in einem möglis 

x hen Zufammenpange gedacht werden Fann. 


$. . 589. 

Die elterlihe Gewalt nimmt mit der Ver» 
Bindfichfeit zur. Erziehung ab, und hört endlich 
mit dieſer gänzlih auf. So wie daher das Kind 
feinen Verſtand feldft gebrauchen lernt, wird dag 
Recht zum Zwange gegen die Kinder immer mehr 
vermindert, bis das Kind mündig wird oder zu 
feiner Reife gelangt, wo das Recht zur Gewalt 
aufpört. Die Zeit, wo diefes gefcbehen müffe, 
beſtimmt die Erfahrung und fann daher a priori 
nicht angegeben werden, 

6. 590, 

Wenn feine Eitern da find, haben andere 
Menſchen eine nähere Verbindlichfeit, die Erhals 
tung und Erziehung der Kinder zu übernehmen, 
Wer die Pflicht, fremde Rinder zu erziehen, uͤber⸗ 
nimmt, heißt Vormund (cutor) oder Pflegeva- 
‚ser, Plegemutter 2c. und die Kinder peiffen Pilegs 

Jakobs Naturrecht. 3 linge, 
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finge, Mündel. Das Gefhäft des Vormundes 
iſt die Vormundfchaft. Der Vormund vertritt 
die Stelle der Eltern, und Hat in fo weit auch die 
Rechte derſelben. 





IH, 
Won den rechtlichen Verhältniffen zwiſchen 
Herren und Diener. 


‘ 


6. 591. 


Ein⸗ Berbindung zweyer oder mehrerer Mens 
ſchen, worin der eine fich verpflichtet, dem andern 
eine Zeit lang nach deſſen VBorfchriften zu dienen, 
iſt eine dienftherrliche Geſellſchaft, und jie fann 
nicht anders entfpringen ald aus einem Vertrage 
($. 402.). Der, welcher das Recht bat, von 
dem andern Dienfte zu fordern, heift der Herr 
(herus), diejenigen, welche die geforderten Diens 
fie zu Teiften verpflichtet find, beiffen die Diener. 
Anm, Der Begriff der Gefellfchaft. feste nicht ger 
rade Einheit des Zwecks für alle Subjekte, fondern 

nur gemeinfchaftliche Zwecke, und wechfelfeitige 
Beförderung derfelben voraus. Es find daher 
folgende Fälfe in der Gefellfpaft möglich: 1) die 
Glieder der Geſellſchaft wollen wechfelfeitig vers 
fchiedene Zwecke in einander realifiren (Herrn und 
Diener, 2 ‚fie wollen wechfelfeitig einerley Zweck 

in einander realiſi ren Staat), 3) ſie wollen in eis 
nem bis, der ein Auswärtiger ift, einen — 
reali⸗ 
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realiſiren, (Geſellſchaft zur Befoͤrderung reiner 

Lehre, des Ackerbaues, der Kuͤnſte u. f w. auch die 

Geſellſchaft der Eltern zur Erziehung ihrer Kin 

der x.) 

u $.. 592. 

Der Diener verpflichtet ſich entweder unbe: 
Dingt, d. i. auf Lebenszeit zu allen Dienften , des 
ren er fähig iſt, oder nur bedingt auf eine bes 
ftimmte Zeit zu gemwiffen beftimmten Dienften, und 
im legteren Falle find die Dienfte entweder durch 
einen allgemeinen Begriff oder durch befondere Bes - 
nennung der einzelnen Dienfte beftimmt, 


$. 593. 

Wenn der Diener fib dem Heren ohne Eins 
ſchraͤnkung zu allen Dienften verpflichtet, deren er 
fähig iſt; fo ift e8 dem Belieben des Herrn übers 
laffen, zu beftimmen, was er thun foll, d. h. der 
Herr hat das Recht, alles von feinem Diener bes 
licbig zu fordern, was Ddiefer leiften Fann und 
darf, und von ihm dieſe Handlungen zu erzwin⸗ 
gen. Denn der Diener hat ipm diefes durch eis 
nen Vertrag verfprochen, — 


5. 594. 

Aber ein unbedingtes und völlig uneinges 
ſchraͤnktes Zwangsrecht kann doch der Herr nier 
mald gegen den Diener erhaften. Denn diefer 
hat unverlierdbare Rechte als Menſch, die er in eis 
‚ nem Bertrage nie veräußern Fann ($. 224.). Das 
ber kann Niemand ein Recht haben:, 

-32 1) den 
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3) den Diener als bloße Sache (wie fein Ei: 
gentbum) zu behandeln, alfo ihn beliebig zu 
mishandeln, ihn zu Handlungen zu nöthis 
gen, die offenbar feiner Geſundheit fhAdLich 
find, oder ihn gar beliebig zu toͤdten, feine 
Perſon (nicht feine Dienfte) zu verfaufen, zu 
vertaufchen ıc. 

| 2) den Diener unbedingt duch feinen Befehl 
zu regieren, alfo auch das von ihm zu fors 
dern, was feiner Pflicht widerfpricht, ihn übers 
all fein Recht und feine Freyheit zugugeftchen. 

3) den Diener bios beliebig ohne nach einem 
allgemeinen Vernunftgefege zu zwingen, ihn 
zu ftrafen, ohne daß er beleidiget Hat, oder 
ihn unproportionirlich zu ſtrafen. 


ö 9. 595. 

Ale rechtmaͤßige Gewalt des Herin gegen 
feinen Diener ift demnach eingefchränft, wenig⸗ 
fiend durch die moralifhe menfhliche Natur des 

letzteren, und was diefer widerftreitet, dazu fann 
der Herr nie ein Recht haben. Daher Fann au 
fein Recht da ſeyn, folhe Handlungen und fo 
viele und fehmere Arbeiten von irgend einem zu 
fordern, worüber deffen Beftimmung ald Menſch 
ganz verlohren geben muß. 


596. j 
@in Diener, welcher als des Heren Eigen⸗ 
thum gedacht wird, heißt Sflav. Da aber eine 
. £ Per⸗ 


8 
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Verfenn nie, weder mit noch wider ihren Willen 
des andern Eigenthum (bloße Sache) werden kann 
($. 283. n. 1.), indem der Begriff der Perföns 
lichkeit dem Begriffe des Eigenthums gänzlich wis 
derfpricht, fo Fann die Sklaverey nie ein vechtmäs 


ßiger — ſeyn. 


($. 597 
Ein Diener, welcher die Freyheit, fi wi⸗ 


der des Herrn Willen von ihm zu trennen, auf, 


Ledbenszeit veräußert hat, ift ein Leibeigner, Leibe 
eigenſchaft ift rechtlicher Weiſe durch einen Ver⸗ 


trag moͤglich. Ein Leibeigner kann außer den un⸗ 
verlierbaren Rechten auch Eigenthum beſitzen, und 


Vettraͤge mit ſeinem Herrn und andern ſchließen, 
und hat folglich au Bwangsreitt, au feinen 


—— 


Aum. Der Auebere Zelbeigner deutet ein Ders 


n haͤltniß an, durch welches der Leib einer Per⸗ 


ſon einem andern gehört. Diefe Herrſchaft uͤber 
den Leib eines andern muß aber doch: durch bie 
moraliſche Natur deſſen, mit deſſen Perſon er 


HNvwerknuͤpft iſt eingefchränft. feyn... Es kann das 


Recht nicht aufden Gebrauch des Leibes felbft, ſon⸗ 
dern nur auf diedeiblichen Kräfte des Leibeignen 
gehen. Hieraus folgt Natürlich, daß fich der Leib⸗ 


vn⸗ a idne nicht willt ahrlich Kon dem Herren trennen 


die. Auf den Geiſt des Leibeignen kann ſich 


naberdie Herrſchaft des Herrn nicht erſtrecken. 


Der Leibeigenſchaft liegt dahez die Bedingung 

zum Srunde, daß ſie — obafd. der Geiſt 
des Leibeignen ſeinen Körper Aloe zu wichtiges 
0 Yan» Zwecken braͤuchen rn Slate Word er ihn 


sg ver⸗ 
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verdungen hat. SeinLeib d. i. feine koͤrverlichen 
Dienſte haben einen Preis, er kann ſie alſo dem 
Herrn verguͤten. Der Kerr darf nur die Diens 
ſte verlangen; welche Perfon fie thue, muß ihm 
gleich viel feyn. Daher muß jeder Leibeigner 
für einen gewiffen Preis (der durch feine koͤr⸗ 
perlihen Dienftleiftungen. beftimmt ift) feinen 
Leib loskaufen koͤnen Denn fonft würde die 
Leibeigenſchaft ein immerwährendes Hinderniß 
der moralifhen Kultur feyn; ein ſolches aber 
zu. übernehmen, kann jich fein Menſch durch eis 
s nen Dertvag verpflichten. Diefes fcheinen-aud 
die Herren, melche fo fehr auf die Leibeigen⸗ 
ſchaft halten, ſelbſt zu fühlen. Denn ihr gan 
zes Beſtreben geht dahin, es ihren Leibeignen 
fo fawer zu machen, "daß - alle Geiſtes eultur in 
ihnen unmoͤglich gemacht wird, und fie in einer 
ſolchen Stupidität zu erhalten, daß fie ihre eig: 
ne Niederträchtigkeit. gar ‚nicht fühlen lernen. So 
bald einer ihrer Leibeignen fih durch alfe Hin— 
derniffe durcharbeitet und zur Geiſtescuitur ges 
langt, :halten fie es wenigſtens allgemein für 
billig, aͤhn der  keibeigenfchaft gegen ein: gemwifles 
Geldquantum zu entlaffen: :- Aber aus dem bis⸗ 
herigen ift far, daß der Reibeigne dieſe Loslaſ⸗ 
fung. genen Vergütung erzwingen darf, weil in 
feinem Vertrage diefe Schranken fchon liegen. 
BETH alt . 598. * 
.. Diener welche ſich zu gemeinen Dienſten, 
die zur Befriedigung der ‚häuslichen Beduͤrfniſſe 
noͤthig find; auf eine beſtimmte Zeit verpflichte, 
heiſſen Gefihde, und nach der Verfchiedenpeit ihs 


„ter beſtinmten Geſchaͤfte Bedienten, Knechte, Maͤg⸗ 


rbe u. fe. Ihr rechtlicheß Verbhoͤltniß i durch 


x. ihren 
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ihren beſonderen Vertrag beſtimmt, und ihr Ver⸗ 
trag ift, menn fie ſich für ihre Dienſte beftimmte 
Gegenteiftungenausbedingen, eine, Arheitsnerdin⸗ 
— (5 33m). j 

$. 599. 

Miemand wird ohne Vertrag des andern Die⸗ 
ner: Denn von Natur hat fein Menſch ein Recht auf 
Die poſitiven Dienſtleiſtungen des andern (6 230.), 
und es giebt keine rechtliche Art von einem andern 
Rechte zu erwerben, als den Vertrag ($. 158.) 


Leibeigenſchaft und Dienerfchaft fönnen alfo nicht: 


durch die Geburt entipringen, oder von Geſchlecht 
zu Gefchlecht übergehen‘, wenn fich nicht das: neue 


Sefhleht freywillig dazu verbindet; 

— Es giebt übrigens leider Gründe genug) 
welche die Kinder der. Leibeignen nöthigen, auch 
aus freyen Willen wieder Leibeigene zu werden. 
Denn 1) werden fie an den Stand ihrer Elz 
tein und an die felanifche Sefinnung von Sur 
gend auf gewöhnt; 2) find fie fo erzogen und 
gebildet, daß fie genau ihr Drod erarbeiten, aber. 
nichts‘ mehr thun, alfo nirgends ein merklich, 
beſſeres Schickfal, in der Welt erwarten konnen. 
Es ergiebt ſich alſo gleichſam von ſelbſt, daß 
fie wieder in den Stand. der Leibeignen treten, 
zumal da man es ſorgfaͤltig verhuͤtet, daß ſie 

entweder gar kein Eigenthum erwerben koͤnnen⸗ 
oder es doͤch nur unter dev Bedingung der Tor i 
— ER — 


: her eos. ET 

Ale Diener, behalten Zwange rechte gegen * 
re Han, und es iſt nicht moͤglich, daß fie alle 
run Zwange⸗ 
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Zwangsrechte oeraͤußern. Denn alle behalten 1) 
die Rechte ihrer moraliſchen Natur und die Rech⸗ 
te der Menſchheit (F: 222.), und dieſe ſind Zwangs⸗ 
rechte; 2) diejenigen zufaͤlligen Rechte, welche ſie 
durch ihren Vertrag nicht veräußert haben: Wenn 
aber ein Diener au alle feine zufälligen Rechte 
an feinen Herren veräußert hätte, welches aber 
nah $. 226 nicht möglih iſt; fo fünnte dieſes 
. Doch nicht anders geſchehen ſeyn, als daß er wies 
derum andere zufälligen Rechte von dem Herren da⸗ 


geaen erwürbe. . Dinn alle zufälligen Rechte ums. 


fonit meazugeben, miderfpricht der vollkommnen 
Selbſtpflicht, und es ift daher etwas. rechtlich uns 
möaliches, weil dadurch. alle Mittel zur moralifchen 
Euftur, ale der Beftimmung des Menfchen vers 
fohren gingen, und dadurch die wefentfihen Rechte 
der Menſchheit ſelbſt verletzt würden, — 


Lei io k 





e iR eh —— 

ih Kan — —— — 

— 9. 601. 

De Ehe, die Verbindung zwiſchen Eltern und 


Kindern, und zwiſchen Herren und Dienern, heiſ⸗ 
fen haͤusliche Geſellſchaften ſoeietates domelti- 


cae). Wenn emehrere Perſonen durch eines oder 


mehrerer dieſer Verhaͤltniſſe mit einander zu ei⸗ 
nem Ganzen oder zu einer Geſellſchaft mit einan⸗ 
der verbunden Hindi, welche zum Zweck Hat, daf 


me an I Theils die moraliſchen Zwecke dee 


ans 


| 
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andern befoͤrdere; for heiſiteine ſoiche Geſellſchaft 
eine Faniilie oder eine Familiengeſellſchaft. In 
dieſer hat jeder das Recht, von dem andern das 
zu fordern, wozu er ſich durch ſeinen Vertrag ver⸗ 
pflichtet hat. Das Wohl der Famlie beſteht alſo 
darinne, daß ſie ſo eingerichtet iſt, daß jeder Theil 
derſelben ſeinen Zweck, —— er in der Ge⸗ 
ſellſchaft iſt, erreiche. 

$. 602. 

Die Beſtandtheile der Familie ſind, 1) der 
Haus vater und die. Hausmutter; 2) die, Kinden 
und 3) das Geſinde. In wiefern auf deren Zwe⸗ 
cke in der Familie Ruͤckſicht genommen und die 
Handlungen aller durch ihre wechfelfeitigen Zwecke 
beſtlmmt werden, find fie, lieder der Bl. 

GO ee 

Sobald jemand in eine Befelikhoft teitt, wel⸗ 
che ein Beſtandtheil oder ein Glied der Familie 
iſt, tritt er in die Familie ſelbſt, und verpflichtet 
ſich alſo auch das Beſte der Familie an feinem 
Theile zu befoͤrdern. Iſt er aber ohne ſeinen Wil⸗ 
len ein Beſtandtheil der Familie geworden, ſo ha⸗ 
ben die uͤbrigen Glieder ſich gegen einander ver⸗ 
a deffen Zwecke Iu beforgen. 


8. 604. 
Die Zamilie iſt eine ungleiche ——* 
($. 304). "Denn der Wille des Kinder und des 
Gefindes tft dem -Willen des Hauspaterd und der 
— unterworfen. aihden machen alſo zu⸗ 
fams - 


> 
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fanmen (als eine myſtiſche Perſon), wenn nicht: 
anders darüber ausgemacht ift, da8 Oberhaupt 
in der Familie aus, und Haben ein Recht zu ber 
ftimmen, was ein jedes. Glied der Familie zur Er: 
reihung des Wohls der Samilie (5. 601.) thun 
fol, folglich auch das Recht, die zu Diefem Zme: 
de nöthigen und ‚rechtmäßigen Ziwangsmittel zu 
gebrauhen Ihr Wille iſt für die Glieder der 
Ba er 
605. 
Aber die Rechte des Oberhaupts der Samilie 
find theils ſo wie die Rechte eines jeden Oberhaupts 
überhaupt, theils durch den beſonderen Zweck der 
haͤuslichen Geſellſchaft insbeſondere ($. 601.) ein⸗ 
geſchtaͤnkt. Hierbey iſt das, mag oben (515 — 
> gefagt iſt, —— re 


i 32 





Dritter Abſchnitt. 


Son den rechtlichen Werhältniffen im; — 
des Staats. 


Es 606. 134 


Dar Ausübung dee menfchlichen Rechte oder der 
Freyheit (F. 103.) , ftehen nach der” Erfahrung 
viele, theils von der Ratie, theils von dem freyen 
Willen anderer herruͤhrende Hinderniffe entgegen, 


J deren Ueberwindung weit avh⸗ Kraͤfte gehoͤren 
als 


. Angewandte Rechtslehre. 363 


ie als ein einzelner Menfch oder auch eine Kamilie 
©  ($. 601.) bejigt. Da nun der Menſch feine Rechte 
 . aussben darf ($. 119. 121.), und viele derfelden 
ausuͤben foll ($.9420.); fo ift e8 ſowohl nach dem 
4» Rechte verſtattet, aldin mehreren Rädfichten durch 
' die Pflicht gebo en, fich in den Befitz einer fo großen 

rechtmäßigen Gewalt zu fegen, ald er nut fann, 
um fie zur rechtmäßigen Ausübung feines Rechts 
gebrauchen zu fönnen. 


4 


n - Diefe Gewalt, fann nicht anders erlangt wers 
„den ‚cald wenn ſich mehrere Menſchen und Famis 
lien zum mwechfelfeitigen Schuge ihrer Rechte vers 
„einigen, Dos Beduͤrfniß einer. ſolchen Vereini⸗ 
gung ift in der Natue des Meyſchen felbft gegruns 
det, alfo mit ihm zugleich da. Denn ift der Menfch 
allein, fo fett die Natur feiner moralifhen Wirk⸗ 
„Jamfeit Hindernifie entgegen ; iſt er unter andern. 
Menſchen, fo fommen noch mehrere Hinderniſſe von 
deren Willen, die er beyde allein nicht beſiegen 
„ann, Da er num zur moraliſchen Wirkſamkeit 
verpflichtet iſt (phil. Sittenl. $. 425.)5 fo ift’er 
auch zu den nothwendigen Mitteln, oder den Bes 
dingungen der Möglichkeit derſelben verpflichtet 
(phil. Sitten. 42T.) Die Vereinigung mit ans 
dern zur Sicherheit ihrer Kechte, ift alfo Pflicht. 
Anm. Es fordert ihn auch fein eigner Mutzen 
gen, dazu auf, und da diefer ihn mehr als bie 
Pflicht dazu, beftimmt, ift_ außer Zweifel, aber 
yon femen weiteren rechtlichen Folgen. * 


Ss 
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halb werden die Bewegungsgruͤnde, welche eine 
ſolche Vereinigung ber Sriahrung zu Folge wirk 
fic) hervorbringen mögen, bier gänzlich uͤber gan⸗ 
gen. Denn dieſes iſt in Anſehung des Rechts 

einerlkey.““ Daß aber auf den Schuß feiner Med: 

te bedacht zusfeyn, Pflicht für jedermann fey, iſt 
ein wichtiger Umſtand in Anfehung ber rechtli⸗ 

| den ‚Solgen, deſſen Einfluß bleidt, wenn aud 

a nie ein Menfh aus Pflicht in bie — 
— Geſellſchaft getreten waͤre. 


§. 608. 

Der Zweck einer ſolchen Bereinigung ($. 607.) 
entſtehet und vergehet nie! hit-dem menſchlichen 
Geſchlechte, und iſt alſo beharrlich, und; wenn 

Ses daher Menſchen ſonſtmoͤglich iſt; ſo koͤnnen 
fie ſich auf immer zu diefem Zwecke vereinigen, 
d. i. eine ewige Geſellſchaft G 532.) zu dieſem 
u ereicpten.” — TRUE ‚sd 

4 ga 

— Eine ſolche Hieeſel ſchaft fönnen aber MIR 
„schen nicht eher. ‚ricten, als dis mehrere derſel⸗ 
“pen einen geritten Strich andes u ihrem Pontis 
muirlichen Aufen halte ode a Vohnplatze u 
wählt haben. , Denn es —28 9* daß gen ne⸗ 
ben einander bleiben und., in. feicht, er Gemein boft 
ſtehen, damit einer dem andern * > RAID er es 


darf, beyſtehen kann. ET 
6.0610; —— 
Wenn nun mehrere zenmien weise einen 


zeviſen Strich Landes En ‚befigen und 
bes 


sid It. niale 


€ 
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bewohnen, eine an feine beſtimmte Zeit gebundene 
oder ewige ($. 532.) Geſellſchaft errichten, deren 
Zwed.ift, alle Rechte, die jemand innerhalb ih: 
res Bezirks hat, nach" Rechtägelegen gegen alle 
Angriffe nidglichft zu febügen, und deren Ausübung 
möglichft zu erleichtern; fo heißt diefe Geſellſchaft 
ein Staat (eivitas). Diefe ift zur Sicherheit dee 
menſchlichen Rechte die vollfommenfte Geſellſchaft, 
und foll deswegen hier vornehmlich erwogen werden. 


Anm, Was überhaupt zur Beſchuͤtzung der Nechs 
te für Geſellſchaften möglich find, und wie diefe 
nach und nach in der Zeit, und durch allmälige 
Verfuche entitehen, und was bey jeder diefer Ges 
ſellſchaften für rechtliche Verhaͤltniſſe ſtatt fins 
den, darüber kann man nicht leicht etwas büns 
digeres und vorfreflicheres leſen, als was theils 
Herr Hofrath FSchiözer in feiner Stantsgelahrt⸗ 
beit, theild Hr. Prof. Schmalz in feinem fo eben 
erfchienenen Natürlichen Staars » Rechte mit 

- eben fo viel Einficht in die Gefchichte als in bie 
Rechte der Menjchen gefagt haben. 


$. 611. 


An dem Staate muß in rechtlicher Ruͤckſicht 
ertoogen werden; I) die rechtliche Möglichkeit defr 
felben überhaupt, oder die Art und Weife, wie 
ein Staat rechtlicher Weife zu Stande fommt und 
beſtehet; 11) die rechtlihen inneren Berhältniffe 
des Stuats, im allgemeinen oder in abitracto, 
d.i. A) des Staats als eines Ganzen, zu defjen 
Gliedern oder Theilen; B) der Staateglieder uns 
ter einander, ald a) das mwechjelfeitige Verhaͤlt⸗ 

niß 
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niß des Oberhaupts und der Unterthanen; b) das 
wechſelſeitige Verhaͤltniß der Unterthanen unter 
einander; III) die rechtlichen inneren Verhaltniſſe 
eines Staatd im bejonderen oder in Concrero 
d. i. die verfchiedenen Kegierungsformen in einem 
Staate; IV‘) die rechtlichen äußeren Verhaltniſſe 
des Staats, d. i. die Rechte und VerbindlichFeis 
ten des Staats gegen Auswärtige ($. 481.). 


Anm. Ius Publicum univerfale — internum, ex- 
ternum, Sf, jus Gentium. 


I. 


Bon der rechtlichen Möglichkeit eines Staats 
überhaupt, 


g 612. 


Fu jedem Staate ($. 610.) gehören ald weſent⸗ 
lie Stücde: 1) ein sand oder ein Theil des Erd— 
bodens, welchen mehrere Familien, ‚die leicht mit 
einander” in Gemeinfchaft treten Fünnen, eigens 
thuͤmlich bewohnen, als die Materie; 2) die Vers 
einigung aller derer, welche in dem, Lande find, 
zum Staatszwecke ($. 610.), ale die Form. Das 
Land, innerhalb deffen Grenzen der Staat feinen 
Zweck ausführen darf, heißt, in Bezichung auf 
dieſes Necht des Staats, das Staatsgebiet (ter- 
ritorium), oder der Staat in maferioler Bedeus 
tung; die Het der Verfnüpfung zum Staatszwe⸗ 

de 


! 
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fe aber heißt das gemeine Weſen (res publica), 
oder der Staat: in-formaler Bedeutung. Wir 
handeln hier von dem Staate in formaler Bedeu 
tung, und in diefem Sinne wird der Ausdruck im 
folgenden gebraucht, wenn nicht ein befonderer . 
Zufag ihn anders beftimmt. 
$. 613. 
Der legte und höchfte Zweck des Staats ifr? 
Schuß der Rechte aller’ einzelnen innerhalb der 
Grenzen des Staatsgebiets ($. 610.), und möge 
lichſte Beförderung der Ausübung der Rechte eis 
nes jeden in demfelben; oder Genuß der groͤßt⸗ 
möglichften Freyheit eines jeden im Staafsges . 
biete unter gefeßlichen Schranfen; oder die 
Möglichkeit, einen jeden durch öffentliche Zwangs⸗ 
geſetze zu noͤthigen, daß er ſein Recht durch die 
Rechte aller uͤbrigen, und alle uͤbrige zu zwingen, 
daß ſie ihre Rechte durch die Rechte Eines jeden 
einzelnen einfihränfen. | 


$. 614. 


Diefen Zwed des Staats ($. 613.) müffen 
Ale im ‚Staate (in miaterialer Bedeutung) 
($. 612.) wollen, und er heit deswegen das alls 
gemeine Befte (ummum bonum rei publicae), 
deffen Erreichung das allgemeine oder Öffentliche 
Wohl, auch das Staats Wopl ſchlechthin (lum- 
ma falus reipublicae) genannt wird ($. 486.). 
Die befonderen Zwecke der einzelnen im Stoate 


ifind 
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find das Privatbefte jedes einzelnen, und deren 
Erreihung das Privatwohl derfelben ($. 48 6.). 


§. 615. 

Das Privatbefte .($. 614.) mäffen Alle eins 
zelne im Staate, und ‚der ganze Staat nur unter 
der Einſchraͤnkung des allgemeinen Beften wollen; 
und das befondere Wohl ift dem allgemeinen jubs 
ordinirt, muß ihm alfo im Colliſionsfalle aufges 
opfert werden. Denn zur Beförderung des allges 
meinen. Beften iſt jeder im Gtaate vollfommen 
(durch einen Vertrag); zur Befdrderung feines 
befonderen Wohls aber nur unvolllommen vers 


pflicbtet. 

Anm. Es ift aber eh zu merfen, daß jedes 
Glied im Staate das gemeine Befte auch in 
fi) hat. Denn. eben, weil es das gemeine Ber 

ſte ift, muß der Zweck in jedem einzelnen ange: 
troffen werden. Wenn alfo das gemeine Beſte 
in mir, mit dem gemeinen Beſten anderer in 
Colliſion koͤmmt; fo ift feine Colliſion zwiſchen 
dem Privatwohl und dem gemeinen Wohl, ſon⸗ 
dern zwilchen dem gemeinen Wohl in mir und 
dem gemeinen Wohl in einem andern. So ge 
hört, daß des_ Bauern Haus geſchuͤtzt werde, eben 
ſowohl zum allgemeinen Befien, als daß des Fürs 
fien Schloß gefhüst werde. Die Rechte des 
Armen, fo geringfügig ihr Objefe foyn mag, 
muͤſſen eben fo wohl gefihüßt werden, als die 
Rechte des Neichen und umgekehrt. Die vor 
züglichen Nerhte des einen : die Drivilenien) eben 
fo wohl, als die gemeinen Nechte jedes andern. 
Deun der Staat foll alle gegründete Rechte ſchuͤ— 

‚gen. Sollte der Staat. feine Gewalt gebrau— 

chen, 
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hen, um 3. B. dem Reichen fein Vermögen 
ganz oder zum Theil zu nehmen, und 28 an 
Aermere zu vertheilen; fo würde er ja das alls 
meine Beſte, (nemlich die Anforderung, die Rech⸗ 
te alfer,. folglich auch des Neichen zu fhäsen), 
dem Privatbeſten (der Armen) aufopfern, und - 
das Hecht vernichten, anſtatt es zu fihügen. 


$. 616. 


R Das Staatöbefte ift aber deshalb doch nicht 
das boͤchſte Gut (phil. Sitten. $. 103. 125.), 
fondern nur ein Mittel deſſelben. Folglich ift jes 
nes durch dieſes eingefchrägft, und es giebt noch 
böhere und allgemeinere Zwecke, ald den Staats⸗ 
zwei Mo aljo Diefer mit jenem in Collifion 
kommt, dajmuß er jenem aufgeopfert werden. 


6. 617. 

Der Staatszweck ($. 614.) kann nicht ans 
ders erreicht werden, ald wenn eine Gewalt da 
ift, welche alle übrigen Kräfte im.Staate ſowohl 
einzeln ald zufammen genommen, übertrift, und‘ 
welche eben deshalb die höchfte Gewalt (5. 490.) 
beißt. Daher befchäftiget fich der Staat vornem⸗ 
lid mit Erfchaffung einer gefegmäßigen Gemalt, 
tele alle widerrechtlichen Hinderniffe des Rechts 
überwinden, und das Recht, fo weit es Recht ift, 
Bnumfchränft ausüben fann ($. 606,). 


5. 618. : 
Ein Staat läßt ſich nicht anders als rechtlich 
möglich denken, als dutch einen Verteng, Denn 
Jakobs Narurrecht. Aa or 
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er iſt eine Geſellſchaft, und begruͤndet wechſelſeiti⸗ 
ge poſitive Zwangsrechte (8. 494.), oder wechſel⸗ 
ſeitige Anforderungen poſitiver Dienſtleiſtungen, 
welche nicht anders, als durch einen Vertrag ent⸗ 

ſtehen fönnen ($. 304). Der Vertrag, durch 
welchen ſich die Menſchen zu einem Staate us 
ſpruͤnglich vereinigen, heißt der bürgerliche Ber: 
trag, oder der Civilvertrag (pacrum civile), und | 
‚der. Staat wird daher auch die bürgerliche Ge 
ſellſchaft ſchlechthin genannt. 


$. 619. 

Der Civilvertrag ($. 618.) iſt ein zuſammen⸗ 
geſetzter Vertrag, und faßt zwey Vertraͤge in ſich, 
nemlich: 1) den buͤrgerlichen Vereinigungsver— 
frag (pactum unionis civilis), d. i. die Ginmillis 
gung aller Perfonen auf einem Gebiete, daß fie 
den Zweck des Staats wechfelfeitig in.ginander nad 

- allgemeinen Gefeten: befördern wollen ($. 487.), 
. a)‘ den bürgerlichen Unterwerfungsvertrag (pa- 
ctum fubjectionis civilis), d; i. die Einwilligung 
aller fih vereinigenden Glieder, ſich die Mittel 
gefallen zu laſſen, ohne welche der Staat nit 
. möglich wäre (ſ. 487.). 


x 


(. 620. 

Das Mittel, ohne welches überall Fein Staat 
als möglich gedacht werden kann, ift eine höchfte 
Gewalt im Staate ($. 617), welche den Staat 

zweck ($. 613.) wirflih maden fann. Diefe 
beißt Souverainität, und das. Recht zu Mi 
* za⸗ 
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Majeftät. Die Souperainität und Majeftät find 
aber Abilracta, die nicht anders als in Concrero 
twirflich feyn koͤnnen. Wer daher Souverainität 
und Mojefrät will, muß auch wollen, daß fie in 
einer Perfon fi befinden. Die Cphnfifhe oder 
moralische) Verfon, welcher die Souperainität und 
Maieftät zufömmt, heißt Souverain und Des 
gent. Die Glieder des Staats, welche nicht der 
Souverain find, heißen Unterthanen (lubditi). 
Anm. Durch den bloßen Begriff des Civilver⸗ 
trags it zwar beſtimmt, daß ein Regent feyn 
ſolle, aber noch nicht, wer es feyn dürfe. Hier⸗ 
zu wird daher ein neuer Vertrag erfordert. 


6. 621. 


So bald fih Menfchen zu dem Zwecke vereis 
nigen, vereinigen fie ſich auch zu den einzigen 
rechtmäßigen Mitteln, ohne welche der Zweck gar 
nicht möglich wäre. Wer alfo den Vereinigungss 
vertrag ($. 619.) will, will auch den Unterwerz 
fungsvertrag, und diefer wird in der That mit jez 
“nem zugleich geſchloſſen, und es läßt fich von jes 
nem auf diefen mit Sicherheit ſchließen. Aber 
aus dem Civilvertrag überbaupt laͤßt ſich noch nicht 
die beſtimmte Art der Unterwerfung .erfennen. 
Denn diefe ift auf mehrere Art möglich, und hängt 
daher von dem befonderen Willen der Glieder ab. 


§. 622 
In wiefern, die einzelnen Glieder eines Staats 
als Perſonen gedacht werden, melde‘ fich zum 
Ya 2 - Staat 
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Staatszwecke und uͤber deſſen Mittel vereinigen, 
werden fie Staatsbürger (cives) genannt: in 
wieferne fie aber im Verhaͤltniſſe zum Höchften 
Gewalt ftehen, heiſſen fie Unterthanen ($. 62 1.) 

Der Souverain ift zwar Staatsbürger, aber ali 
folcher nicht Unterthan. 


F. 623. . Mrz 
Der Inhalt des Vereinigungsvertrages ($.619.) 
iſt: 1) daß jeder Pacifcent verpflichtet wird, nad 
Proportion des Inhalts feiner Rechte, deren Schuß 
ec verlangt, einen proportionirlichen Beytrag zur 
" Hervorbringugg der hoͤchſten Gewalt ($. 617.) 
zu liefern, oder einen Theil feiner Kräfte herzuge—⸗ 
‚geben, um dadurch eine Gewalt erjeugen zu beis 
fen, die alle übrigen Kräfte im Staate, die ſich 
dem Staatszwecke entgegenfegen möchten, übers 
trift; 2) daß jeder Pacifcent berechtiget wird, zu 
fordern, daf feine Rechte durch die hoͤchſte Staats⸗ 
gemalt geſchuͤtzt werden, 


$. 624. 

Ob daher gleich ein jeder, der in den Staat 
tritt, einen gewiſſen Theil feiner Freyheit (gewiſſe 
Kraͤfte, auf welche er vorher ein ausſchließendes 
Recht hatte) verliehrt; ſo gewinnt er doch von an⸗ 
dern weit mehr dafuͤr, als er weggiebt. Denn 
er opfert nur einen Theil feiner Kräfte für das 
gemeine Weſen auf, erhält aber dagegen die Kraft: 
te aller übrigen zufammen genommen, d. i. des 
ganzen gemeinen Wefens ($. 612.) zum Schut 

ſei⸗ 
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feiner Rechte. Vorhin fonnte er feine Rechte nur 
mit feiner Privatmacht ſchuͤtzen, die jederzeit in 
Vergleichung mit den uͤbrigen Kraͤften zuſammen 
genotnmen, die feine Rechte verlegen koͤnnen, uns 


endlich Elein iftz im Staate ift die ganze Staates. 


gemalt bereit, feine Rechte in Schug zu nehmen, 
welche in Vergleihung mit allen Kräften, welche 
feine. Rechte antaften fönnen, unendlich groß ift. 


6, 625. 

Aus dem bürgerlichen Bereinigungevertras 
ge ($. 619.) entfpringt ferner ein Ganzes, wels 
ches Staat Heißt, und eine myftifche Perfönlich 
keit bat, die aber von ganz befonderer Art ift, und 
daher eine eigenthümliche Betrachtung verdient. 


6. 626. 

Es ift nemlich ein großer Unterſchied zwifchen 
Gefellfhaften, die duch den Tod der Perfonen, 
welche fie gefchloffen haben, wieder untergehen, 
alſo nur eine beftimmte Zeit dauern, und folchen, 


die ewig find ($. 532.), deren Zwed und Vers 


bindung bey dem Wechfel aller ihrer Glieder im⸗ 
mer bleibt. Die rechtlihe Möglichfeit der erfter 
ren ift feicht zu zeigen; aber die rechtliche Mögs 
lichfeit der leteren macht mehrere Schwierigfeis 
ten, befonders aber ben dem Staate. Denn fo= 
bald es ganz und gar von der Freyheit abhängt, 
ob jemand in eine ewige Gefellfchaft treten will 
‚oder nicht (mie etwa in die oſtindiſche Compagnie 
durch Aktien); fo hat die — keine Schwierig⸗ 

keit. 
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keit. Aber in das Staatsgebiet werden die meh—⸗ 
reſten Menſchen unwillkuͤhrlich (durch die Geburt) 
verſetzt, und da es fuͤr die mehreſten Menſchen 
ſehr nachtheilig iſt, wenn ſie das Land, morinne 
ſie gebohren ſind, verlaſſen ſollten; ſo werden ſie 
durch die Umſtaͤnde groͤßtentheils genoͤthiget, im 
Lande zu bleiden, und ihr freyer Wille ſcheint an 
der Einwilligung in den ſchon beitehenden Staat 
nur einen fehr geringen Antheil zu haben... Es 
ſcheint alfo der Staat den Nachkommen auf eine 
ungerechte Weife von den Vorfahren aufgedruns 
gen zu werden, da er feinen Beſtand auch gegen 
den Willen dee Nachkommen behauptet, die ihn, 
wenn ihre Erimme gälte, entweder gar nicht, oder 
doch anders, vielleicht beſſer würden errichtet 
haben. Es entfteht alfo die Frage, wie der Staat 
oder die Verbindung zum Staatszwecke durch eine 
immer abmwechfelnde Reihe von Gliedern feinen _ 
rechtlichen Beftand oder rechtliche Gültigkeit bes 
baupten koͤnne. 


5. 627. 

Eine ewige Geſellſchaft, folglich auch der 
Staat, kann nicht anders beſtehen, als durch eine 
beharrliche Identitaͤt des Willens aller ſeiner 
Glieder, und obgleich einige Glieder in ung waͤh— 
send der Gefellfchaft, welche fie eingegangen find, 
einen von dem Willen der Gefellfehaft abmweichens 

den Privatwillen haben möchten; fo kann und darf 
doch derfelbe feinen praftifchen Einfluß auf die Ges 
ſellſchaft haben, es ne denn der Geſellſchaft ge⸗ 
fal⸗ 
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fallen, ihn freywillig zu den ihrigen zu machen. 
Der abweichende Wille einzelner Glieder kann al⸗ 
ſo ſelbſt dieſe von ihrer Pflicht dem allgemeinen 
Willen zu gehorchen, wenn ſie einmal eingewilligt 
haben, nicht entbinden. 


$. 628. 

Zu diefer Identität des Willens mögen fi 
auch die fucceffiven Glieder ungern verftehen, wenn 
fie fich aber einmal dazu verftanden haben; fo 
find fie daran gebunden. Dennipre Einwilligung 
ift und bleibt doch immer frey. 


9.629, 

.. Run ift aber. ein beharrlicher Wille nicht ans 
ders möglich, ald wenn die gegenwärtigen Glie⸗ 
der des Staats die folgenden und hinzufommens 
den, und diefe wiederum ihre Nachkoͤmmlinge, 
und fo ind unendliche, beftimmen, ihren Wils 
fen zu den ihrigen zu machen, und eben die Vers 
bindlichkeiten zu übernehmen, welche fie haben 
oder gehabt haben. Denn auf: diefe Art wird 
der Witte der, Geſellſchaft bebarrlich feyn, oder 
alle Zeiten hindurch, fo lange Nachkommen eriftis 
ten, fortdauern. 


. 6630. 
Es wuͤrde fich aber dieſk Einheit des Willens, 
da fie doch allemal, (weil fie Durch einen Vertrag 
> 3u Stande fommen muß) auf freyer Einmilligung 
beruhen ſoll, ſchwerlich lange bey der Nachkom⸗ 
mens 
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menfchaft erhalten, wenn nicht Das vorhergehende 
Geflecht ein beharrliches Mittel in feiner Gewalt 
hätte, das folgende oder auch die gleich zeitig hin⸗ 
aufommenden neuen Glieder auf eine rechtmäßige 
Art zu beftimmen, daf fie ſich zu diefer Einwilli— 
gung entweder entfchließen, oder das Sand gaͤnz⸗ 
lich verlaſſen muͤſſen. 
$. 6: 

Diefes Mittel ift nemtich, ihr Recht auf ihr 
aͤußeres Eigenthum, befonders auf das unbeweg⸗ 
liche oder auf das Staatsgebiet, auf den Boden, 
welchen fie bewohnen. Denn es kann nicht bes 
äweifelt werden, daf die Generation, welche den 
Boden betoopnt, und auf eine rechtmäßige Art 
zum Befige deffelben gelanget ift,ein Eigenthumss 
‚seht an demfelben habe, und daß fie folglich eis 
nen Theil diefes Eigenthumsrechts veräußern, und 
der Nahfommenfchaft oder den Hinzufommenden 
diefes Recht unter beliebigen Bedingungen äbers 
laſſen dürfe, und ihnen überhaupt nur fo viel Rech⸗ 
te übertragen fönne, als fie ſelbſt noch befigt. 


Anm. Es ift hierden völlig einerley, 06 man (ge 
gen mich) ein natürliches Erbrecht annimmt, oder 
(mit mir) behauptet, daß alles Recht zu erben, 
entweder durch einen Vertrag mit dem Eigen⸗ 
thümer bey feinen Lebzeiten, oder durch pojitive 
Staatsgefege entfiehe. Nimmt man ein natürs 
liches Erbrecht an; fo können doch die Nachfol⸗ 
ger die Rechte nicht anders erben, als wie fie 
wirklich find. Da nun bie Vorfahren das Eis 
genthum nur mit gewiſſen Schranken on 

as 


IN 
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Haben , indem dem Staate (der nie ſtirbt) ein 
gewiſſes Recht darauf eingeräumt iſt; fo können 
Diefes die Nachkommen auch durch das Erbrecht 
unter feinen andern Bedingungen erhalten. Denn 
. ber Tod des Erblaſſers hebt die Rechte des Les 
benden an feine Sachen nicht auf, - Weberläßt 
jemand dem andern fein Vermögen durch einen 
Erbvertrag ($. 271.), fo kann er durch denfels 
ben die Rechte feines dritten, alfo auch nicht die 
Rechte des Staats an feinem Eigenthume weg» 
geben. Nimmt man kein natürliches Erbrecht 
an, und fest, daß auch kein Erbvertrag gefchlofs 
fen; fo hat entweder der Staat noch gar nichts 
darüber beſtimmt, wer des Verftiorbenen Eigen 
thum haben folle, oder er hat Snteftat » Exbfols 
ge eingeführt und Teftamenten Gültigkeit gege- 
ben Sin beyden Fällen bleibt das Recht des 
Staats an dem Eigenthume unveränderlich. 
Denn durch den Tod gehen zwar die Nechte des 
Derftorbenen an den Sachen verlohren, aber 
die Rechte der noch Lebenden alfo auch des Staats 
bleiben, und wer daher des verftorbenen Vers ' 
mögen occupirt, oder nach der Snteftaterbfolge, 
oder endlich durch ein Teftament erhält, kann es 
doch nie anders,‘ ald unter der Bedingung er; 
halten, daß er bie darauf haftenden Rechte der 
übrigen, alfo aud) des Staats nicht durch feine 
Beſitznehmung verleke, 


$. 632. 
Da nun ein Staat nicht anders beftehen 


kann, als wenn alle folgenden Eigenthümer und 
Bewohner des Bodens ebenfalls in den Staat 
einwilligen; fo fließt der urfprüngliche Vereini⸗ 
gungsvertrag (5. 619.) zugleich den gemeinfchafts 


lichen 
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lichen Willen in ſich, Niemanden weder ein Ei— 
genthum an dem Boden des Landes (ein Grunds 
ſtuͤckk, noch einem Aufenthalt auf demfelden zu 
verftatten, als unter der Bedingung, daß er felbft 
den Staat wolle, und ſich deffen Gefezen unter; 


werfe. 
$, 633. £ 

Durch den Eivilvertrag ($. 618.) fhränft 
alfo jeder fein Eigenthumsrecht ein. Denn 1) 
vor demfelben fonnte er es blos nach feinem Bes 
lieben veräußern. Durch denfglben macht er fich 
aber verbindlich, e8 an andere nur unter der Bes 
dingung zu veräußern, daß der Empfänger ebens 
falls in den Eivilvertrag einftimme. Wer alfo Eis 
genthimer eines Grundſtuͤcks im Staate wird, 
fehließt eben dadurch auch fehon den Staatsver⸗ 
trag, und übernimmt alle Berbindlichfeiten feines 
Borgängers, welche derfelbe als Eigenthümer hats 
te, Ja er fann gar nicht-unter andern Bedin⸗ 
gungen ein Grundftück im Staate erwerben, wenn 
auch ‚gleich fein Vorgänger ihm die Bedinguns 
gen erlaſſen wollte, Denn diefer bat felbft fein 
Recht dazu, meil er ed im Staatsvertrage vers 
äußert hat. Diefe Veräußerung aber geht nun 
ins Unendlihe von Nachfommenfchaft zu Nachkom⸗ 
menſchaft fort, eg müßten denn alle einftimmig in 
die Auflöfung des Staats einmilligen, 2) vor dem 
Eivilvertrage konnte jeder einem Fremden beliebig 
den Aufenthalt bey fich verfiatten ; nach demfels 
ben darf er ihm nicht anders "dulden, als daß er 


er — ſo lange er ſich im nZervitorio befindet, den 
’ Staats⸗ 
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Staatsgeſetzen unterwerfe. Aber jeder gewinnt 
durch den Civilvertrag weit mehr an Rechten, als 
er verliert 6. 624.). 


634, 

In dem Civilvertrage ($ 618.) iſt daher zu⸗ 
gleich enthalten, daß kein Theil des Staatsgebie⸗ 
tes ($. 612.), d. i. fein Grundſtuͤck je dem Staa⸗ 
te, wider deſſen Willen entzogen werden duͤrfe. 
Denn dieſes Gebiet iſt das einzige ſichere Mittel, 
wodurch der Wille des Staats (als einer Geſell⸗ 
ſchaft) beharrlich, und alſo der Staatsvertrag ver⸗ 
ewigt werden kann, indem nur dadurch. die zuſam⸗ 
menmohnenden Menfchen zum Staatszwecke vers 
pflichtet werden koͤnnen. Da fi nun derjenige, 
der fich zum Zwecke verpflichtet, auch zu den noth⸗ 
wendigen Mitteln verpflichtet, fo verpflichter fich 
ein jeder im Vereinigungsvertrage auch, nie ein 
" Srundftüc dem Staatögebiete, wider den Willen 
des Staats, zu entziehen. 


$. 635. 

Der Staat oder die ganze Gefellfhaft hat 
alfo ein Recht an dem Eigenthume der Grundſtuͤcke 
aller Staatseinwohner erworben, das, da der 
Staat ewig ift, auch ewig und unveränderlich 
bleibet. Diefes ift das Recht: alle Grundftüce 
‚im Staatsgebiete bey dem Gtaate unzerfrenns 
ju.erhalten, und jeden Eigenthuͤmer der Grunds 
ftüce zu zwingen, daß er es unter feiner andern - 
Bedingung veränßere, ald daß es auch fernerbin 

zum 
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zum Staate gehoͤre, und daß alfo der neue Eigen: 
thuͤmer den Civilvertrag, welche der vorige Grund⸗ 
eigenthuͤmer eingegangen iſt, genehmige. Dieſes 
iſt das Obereigenthumsrecht des Staats (domi- 
nium eminens), welches alſo nicht ſo viel ſagen 
will, als ob der Staat mit dem Eigenthume eines 
jeden machen koͤnne, was er wolle, ſondern nur, 
daß er ihm verwehren duͤrfe, — von dem 
Staate zu trennen. 


636 

Es ift auch völlig unmöglich, daß iegenb eis 
ner ein Recht auf ein Grundftück, wider den Wils 
len des Staats rechtlicher Weiſe, ohne obige Bes 
dingung, (es beym Staate zu laffen, und fich defs 
fen .Gefegen zu unterwerfen) follte erwerben koͤn⸗ 
nen. Denn das Obereigenthum ($. 635.) ift ein 
durch einen Vertrag erworbenes Recht, und fann 
alfo, da der Staat ewig ift, wider defien Willen 
nie verlohren gehen, wenn gleich die einzelnen Eis 
gentpümer mechfeln. 


e $. 637. 

Hieraus folgt alfo, daß alle Nachfommen 
oder Fimftige Gefchlechter aufewig an den Staatds 
vertrag gebunden find, wenn fie anders Theil an 
dem Boden des Staats haben wollen, und daß fie 
unter gar Feiner andern Bedingung ein Grundei⸗ 
genthum im Staate erwerben koͤnnen. 


6. 638. 
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$. 638. 

Daß aber das. bewegliche Eigenthum eben⸗ 
Falls nicht vom Staate follte koͤnnen getrennt wer⸗ 
den, ift im Eivilvertrage in abftracro nicht entz 
halten. Denn die beliebige Trennung des bes 
toeglichen Eigenthums verträgt fich mit der Möge 
lichfeit eines Staatd im allgemeinen fehr wohl, 
ob gleich durch befondere pojitive Staatsgefege 
auch hier gewiffe Schranfen gefegt werden fünnen. 


& 639. 
Eben fo wenig folgt auch aus dem Civilver⸗ 
trape, dafı cd den Staatseinwohnern nicht frey 
ſtehen dürfe, das Staatögebier mit ihrem beweg⸗ 
lichen Eigenthume (Geld und Waaren) zu verlafs, 
fen, und fi ein anderes Staatsgebiet zu ihren 
Aufenthalte beliebig zu ermählen. Das Recht des 
Staats auf pofitive Dienftleiftungen feiner Glieder 
Haftet von Natur auf den Grundſtuͤcken und dem 
Eigenthume derfelben, welches fie auf dem Staatds 
gebiete wollen beſchuͤtzt wiſſen, aber nicht auf der 
Perſon. Dieſe bleibt alſo im Staate nach dem 
bloßen Eivilvertrage frey. Nur das Grundſtuͤck 
und der Boden (wenn er auch das Eigenthum eines 
‚ andern ift), auf welchem fie ſich befindet, verbindet 
fie, die Bedingungen zu halten, unter welchen ihr 
Eigenthum und Aufenthalt allein verftattet iſt. 
Will die Perfon aber diefe Vortheile aufgeben, fü 
wird fie auch von diefen Verbindlichkeiten frey. 


6.640. 


” 
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$. 640. 

Sollen Perfonen im Staate eine befondere 
Verbindlichkeit haben, das Staatögebiet nichr zu 
verlaflen, ſondern entweder auf eine beftimmte 
Zeit oder auf immer datinne zu bleiben, und ge 
wife Dienfleiftungen zu thun; fo muß diefelbe 
durch einen befondern Vertrag (mie etwa in einem 
Amte) übernommen ſeyn. 


%. 641. ' 

Aber einen Civilvertrag unter der befonderen 
Bedingung zu fhliefen, daf Niemand das Staates 
gebiet verlaffen folle, der jih einmal durch Zufall 
oder aus freyen Willen darauf befindet, würde 
ein völlig widerrechtlicher Vertcag feyn, und eine 
ſolche Bedingung mürde den Civilvertrag ſelbſt 
unmöglich machen. Denn man wurde diefen Vers 
trag ohne die Möglichfeit einer freyen Einmillis 
gung fliehen, weil bey einer folhen Bedingung 
nicht einmal eine Anfrage möglich bliebe, ob die 
Neugebohrnen oder fünftigen Geſchlechter den 
Staat, fo wie er ift, wollten oder nicht, fondern 
der Staat zwaͤnge ihre Perfonen unbedingt, Mits 
glieder zu bleiben. Dieſes mwiderfpricht aber den 
formalen Rechten der Perfönlichkeit, Freyheit und 
Gleichheit 6. 127.), und er ift daher unter allen 
- Berpältniffen widerrechtlich. Denn ein Vertrag, 
welcher. die Vernichtung der Freyheit der Fünftie 
gen Generationen, fo wie überhaupt eines jeden 
andern zum Objekte hat, ift rechtlich unmöglich 
($. 341.), 
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($. 341. ) alſo im ſittlichen Verſtande nichts. Da⸗ 
gegen bleibt die Freyheit aller kuͤnftigen Genera⸗ 
tionen unangetaſtet, wenn ihnen die Vorhergehen⸗ 
den ihre Güter unter geriffen Bedingungen anbie— 
ten, und es ihnen dabey freygelaffen ift, ob fie 
Diefelben unter diefen Bedingungen annehmen wol: 
len oder nicht. Sobald fie aber diefeiben anges 
nommen haben; fo haben fie fich natürlicher Weife- 
auch diefen Bedingungen (aber aus Freyheit) uns 
terworfen, folglich einen förmlichen rechtmäßigen 
Bertrag mit dem Staate gefchloffen. 

Anm. Die Nuswanderung kann daher in einem 
Staate blos in dem Falke verboten werden, wenn 
der Auswanderer fich dadurch feinen uͤbernom⸗ 
menen DVerbindfichkeiten gegen den Staat ent: 
ziehen würde. Diefes würde der Fall ſeyn 1) 
wenn jemand den Staat um das fihuldig ge: 
wordene Schußgeld für feine Perſon oder Ver: 
migen durch Auswanderung bringen wollte; 
2) wenn er dadurch einem künftigen Dienfte 
aus dem Wege ginge, wozu er fich gegen den 
Staat durch einen beiondeen Vertrgg verbinds 
lich gemacht hat. Hat aber der Bürger feine. 
beiondere Verbindlichkeit gegen den Staat übers 
nommen (wie etwa ein Soldat, Amtmann ıc.), 
und hat er ihm die Abgaben, welche er ihm biss 
her ſchuldig geworden. ift, bezahlt; ſo muß er 
zu jeder Zeit auswandern dürfen. Durch die 
Wohlthaten, welche er im Staate genofien, hat 
der Staat fo wenig Zwangsrechte gegen ihn ers 

worben, als er gegen den Staat dergleichen er- 
wirbt, wenn er demfelden Wohlthaten erwiefen 
hat Beyde fönnen fich gegen einander undank⸗ 
bar betragen, ohne daß einer dem andern zur 
Dankbarkeit zwingen darf. Nur was in ide 

rem 


% 
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rem Vertrage fteht, ift ein Objekt der Zwangs; 
pflichten und Zwangsrechte. 


§. 642. 

Aus dem bisherigen iſt nun klar, daß der 
Staatsvertrag ein rechtlicher Vertrag ſey, und 
daß weder die Freyheit der gegenwaͤrtigen noch 
folgenden Generationen dadurch beeinträchtiget 
twerde, fondern daf vielmehr ein jeder durch Schlies 
fung deffelden für den Schug feiner Freyheit am 
beften forge. Es erhellet deutlich, „wie der Staats⸗ 
wille von einer Generation zu der andern, ihrer 
Freyheit unbefchadet, übergehen, und dadurch eis 
ne ewige auf feine beftimmte Zeit eingefchränfte 

Geſellſchaft rechtlicher Weife entftehen koͤnne. 


— §. 643. 

Der Zweck des Staatsvertrags iſt aber auch 
ein Objekt der Pflicht ($. 607.), und zwar einer 
(wenigſtens negative) unbedingten Pflicht. Denn 
anderer Rechte zu verletzen, widerſpricht der Pflicht 
allemal (phil. Sittenl. $. 63 1.), folglich muß jeder 
unbedingt wollen, daß die Rechte aller möglichit uns 
verlegt und ficher bleiben. Iſt es aber Pflicht, den 
Zweck zu wollen, fo ift e8 auch Pflicht, Die einzigen 
rechtmäßigen Mittel zum Zmwecezu wollen. Da nun 
der Staat das einzige mögliche wirffamfte Mittel 
zu dieſem Zwecke iſt; fo ift es auch unbedingte 
Pflicht, den Staat fo weit er möglich ift, zu wollen. 


9. 644 
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$. 644. 

Ob aber gleich die Pflicht den Staaf zu wollen, 
unbedingt ift (S. 643.), fo ift doch, denfelben 
wuͤrklich zu' machen, feine Bwangepflicht, jondern 
eine freye Pflicht phil Sitten! $ 630.). Denn zur 
Ausuͤbung ſeiner Pit kann Niemand geiwungen 
werden, außer wenn er eines andern Rechte durch 
das Gegentheil davon verlegen würde, Nun vers 
lest aber Niemand des andern Rechte, wenn er nicht 
mir tönen ineinen Stat treten will. Denn er bers 
weigert ihm nur ein: pofitive Dienftleiftung, welches 
zu thun er allerdings von Natur ein Recht hat 
(8. 230.).. Alſo fann auch Niemand zum Staate 
gezwungen werden, fondern jeder muß ſich ſchlech⸗ 
terdings durch eine freye Handlung, nemlich durch 
eine wirkliche freye Einwilligung in denſelben be— 
geben, wie dieſes auch oben ($. .618.) eriiefen 
if, möglich ift. 

$. 645. 

Der Staatsvertrag ift daher nicht etwa blog _ 
eine ‘dee zur Veurtheilung, fondern er bat wirks 
libe Realität, ift urſpruͤnglich geſchloſſen, und 
teird von jedem neuen Öliede, welches in den Staat 
frist, freywillig genehmiget, und mit dein beftes 
benden Staate geſchloſſen. Und ob diefer Vertrag 
gleich Fein ausdrücklicher Vertrag ift, fo muß eg 
doch ein ftillfehweigender (5. 321.) ſeyn Ein ftills 
ſchweigender Vertrag ift aber nicht die bloße Idee 
eines Vertrags, fondern ein wirflicher veeller Vers 
trag, welcher eben fo gültig ift, als ein ausdruͤck⸗ 

Jakobs Naturrecht. Bb licher. 
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licher. 


Denn es liegt ihm eine wirkliche, obgleich 


nur ſtillſchweigend d. i. durch Thatſachen erklaͤrte 
Einwilligung zum Grunde. 


5. 646. 
Daß nun ein urſpruͤnglicher Civilvertrag wirk⸗ 


lich geſchloſſen ſey, kann nach folgenden Regeln 
mit Sicherheit erkannt werden: 


deren Bedingungen deſſelben. 


1) Wenn ſich mehrere Familien und einzelne Men⸗ 
ſchen, welche ein Stuͤck Landes neben einan⸗ 
der bewohnen, und noch in keinem Staate 
leben, zum Zwecke des Staats ($.613:) auds 
druͤcklich vereinigen; foift ein aus druͤcklicher 
Civilvertrag unter ihnen geſchloſſen, und ſie 
haben einen Staat errichtet. 


2) Wenn mehrere Familien und einzelne Men⸗ 
ſchen, die noch in keiner andern Staats ver⸗ 
bindung leben, nach gewiſſen Regeln ſich 
ihre Rechte wechſelſeitig geſchuͤtzt, und ſolche 
Einrichtungen unter ſich getroffen haben, wel⸗ 
che offenbare Beweiſe ſind, daß ſie dem 
Staatszweck wechſelſeitig in einander befoͤr⸗ 
dern wollen; ſo haben dieſe den Civilvertrag 
ſtillſchweigend geſchloſſen. 

3) Wenn jemand in einem ſchon beſtehenden 
Staate ein Grundſtuͤck erwirbt, ſo ſchließt 
er zugteich ſtillſchweigend den Civilvertrag, 
und unterwirft ſich allen rechtlichen beſon⸗ 


4) Wenn 
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4) Wenn jemand eine Handlung begeht, die 
nach eier allgemeinen auch pofitiven Regel 
als ein Zeichen angefehen wird, daß er Mit: 
glied des Staats feyn wolle, fo ſchließt er 
wirklich mit dem Staate den Civilvertrag an 
feiner Seite ($. 484) 


Anm. Ich muß .geftehen, daß ich gar nicht be— 
greife, wie man behaupten könne, der Civilverz 
trag werde zwar nie “in feiner Zeit) wirklich ae 
ſchloſſen, aber er verbinde doc, die Staatsalies 
der, Ein Vertrag, der nicht wirklich geſchloſſen 

wird, iſt meines Grachtens nichts, und kann | 
weder Rechte noch DVerbindlichkeiten erzeugen, 
Der Umſtand, daß es Pflicht ſey, dieſen Vers 
trag zu ſchließen, berechtiget aber noch gar nicht 
zu dem Schluſſe, daß er- wirklich gefchlorfen fey, 
Denn es ift vieles Pflicht, was deshalb doch 

. nicht gefchiehet, wird eine Pflicht (der Materie 
nad) zu erzwingen, durch deren Unterlaffung 
feines andern Rechte verleg wird, würde ofe 
fendare Ungerechtigkeit fenn, wenn fie nicht ſelbſt 
erſt aus einem Vertrage folge, d. h. Zwangs⸗ 
pflicht iſt. Iſt aber der Civilvertrag wirkuch 
freywillig geſchloſſen, wie er es denn ſeyn muß, 
wenn ber Stant nicht Überall eine rechtliche 
Schimaͤre feyn foll; fo muß er auch irgendwann 
d. i. in der Zeit gefchloffen feun, und die Hands 
lungen, durch weiche er gefchloffen iſt, muͤſſen 
in der Gefhichte liegen. Denn obgleich diejes 
nigen, welche den Staatsvertrag urfprünglich 
oder in der Folge eingehen, fich den Staatszweck 
nicht „fo deutlich in obſtracto denken mögen, als 
deffen Begriff bey fteigender Cultur der Philos 
fophie entwickelte wird; fo koͤnnen fie doch in 
concreto nie einen andern Zweck bey ihrer Ver⸗ 

252 einiz 
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einigung rechtlicher Weiſe wollen, und es wuͤrde 
in einer Erklaͤrung des Staatszwecks auch wirk— 
lich ein jeder ſeinen Willen antreffen oder leicht 
erkennen, daß das Erklaͤrte eben das ſey, was 
er wolle. Unterdeſſen beſchaͤftiget ſich das Staats; 
recht gar nicht mit den Umſtaͤnden, unter denen 
ein ſolcher Vertrag nach und nach zu Stande 
gekommen, was dabey fuͤr Ungerechtigkeiten und 
Fehler in der wirklichen Welt vorgegangen ſeyn 
mögen, auch nicht mit der Unterſuchung, ob je 
über diefem Civilvertrag gehörig gebalten wor; 
den fey. Diefes alles muß in der Draatenge 
fehichte gefucht werden. Sondern das Staats 
recht entwickelt nur den inhalt dieſes Vertrags, 
der, weil er a priori durch die Natur der Mienih: 
heit ſelbſt gegeben ift, fi) unabhängig von aller 
Sefchichte auffinden laffen muß. Diele legtere 
würde den Begriff des Staatszwecks nur mehr 
verwirren, da fie lehrt, daR man oft gerade das 
Miderfpiel von dem, was der rechtmäßige Zweck 
deſſelben ift, durch den Staat wirklich zu mar 
hen gefucht hat. Die Staatengefchichte fann 
zwar nach dem Staatsrechte beurtheitr werden, 
aber fie fanıı nimmermehr die Erkenntnißgruͤn— 
de oder die Principien des Stantsrechts liefern. 
" ü * 

§. 647. 
Da es Pflicht iſt, einen Staat zu wollen 
($. 643), ſo wird es auch nicht rechtswidrig ſeyn, 
die Unmuͤndigen (5. 568.), welche ſich im Staats— 
gebiete befinden, nach den Geſetzen des Staats 
zu behandeln, d. h. ihre Rechte zu ſchuͤtzen, und von 
ihren Gütern diejenigen VBerbindlichfeiter, melde 
ihnen als Staatsbürger obliegen, in ihrem Namen 
zu erfüllen. Denn in Unmündigen darf ein Wille, 
wel⸗ 
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welcher der Pflicht gemäß ift, präfumirt ($. 375.) 
und ftätt ihrer ausgeführt werden. Deshalb leidet 
es Leinen Zweifel, daß der Staat ihre Rechte fehlte 
tzen dürfe, Da fie auch ferner nur unter dey 
Schranken, welche der Staat. fegt ($: 632.), Eis 
genthum erlangen fünnen; fo wird ed auch Recht 
feyn, fo fange man peäfumiren darf, daf fie das 
Eigenthum wollen werden, in ihren Namen, die 
Ber bindlichkeiten zu erfüllen, ohne welche ſie gar 
nicht zu dem Eigenthume gelangen koͤnnten. Das 
durch wird auch ihre Freyheit, fo bald fie muͤn⸗ 
Dig werden, aus dem Staate (mit ihrem bewegli⸗ 
Ken Eigenthume) heräuszutreten, nicht verlegt. 


Anm. Die Wohlthaten, welche der Staat den 
Unmuͤndigen erzeugt, koͤnnen fein Zwangsrecht 
gegen fie im Stande der Mindigkeit begründen, 
am allerwenigften das Recht, fie zu zwingen, 
feine Mitglieder zu bleiben. - Denn fonft möchte 
mancher diefe Wohlthaten lieber verbitten, als 
fie fo theuer erkaufen. Ueberhaupt giebt es kei⸗ 
nen Fall, wo Wohlthaten ein Zwangsrecht ger 
gen Perſonen erzeugen könnten, Der Vertrag 
iſt das einzige Mittel hierzu ($ 158, ) 
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ß : I. 
Bon den rechtlichen inneren Verhaͤltniſſen des Staats 
" im allgemeiner-oder in abftracto, 
En A. 
Von den wechſelſeitigen Verhaͤltniſſen des Staats 
und ſeinen Gliedern. 


F $. 648. 
I), Staat ift eine moralifche Perfon ($. 488.) 


und ift, fo weir er rechtmaͤßig ift, Durch einen wirk— 
lichen (es fen ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden) 
Vertrag entftanden $.645.). Daber ift die Exiſtenz 
des Staats etwas willfübrliches, und hängt von dem. 
freyen Willen feiner Blteder ab. Wenn aber der 
Staat einmal wirklich iftz fo fann er nicht wie 
der beliebig von einem Theile der Glieder, wenn 
diefer auch noch fo beträchtlich wäre, aufgehoben 
werden, Denn durch den Eivilvertrag erwirbt ein 
jedes Glied ein Recht von allen übrigen zufammen . 
genommen,.zu fordern, das fie feine Rechte ges 
meinſchaftlich fobügen, Und auch ihr Eigenthum 
nur unter der! Bedingung andern abzutreten, daß 
diefe, fo lange fie auf dem Staatsgebiete find, die 
Verbindiichfeiten "gegen alle übrige Glieder übers 
nehmen, wozu er fi) im Eivilvertrage verpflichtet 
hat. Wenn fie nun den Staat wider den Willen 
einiger oder auch nur eines Gliedes aufheben mwolls 
ten; fo würden fie deffen Rechte verlegen; wozu 
aber nie ein Recht da feyn fann ($. 117.) 
An Durch Auswanderung wird der Staat 
nicht aufgehoben, 
$. 649. 
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eh 649. 
Der Staat kann durch nichts aufgehoben 
werden, als durch die einſtimmige Einwilligung 
aller ſeiner Glieder. Wenn aber auch nur ein 
einziges nicht wollte, fo wäre deſſen Aufhebung 
widerrechtlich, weil ein Vertrag einfeitig gebros 
chen würde. Es werden ‚aber immer die mehrer 
ften den Staat wollen. Denn es liegt in’allen 
Menſchen ein hinreihender Grund denfelben zu 
begehren (6. 606.), und man kann wohl eine bes 
ftimmte Staatsform d. i. diefen oder jenen Staat, 
aber niemals den Staat überhaupt verabfcheuen, 


6. 650. 

Er aber gleich die Errichtung eines Staats, 
oder die Vereinigung zu dem Staatszwecke wills 
kuͤhrlich ift ($. 644.), fo wie jeder Vertrags; fo: 
ift e8 doch nicht der Zweck des Staats ($. 613.). 
Diefer ift durch die Natur der. Menſchheit feldft 
gegeben, und alfo völlig unveraͤnderlich. Er 
kann daher weder bey dem urfprünglichen Civil⸗ 
vertrage, noch nachher von der ganzen Gefells 
ſchaft in irgend einem Zeitpunfte, noch von its 
gend einem Gliede des Staats, alfo fo wenig von 
den Untertbanen als von dem Souverain rechtli⸗ 
er Weife verändert werden. Denn der Staats⸗ 
zweck ift durch die Pflicht geboten ($. 643.). Aus 
jeder Veraͤnderung deffelben würde aber etwas 
Piihtwidriges Herausfommen. Dean die Vers 
änderung ift die Folge entgegengefehter Beftime 
mungen (Metaph. . 656.). Das Gegentheil von 

dem 
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dem Zwecke des Staats wuͤrde alſo das ſeyn, was 

dem Schutze der Rechte widerſpricht. Dieſes aber 

zu wollen iſt offenbar etwas Pflichtwidriges, und 

kann folglich nie das Objekt eines Bertrages, alfo 

auch nicht des Civilvertrages werden. 
637. 

Hieraus folgt, daß auch Niemanden im Staa: 
te, weder durch Einwilligung feiner Glieder, noch 
fonft auf irgend eine Weiſe ein Recht ertheilt wers 
den fönne, irgend etwas zu thun, was dem Zwe⸗ 
de des Staats widerſpricht. Denn da der Zwed 
des Staats Pflicht ($. 643.), folglich alles, was 
ihm widerspricht, widerrechtlich ift; fo würde jes 
manden ein Recht ertheilt werden fönnen, etwas 
Widerrechtliches zu thun, welches rechtlich: uns 
möglich iſt. 

:  %.. 632, 

Es fofat ferner, daß alled ; was im Staate 
rechtlicher Weife foll geſchehen dürfen, mit dem 
Zwecke des Staats in einem möglichen Zuſammen⸗ 
ange muͤſſe koͤnnen gedacht werden; fo daß es 
dem Zwede des Staats entweder poſitive, d. i. 
als Mittel, oder doch negative, d. i. als etwas, 
das ihm wenigſtens feinen Abbruch thut, Cihm nicht 
widerſpricht), untergeordnet iſt. 

DIARY $. 653. \ 

Der Staat kann daher auch nicht bereitis 
get ſeyn, fich andere Zwecke neben dem Hauptzwe⸗ 
che zu ſetzen außer in wie weit fie mit demfelben 
in gehöriger Subordination ‚gedacht werden koͤn⸗ 

nen. 


J 
J 
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en. Was aber der ganze Staat nicht darf, das 
zu koͤnnen noch weniger die Glieder des Staats 
(Souverain und Unterthanen) berechtiget ſeyn. 
Hieraus folgt, daß alle Geſellſchaften im Staate 
dent Staate ſelbſt ſubordinirt ſeyn muͤſſen, und 
daß im Staate Feine Geſellſchaft, und überhaupe 
fein Wille exiſtiren dürfe, wele deſſen Zwecke 
— er 


4. 654. 
Die Rechte, welche der Staat als eine my— 
ſtiſche Perſon von allen ‚feinen einzelnen Gliedern 
erwirbt; ſind: 
> Das Recht, von jedem einzelnen Gliede mit 
J Gewalt zu fordern, daß es das allgemeine 
Staatsbeſte nach demjenigen Geſetze beförs 
dere, duch weiches ed im Staatsvertrage 
verpflichtet iſt. Dieſes Geſetz ift: daß es 
von ſeinen Kraͤften ſo viel hergeben wolle, 
als nöthig iſt, um durch ein proportionielis 
ches Zuſammenſchießen eine Macht hervor zu 
bringen, welche faͤhig iſt, jedes Hinderniß 
der Ausuͤbung der Rechte des Staats oder 
feiner. Mitglieder zu überwinden (622. ). 

2) Das Recht von allen. Staatsgliedern mit 
Gewalt zu fordern, daf feines derfelben etz 
was thue, was dem Zwecke des Staats wis 
derfpricht. 

3) Das Rebt, von Affen Gliedern mit Gewalt 
zu fordern, daß es ſeine Privatzwecke dem 
Siaotibeſen im Colliſionsfalle aufopfere. 

4) das 
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4) Das Recht zu verlangen, daß kein Glied des 
Staats ein anderes auf eine andere Art zwin⸗ 
ge, als es in den Staatsgeſetzen beſtimmt 
iſt (. 495.). 
Die Zwangspflichten. der einzelnen — 

— ir ind hierdurch hinseirhend, beftiimmt. 
shi 
: By 655. 
Dagegen haben die einzelnen Glieder ein Recht, 
von dem Stgate zu fordern: 

1) daß er alle ihre Rechte innerhalb der Grenzen 

des Staatsgebiets mit feiner Macht, fo viel 
es ihm moͤglich ift, ſchuͤtze; 

2) daß er ſie nicht anders, als nad allgemei⸗ 

nen Geſetzen zwinge; 

3) daß auf die Rechte aller einzelnen Glieder 
in demſelben Rleſor “genommen werde. 


§. 656. 
Kein Staat kann alſo berechtiget ſeyn: 

1) irgend ein Mitglied des Staats, wenn es 
auch das allergeringſte wäre, dem Staates 
zweck aufzuopfern, und es ald bloße. Mittel 
zu demfelben zu gebrauchen (5. 496. ) Denn 
er wuͤrde in diefem Zallefeinem eigenen Zwe⸗ 
cke (nemlich Die Rechte - eines jeden auch des 
geringften zu ſchuͤtzen) tmiderfprechen ; 

2) die Freyheit irgend eines Mitgliedes mehr 
einzufchränfen, als daſſelbe fie im Civilver— 
trage felbft eingengtäntt bat ($. 496. n. 2.) 

3) die 


3) die Mitglieder anders, als nach allgemei⸗ 
nen Geſetzen, und "fo wie es rechtlich möge. 
lich ift ($. 457-453.) zu zwingen, 
4) die hoͤchſte Gewalt zu einem andern, ale 
‘ dem GStaeröjiwefe ($. 613.) anzuwenden 
Denn nur zu dieſem Gebrauche iſt ſie erſchaf⸗ 
fen worden N 617.). 


ii „657. „wi; 

Alfe Pfuchten des Staats beziehen ſi fi ch nur 
auf den Staatszweck, und er darf keinen andern 
mit feiner Macht als dieſen realiſiren. Seine voll⸗ 
kommne Zwangspflicht iſt: daß er nichts thue, 
was dieſem Zwecke widerſpricht; ſeine unvoll⸗ 
kommne Liebespflicht: daß er ihn ſo gut als es 
ihm moͤglich iſt, oder mit den mindeſten Ab— 
bruch der Freyheit ſeiner Glieder realiſire. 





F B. 
Von den wechſelſeitigen rechtlichen Verhäftniffen 
" der Otaatsglieder unter einander 
a 
des Souverains und der unterthanen. 


65. 658. 


E. laͤßt ſich Fein Staat denken, opne ——— 
tion. Denn die Organiſation des Staats heſteht 
der beſtimmten Vertheilung der beſondern Staats⸗ 

ge 
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geichäfte unter die Glieder des Staats, nach alls 
gemeinen Regeln. Eine Perfon, welche die Pflicht 
bat, einen befondern Zweck des Staats auszufübs 
sen, heifit ein Staatsorgan. - Das erſte Haupt 
organ. des Staats ift der. Souverain, der Ne 
gent. oder das Staatsoberhaupt ($. 490.). 
: 59. 659. SEES 
Der Souverain wird hier blos in abftracto 
betrachtet. Welcher Perfon die Souverainität 
oder Majeftät in concrero zufomme, kann noch 
unbeſtimmt bleiben. Denn da die Spuverainität 
in abftracro als Merkmal des Souverains in con- 
ereto gedacht wird; fo: muß der (phyſiſchen oder 
moralifhen Perſon, "welchem die Majeftät zus 
fomme, alles das bengelegt werden, was in dem 
Begriffe der Spuverainität oder Majeftät übers 
haupt enthalten‘ ift Logik $. 281). 
Anm Es darf aber Niemanden befremden, wenn 
"den Souberainen in concrero Einfchräntungen 
aufgelegt werden, welche fich im Begriffe der 
Syuverainität in abftracto nicht finden. Denn 
da jeder Souverain in conersto noch fein Prir 
vatinterefie hat, weil er nicht bloßer Souverain 
ift, (als in welhem Falle er nut das allgemeine 
‚Staatsinterefie haben würde"; fo muß das. was 
in ihm nicht Souverain iſt, eingefihränft wer; 
den, damit es der Souverainitaͤt feinen Abbruch 
thue, und alſo die hoͤchſte Gewalt deſto umeins 
gefchräntter. iftire. 
6. 660. 
Durch die Beſtimmung des Souverains wird 
auch der buͤrgerliche Unterwerfungsvertrag (6. 61 
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beftimmt und gefchloffen. Nach demfelben find 
alle im Staate Unterthimen, außer dem Souverain, 
welcher nach dem Vertrage, alfo vermöge des allges 
meinen Willens Niemandes Unterthan ift ($. 620.). 


Anın. Es ift ungerrimt zu fagen, der Souverain 
(als ſolcher) ſey der Unterthan der Geſetze Denn 
dieſe Geſetze ſind nichts, wenn ſie nicht von 
einer Perſon verwaltet werden. Der Sou—⸗ 
verain wuͤrde alſo demjenigen unterthan ſeyn 
muͤſſen, welcher die Geſetze verwaltet, d. h. dem 
Souverain, d. i die hoͤchſte Gewalt ſollte der 
hoͤchſten Gewalt unterthan ſeyn, welches abſurd 
iſt. Denn der Begriff des Unterthanen bezieht 
ſich allemal auf etwas von ihm Verſchiedenes, 
nnd ſetzt voraus, daß die höchſte Gewalt nicht 
in ihm, fondern. in einem andern fen, dem er 
unterworfen ift. Der Grund diefes Spiels mit 
Worten liegt darinue, daß man dem Volke gern 
eine Nufjicht Über den Fürften oder ſouverainen 
Rath in die Hände fpielen wollte, wobey denn 
natuͤrlicher Meife das Bolt der Souverain ſeyn 
müßte, welches aber mehr als irgend eine Ders 
fon eines neuen Ausfehers von noͤthen haben 
würde, und ſo ind Unendliche. Es liegen hiers 
bev viel verworrene Deariffe zum Geund, die 
ſich in der Folge wohl entwickeln werden. Hier 

kann man e3 indeffen unentſchieden laſſen, ee 
der Souverain ſey; das, was aus den Begrif— 
fen folgt, muß feine Nichtigkeit behalten. Die 
Anwendung derfelden it eine Eache der Urs 
theilskraft. Ich will. nur noch bemerken, daß 
ein großer Unterfihted ſey, ob jemand ein Mecht 
babe, die Aufficht über den Sonuverain zu fuͤh— 
ren, und ob jemand ein Recht Habe, fib gegen 
offenbare Beleidigungen zu Seen, welde von 
der Perſon herruͤhren, welcher die men 

s taͤt 
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taͤt anvertrauet iſt, und wozu er feine Gewalt 
misbraucht.. Doc) hiervon weiter unten, 


$. 661: 

Der Inbegriff der Rechte des Souverains 
heißt, der Materie nach, die hoͤchſte Gewalt, 
(dumma poteftas), der Form nach Majejtät 
. ($. 620.) oder Hoheit, ugd die einzelnen Rech⸗ 
te werden der Materie nach, Gewalten oder 
Mächte (poreftates) ; der Form nah, Maje 
ftätsrechte (jura majeftatica ); Hoheiten oder 
Megalien genannt. Die Ausübung diefer Rech 
te, in Beziehung auf die Unterthanen, heißt die 
Regierung des Staats (regimen civiratis) aud 
die bürgerliche Oberherrfchaft (imperium civile). 
Hieraus ergiebt fih leiht, was ein Regent oder 
ein Oberherr des Staats ſey ($. 490.) 


($: 662. 


Die Majeftätsrehte ($: 651.) find theils 
wefentliche und nothwendige, theils außerwe— 
fentliche und zufällige, Erſtere find ſolche, ohne 
welche die Souverainität gar nicht gedacht werden 
Fann, legtere folhe, deren Begentheil dem allges 
meinen Begriffe des Souverains nicht wider⸗ 
fpricht. Jene folgen aus dem allgemeinen Be 
griffe eines Souverains analytiſch, ſo bald man 
ihn mit andern Begriffen vergleicht, deren Ge⸗ 
genſtaͤnde mit ihm im Verhaͤltniſſe gedacht wers 
“den; diefe find nicht im Begriffe des Souverains 
gegruͤndet, fie muͤſſen ſynthetiſch, alſo Durch et 

was 


& 
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was anderes hinzufommen. Daber find diefe Dinz 
zugefommene, jene urfprüngliche Majeftätsrcchte. 
6. 663. 

Die hoͤchſte Gewalt ſoll den Staatszweck wirk⸗ 
lich machen. Alſo muß ſie ſich theils auf die Glie⸗ 
der des Staats ſelbſt, theils auf Auswaͤrtige er⸗ 
ſtrecken. Denn ſie muß ſowohl dieſe als jene zum 
Staatszwecke nach rechtlichen Grundſaͤtzen gebrau—⸗ 
chen duͤrfen. Daher muß dem Souverain das 
Recht zukommen I) die Unterthanen zu regieren, 
d. i. ihre Handlungen nach Geſetzen zum Staats⸗ 
zwecke zu beſtimmen. Dieſe Art der Majeftätss 
rechte heiffen einheimifche (jura immanentia ſeu 
— und 2) die Auswärtigen zu regie⸗ 
ten, d. i. ihre Kräfte zum Staatszwecke nach 
Rechtsgeſetzen zu beftimmen, welche Majeftätsrech- 
te auswärtige gar iranseuntia ſeu extranea) ges 
nannt werden. In wie fern dem Souverain die 
eriteren zufommenn, iſt er eigentlicher Regent; in 
Ruͤckſicht auf die andern heißt er Reprdutang des 
Staats. 

Anm. Eigentlich iſt der Souverain immer Nes 
präfentant des Staats. Cinmal repräfentirk 
er ihn bey den einzelnen Gliedern des Staats, 
das anderemal bey Auswärtigen. Daher kann 
der: Ausdruck Souvergin zuweilen mit dem 
Ausdruck Staat ohne Nachtheil verwechfele 
werden. Dennoch iſt der Staat mehr als der 


Souveraͤin. Denn —— iſt nur ein Organ des 
Staats. 


§. 664: 
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$. 664. 

‚ . Die allgemeine Formel für alle Majeftätss 
zechte Überhaupt ift: „Jeder Souverain hat ein 
„Recht, alles zu thun, was in einer rechtlich = moͤg—⸗ 
„lien Uebereinftimmung mit dem Staatszwecke 
„gedacht werden ann.“ Die Grenze der Majeftätk 
rechte im Allgemeinen ift daher der Staatszweck 
($. 613.), und ift durch folgende Formel im all: 
gemeinen beftimmt: „Kein Souverain - bat ein 
Recht zu etwas, was dem Staatszwecke wider: 
ſpricht.“ Alſo a) fein Recht, die Rechte irgend 
eines feiner Unterthanen zu verlegen, follte er au 
dabey die Abficht haben, den Staatszweck in an 
dern dadurch zu befördern. Denn, er ift aud 
verpflichtet, diefes einzelnen Rechte zu ſchuͤtzen; 5b) 
fein Recht, die Unterthanen beliebig, d. i. ohne 
Gefeg zu zwingen; c) fein Recht mit Auswärtis 
gen Unterhandlungen zu treiben, welche dem Staates 


zwecke zuwider jind ($..656.). 


$. 665. | 

Die einzelnen wefentlihen Majeftätscechte 
($. 661.) innerhalb des Staats, find die Rechte 
zu den nothwendigen Mitteln des Staatszwecks. 
Diefe find aber durch den Begriffe des Souveraind 
überhaupt, in Vergleichung mit dem Begriffe des 
Staatszwecks beftimmt. Es find aber im Beariffe 
eines Souperains überhaupt die Merkmale I) der 
Einheit, 4) der Unabhängigkeit und III) der 
Unwiderſtehlichkeit enthalten. 


$. 666. 


* 
Angewandte Rechtsiehre, 401 
§. 666. 

In jedem Staate kann alſo I) nur Ein Sons 
berain ſeyn, d. h. eine (phoſiſche oder moraliſche) 
Perfon muß die Mittel zum Staatsjwede beftims 
men. Denn es kann nur Ein allgemeiner Wille 
und Eine hoͤchſte Gewalt in einem Staate gedacht 
werden. Mehrere Souveraine in Einem Staate 
wuͤrden eine Mehrheit des allgemeinen Willens 
und der hoͤchſten Gewalt vorausſetzen, welches 
abſurd iſt. Aus der Einheit fließt auch die Un— 

theilbarkeit der Souverainitaͤt. 
Anm, Wenn man von einer getheilten Souveral⸗ 
nität ($. 519) redet; fo kann man nur daruns 
ter verfiehen, daß mehrere einzelne Perfonen an 
der Deftimmung des fouverainen Willens Anz 
theil nehmen. Aber nur alle Theilnehmende zu: 
fammen genommen, machen den Souverain ald 

Eine (myftifche) Perfon aus. 
F. 667. 
Vermoͤge der Einheit ($. 666.) kommt dem 
Souverain | 

a) ald Regenten ($. 665.) das (einheimifche) 
Recht der Gefeßgebung oder die gejeßges 
bende Gewalt (poreftas legislaroria) zu, 
d. h. das Recht durch feinen Willen zu be 
ſtimmen, was die Unterthanen zum Zwecke 
des Staats thun follen. Der Wille des 
Souveraing, wodurdy erklärt wird, was um 
des Staatszwecks willen von den Unterthanen 
gefchehen fol, heißt ein pofitives Geſetz. Es 
“ kann aber bey einer möglihen Mannichfal 
Jakobs Naturrecht. Ce ris⸗ 
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tigfeit der Mittel, tie dieſes bey dem Staats⸗ 
zwecke der Fall ift,nur alddann Uebereinftims 
mung der Mittel zum Zwecke gedacht werden, 
wenn Ein Wille fie beſtimmt. Ueberdem muͤſ⸗ 
fen die Staatögefee allemal den allgemeis 
nen Willen. ausdruͤcken. Dieſer ift aber 

nirgends anzutreffen, ald in dem Souverain, 
folglich kann diefem allein die gefegebende 
Gewalt zufommen. 

b) als. Repräfentanten ded Staats ($. 653.) 
das (auswärtige) Recht mit Auswaͤrtigen im 
Namen des Staats zu unterhandeln, und 
überhaupt allerlen Gefchäfte zu treiben, wels 
che in einer möglichen Hebereinftimmung des 
Staatszwecks gedacht werden koͤnnen. 


$, 568. 


Der Mille des Souverains ift ſelbſt Geſetz 


($. 667.); e8 ift alfo unmoͤglich, daß der Sour 
verain etwas wollen fönne, das dem Geſetze des 
Staats widerfpriht. Denn fobald der Souverain 

. etwas anders will, fo hört der vorhergehende Wille 
‚auf Gefet zu feyn, und fein neuer Wille wird Geſch. 
Daher ftept der Souverain nicht unter dem Geſe⸗ 
ge, er ift ſelbſt das Gefeg und über alle Geſetze, 
die fonft von irgend einer andern Perfon'gegeben 
werden möchten, erhaben dexlex). 


$, 669 
Die Gültigkeit des Wilfens!oder der Gefu 
tze des Souverains ift aber, fo wie die Soupberai⸗ 
ni 
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nität überhaupt (5. 664.), durch den Staatszweck 
‚eingefchränft, ja die Souverainität ift überall nur 
durch denfelden möglih. Alle Gefege muͤſſen das 
her als rechtlich möglihe Mittel zur Erreihung 
Des Staatszwecks gedacht werden fönnen, und der 
Souverain kann mithin fein Recht baden, ein 
Gefet zu geben,. wodurch der Zweck des Staats - 
($.- 613.) in allen oder einigen, oder auch nur im 
einem einzigen Mitgtiede deffelben offenbar aufges 
‚hoben oder vernichtet würde (664.). 


$. 6570. 
Die Gelege, welche der Souverain geben. 
‚darf, unterfcheiden ſich durch”. den verfchiedenen 
Inhalte der Mittelzwecke, ‚oder der dem Haupt⸗ 
zwecke (613.) ſubordinirten Zwecke. Diefe koͤn⸗ 
nen a priori nur ſo weis beſtimmt werben, als ſie 

aus dem Hauptzwecke des Staats ($. 613.) ſelbſt 
‘erkennbar find. Da nun ı) das Wefen und die 
ganze Natur des Souverains in der böchften Ge⸗ 
walt ($.658.) befteht; diefe aber nicht anders zu 
Stande gebracht werden kann, als dadurch, daß 
ein jedes Glied des Staats einen Theil feiner ber 
fonderen Kräfte zur Hervorbringung diefer höchs 
ften Gewalt hergeben muß; diefes aber in einem 
Staate nicht willführlih, fondern nach Gefegen 
gefchehen darf, wie aus deifen Begriffe ($. 610.) 
erhellet; fo muß der Souverain auch das Recht 
‚haben, durch Gefege zu beſtimmen, mas ein jes 
der. im Staate: zur fortgefegten Kealifirung und 
Erhaltung der en — „ d. ir ſeiner Exi⸗ 
‚eva fen; 
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ftenz beytragen folle, und wie die einzelnen Rräfte 
zufammen gebracht und zweckmaͤßig vertheilt mer; 
den follen. Da et 2) die Rechte der einzelnen im 
Staate und den ganzen Staat gegen innere un 
äußere Angriffe ſchuͤtzen foll; fo muß er nicht nur 
alte rechtliche Mittel treffen. dürfen, wodurch die 
Beleidigungen, ſowohl der Staatsglieder unter 
einander, als auch auswärtiger Feinde erfchwert, 
oder wenn fie gefchehen find, leicht entdeckt mers 
den fönnen, fondern er muß auch Zmangsmittel 
für die Beleidigersbeftimmen dürfen. 


$. 671. 

Daher begreift das Recht der pofitiven Ge⸗ 
„.feggebung ($. 667-) natürlicher Weife unter ſich: 
1) die Finanzgefeßgebung (poteftas legisla- 
toria cameralis), d. i. das Recht durch Ges 
fege zu beftimmen, twie die einzelnen Kräfte, 
welche zur Erzeugung der höchften Gewalt 
nöthig find, zuſammengebracht werden fol 
len, wohin alfo das Recht gehört, die Steuern 
und Abgaben nach der Proportion der Rech⸗ 
te und Güter, welche in einem jeden gefchügt 
werden follen, für die einzelnen Glieder durch 

Gefege zu beftimmen (jus tributorum). 


2) die Polizengefeßgebung (poteftas legisla- 
toria politica) , d. i. das Recht der Sicher⸗ 
heitsanftalten, für die Rechte ſowohl der 
einzelnen im Staate (Perfon und Eigenthum), 
als auch des Staats, als eines Ganzen ge 

gen 
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gen innere und äußere Feinde, gegen die 
y.26 feindſelige Natur nicht minder, als gegen 
übelgefinnte (phyſiſche und moralifche) Pers 
fonen durch allgemeine Gefege zu beftimmen, 
folglich, auch die Freyheit eines jeden im Staas 
te, ſo weit e8 zur Sicherheit det übrigen noͤ⸗ 
thig iſt, duch Geſetze einzuſchroͤnken ꝛtc. 
= die Privargefeßgebung (poteftas legisla- 
:roria civilis {. privata), d. i. das Recht, Ges 
fege zugeben, nad welchen die ftreitigen 
Rechte der Staatsglieder beftimme und ents 
fehieden werdenfolfen. . 2 
2) die Sriminalgefeßgebung (poteſtas legis- 
latoria criminalis); d. i. das Recht, die 
2 Zwangẽmittel gegen Widerſpenſtige und die 
Strafen fuͤr Verbrecher durch Geſetze zu be⸗ 
ſtimmen. t 


$.::672. ? 
In dem Rechte zur pofitiven: Geſetzgebung 
Koi das Recht enthalten ; die Gefetze bekannt zu 
machen oder zu promulgiren, und die Methode zu 
eftimmen, wie fie zur Erkenntniß der einzelnen 
lieder des Staats gebracht werden folfen.. Denn 
Niemand Tann durch ein ‚Gefek, — wer⸗ 
den, das er gar nicht kennt, und der Souverain 
iſt daher eben ſowohl verpflichtet als berechtiget, 
hiche Anſtalten zu treffen, daß Niemand im Staa⸗ 
ohne feine eigne Schuld, die Geſetze nicht wiſ⸗ 
fen kann welche ihm it, Verbindhigteit aufles 
Node sen, 


* 
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gen, oder: Jedes Geſetz, das einen im Staas 
te verpflichten fol, muß ihm befannt gemacht 
werden. 

$. 673. 

Da der Sinn der Gefege oft gweöbenth 
feyn fann, Niemand aber feinen Willen beſſer vers 
fteht, als der Wollende felbjt. fo muß dem Sow 
verain auch das Recht zukommen den Sinn feiner 


Geſetze in ftreitigen Faͤllen näher zu beftimmen und 


‚au erklären (us leges interpretandi). 


9. 674. 
Da ferner oͤfters eine Abaͤnderung in den 


Mitteln zum Staatszwecke erfordert wird, da eb 


nige dem Staate auf.eine-andere Art dienen koͤn⸗ 


- nen, ald die übrigen: fo muß das Recht der Ge⸗ 


ſetzgebung auch das Recht in ſich begteifen 1) die 

bisherigen Geſetze abzuſchaffen und zu verändern; 

2) Gifege der Ausnahmen’($. 29.) zu geben, 

ser Privilegien und Difpenfaionen. zu. ertheilen, 

wenn. nur fonft, dadurch Die Rechte der übrigen 
nicht verlegt werden. —— 

— Es iſt eine ſehr gemeine aber gewiß sche 
falſche Meynung, daß durd Privilegien und 
Difpenf Ken: die Rechte der übrigen allemal 
verletzt wilden. Man ſetze, der Staat lege eis 

one inte Acciſe auf den Wein, er nehme 

“aber davon gewiſſe Perſonen, (mie etwa bie 

Sliaatsbedienten) aus, , Wo liegt. hier. das Un⸗ 

recht? Es iſt ja blos eine Danier, feine pr 

dienten 3 bezahlen. "Man fü A Aber zut 
„Bezahlung der Sladiſtien Affen’ alle bey⸗ 


Ve nit 
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„tragen, in dieſem Falle aber wird es den Wein⸗ 
Arinkern allein aufgelegt. Dieſe muͤſſen alſo 
Fanderer Schulden bezahlen, welches Unrecht iſt.“ 
Aber diefes Naifonnement ift ungegründet. Setzet, 
der Staat wolle durch die Weinacciſe 1,000,008 
Rethlr. erheben, und die Staatsbiener truͤgen hier: 

5 zu, wenn fie mit zahlen müßten, 100,000 Rthlr. 
ehyz fo wäre der Staat verbunden, ihnen diefe aus 
dem allgemeinen Schage zurüczuzahlen, weil fie 

fie von ihrer Befoldung entrichten müßten, die er 
Ihnen doch frey accordirt hat. Statt deſſen ſtretcht 

er die 100,000 Rthlr. von der Summe, die er 
&:. erheben will, gleich aus, und verlangt nur 
900,000 Nthlt,, wobey er die Koften ber Erhe⸗ 
bung erfpart, alfo allen übrigen eher etwas er⸗ 
taͤßt, als daß er ihnen etwas über bie Gebuͤhr 
* + abnehmen ſoilte. Daß es aber Privilegien und 
Difpenfationen ‚geben koͤnne, wodurch einzelnen 
Unrecht gefchieht, und die daher durchaus nicht 
zu rechtfertigen find, will ich nicht Seugnen. Nur 
muß man fich hüten, jeden Nechnungsfehler des 
> 9 Spuverains unter bie Ungerechtigkeiten zu zaͤh⸗ 
‚> "Jen. Die Hätte eines Privilegiums berechtigt 
> nicht zu dem Schluſſe, daß ed. ungerecht 

AEeer | 70% u Pu a 
a er a a 

Allle Geſetze des Souverains ſind gerecht, ſo 
ange⸗ ſie ſich mit dem Staatszweche vertragen 
6 789.). ‚Widerfprechen fie demfelben auch nur 
‚in einem. einzigen Denfchen ; „fo find fie ungerecht 
‚und koͤnnen nit für den fegiefinen | lien eines 
„Souperaind angefchen werden. Denn ’diefer kaun 
„fin, abitracto) unmöglich etwas wollen, was dem 
Sgaats wecke widerſpricht. So lange aber ein 
Geſeßz nur in eiger — ———— 
„ra * * * * u 21727 Bis 4 des 


% 
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des Staatszwecks gedacht werden kann, muß es 
fuͤr gerecht erkannt werden und verlangt Gehorſam. 
Am. Wie die Geſetze fo eingerichtet werden, daß 
fie den Staatsbuͤrgern am wenigſten laͤſtig fal- 
len, oder dag fie diefelven wen, d. i. mit Luſt 
und Neigung befolgen, iſt ein Problem für die 
S::arsfiscbe (p' ad era Avnlis), welche in 
ber politifchen Eikenntniß des Staats, dem Ger 
feße gegeben werden follen, beſteht; nicht für die 
Rechtswiſſeüſchaft. Wenn aber gleich die Geſe—⸗ 
Be laͤſtig und drückend find, d. i den Neigun— 
gen großen Abbruch thun; fo folgt daraus noch 

nicht, daß ſi ſie ungerecht find. 

\. 676% 

Mas das VBerhältnik des; Souverains gegen 
Auswärtige ($.. 666.) anlangt,' welches durch Die 
Einheit, deffelben, beftimint ift; fo muͤſſen ſich die 
Stratsglieder alles gefallen laſſen, mas mit dens 
felben unterhandelt wird, wenn es nut in einer 
Indg! lichen Beziehung. auf den⸗Staatszweck gedacht 
werden kann d.di. wenn es ihm nur nicht gera⸗ 
dezu widerfpricht. Denn Auswärtige koͤnnen nur 

geit dem „Staate, unterhandeln, Dieſer iſt aber 
Berfen, melde duch den &ouoeram vor⸗ 
„geftellt nirß.. as. alfo diefer will, dürfen 6 

—— jeder, „nieht vernichten, weil fie ſonſt 
„alle. Un andiu gen. des Staatd- it Auswäts 
„tigen unmdalic machen würden.“ Daher milß 
der Souberan aüch das Recht haben, durch ‚bes 
EN N — Gelandten) — 

terhgn r den Staat eben Towopt BE 

Bit, 8 I re bewicken koͤnnen. 
s. 67 
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— 6. 677. J 
Ein jeder Souverain muß IN) Unabhängig 
feon Denn er hat die höchfte Gemattz folglich 
Darf feine Gewalt im Staate uͤber ihm ſeyn, weil _ 
fonft diejenige Gewalt, von welcher der Souverain 
abhinge, die hoͤchſte, d. i. Souverain ſeyn würde, 
Dem Souverain muß alfo alles im Staate unters 
worfen und verantwortlich ſeyn; et felbft aber ift 
Niemanden weder in noch außer dem Staate ung 
erworfen gder verantwortlich (wFvireugurcg), 


° Anm: Wenn ein Fuͤrſt oder Senat dem Volke 
wre a in ſo iſt das Volk der Sous 
Lerain. Aber. wen gleich der Souverain Hier 
wmanden verantwortlich iſt; fo darf er deshatk 
doch Niemandes Mechte verleken. Seine Uns 

* sm perantwortlichkeig bezieht fich nur. auf die Mit⸗ 
tel, welche -zum St atszwecke zielen, Dieſe 


Unabhängigkeit koͤmmt eben fo. wohl jeder eins 
zelnen Perſon in Beziehung auf ihre rechtmaͤ⸗ 
Hhigen Zwecke zu) und man muß hierhey immer 
erwaͤgen, daß der. Souverain hiet ale Eine 
myſtiſche Perſon gedacht wird, welche den allge⸗ 
miejhen Willen yglonté genera zuge N noth⸗ 
wendig über den Privatwillen Her irtget n Glie⸗ 
det it, und vermoge feiner Noten hen Staats⸗ 
zwecke entgegen feyn kann. 


ae 2 Be Kur 
ELBE ey alas $ TR). ..50 2 | 
10’ Wermöge,der Unabhängigkeit ($,.677.) MUR 
dem Somverain zukpgumenan ne 
die obegrichtetliche Gewalt: «poteflas eivi · 
 tisrjüdiciirie), d.h das Wit pn Rec 
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oberſter Schiedsrichter; zu feyn, oder in letz⸗ 
ter Inſtanz die einzelnen. ftreitigen Fälle im 
- State unter die vorhandenen Gefege zu ſub⸗ 
_ fumiren, oder gültige Rechtsausſpruͤche zu 
thun, Sentenzen zu fällen, welche alle, Die mit 
Gliebern des Staats Rechteſtreitigkeiten ha⸗ 
ben, als gültig erfennen muͤſſen, und von Denen 
feine fernere Appellation _ftatt findet. Denn 
der Souverain foll die Rechte im Staatsge 
biete fehügen. Er fann dieſes aber nicht, 
wenn erifie nicht für Rechte erkennt. Folg⸗ 
lich muß es ihm zufommen; "in legter In⸗ 
franz zu richten, weil fonft feine Gewalt durch 
das Uetheil eines andern. beſtimmt wuͤrde, 
er alfo nicht unabhängig waͤre. 


Fe Pd er 


y Sllgemgeinen ſeyn wuͤrde. HIER 
ak mas moprattia Sri 
— ——— 

‚Die oberrichterliche Gewalt (6. 678.) if 
burch die vochundenen Geſetze eitgefehränft, ober: 
Alle Sentenzen, alte Rechtsausſpruͤche muͤſſin 
ſich auf ſchon vorhaudene Geſetze grimden. Denn 
ie defieph ebrun in der Subſumtien der einzelnen 
3399 Faͤlle 


v 
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Faͤlle unter die vorhandenen Gelege. Keine eins 
zelne ſchon geſchehene Thatſache kann nach einem 
Geſetze gerichtet werden, das erſt nach ihr gegeben 
und befannt gemacht iſt. Denn das Gegentheil 
würde fich ald allgemeiner d. i. fouverainer Wille 
ſelbſt widerfprechen, 


— — mM — — 


6. 680. 


In der oberrichterlichen Gewalt (. 679.) 
iſt auch das Recht zu den rechtmaͤßigen Mitteln, 
um zu gerechten Urtheilen zu gelangen, mit be⸗ 
griffen. Folglich: 


1) das Recht, eine Procefordnung vorzufchreis 
ben, Formalitaͤten bey rechtlichen Handlung 
gen zu verordnen, ‚un die: rear “ 
Kechts zu erleichtern, 


2) das Recht, fich von den freitigen Pälfen ges 
bbrig zu unterrichten, und die nöthigen Un⸗ 
terſuchungen darüber anzuſtellen (jus cauf- 
‚dam cognofcendi), auch geſetzmaͤßige Zwangs⸗ 
mitrtel zum! Zwocke der: Unterſuchung anzu⸗ 
wenden und nach der Unterſuchung das. lies 
d theil zu ſprechen Gu⸗ ſententiam ferendi), 


2) das Recht, 18 noͤthig if, Seticröpsfe 

j anzuſtellen, und die Art und Weiſe, an jes 
mand zur Erkenniniß ſeines Rechts 9 elangen 
Jo ng a Regeln au_befi —* 


—* 12 II 43 yes 
. — )n #» t> 


auch Fin ee Ti * 
—** 682, 
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F§. 68 

Alle Anordnungen zu diefem Zwecke, infon 
ee auch die Zwangsmittel, müffen aber unter 
ie Rechtsform paflen, “Denn das Recht bleibt 
die oberfte Fihfhränfurg fir alle Mittel, und 
die hoͤchſte Gewalt kann daher nicht das Recht 
haben, das Recht in einigen in der Abficht zu vers 
letzen, um zur Erkenntniß des Rechts zu gelangen. 
Anm. Tortur — Spione — heimliche Brieferbre⸗ 
‚hung — koͤnnen ſie als allgemeine Geſetze ohne 
Widerſpruch d.i. ohne. ihren Zweck zu vernichten, 
gedacht werden? 


\ u E 6. 2682. 4 

x Das Net, die Verhättniffe mit Muswärtis 
gen zu benetheifen (678. b.y, ift aliein-ducch 
den Staatszweck begrenzt. So länge das Urtheil 
des Spipernins mit demſelben moͤglicher Weiſe 
er ae kann, muß es für alle gültig feyn, 


a Th $ 683. 

Ein jeder Souverain we; un Unwiderfteh⸗ 
lich, unverletzlich und heilig (ſanotus) ſeyn, d. b. 
Niemand im Staate darf ein Recht haben, ſich 
ſeiner Gewalt zu widerſetzen. enn wenn einer 
dieſes Recht hätte; fo. hätte et ein Recht zu einer 
größe Gewalt, d. i, er ſelbſt wäre det Souverain 
und ni it t, welchein er ſich widerſetzen darfte. 
"Anm. eſes Hecht ser Unverteßbarkeir" koͤmmt 
dem Souverain natürlicher Weiſe nur zu in Der 


iühung auf dem Staatszweck, als welchen Nie—⸗ 
—8* 2 i mand 


..le:: 
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mand verlesen darf, Folglich in abſtrseto der, 
wiß alfemal und unbedingt. Wenn fi Aber 
die Souverainitaͤt in concreto befindet, und 
zwar in einer Derfon, welche ein der Spuverai- 
nitaͤt entgegengeſetztes Intereſſe hätte; fo wärs 
de man fich nicht der Souverainitaͤt widerfegen, 
wenn man fich dem Privatinterefie diefer Per 
"fon widerfeßte. Doc) Hiervon in der Folge, 


3. 88% 

Vermoͤge des Rechts zur Unmiderftehlichfeit 
inüffen nun dem Souverain auch alle Unterthanen 
zugeſtehen 

a) das (einheimiſche) Recht, das was durch 

die Geſetze beſtimmt iſt, auszufuͤhren, d. h. 

die ausuͤbende oder vollziehende Gewalt 

gegen Einheimiſche (poteſtas executiva 
interna) das Recht alles was im Staate iſt, 
nach den vorhandenen Geſetzen nee 
lich zu zwingen; 

b) das {austoärtige) Recht, die abernomme⸗ 
nen Verbindlichkeiten gegen Fremde zu er⸗ 

‚ füllen, und die Rechte des Staats gegen 
äußere Feinde zu vertheidigen, oder die Aus⸗ 
mwärtigen zur Erfüllung ihrer Zwangsopflich⸗ 
ten gegen den Staat zu noͤthigen, d. i. die 
ausuͤbende Gewalt gegen en (po« 
teftas executiva externa ). 


6. 688. | 
Die ausübende Gewalt geden Tinheimifche 
($ 684.) faßt in fih: 
| 1) dat 
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1) das Recht der Oberaufſicht (poteſtas in- 
ſpeetoria), d. i. das Recht, darauf Achtung 
zu geben, was gegen die Geſetze gefchiehet, 
und folglich oͤffentliche Anſtalten hierzu zu⸗ 
treffen. 

2) das Recht, Perſonen anzunehmen, welche 
feinen Willen ausfuͤhren, oder ſich unterge 
ordnete Staatsorgane zu ſchaffen, bürgerlis 
ce Aemter einzurichten, Beamte anzuftellen, 
ihnen ihre Inftruftion zu geben ꝛc. (Tus-mu- 
nerum civilium f. publicorum), 

3) das Recht, eine gehörige Macht zu orga⸗ 
nifiren, welcher der Souverain Befehle gu 
ben fann, um dur fie feinen Willen im 
Staate zu erzwingen, 

4) das Recht, jeden durch feine RER ER 
ten. Gewalten zu zwingen, daß er das thue, 
wozu ihn das Gefeg verbindet, und daß er 
ſich den öffentlichen Gefegen unterwerfe: 

5) das Recht, ſich derjenigen Perfonen, wel⸗ 
che im Verdachte eined Verbrechens find, zu 
‚verjicheen, und die gehörigen Anftalten dazu 
zu treffen ꝛc. 

6) das Recht, die richterlihen Ausfprüche zu 
vollſtrecken, die Privat: Policey = und Strafr 
gefege mit Gewalt zu vollziehen ac. 


’ 6. 686. 
Die hoͤchſte ausuͤbende Gewalt iſt jedoch al⸗ 


len denen Schranken unterworfen, welche die rechts 
mir 


Ä 


"Angewandte Rechtslehre. 415 


niahige Gewalt uͤberhaupt begränzen ($. 450. 2C.), 

und in Anfedung derfelden gilt vornemlich fol⸗ 
gendes: 

1) Ber Souverain darf nie anders, als nad 

‚einem vorhandenen vechtmäßigen @efete 
zwingen. 

2) das Geſetz, nach welchem der Staat zwingt, 


muß bekannt ſeyn. Denn nur dann iſt fein ° 


Zwang offenbar ($. 451.\ 

3) Der Souverain darf gegen Niemanden im 
Staate rechtmäßige Zwangsmittel gebraus 
hen, ald wenn ihm dig Beleidigung deſſel⸗ 
ben dazu berechtiget. — 

4) Wenn. die Beleidigung eine Privatperſon 
aflein betrift; fo darf der Souverain gegen 
des Beleidigten Willen Feine Zwangsmittel 
gegen den Beleidiger gebrauchen (419.). 

5) Zur Unterläffung der Zwangsmittel und Er⸗ 
laffung der gefegmäßigen Strafe (jus ag- 
gratiandi) fann der Souverain nur dann 
herechtiget feon, wenn der Grund davon eis 
ne Beleidigung des Staats ald eines Sans 

zen ift. Aber wenn die Beleidigung einer 
Privatperfon denZwang und die Strafe bes . 
ftiimmt, darf der Souverain (ohne deffen 

Einſtimmung) nit begnadigen. 


6. 683. 
Was für Zwangs- und Strafmittel in ehe 
nem Staate am zweckmaͤßigſten gebraucht werden 
Fönnen, 


416 ater Theil, are Abtheil. zter Abſchn. | 


koͤnnen, beftimmt die befondere politifche Erkennt⸗ 
niß der Einwohner des Staats, Alle Wapı der, 
Zwangsmittel bleibt jedoch durch die obigen Ku 
geln ($. 450. 35.) einfhränft, und da der Staat 
die hoͤchſte Gewalt in Händen hat, und die Kräft 
aller einzelnen übertrift, fo wird er um fo weni 
ger nörhig haben, ftrengere Mittel anzuwenden, 
als nöthig iſt, und wird lieber gelindere Mittel 
wählen müfjen, ald das Recht verftattet, als daf 
‚er die Strenge über das Maaß des Rechts trei⸗ 
ben ſollte. Daß er übrigens in gewiffen Faͤllen zu 
Lebensſtrafen berechtiget fey, fann nach dem, mas 
oben ($.426.) gefagt ift, nicht bezweifelt werden, 

$. 488. | 
Die aushbende Gewalt gegen Auswärtige 
($. 684. b) faßt in fich: 

1) das Recht, die Unterthanen zu zwingen, daf fie 
die rechtmäßigen Verträge, welche der Sou: 
verain mit Auswärtigen ſchließt, anerfens 
nen und an ihrem Theile erfüllen. 

2) das Recht, Anftalten zur Gegenwehr gegen 
aͤußere Feinde zu treffen, als Armeen zu or 
ganifiren und zu unterhalten, Seftungen an 
zulegen u. ſ. f. 

3) das Recht, die Armeen in Bewegung zu 

. feßen, und die Unterfhanen, welche fich zur 
Dertheidigung des Landes Verbindlich ges 
macht haben, zu nöthigen, daß fie feinen 
Willen gegen den Feind ausführen 

| A) das 
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4) das Recht, Frieden zu ſchließen, im Noth— 
falle / Rechte aufjuopfern, einen. Theil des 
Staatögebietd abzutreten zc, 


689° 
Aber das Recht, welches die Staatsafieder 
dem Souverain gegen Fremde einräumen müffen, 
bleibt nothwendig, tHcils durch den Zweck des 
Staats, theils durch die Rechte feiner Unterthas 
nen, theils ducch-feine bejonderen Berbindlichkeis 
ten eingeſchraͤnkt. Daher ann 


1) der Souverain fein Recht haben, mit Aus: 


* 


waͤrtigen Berträge zu ſchließen oder Unter, 


bandlungen zu treiben, welde dem Zwecke 
des’ Staats widerfprechen , 3 D. die Rechte 
feiner Unterthanen wider ihren Willen zu vers 
oaͤußern 26. 

2) Fein Recht, die Macht des Staats zu einem 
andern, ald dem Staatszwecke anzuwenden, 
3. B. Privarneigungen Genuͤge zu thun, oder 
einem andern Bolfe, mit Aufopferung des 
Vermögens oder gär des Dluts feiner. Uns 
-terthonen, Wohlthaten zuzufügen: i 


&o lange indeffen die Unternehmungen des Sous 
verains gegen Auswärtige dem Staatszwecke nue 
nicht widerfprechen, fondern möglicher Weife auf 
denſelben abzielen können, find fie für rechtmäßig 
gu halten, obgleich mehrere urtheilen möchten, daß 
fie ungwectmäßig find. Es widerfpricht aber eine 
Unternehmung dem Staatszwecke, wenn dadurch 


Jakobs Narurrecht. Dd db. 
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auch nuͤr einem einzigen Mitgliede des Staats Uns 
recht geſchiehet. 


$. 690. — 

Die bisher entwickelten Majeſtaͤtsrechte 
($. 606 — 689.) ſinddie weſentlichen und noth⸗ 
wendigen; die außerweſentlichen und zufälligen 
($. 662.) werden theild duch die befonderen Be 
ſchaffenheiten des Staats, theild durch Die befons 
deren Verträge mit den Unterthanen beftimmt, und 
£önnen daher, weil alles diefes nur a pofteriori er: 
Fannt werden kann, hier gar nicht angegeben werden. 


6. 691. 
Der Souverain kann nie ein Recht haben, 
das Recht irgend eines Menſchen, folglich auf 
nieht des allergeringſten feiner Unterthanen zu ver— 
legen, alſo kann diefes Recht auch nicht im Falle 





der Noth ſtatt finden, d. & in dem alle, wenn 


die Verlegung’ des Rechts das einzige Mittel ſchien 


pder waͤre, den Staat zu retten. Denn die Der 


bindlichkeit des Souverains geht nur dahin, den 
Staatszweck duch rechtmäßige Mittel zu befoͤr⸗ 
dern. Das Kennzeichen der Rechtmäßigkeit it 
aber nicht die Erreichung oder Beförderung der 
Vortheile des Staats, fondern die gefegmäßige 
Kectsform /$. 82.). Geſetzt alfo, der Staat koͤnnte 
nicht anders gerettet werden, als dadurch, daß 
wenigſtens Einem Unrecht geſchehe; ſo muß der 
Eouverain cher den ganzen Staat untergehen laß 
fen, als daß er ſich dieſes Mittel erlauben duͤrf⸗ 

| te. 
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te. Der Zweck fann die Mittel nie heiligen, und 
ungerechte Mittel find daher gänzlich außer der 
rechtmaͤßigen Gewalt des Souverains. - 


$. 692. 

‚ Das fogenannte äußere oder Obereigens 
thumsrecht Gus dominium eminens) welches 
auch wohl das Nothrecht genannt wird, wenn 

"es ein Recht bedeuten ſoll, dem andern ein Unrecht 
zuzufügen, weil e8 das Staatsintereffe (raiſon 
d’etar) nothwendig macht, ift Fein Recht, fondern 
eine Ungereimtheit, welche auf der falſchen Bor: 
ftellung beruht, als fey das oberfte Kriterium deg 
Rechts material Cnemlihe das Nuͤhliche oder 
Zweckmaͤßige für den Staat als ein Ganzes), da 
es doch blos formal ift (4. 84.), und alfo eine 
Handlung, wenn fie auch für den Staat nüblich 
wäre, nimmermehr Recht feyn kann, wenn ſie 
nicht zugleich der Rechtsform ($. 85.) genräß ift, 
d. i. auch als allgemeines Gefeg von der Bernunft 
gedacht werden Fann ($. 664.). 


* 


$. 693. 

Denn aber das aͤußerſte Recht (6. 692. ) nur fo 
viel bedeuten ſoll, als das Recht des Staats in aufe 
ſerordentlichen Fällen auch aufferordentliche aber 
doc rechtmäßige, d. i. durch das pofitive Geſetz zwar 
nit befiimmte, aber doch unter die allgemeine 
Rechtsform ($. 82.) paffende Mittel zu gebrauchen; 
fo kann diefes nicht geleugnet werden. Wenn nur 
das Mittel don der Art ift, dag eine vechtliche Ueber⸗ 

! Dd 2 eins 
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einftimmung alfer zum Gebrauche deſſelben in eis 
nem aufferordentlicben Falle möglich ift, fo daß 
es allgemeiner Wille feyn Fann, es in beſtimm⸗ 
ten Fällen zu gebrauchen; fo iſt gegen die Recht 
mäßigfeit deſſelben nichts einzuwenden, und dann 
muß auch die Härte des Mittel erduldet werben. 


Beyſp. So kann der Souverain ein Recht has 
ben, Städte in feinem eigenen Lande abzubren: 
nen, die Erndte zu verwüften u. f./w., wenn es 
zur Gegenwehr noͤthig iſt. Denn daß dieſes (ger 
gen Erſatz, wie ſich von ſelbſt verſteht) im Noth— 
falle, wenn es zur Vertheidigung nothwendig 

it, geſchehen dürfe, kann jeder Staatsbuͤrger 

- wollen. Aber einen Bürger auf Verlangen des 
Feindes unſchuldiger Weile hinzurichten, um nut 
Ruhe und Frieden dadurch zu erlangen, kann 
‚niemals Recht fern. Ehermuß der ganze Staat 


untergehen, ald dag der Souverain das gering 


fie Unrecht thun darf, Denn die Gerechtigkeit 
geht der Eriftenz des Staates vor, Daß der 
Staat nicht ohne Erfas übermäßige Aufopferun⸗ 
gen von den einzelnen Gliedern fordern di: 8, 
ift daraus klar, weil er fonit feinen Vortheil auf 
Koſten einiger befördern wiirde, da er ihn doch 
nur auf gemeinſchaftliche Koſten befoͤrdern darf. 


9.694. 
Alle Gewalten des Souverains (6. 665) 

muͤſſen fich fo weit erſtrecken, als fie als rechtmaͤſ—⸗ 
fige Mittel zum Staatszwecke gedacht werden koͤn⸗ 
nen. Ihnen find daher alle Staatsglieder, folg⸗ 
lich nicht nur alle einzelnen Perſonen, ſondern auch 
alle Geſellſchaften im Staate unterworfen, und 
der Souverain muß das Recht haben, dieſe, ſo 
wie 


* 
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wie jene ſo weit einzuſchraͤnken, daß fie dem . 


Staatszwecke nicht hinderlich fallen, d. i. daß fie 
ſtiemandes Rechte verlegen. 


$. 695. 

In diefer Ruͤckſicht muß er alfo sus eine 
Dbderauficht über alle Geſellichaften im Staate_ 
führen dürfen, und er muß noch größere Aufmerk⸗ 
famfeit auf diefe ald auf einzelne Perſonen verz 
wenden dürfen, weil Geſellſchaften viel leichter Uns 
vecht ausuͤben können, ald einzelne Perfonen. 


$. 696. 

Da aber der Staat nicht cher zum —— 
berechtiget iſt, als bis eine Beleidigung entweder 
ſchon geſchehen iſt, oder doch leicht moͤglich ſeyn 
kann ($. 437.); fo darf auch der Souverain wez 
der gegen Privatperfonen noch gegen Gefellichafs 
ten Gewalt brauden, außer in wie weit fie fich 
gewiſſer Beleidigungen fhuldig gemacht haben, 
oder die Rechte anderer. beeinträchtigen.; Denn die 
Gewalt des Souverains darf, da er nur ein Glied - 
des Staats ift, nie größer kon. a, die UM 
des Staate. 


..ı4 


5 697. le 
In Anfehung affer — tbelche ein⸗ 
zelne Perſonen oder ganze Geſellſchaften vetfolgen 
wollen, kann der Souvberain nur das Recht zu einen 
negativen Aufſicht haben, d. 1. das Recht, dahlt 
wu fepen, daß ſie nicht Seinde —8* Staats Werden 
Aber 


% 
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Aber eine poſitive Aufſicht, d. i. das Recht, ſich 
um die Privatzwecke eines jeden zu bekuͤmmern, und 
Privatmittel und Privatabſichten zu erforſchen, 
kann ihm nicht verſtattet werden. Ob aber eine 
Perſon ein Feind des Staats ſey, darf der Sou— 
vergin nicht ohne Grund oder auf leeren Verdacht, 
durch Nachſuchen erforſchen; ſondern es muͤſſen 
offenbare Zeichen von ber Feindſeligkeit (That ſa⸗ 
chen) gegen denStaat da ſeyn. 


§. 698. 

Durch die Rechte des Souverains ſind die 
Zwangspflichten der Unterthanen beſtimmt. Dieſe 
ſtehen ſaͤmmtlich unter dem allgemeinen Begriffe 
des buͤrgerlichen Ge horſams. Der buͤrgerliche 
Gehorſam beſteht aber in der unbedingten Unters 
wuͤrfigkeit unter dem Willen des Souverains oder 


in dee Pflicht, dem gefeglichen Befehlen des Sous. 


peraind ohne Weigerung Felge zu leiften, 


\ $. 699. 

Der bürgerliche Gehorfam ($: 698.) ift alſo 
unbedingt, aber daben doch Fein blinder oder 
paßiver Gehorfam, ſondern ein ſehr verſtaͤndiger 
und wohl uͤberlegter, d. i. ein ſolcher, der fich auf 
die jedesmalige Erkenntniß des Pflicht gründet, und 
zuletzt aus Freyheit, nicht aus Furcht entfpringt, 
alfo ein praktiſcher, Fein ſclaviſcher Gehorſam. 
Es verpflichtet ſich nemlich ein jedes Staatsmit⸗ 
glied das zu wollen, was alle übrige wollen, oder 
dem, allgemeinen Willen zu ‚folgen, . Die Perf, 
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welcher dieſe Verpflichtung gefeiftet — und wel⸗ 
che jenen Willen ausfuͤhren ſoll, iſt der Souverain. 
Daß dieſes geſchehen ſoll, iſt aber ſelbſt allgemeis 
ner Wille (volonié general). Wenn nun einer 
oder einige ſich weigern mollten, das zu thun, was 
der Souverain (alfo fie sugleich mit) befiehlt; fo’ 
to ireden fie den alfgemeinen Willen (d. i. ihren eis 
genen) nicht wollen, fondern ihren Privatwillen 
gegen den allgemeinen (in den fie ſchon eingeftimmt 
haben) ausüben, welches ihrem Verſprechen im 
Givilvertrage roiderfpricht, zu deffen Haltung fie 
eollfommen. verpflichtet find ($. 302.) 


$ 700. 

Das ginzige alfo, was der unterthan beur⸗ 
theilen darf, iſt die Frage: ob der Wille, welchem, 
er gehorchen foll, auch twirflich der Wille des Sou⸗ 
verains, folglich der allgemeine Wille fey. Das 
Recht zu diefer Beurtpeilung kann aber auch ſelbſt 
dem gemeinſten Unterthanen nicht genommen wer⸗ 
den. Denn er muß doch wiſſen, ob etwas ſeint 
Pflicht fey oder nicht, fonft koͤnnte er fie gar nicht 
thun. Da er nun derfprochen hat, dem Souverain 
"unbedingt zu gehorchen; fo muß er doch zu aller⸗ 
erft willen, ob etwas der Wille des Souverains ſey. 


§. 701. 

Es giebt aber zweyerley Kennzeichen des ſou⸗ 
derainen Willens, nemlich: 1) poſitive, d. i. ſolche, 
welche durch den beſtimmten Willen des Souverains 
gegeben find, und 2) negative, d. i. ſolche, wel⸗ 
j ce 
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che aus dem Begriffe eines ſouverainen Willens 
uͤberhaupt erkannt werden innen. Die poſitiven 
Kennzeichen ſind den negativen ſubordinirt, und 
ein poſitives Kennzeichen eines ſouverainen Wil⸗ 
lens, das den negativen Merkmalen widerſpricht, 
iſt nur das Merkmal eines ſcheinbaren aber keines 
wirklichen ſouverainen Willens. 


Anm. Daß der Fuͤrſt oder fein Rath einen Bes 
fehl bekannt gemacht hat, iſt ein poſitives Merk: 
mal des fouverainen Riifeng; daß diefer Der 
fehl dem Staatszwecke nicht widerfpreche, ein 
negatives. Die negativen Merkmale find con- 
ditiones fine quibus non, Geſetzt der Beſehl 
des Fuͤrſten vernichtete Die Rechte, die er ſchuͤ— 
tzen ſollte; ſo iſt er kein Manier fouverainer Wil—⸗ 
le, ob er es glei) «weil Brief und Giegel von 
ihm da iſt) zu ſeyn ſcheint. Es iſt ein poſitives 
Merkmal da, aber es fehlt ihn das negative. 





$. 702, 
| Die negativen Merkmale ‚des —— 
Willens ſind: 


1) daß er nichts enthalte, was der Pflicht * 
Unterthanen widerſpricht; 


2) daß er die Rechte deffen nicht verlege, den 
er verpflichtet; 

Ein Geſetz, das eins von beyden * beyde Merk⸗ 
male enthielte, kann kein ſouverainer Wille ſeyn. 
Denn man ſetze, 1) das Geſetz wollte einen verbin 
den, etwas Pflichtwidriges zu thun; ſo wuͤrde es 
das abſolute Recht. — verletzen, weil die 
Pflicht 
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Pflicht der Höchfte und oderfte Beftimmungsgrumd 
Der menſchlichen H andlungen ſeyn ſoll, und das 
Recht, ſeine P flicht zu thun, weſentlich und uns 
veraͤußerlich ift ($.81. 210.). Ja Riemand koͤnnte— 
ſich ſelbſt zum Gehorfam gegen den Souverain vers 
pflichten, wenn dieſer nicht einraͤumen wollte, daß 
die Pflicht der hoͤchſter Beſtimmungsgrund ſeyn 
ſollte. Zu einem ſolchen Geſetze koͤnnte alſo kein 
vernuͤnftiges Weſen ſeine Stimme geben, folglich 
kann es auch fein ſouverainer Wille werden. Denn 
Diefer muß allgemeiner Wille feyh koͤnnen. Dan 
fee aber, 2) das Geſetz verbinde einen zu efiwas, mag 
feine Rechte verletzt; fo kann dieſes auch nicht 
fouverainer Wille ſeyn. Denn diefes ift der Wils 
le, die Rechte eines jeden zu ſchuͤtzen, und ein 
Hille, welcher die Rechte eines oder mehrerer vers 
legte, würde alfo dem fouverainen Willen geradezu 
riderfprechen, d. h. er wäre nicht ein wahrer 
fouverainer Wille, fordern nur ein ſcheinbarer. 
Anm. Ein falfher oder ſcheinbarer fouverainer 
Wille kann nur durch ein Subjekt erzeugt wer— 
den, dis außer dem allgemeinen Intereſſe des 
Souverains, noch ein befonderes individuelles 
har, welches bieweilen mit dem alfgemeinen vers 
wechfelt werden kann, und die negativen Krites 
rien des fouverainen Willens find daher infons 
derheit nörhig, die Irrthuͤmer oder Dosheiten 
eines folchen Willens zu entderken, _ 


$. 703. 
Das allgemeine pofitive Merkmal ($. 702.) 
des ſouverainen Willens oder des Staatsgeſetzes 


iſt, 


425 2ter Theil. ate Abtheil. zter Abfchn. 


ift, die Promufgation d. i. die gefegmäßige uns 
mittelbare oder mittelbare Bekanntmachung durch 
den rechtmäßigen Souverain. Wenn aber ein be 
Fanntgemachtes Geſetz den oben ($ 702.) ange 
gebnen negativen Merkmalen widerfpricht, ift eg, 
phnerachtet der Promulgation doch nicht für den 
fouverainen Willen zu halten, und verpflichtet das 
ber auch nicht zum Gehorſäme. Sobald aber ein 
promulgirtes Geſetz 1) weder etwas Pflichtwidriges 
gebietet, noch 2) etwas, was ein — 
oder von dem Staate ehrlich erworbenes Recht 
verletzt, alſo 3) nur dem Staatszwecke nicht mis 
derſpricht, iſt der Unterthan zum unbedingten Ge⸗ 
horſam in Anſehung deſſelben verpflichtet. 

Anm. Ob ein Geſetz für den Staat nuͤtzlich fo 
oder nicht, ift in vielen Fällen fchwer zu beur⸗ 
theilen und ſetzt Staatsgelehrſamkeit voraus, 
Ob aber ein Gefes die erwähnten Kriterien has 
be, und mit dem Staatsswecke in feinem Bir 
derfpruche fiehe, kann jedes Kind beurtheilen. 
Setzet 1) ein Nationalfonvent oder ein Firft 
beföhle, es folle jemand feinen Freund, oder auch 
jedem andern, der noch dazu nichts Boͤſes be 
gangen hat, heimlich ermorden; oder 7) die 
Reichen follten ihr.ganzes Vermögen dem Schar 
ge (ohne je Erfas zu hoffen) uͤberliefern; fo 
muß aud ein Kind einfehen, daß diefe beyden 
Geſetze nie Objekte eines, fouverainen d. i. allges 
meinen Willens. feyn koͤnnen. 


§. 704. 


Der buͤrgerliche Gehorſam hat alſo feine 


— welche durch die Pflichten und Rechte 
der 
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der Unterthanen beftimmt find. Ueber die Pflicht 
hinaus zu gehorchen, ift jedem Unterthanen undes 
Binat verboten. Mit Aufopferung feiner veräus 
ßerlichen Rechte zu gehorchen, ift dem Untertha⸗ 
nen zwar erlaubt, aber er hat doch ein Recht in 
dieſem Falle, den Gehorſam zu verweigern. Die 
Regeln, welche die Grenzen beftimmen, find baher: 

1) Niemand darf gehorchen, menn ihm etwaß ' 
Pflichtwidriges befohlen wird; 

2) Niemand braucht zu gehorchen, oder Jeder 
darf den Gchorfam verweigern, wenn ihm 
etwas befohlen wird, was feinen offenbaren 
Rechten widerſpricht. 

Um das letztere au beurtheifen, muß man feine Rech⸗ 

‚te genau fennen. Wenn der Unterthan in Anfes 
bung feiner Rechte ungewiß und zweifelhaft ift, 
muß er gehorchen, denn ſodann iſt der Widerz 
ſpruch mit feinem Rechte nicht offenbat, 


$.. 703. | 
Der bürgerliche Gehorſam verpflichtet Pie 
Unterthanen unter den oben ($. 701.) angegebes ı 
nen Schranfen: 

1) gegen die gefeßgebende Gewalt ($. 667.). 
Jeder Unterthan ift verpflichtet, Die Staats⸗ 
gefege anzuerkennen, und die Verbindlich 
feiten, welche ihm durch diefelben auferlegt 
find, zu erfüllen. 

2) gegen die richterliche Gewalt ($.679.). Je⸗ 
der Unterthan ift verpfitst, s bey ih 
rich⸗ 
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richterlichen Ausſpruͤchen in Tester Inftan; 

zu beruhigen, 

3) gegen die vollſtreckende Gewalt . 585 
Jeder Unterthan iſt verpflichtet, ih du 
Zwangsmitteln, welche nah Gtaatsgefene 
gegen ihn gebraugpt werden, zu untermwen 
fon, und die Urtheile des Souverains ohn 
Widerſetzlichkeit an ſich volljichen zu laſſen. 

$. 706. 

Denn aus einer rechtmäßigen Ginrichtung 
de3 Staats zufälliger Weife ein Unrecht entfpringt, 
und der Staat ſelbſt fein geſetzm oͤßiges Mittel end 
haͤlt, daſſelbe zu vermeiden; ſo iſt der Unterthan 
verpflichtet, daſſelbe zu ertragen. Denn der Sour 
perain will in dieſem Falle den Zweck des Staats 
befördern ‚und mird blos durch die menſchlichen 
Schranken daran gehindett. 


Beyſp. Dieſes waͤre der Fall, wenn ein Unſchul— 
diger durch falſche Zeugen verdammt wuͤrde, und 
doch kein Mittel haͤtte, ſeine Unſchuld zu be— 


weiſen. 


707 

Menn aber ein fouverainer- Wille fo einge 
richtet wäre, daß aus Ddemfelben nothwendiger 
Weiſe Unrecht entfpringt, und das Recht blos zus 
fällig ift; fo wäre fein Unterthan veepflichtet, dies 
fen fouverainen Willen zu gehorchen. Denn, es 
wäre zuverläßig nur ein fiheinbarer ſouver ainer 

Wille, der Riemanden verpflichtet, 
J Beyſp. 
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Beyſp. Dieſes wäre der Fall, wenn ein Ufurdas 

tor fich durch den Gebrauch der höchſten Gewalt 

offenbar blos durch die Güter der Unterthanen 
«bereichern wollte. 


58. 708. 

Was nun die Rechte der Unterfhanen gegen 
den GSoupverain infonderheit anbetrift; fo behal- 
ten die Uhterthanen gegen den Souverain ı) alle 
diejenigen echte, welche fie im Eivilvertrage nicht 
veräußert haben, und 2) müffen ihnen alle dieje— 
nigen Rechte zufommen, welche fie von dein Sou— 
verain, ſowohl dur) den Kivilvertrag, ale auch 
durch andere befondere Verträge erworben haben. 


. 


9. 9709. 

Die Rechte, welche jede (phyſiſche ober mo: 
ralifche) Perfon durch den Eivilvertrag veräußert 
hat, betreffen theils ſeine Perſon theils fein Eis 
gentgum, find alfo theils perſoͤnliche, theils dings 
liche ($. 149.). Die perſoͤnlichen find: 


1) das Recht, mein Recht feldft, in Fällen 
wo es durch den Souverain geichehen foll, 
gültig zu beurtheifen und auszuführen, alfo 
feldft unmittelbar Zwang gegen. andere zu 
gebrauchen. Denn dur den Eivifvertrag hat 
jeder den Souverain das Rerdt und die Pflicht 
übertragen, feine Rechte zu ſchuͤtzen. Folglich 
nuß deſſen Urtheil allein gelten und allein die 
Ausfuͤhrung beftiinmen. 


2) das 
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2) das Recht in den. Fällen, wo pofitive Gefe 


Be ein anderes beftimmen,. nach feinem eig: 

“nen Belieben zu handeln. Denn jedes Frey: 
heit wird nach dem Civilvertrag durch den 
allgemeinen Willen oder die pofitiven Gefe 
ge eingeſchraͤnkt. 


TE 9; 
Die dinglichen Rechte, welche jeder veraͤu⸗ 
Bert, find: 

ı) das unumfhränfte Eigenthumsrecht. Sa 
er giebt dem Staate oder Gouverain dag 
Recht, feine Grundftüce bey dem Staatsge⸗ 
biete zu erhalten, alſo veräußert er einen 
Theil feines Eigenthumsrechts. 

2) die Freyheit feiner Güter von allen Abgas 
ben. Denn vorher hatte Niemand ein Recht, 

ihm etwas abzufordern. Nach dem Civil⸗ 
vertrage iſt er zu Beytraͤgen zur Hervors 
bringung der Staatsgewalt oder des Staatds 
vermögeng verpflichtet. 


g. 711. 

Die Rechte, welche jeder auch nach dem Si 
Bilvertrage bepäft.($. 524.), find ebenfalls teils 
perfönliche, theils ne - Die ——— 
find: 

1) Alle Rechte der moraliihen Natur und der 

Menſchheit $. 215.) oder alle wefentlichen 

und unveräußerfichen Rechte, 


2) Ale 
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2) Alle zufaͤlligen Rechte auf fein inneres Eis 
gentbum ($. 243.), in wie ferne anderer 
Rechte dadurch nicht verlegt werden, 


. 3712. 


| Die dinglichen Rechte, welche der Menſch 
im Staate behaͤlt, ſind: 


1) Das Recht an den gemeinſamen aͤußeren 
Sachen ($. 197.) 


2) das Recht mit ſeinem aͤußern Eigenthume 
alle Beraͤnderungen vorzunehmen, welche dem 
Rechte, welches der Staat daran erworben 
hat ($. 623. 63 3.20), nicht widerfprechen, 


$. 713. 

Jeder Menſch im Staate behäft alfo alle die 
Rechte, durch deren Ausuͤbung dem Staatszwecke 
(5.,613.) Fein Abbruch geſchleht. Alſo darf je— 
der im Staate diejenigen Zwecke verfolgen, wel⸗ 
dr ſich mit dem Staatszwecke vertragen; jeder 
darf alles das thun, wodurch der Staat nicht mie 
der That beleidiger wird., Auf Handlungen, wels 
che unter Feiner Bedingung als Beleidigungen des 
Staats gedacht werden Fönnen, muß jedermann 
im Staate ein uneingefchränftes Recht behalten; 
in Anfehung aller übrigen Handlungen ift das 
Recht nur da eingefchränft, wo er andere int 
Etaate oder dem Staate felbft dadurch befeidigen 
würde, 


6, 714 


I 


! 
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$. 714. | 
Jeder Untertban muß daher ein uneingefhränf 
te8 Recht auf Geſinnungen haben, fie mögen tus 
dendhaft oder lafterhaft ſeyn. Eine bloße Geſin⸗ 
nung, wenn fie noch feine Handlung hervorge— 
bract hat, kann den Souverain nie zu Zwangs— 
mitteln oder zur Strafe berechtigen. Denn Ge 
finnungen find nie Thaten, und nur Thaten kön; 
nen wahre Beleidigungen feyn, Und dem Staats 
zweche in der Wirklichkeit wiberfprehen. Nur 
in fo weit ald Gefinnungen ſich durch rechtswidti⸗ 
ge Thaten. offenbaret haben, alfo reelle Urfachen 
von Beleidigungen fird, darf der Staat feine 
Zwangsmittel durch fie befiimmen, 


$. 715. 

Alle Privathandfungen, alfo alles Reden, 
Schreiden und Thun einzelner Unterthanen oder 
„ganzer Geſellſchaften ift fo lange rechtmäßig, als 
fie fi) nicht als wahre Beleidigungen ankündigen, 
und der Souverain muß daber allen diefen freven 
Lauf verftatten, und darf fie nit eher durch Zwang 
einfbränfen, als da, wo diefe Handlungen Bo 
leidigungen werden. 5 f 
$. 16. 

Die Unterthanen behalten alfo auch das Recht, 
beliebig Gefellfehaften zu erlaubten Zwecken zu er⸗ 
richten. Dieſe Gefellfchaften ftehen nur in nega⸗ 
tiver Eubordination unter tem Souverain, d. i. 


fie 


- 
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fie dürfen nichts thun, was den Rechtögefegen zu: 
wider ift; aber in feiner pofitiven, d. h. der Sous 
verain (als folcher ) darf ihnen meder Zwecke 
noch beftiimmte Mittel mit Gewalt vorfchreiben., 


. 31% 

Dergleichen Gefellfhaften im Staate, wel⸗ 
che von Privatperfonen errichtet werden koͤnnen, 
und deren Verträge und Rechte der Souverain 
(wenn er nidt etwa felbft der Urheber davon ift) 
blos zu [hüten und einzuſchraͤnken verpflichtet und 
berechtiget ift, die er aber nicht felbft befiebig bes 
ftimmen darf, find: Chen, dienſtherrliche Gefells 

ſchaften, Kirchen, gelehrte Geſellſchaften, Innun⸗ 
gen, Zuͤnfte, Clubs, Handlungscompagnien u. ſ. w. 


Anm. Was die Religion inſonderheit betrift; ſo 
iſt offenbar 1) daß der Souverain Niemanden 
poſitive zwingen duͤrfe, eine Religion zu haben, 
oder ſich zu irgend einer, zu bekennen: allenfalls 
nur negative, d. i. den Irreligioͤſen zu zwingen, 
daß er den Staat (jedoch mit allen feinen Guͤ⸗ 
tern) verlaffe: Aber diefes müßte durch den urs 
fprünglihen Vereinigungsvertrag insbefondere 
ausdruͤcklich ausgemacht feyn: Denn im natür; 
lichen Civilvertrag fteht nichts davon; 2) daß 
er gar fein Recht Haben könne, irgend einen eins 
zelnen Unterthanen öder eine ganze Gefellfchaft, 
um religiöfer Meinungen willen, zu beftrafen, 
weil eine religiöfe Meinung nie eine Beleidigung 
eines andern enthält; 3) daß er aber ein Recht 
habe, alle Beleidigungen zu beftrafen, welche 
ans religisfen Meinungen herruͤhren, und alle 
Keligionsgefellfhaften und Religionsverwandte 


Zalobs Naturrecht. ee n⸗⸗ 
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innerhalb der Schranken der Gerechtigkeit zu 
erhalten. Wenn daher ein Menſch, der aus Re— 
ligionswuth einen andern beleidiget, verwieſen 
oder auf andere Art beſtraft wird; fo wird er 
nicht um feiner religioͤſen Meynungen, fondern um 
- feiner gefeßwidrigen Handlungen willen beftraft. 
Gegen andere, welche zwar mit diefem gleide 
Meynungen haben, aber doch nicht darnach han 
dein, darf kein Zwang gebraucht werden. Der 
Souverain wird durch ihre zweckwidrigen Mer 
nungen blos zur genaueren Aufmerkſamkeit auf 
ihre Handlungen verpflichtet. Was die Kirche 
felbft anbelangt, ſo fleht fe unter dem Sou— 
verain und muß durch diefen ihre Mechte, wie 
jede andere Perſon ausführen laffen. Es fommt 
5108 auf ihn an, wie weit er ihr dem eiguen 
Gebrauch der Gewalt einräumen will, Nur 
darf er ihr nicht mehr Gewalt verjtarten , al 
ihm feloft zukommt, d. i. keine Gewalt gegen 
die rechtmäßige Freyheit ihrer Glieder oder der 
übrigen Unterthanen. 


$ 718. | 
Die negativen rechtlichen Anforderungen eis 


nes jeden Unterthanen an den Souverain find, daß 
er ihn 1) nicht mehr als ein Mittel zum Staatk 


zwecke gebrauche, ald er es ihm ſelbſt in dem Stantk 
vertrage verftattet hat; 2) daß er feine Freyheit 
nicht mehr einfchränfe, als es der Staatszwec 
mnoͤthig macht; 3) daß er ihn nicht beliebig, fons | 
‚ ‚dern jedesmal nur nach einem. befannten Geſehze 
zwinge. - Die pofitiven rechtlihen Anforderungen 





des Unterthanen an den Souseräin find: 1) def 
er bey allen feinen Anordnungen zugleich auf die 


Rechte | 
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nehme oder ihn allenthalben als abfoluter Zweck, 
als Perſon, als Glied der Geſellſchaft behandele 
2) daß er mit der ganzen Staatsgewalt, wo es 
noͤthig iſt, feine Freyheit, d. i. feine Rechte auf 
dem Staatsgebiete moͤglichſt gegen feindſelige Anz 
griffe ſchuͤtze; 3) daß er die Zwangsrechte eines 
jeden gegen den andern im Staate auf fein Ver— 
langen ausführe, jeden Berpfliehteten nach Geſetzen 
zwinge, feine Verbindlichkeiten zu erfüllen, 


& 719. 
Aus dem Bisherigen ift nun Flar, daß zwar 
die Unterthanen gegen den Spuverain in abitracro 


fein Zwangstecht haben fönnen. Denn da der⸗ 


ſelbe blos einen allgemeinen Willen hat, folglich 
ein jeder Unterthan das wollen ſolle, was der Sou⸗ 
verain will, und dieſer (in abftracro) niemaig et: 
was wollen kann, was den Rechten irgend eines 

Untertbanen widerfpricht; fo läßt ſich ein Zwangs⸗ 
recht gegen ihn gar nicht denken. Die Untertha⸗ 
nen muͤſſen unbedingt gehorchen, weil er nichts 
wollen kann, als was mit ihrer Pflicht uͤberein⸗ 
ſtimmt. 

9. 720. 

Ein ganz anderes Verhaͤltniß findet aber zwiſchen 
dem Souverain in conereto oder dem Regenten 
und deſſen Unterthanen ſtatt. Denn da ein ſolcher 
auch noch ein von dem Staatsintereſſe verſchiedenes 
Intereſſe hat; jo kann es ſich zutragen, daß er einen 

ER ea. blos 


Y 
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blos ſcheinbar ſouverainen Willen gegen ſeine Unter⸗ 
thanen durchſetzen will, und in dieſer Ruͤckſicht muß 
den Unterthanen allerdings ein Zwangsrecht gegen 
ihren Souverain eingeräumt werden, d. i. ein 
Recht, die (phyſiſche oder moraliſche) Perſon, wel⸗ 
che den Souverain vorſtellt, zu zwingen, daß ſie 
die Unterthanen nicht unter dem Scheine eines fous 
verainen Willend gegen den wahren fouperainen 
Willen behandele. 


§. 721 
Leder Unterthan behält daher das Recht, die 
Rechte, welche er im Staatsvertrage nicht veräus 
eßert bat ($. 711. 712.), auch mit Gewalt gegen 
den Souverain durchzuführen, und daher: 

1) dem Souverain in Concrero in allen den 
Fällen den Gehorfam zu verweigern, wo er 
ihm etwas befiehlt, das entweder feiner 
Hflicht widerfpricht, oder welches zu befeh⸗ 
len er gar fein Recht bat. Er hat aber fein 
Recht, den Unterthanen etwas zu befehlen, 
was gar nicht in dem Staatszwecke, fondern 
blos in feinen Privatneigungen. gegründet, 
gedacht werden kann. Denn ein folcher Bes 
fehl kann nie ein fouverainer Wille feyn, 
Folglich bricht auch der Unterthan nicht feis 
nen Vertrag, handelt demmwahren fouverainen 
Willen gar nicht entgegen, wenn er dem 
Souverain in den erwähnten Fällen den Ges 

horſam verweigert. i 


2) ſih 
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2) ſich dem Souverain thätlich zu widerſetzen, 
oder: pofitive Zwangsmittel gegen ihn zu ges 
brauchen; wenn er a) mit Gewalt die Rechs 
te des Unterthanen twiderrechtlich verlegt; 
oder insheföndere b) einen Unterthanen obs 

ne Gefeg oder gar wider das Geſetz nach ſei⸗ 
nen bloßen Privatleidenfihaften ziwingen will. 
Denn au in diefen Fällen widerſetzt fich 
der Unterthan nicht dem wahren, fondern 
N nur dem ſcheinbaren fouverainen Willen. 


$. 722. 

\ Dagegen bleibt der Unterthan in alten übris 
gen Fällen dem Souverain wirklich verpflichtet, 
und der Misbrauh, welchen ein Souverain in 
Conereto von feiner Gewalt in einzelnen Fällen 
madt, heben die Berbindlichfeiten des Untertha⸗ 
nen gegen eben dieſe Perſon, in wiefern ſie einen 
Willen aͤußert, der als wahrer ſouverainer Wille 
gedacht werden kann nicht auf. 


$. 723. 

Die obertwähnten ($.72r. — ge⸗ 
gen das Staatsoberhaupt muͤſſen aber den Unters 
thanen nicht blos im Zufammenhange, oder in wie 
fern fie ein Ganzes, d. i. ein Volk ausmachen, fondern 
auch jedem einzelnen zufommen, fobald er von 
dem Staatöoberhaupte befeidiget ift, und ihm 
nad dem Staatsvertrage Fein anderes rechtliches 
Mittel übrig gelaflen ift, als feine eignen Kräfte. 
Aber auch nur der Beleidigte Fann zu diefer Ges 

gens 
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gengewalt ein Recht haben, Iſt daher ein einzel; 
‚ner befeidiget; fo hat nur diefer einzelne ejn Recht 
zum Miderftande; find mehrere bel: idiget, fo ba 
ben diefe mehreren ein Recht; find alle Untertha— 
“nen befeidiget, fo ‚haben alle Ost m ein Recht 
zum Widerſtande. 


$. 724. 


Der Widerſtand oder die Gegenwehr der Un⸗ 


terthanen muß aber derKechtsform gemäß feyn, und 
ift Daher allen den Schranken unterworfen , wel— 
che oben ($. 450. 20.) in Anfehung jedes Zmwanges 
feitgefegt find, und wodurch. ſowohl der Grad 
ald die Are eines. jeden rechtmaͤßigen Zwanges 
hinlaͤnglich befiimmt-ift,. Hat der Untertban der 
gehörigen Grad oder die gehörige Act des Zwan⸗ 
ges nicht in. feiner Gewalt; fo darf er gar nicht 
zwingen 
"Beyip. Heimliche Eonfnirationen, DMendeimen, 
Berrätheren an Auswaͤrtige heimtuͤckiſche Ver⸗ 
bindungen mit Fremden zum Untergange eines 
. Souveraing, der die Gewalt in einigen Stuͤcken 
misbraucht u. ſ. w., find vor der een 
abſolut vertberfliche ——— 


ec m | 
Die At und den ‚Grad des MWiderftandes 
der Unterthanen auf mögliche Faͤlle zu beſtimmen, 
iſt Sache der Staatsklugheit, und gehört zur Eins 
richtung der Staatsverfaſſung. Iſt der Grad 
und die Art und File des Bi ERander der Uns 
ter⸗ 
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terthanen durch poſitive Geſetze nicht beſtimmt, ſo 
hat jeder beleidigte Theil das Recht, ſie ſelbſt zu 
beſtimmen, und dieſes giebt allemal leicht Geles. 
genheit zu Ausſchweifungen und zu fuͤrchterlichen 
Unruhen, in welchen die Stimme der Geregtigfeit 
nicht mehr gehört wird. 


Anm. Es fcheint mir eine eben fo unkluge als 
unredlihe Maasregel zu feyn, wonach man es 
zur, Gewiſſensſache macht, oder gar bey Strafe 

befiehlt, die Unterthanen nicht über ihre Nechte 
zu belehren, gleichſam ald 06 der Souverain 
mit den Mechten‘, welche er wirklich hat, nicht 
auskommen kLoͤnnte, und fich genöthigt fühe, noch 

einige zu uſurpiren. In der That herrſcht dies 
ſer entehrende Verdacht ſchon bey den mehreſten 
Unterthanen, und fie zweifeln ſeltener an ihrem 
"Rechte zur Gegengewalt, als.an ihrer Macht. 
Ein grändlicher Unterricht hierüber würde fie 
ganz etwas anders belehren. Sie wuͤrden er- 
fahren, daß fie weit öfter die Nechte des Sour 
u geraind: verleßem; ald er die ihrigen, und alfo 
viel bereitwilliger werden, ſich fogar drückenbe 
Abgaben gefallen zu laſſen, als wenn fie wegen 
dunkler Begriffe jeden Druck für Unrecht hal⸗ 
ten. Iſt die Gegengewalt in den Faͤllen, wo 
ſie verſtattet iſt, durch Geſetze beſtimmt; ſo wird 
"der Persandille des. Souverains in Schranken 
gehalten werden, ohne daß feiner ſouverainen 
Macht das geringſte entzogen wird. Er wird 
nun feinen ungeyechten Willen nicht ausführen 
tiimen, ohne daß fein gerechtet Wille Hinder⸗ 

niſſe findet. Iſt dieſes alles unbeſtimmt, wird 

es gar verheimlichet; ſo wird die Todtenſtille 

oft oͤhne alle gegruͤndete Urſache in wilden Tu⸗ 
mult ausbrechen· * Leidenſchaften werden 

ne ſich 
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fich unter, dem Scheine der Gerechtigkeit verftes 
den, weil Niemand weiß, was Gerechtigkeit 
ift; wo dann jeder leicht den Marimen feiner 
Leidenfchaften den Schein der Gerechtigkeit ges 
‚ben kann, 





— 


Der —— unter einander. 


$. 726, 


R.. Untertban Fann jemals das Recht erlangen, 
den. andern als bloßes Mittel oder Sache für ſich 
- zu gebrauchen ($. 94.). Alle Untertpanen find 
Glieder des Staats, und jeder Menfh muß im 
Staate als ein moralifhes Weſen als Selbftzwed, 
wenigfteng negative, angefeben werden. Daher 
kann fein Unterthan je des andern Sclav werden, 
‘weder durch den Willen. des Souverains, noch 
durch feine eigne Einmiligung ($. 596.). 


727. 


| 


— — 


| 





Alte Rechte, welche ein Unterthan über den 


andern erlangt, muß er durch einen rechtmäßigen 
Vertrag von ihm erlangen, und diefe fönnen feis 
ne andern, ale 8 veröuberlige Rechte feyn. 


$. 728. 
88 iftdaher rechtlich unmöglich, daß ein Unters 


‚ . than oder ein ganzer Stand derfelden fhon durch 


die 
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die Geburt oder durch Erbſchaft perſoͤnliche Rechte 
gegen andere ſollte erlangen koͤnnen. Denn poſitive 
Rechte gegen die Perſon eines andern oder perſoͤn⸗ 
liche Rechte: ($. 1,49.) fann Niemand anders als 
Durch einen Vertrag von dem andern erlangen. 
Borzüglihere Talente, größeres inneres und aͤuße⸗ 
res Vermoͤgen, vorzuͤgliche Verbindungen, ſelbſt Ti⸗ 
tel kann jemand durch Geburt und Erbſchaft recht⸗ 
licher Weiſe erlangen; denn alles dieſes ſind Sa⸗ 
chen. Nur gegen Perſonen kann ihm Geburt und 
Erbſchaft keine poſitiven Rechte verſchaffen. 


5. 729. 
Kein Stand der Unterthanen — alſo ein 
Recht haben, eine andere Klaſſe von Unterthanen 
mit ihren Nachkommen, ſogar gegen ihre Einwil⸗ 
ligung zu zwingen, in einem gewiſſen niedrigeren 
Stande zu bleiben, und einem andern hoͤheren blos 
zu dienen, oder auch den niedrigern Ständen den 
"Weg zu den höheren und fogar die Trennung von 
ihnen durch pojitive Einrichtungen und Gefege auf 
immer zu verfchliegen. Denn dieſes wuͤrde au⸗ 
genſcheinlich verrathen, daß die eine Klaſſe von Un⸗ 
terthanen die andere als bloße Mittel zu ihren 
i Zwecken mit der That gebrauchen wollte, wozu nie 
ein Recht da ſeyn kann G. 94.). 


6.730. — 

Wenn daher ein Unterthän den ‚andern zu 
Dienften gegen ſich verpflichten will; fo Fann er 
dieſes nicht anders von ihm erlangen; als durch 
einen 
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einen rechtmäßigen Vertrag, und jeder, Unterthan 
bat. von dem andern nur. fp viel: ‚pofiting, Leiſtun⸗ 
gen rechtlicher Weiſe zu fordern, als wozu fi 
aa N einen Derteug gegen ibn verpflichtet hat. 


ER 5. 731. 

Durch den Staatsvertrag. pergiebt ſich kein 
Unterthan feine Freyheit gegen den andern. Alſo 
behaͤlt jeder Unterthan gegen den andern ſeine voll⸗ 
kommne Freyheit, welche er auch vorher gegen 
ihn hatte. Der Unterthan tritt im Staats vertra⸗ 
ge blos dem Souverain einen Theil’ feiner Ftey⸗ 
heit ab, (weil fie ihm laͤſtig und unnuͤtz iſt) nem⸗ 
dich die Freyheit, feine Rechte ſelbſt zu ſchuͤtzen, 
wenn es ihm der Souverain nicht aus druͤcklich ver⸗ 
ſtattet. Dafuͤr erhaͤlt er das Verſprechen, deß 
der Souverain feine Rechte mit aller feiner Made 
ſchuͤtzen will. ‚Aber Eein, Unterthan erhält im Staats 
vertrage ein Recht auf.die Freybeit irgend eines 
„andern. Alſo aͤndert der Staatsvertrag das recht⸗ 
liche Verhaͤltniß der Menſchen nicht im geringſten. 
Sie waren ſaͤmmtlich ſchon vorher verbflichtet, 
ihre Freyheit durch die Freyheit aller übrigen eins 
:zufhrönken, aber. wo und wie dieſes gefsbehe, blieb 

„dem Ermeſſen eines jeden uͤherlaſſen. Daher un 
ter leidenſchaftlichen Menſchen pft Streit Anand. 
Im Civilvertrage ift ed dem Souverain uͤberika⸗ 
gen, die Grenzen des Rechts eines jeden durch por 

u Jitive Geſetze zu beſtimmen. Dieſe poſitiven Gefe 

ge ſollen alſo in der That. die Freyheit der Unter⸗ 
thanen gegenneinander nicht, mehr einfangen 

r ) — 4 
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als ſie in einer —— nn eingehichnft 
ſeyn wurden. 3 


— m * 32. 
* —— Unteethan muf-alfo im Staate alle feis 
ne- angssohtnm und erworbenen, weſentlichen und 
außeswefentlihen- Rechte vor allen. auͤbrigen Unter⸗ 
thanen ausuͤben duͤrfen, und kein Unterthan darf 
den andern in dieſer feiner Freyheit hindern koͤnnen. 
Da nun die Rechte der Menſchheit G2 8.) jeder 
Unterthan hat, da, jedem gewiſſe unveräußerliche 
Rechte angebohren ſind; ſo muß auch jeder Uns 
terthan dieſe Rechte gegen den andern ausuͤben 
duͤrfen. Da aber die erworbenen Rechte ſehr ver⸗ 
ſchieden find; ſo wird auch die Freyheit der Uns 
terthanen, diefe Rente auszuüben, ſehr verſchiee 
den ſeyn. 
k. 733 ng 

Die Untertanen erhalten alfo durch es Cis 
"eilvertung Feine neuen, Rechte von einander, wels 
de fie nicht vorher, an. fhon hatten, außer dag 
einzige, daß jeder, nach dem Civilvertrage von 
dem andern fordern darf, daß er ihn nicht mehr 
nach ſeinem ſubjektiven Urtheile unmittelbar felbft, 
fordern dur den Souverain, nach poſitiven 
Staatsgeſetzen zwinge. | 

nen er — Yan 

. Busch den Eivifvertrag echakten, die Unter⸗ 

thangı kein Recht, Yon einander Dülfe zu fordern, 


4 


1,23 t oder 
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oder fie gegen Beleidigungen zu ſchuͤtzen, fendern 
Diefes Recht enlangen fie von dem Souverain. Dit 
Gewalt der Unterthanen ‚fie mögen dadurch ihr 
eignes oder fremdes Recht (ohne vom Souverain 
dazu berechtiget zu ſeyn) außführen, ift allemal 
für widerrechtliche Selbſthuͤlfe zu achten, wo nicht 
ein Geſetz ausdeuͤclich eine Ausnahme beſtimmt. 


$ 735: 

Alle Unterthanen fi find einander als Unterthas 
nen gleich. Die Gleichheit der Unterthanen be 
fteht aber darin, daß fie fammtlich durch den Arın des 
Souveraind nach Gefegen gezwungen werden dürs 
fen, Riemandes Rechte zu verlegen. Denn dir 
Souverain foll-Die Rechte aller im Staate mit gl 
her Kraft nach den Geſetzen ſchuͤtzen. 


4. 736. 

Dabey aber kann eine große Ungleichheit ih⸗ 
rer materialen Rechte (6. 33.) gegen einander 
ftatt finden, mie 1) ihrer natürlihen und ange 
bohrnen ($. 219. ), 2) ihrer erworbenen, indem 
der eine viel der andere wenig von der Natur em 
Pfangen oder durch Kunft erworben, der eine viel 
‚der andere wenig Berträge init den andern ge 
fchloffen haben ann. 


% 737, 
Diefer Gleichheit ($. 735.) fteht auch gar 
nicht entgegen, daß der eine Unterthan von dem 


—— abhängig ſey, daß der eine von dem ans 
bern 


. 
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dern Wohlthaten erbitten muß, der eine befehlen 
Darf, der andere ihn geborchen muß, der eine ar: 
beiten und dienen muß, der andere bejahlen und 
anordnen fann. | 


$. 738. 
Es kann daher auch ein Unterthan des ans 
dern Oberherr feyn. Das Recht zur Oberherr⸗ 
Schaft des einen Unterthanen Kber den andern muß 
aber allemal in einem mittelbaren oder unmittel: 
baren Vertrage gegründet feyn. . Daher fann ein 
Unterthan über den andern nur'auf eine zwiefas 
che Art zu einer Oberherrſchaft rechtlicher Weife 
gelangen, nemlich 1) wenn ihn der Souverain dazu 
Bevollmächtiget, und 2) wenn ein Unterthan dem ans 
dern das Recht der Herrſchaft über fich felbft zu - 
einem gewiflen Zwede einräumt. Die Oberher: 
zen, welche ihre Gewalt von dem Souverain ers 
halten, heißen im allgemeinen Obrigfeiten (magi- 
ftratus), wer die Oberherrſchaft über den andern 
unmittelbar von ihm felbft erhält, ift deffen Herr. 


$. 739. 

Die DOberherrfchaft des einen Unterthanen 
über den andern bleibt immer der fouverainen Ges 
walt untergeordnet. Die Obrigkeiten ($. 738.) ‘ 
find dem Souverain pofitive untergeordnet, und 
können daher nie mehr Gewalt oder mehr Rechte 
befommen, als der Souverain befitt ; und haben 
gerade nun fo viel, als ihnen der Souverain vers 
liepen hat. Durch einen Vertrag fann ein Unters 


‚than 
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than von dem andern zwar ſolche Rechte erhaften, 
die der Souverain nieht hat, alfo kann ſich aus 
feine. Oberherrfihaft auf Zwecke erſtrecken, auf 
welche fich die Dberherrfchaft des Souperaing nich 
erſtreckt. Aber der Oberherr darf doch die erw 
benen Rechte nicht mit größerer Macht oder eim 
andern Art der Gewalt erzwingen, als ihm die pur 
fitiven Gefege verftatten; und der Souverain hit 
daher das Recht, alle Dberherren im Staue it 
ihren ‚gehörigen Schranfen zu halten, und di 
Rechte ihrer Untergebenen gegen fie nicht minder 
zu ſchuͤtzen, ald die ihrigen gegen ihre Untergebene. 


. en . 


IL: 


Won den rechtlichen inneren Verhäftniffen eines Stamm 
insbefondere ; oder von den Verfchiedenen 
Megierungsformen. 


5. 740. 


N. fouveraine Wille kann nur der gemeinfchaft 
liche einftiimmige ($. 512.) Ville aller ſtimmfaͤhl⸗ 
gen Glieder des Staats (volonté general) feyn, 
Dieſe Einſtimmung kann aber nur auf eine zwiefe— 
che Het, der Möglihfeit nad, als erreichbar gedadt 
merden: 1) Entweder alle, welche im Staate un 
fprünglich das Stimmrecht haben, vereinigen ſich 
bey jedem vorkommenden Falle, wo ein ſouverainer 
Wille 
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Wille noͤthig iſt, um denſeiben zu beſtimmen „wo 
denn, wenn keine Unanimitaͤt erreicht werden koͤnn⸗ 
te, gar fein ſouverainer Wille exiſtiren würde; 2) 
“oder alle vereinigen fib nur darüber einftimmig, 
daß ein fouverainer Wille feyn folle, thun aber 
ſelbſt darauf Verzicht, denſelben zu beſtimmen, fon« 
“ dern übertragen die Beftimmung deflelben eier 
- andern Perfon. es A i 


+ 


$. 741. i 
Der erfte Fall iſt realiter unter Menfchen, 
wie mir fie duch Erfahrung kennen, gar nicht 
möglich, fondern blos logiſch denkbar. Denn 1) 
laſſen die verfhiedenen Grade der Cultur und die 
beſonderen Arten des Privatintereſſes der verfchies 
denen Staatseinwohner Feine durchgängige Eln⸗ 
ftimmigfeit in allen einzelnen Faͤllen, wo ein fous 
verainer Wille nöthig iſt, zu; 2) ift es unmöglich 
- alle,-von jeder Einzelnen Angelegenheit des Staats 
‚gehörig zu unterrichten; 3) unmöglich, die wahre 
Meynung aller zu erforfchen; 4) unmoͤglich, die 
Staatszwecke auf diefe Art zu erreichen, und 5) 
unmöglich, daß ein folcher Souverain feirien Wils 
len gefeglih ausführe. Wer alfo durch volle Eins 
ftinmigfeit den fouverainen Willen beftimmen woll⸗ 
te, würde einen Staat durch eine Schimaͤre durch 
einen Unding zu Stande bringen wollen, d. h. er 

würde ihn gar nicht wollen, 
7 6. 7420. 

Wer daher einen Staat und folglich einen 
ſouverainen Willen will, muß ſich das zweite 


(5. 740.) 


448 2ter Theil. ate Abtheil. zter Abſchn. 


($. 740.) gefallen laſſen. Er muß eine von den 
reellen (nicht ideellen blos Logifchen) Möglichkeiten 
genehmigen, wie für die jededmaligen Bedürfnift 
and Zwede, des Staats .der ſouveraine Wille be | 
ftimmt und wirklich gemacht werden fann, d.L 

- er muf detein ſtimmen, daß irgendeine beftimm 

te (phyfifche-oder. moralifche) Perfon den fouverai 
nen Willen in allen vorfommenden Fällen beftimme 
und ausfuͤhre; mo er.denn durch diefe Einſtim— 
mung erflärt, daß er. den Willen dieſer Perſon, 
(vermöge des Vertrags) für den fouverainen Wil⸗ 
fen halten und ihn alfo anfehen wolle, als ob er 
ihn felbft Durch feine Stimme mit beftimmt habe, 

wenn er nur fonft fo befchaffen ift, daß er ihn mw 

‚ralifcher- Weife habe wollen Fönnen. 


‘ $. 743: 

Die Art und Weife, wie der fouveraine Wille 
in einem Staate in einzelnen Fällen beftimmt und 
ausgeführt werden foll, heißt die Conftitution oder 
Megierungsform, die Staatsverfaffung (forma 
rei publicae),. in jeder Staat muß eine Ders 
faffung haben, und in wiefern diefelbe nicht ſchon 
durch den Begriff eines Staats überhaupt br 
ſtimmt ift, muß fie im Civilvertrage ($. 618.) ind 
befondere beftimmt werden. Denn da jedem Staus 
te eine Berfaffung nothwendig ift; fo Fönnte übers 
all fein Staat zu Stande fommen, wenn fie nicht 

im Civilvertrage insbeſondere befiimmt wäre. 


$. 744 
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| 744. 

Der Eivilvertrag muß daher aufer obigen 
($. 619.) Punkten, auch noch 1) die Bereinigung 
über die beiondere Staatsverfaffung, und 2) die 
Unterwerfung unter diejenige beſtimmte Perfon, 
welche, der Verfaffung zufolge, Souverain feyn 
fol, in fih enthalten. Da aber die Verfaſſung 
nicht durch den Staatszweck im’ allgemeinen bes 
ftimmt ift ($. 62 1.), fondern mehrere möglich find; 
fo muͤſſen fi die fich vereinigenden Blieder über 
die Verfaſſung Jofpaderpet dereinigen, 


$. 743. 

Die Beftimmung der Verfaffung koͤmmt den 
urfprünglichen Stiftern des Staats zu, und diefe 
fönnen es entweder ftaatsflugen Perfonen (einem 

einſichtsvollen gewählten Ausſchuſſe oder einem Lys 
furg, Solon ze.) überlaffen, dem Staate eine Vers 
faffung zu geben, (welches daß befte ift) oder fie koͤn⸗ 
nen fich feldft duch Mehrheit der Stimmen (mo 
nicht viel Fluges herausfommen wird) oder gar 
durch Unanimität (wo wahrſcheinlich in Ewigkeit 
feine zu Stande fommen wird) eine erfchaffen und 
wählen. Allemal müßten in den letztern Faͤllen 
doch wenige erſt Vorſchlaͤge thun. 


$. 746. 

Durch die Verfaffung wird ſowohl der Vers 
einigungs = als der Untertverfungspertrag ($. 618.) 
im Bejonderen (in concreto) beſtimmt und feftges 

Jakobs Naturrecht. Sf fegt 
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fest 1) welche Perfon im Staate Souverain fepn, 
‘und 2) unter melden politiven Schranken fie es 
ſeyn folle. Denn die natitrlichen Schranfen ($.664.) 
werden aus dem Begriffe der Souverainitaͤt übers 
haupt vorausgefegt. Die pofitiven Schrante | 
der Souperainität find aber nichts, anders, al 
beföndere Merfnrale, ohne melde, vermöge dei 
allgemeinen Willens, der Wille der Perſon, dem 
die Gouverainität übertragen ift, nicht fuͤr den 
fonverainen Willen gehalten werden fol. Wir 
wollen die Fonfrete Perfon, welche durch Ueber 
tragung Souverain wird, den Megenten ins beſon⸗ 
dere nennen, um ſie von dem Souverain in ab- 
ftracto zu unterſcheiden. 
$. 747 & 

' Der Vertrag, dur welchen die Verfaſſung 
eines Staats beftimmt ift, und welcher alſo zwi⸗ 
ſchen dem Regenten und den Unterthanen geſchloſ⸗ 
ſen wird, heißt der poſitive Grundvertrag, und 
die Geſetze, durch welche das wechſelſeitige Vers 
haͤltniß des Regenten und der übrigen Glieder 
des Staats oder der Unterhanen, vermöge des 
Grundvertrages beſtimmt ift, heiſſen poſitive Zum 
damentals oder Grundgeſetze. 


Anm. Pofitiv, weit deren beftimmeer Inhalt nur 
a pofteriori erfannt werden kann. 


$. 748. - 
Die Fundamentafgefeze ($. 747.) Finnen 
weder von ‚dem Regenten noch von den Untertha⸗ 
ner 
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‚nen einfeitig verändert werden, aufer in tie weit 


diefes durch Fundamentalgefege ſelbſt beftimme 


if. Denn ein Vertrag darf nie einfritig nad Bes 
lieben verändert werden. Gollen daher die Fun— 
dDamentalgefere und mit ihnen die Staatöverfafs 
fung eine Veränderung erleiden; fo kann dieſes 
nur durch Unanimität beyder Pacifcenten, d. i. 
des Regenten und aller Untertbanen, welche das 
Staatsbuͤrgerrecht ($. 622.) haben, gefchehen, es 
muͤßte denn in dem Staatsgrundvertrage ausdruͤck⸗ 
lich etwas anders beſtimmt feyn. 


6 799. 


Wenn der Regent die pofitiven Staatdgrunds 


geſetze uͤbertritt, fo ift der Wille deſſelben in dies 
ſem alle nicht für den foupcrainen Willen, fons 
dern nur für einen Privatwillen zu halten, und 
wer diefem Privatwillen nicht gehorcht, baen ut 
nicht die Majeſtaͤt. 


§. 750. 
Die Verletzung der Staatsgrundgeſetze von 
Seiten des Regenten, berechtiget die Unterthanen, 


den Regenten zu zwingen, daß er die Staatsgrund⸗ 


geſetze beobachte und umgekehrt. Denn durch 
ſeden wechſelſeitigen Vertrag erlangen die Paci⸗ 
ſcenten auch wechſelſeitige Zwangsrechte ($. 302.). 
Jedoch koͤnnen nur ſolche Zwangsmittel gegenſei⸗ 
‚tig angewandt werden, welche geſetzmaͤßig find 
(6. 450. ꝛc.), und es iſt (um den Einfluß der Lei⸗ 
venfwaften zu vermeiden) am ſicherſten, die Zwangs⸗ 

Sf 24 mit⸗ 


—— 
Da — — 
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mittel felbft durch pofitive Gefege in dem Grunds 

‚ vertrage zugleich mit zu beftimmen. 

Anm. Die Auttorität des Regenten büft durch 
dergleichen gefeßmäßige Zwangsmittel, welche 
den Unterthanen in die Hände gegeben werden, 
und dergleichen in allen eingefhränften Negie 
‚rungsverfoffungen find, nicht das mindefte ein. 


$. 751. 


Daß jede Verlegung der Grundgefege, von | 


Seiten des Regenten, die Unterthanen zur Abſetzung 


deſſelben berechtigen folle, ift ein abfurder Geunpfag. | 


Noch ungereimter aber ift es, dieſes a priori des 
weiſen zu wollen. Denn es giebt vielerley Zwange⸗ 
mittel. 

$. 752. 


Aus dem Bisherigen ift klar, daß eine bu | 


ftimmte Perfon im Staate die Majeftät nicht ans 
ders, ald durch direkte oder indirekte, mittelbare 
oder unmittelbare Uebertragung aller übrigen ſtimm⸗ 
fähigen Staatsglieder, d. i. durch einen Vertrag 








erhalten koͤnne. Dieſer Vertrag mag nun fill | 
ſchweigend oder ausdruͤcklich aus Noth (um von | 


zwey Uebeln das Fleinere zu wählen) oder aus freyer 


Uebercinfunft geſchloſſen ſeyn. Der ftillfchweis | 
gende Vertrag ift eben fo gültig als der ausdrüds | 
fiche, wenn nur fichere und unfrügliche Zeichen 


der Einwilligung da find. 


Anm. Daß die Verfon des Negenten urſprouͤng⸗ 
lih einftimmig gewählt werde, iſt gar nicht 





notwendig. Denn die urfprünglichen fiimms 


fähigen Glieder des Staats Fonnten gar wohl 
das 


i 
2 
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das Unthunliche einer ſolchen Wahl einſehen, 
und die Beſtimmung des Souverains entwe— 
der der Majoritaͤt oder einem Ausſchuſſe von 
MWenigen oder wohl gar Einem (ſtaatsklugen 
und rechifchaffenen Manne) überlafien. 


4. 753 

Da die Souperainität in einem Staate kon⸗ 
tinuirlich ausgeubt werden muß; fo muß in dem 
Grundvertrage auch ein pofitives Geſetz feftger 
fest werden, nah welchem beftimmt ift, die die 
Moͤjeſtaͤt kontinuirlich in einer Perfon erhalten 
werde, oder auf welche andere Perfon die Dtajes 
ſtaͤt übergehe, fobald der Menſch, welcher fie bis⸗ 
ber entweder ganz oder zum Theil ausgeübt hat, 
ftirdt oder außer Stand gefegt wird, fie zu vers . 
walten. Denn da die Regeln, nach welchen dies 
fe8 gefhehen fann, ſehr mannichfaltig find (Wahl, 
Succeßion dur) Erbfolge, Samilien 20.) ſo ift die 
Wahl unter denfelben, fo weit fie überhaupt rechts 
mäßig find, den erften Stiftern frey gelaffen. 


5. 754. 

Die Nahfommen in einem Staate find aber 
nicht minder verpflichtet, fich die urfprünglich eins 
gerichtete Staatsverfaflung und das Gefeg, nach 
welchen die Majefiät von einer Perfon auf die 
andere. übergeht, gefallen zu, laſſen, als den 
Staat felbft. ...Die Gruͤnde find die nemlichen, 
weiche fie den Civiloertrag überhaupt zu halten 
verpflichten (. 642.). Es dasf daher von allen 

\ diefen 
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dieſen nichts abgeändert werden, als mit Einftims 
mung aller Glieder d. i. des Kegenten und aller 
ftimmfäbigen Unterthanen der Staatöbürger , alfo 
auch derer, welche ein Recht jur Regierung, oder 
doch ein Recht, den Regenten zu ernennen, beſitzen. 


Anm. 1. Diefe Einſtimmung koͤnnte auch) indis 
rekt fern, wie wenn Negent und linterthanen 
Mepräfentanten ernennen,. mit dem Auitrage, 
eine neue Megierung einzurichten, die fich jeder 
gefallen laſſen will, ——— 


Annı. 2. Der Staatsvertrag wird 1) mit den 
Regenten und z)mir allen Unterthanen geſchloſ⸗ 
fen. Die Knterthanen aber find ſowohl unter 
fih, als gegen den Netenten durch den Staals⸗ 
vertrag verpflichtet. So lange noch einer uͤbrig 
ift, welcher Rechte befigt, darf Niemand etwas 
thun, was deſſen echten widerfprechen würde, 
wenn diefer nicht ſelbſt fein Recht freywillig auf 
giebt. Iſt nun eine Staatsgrundverfaffung eins 
mal geftifter; fo haben 1) einige oder einer ein 
Hecht erhalten, zu regieren oder zu beftimmen, 
wer regieren folle; andere haben ein echt ere 
halten, zu verlangen, daß diefes immerfort (nad 
einer Regel) alfo gefchehe. Setzet nun 1) ber 
Regent fterbe, und es ift im Grundvertrage bes 

; flimmt, wer nach ihm regieren, oder wer den 
neuen Negenten beftimmen folfe, und a) alle 
übrige jtimmfähige Unterthanen molften die Ne 
gierungsform wider den Willen deffen , der ein 
Recht hat, Negent zu werden, ober derer, wel 
che ein Recht haben, den neuen Megenten zu 
beſtimmen, verändern ; fo würden offenbar Sechs 
te verlegt, oder b) einige ſtimmfaͤhige Unterthar 
nen wollten mit Lebereinfiimmung des Negens 
sen gegen den Willen ber übrigen —— 
r j 177 


‘ 
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Unterthanen die Verfaſſung aͤndern; fo wuͤrden 
die Rechte der letztern verletzt. Setzet aber 2) 
—es ſey Niemand da, der nad) dem Tode des Nies 
genten ein Necht zu regieren hat, aber es fey 
doch im allgemeinen nady dem Grundvertrage 
beſtimmt, daß eine Monarchie feyn folle, und 
der größeren Menge gefiele es, eine Arijtofratie 
oder Demokratie zu fchaffen; fo würden offenbar 
die übrigen, welche feine Hepubfick wollen, bes 
leidiget. Denn deren Recht, eine Monarchie zu. 
verlangen, iſt ja noch da. Jene ändern ja den Vers 
trag willkaͤhrlich. Diefes it aber andy nicht 20 
Millionen Menfhen gegen einen einzigen vera 
ſtattet. Es giebt alſo keine rechtliche Moͤglichkeit 
eine Staatsverfaflung, die nur von Seiten des 
Rechts untadelhaft iſt, (fo ungeſchickt ſie auch 
von Seiten der Klugheit ſeyn möchte) zu ändern, 
als allein durch Linanimitär aller ftimmfähigen _ 
Dartheyen. 


9. 755 

Wenn daher gleich einzelne Perfonen ihre 
lichten, in Anfehung des Grundvertrages, nicht 
erfirlleten, und aus deren Prlichtverlegung fo gar 
ein Recht entfpränge, den Verträg mit ihnen zu 
brechen, und die fehärfften Ziwangsmittel gegen fie 
zu ‚gebrauchen. Ja wenn fogar das pofitive 
Recht uns Feine Mittel mehr uͤbrig ließe, und jede 
Parthey berebtiger-würden, gegen gewiſſe verbre⸗ 
cheriſche Handlungen ſich ſelbſt allein nach natuͤr⸗ 
lichen Rechtspeineipien zu helfen (weil alle poſiti⸗ 
ve Mittel vernichtet find); fo würde dennoch dar 
durch fein Recht entfrehen, die Staatsverfaſſung 
ar die IE SDERIURIBE Kegierungsordnung einfeitig 
Te * 
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aufzuheben oder zu verändern. Denn det Grund; 
vertrag iſt nicht mit den einzelien Perfonen , wei: 
che ihn übertreten haben, allein geſchloſſen, fon 
dern zugleich mit vielen andern, melde. an der 
Uebertretung feinen Theif haben, und es fann ds 
ber zumeilen wohl Recht feyn, die Brechung 
des Vertrags gegen den als Zwangsmittel zu ge⸗ 
brauchen, welcher ihn zuerſt bricht ($. 400.) aber 
das Kecht derer dabey zu verlegen, welche ung 
gar nicht beleidiget Haben, kann nimmermehr Redt 
ſeyn. 

Beyſp. Ein König, der willkuͤhrlich alles Hecht 
mit Füßen, tritt, kann abgefetst werden , aber 
feinen Sohn, der auf den Thron, vermöge de 
Grundvertrages, ein Necht hat, um des Barers | 

. Sünden willen auszuſchließen, kann nie Recht 
feyn. Ein Parlament, das gegen feine liche 
handelt, abzufessen, it erlaubt, aber deshalb alle 
Parlamente, wenn nach dem Örundvertrage 
dergleichen feyn muͤſſen, aufzuheben, iſt Unrecht, 


.. 9756, 

Alle Rechtsgruͤnde beftätigen alfo den Gas: 
daß die Regierungsform weder von dem Negens 
ten noch vom dem Unterthanen einfeitig und belies 
big verändert werden dürfe, fondern daß dieſes 
enttveder durch unmittelbare oder mittelbare fota; 
fe Unanimität, d. i. entweder durch unmittelbare 
Stimmengebung oder nach einem Gefege gefchehen 
müffe, welches in dem Geundvertrage urſpruͤnglich 
beftimmt iſt. 

5. 757. 
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$, Tee N > 
Melche Staatöverfaffung — recht⸗ 
Lich » möglichen die beſte d. i. zweckmaͤßigſte fuͤr 
ein Volk ſey, läßt fih a priori gar nicht beſtim⸗ 
men, fondern muß allein nah Regeln der Erfahz 
rung über die menfchliche Natur überhaupt und 
über das Volk insbeſondere, dem eine Verfaffung 
gegeben werden foll, erfannt und beurtheilt were 
den. Diefe Frage gehoͤrt alfo Fuͤr die Staats⸗ 
klugheit. Wenn aber gleich die Vorfahren die 
fchlechtere (aber dabey doch eine rechtmäßige) folls 
ten gewählt haben; fo kann dennoch fein Paci⸗ 
ſcent einfeitig befugt feyn , fie zu veraͤndern. Wir 
betrachten die allgemeinften Staatsformen, fo weit, 
fie durch ihren aligemeinen Begrif Rtinmt ſind, 
nur ihrer rechtlichen Möglichkeit nach. 


$.- 758. 3 
Die Regierungsformen koͤnnen nun 1) nad 
den verfchiedenen Perfonen, welchen die Majeftät 
übertragen wird, und 2) nah der verfchicdenen 
Art und Weife, nie fie diefe Perfonen, dem Vertra⸗ 
‚ge nach, ausüben ſotlen, eingetheilt werden, In 
der erſteren Ruͤckſicht ſind ſie entweder I) Monars 
chie, oder II) Ariſtokratie, oder III) Demokra⸗ 
tie; je nachdem. die, Majeftät (F. 620,) eine eins 
zelne phyſiſche Perfon, oder ein fouperainer Reichs⸗ 
tath oder die Berfammlung. aller Reichsbürgen 
ausübt. In der andern Ruͤckſicht dürfen die Perz 
fonen, denen die: Majeftät. uͤbertragen, die Re— 
gi 
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gierung entweder abſolut und ohne alle poſitive 
Schranken verwalten, oder fie find an gewiſſe pos 
fitive Gefege, in der Ausübung der Majeftärs: 
rechte gebunden. Erſtere heißen abfolute oder 
unumſchraͤnkte, fegtere umſchraͤnkte Regierungs: 
formen, und die Regenten find daher theils uns 
umſchraͤnkt theils umſchraͤnkt. Die Monarchie, 
Ariſtokratie und Demokratie koͤnnen unumſchraͤnkt 
oder umſchraͤnkt ſeyn. 


4. 759. 

Ein unumſchraͤnkter Regent heißt aber — 
ein ſolcher, welcher an gar keine, auch nicht die 
natürlichen Schranken der Souverainitat(5. 664.) 
gebunden wäre; ſondern ein ſolcher, deſſen bloßen 


Belieben es uͤberlaſſen iſt, den ſouverainen Willen | 


unabhängig von allen andern zu beſtimmen; defs 
fen Wille alfo, fo bald er nur überhaupt unter die 
Rechtsform paßt ($. 82.), unbedingt für den few 


| 





verainen Willen gelten muß. Daß er aber dienas 


türlichen Schranken eines fouperainen Willens 


($. 664.) haben müffe, wird vorausgefett, weil 
dieſe aufzuheben, von Niemandes Willkuͤhr ab⸗ 


hänst 
6. 760, - 
| Ein umſchraͤnkter Regent darf nicht in fob 
che Schranken eingefchloffen feyn, welche ihm ein 
goefentliches Majeftätsrecht entziehen, fondern die 
-pofitiven Schranken müffen ihm nur die Art und 


Weiße vorſchreiben, wie er zu dem ſouverainen Wil | 
len 





Angewandte Rechtslehre. 49 


fen: gefangen fol. Iſt diefer aber einmal den pos 
fitiven Bedingungen gemäß befiimmt; ſo hat fein 
fonverainer Wille die ganze Kraft, toelche der fous 
veraine Wille eines unumſchraͤnkten Regenten hat, 


$. 761. 

Eine unumſchraͤnkte Oberberrſchaft oder Sou⸗ 
verainitaͤt iſt eben jo gut rechtlich⸗ moͤglich, als 
eine umſchraͤnkte. Denn die Stifter eines Staats 
haben das Recht, die Souverainitaͤt irgend einer: 
Perfon zu übertragen, Folglich ift es ein veräus 
ferfihes Recht. Diefes Fönnen fie aber. jedem, 
entweder ohne oder mit poſitiven Bedingungen 
($. 358.) übertragen. Denn von den natürlichen 
Bedingungen, welche ſchon im Begriffe der Sou⸗ 
verainitaͤt liegen, und die alſo gar keiner Erkla⸗ 
sung bedürfen, iſt hier nicht die Rede, 

Anm. Ob es klug fen, Einer Perſon eine uns 
umſchraͤnkte Gewalt anzuvertrauen, iſt eine an⸗ 
dere Frage. Kluͤger möchte es indeſſen immer 
ſeyn, einen Souverain ganz unumſchraͤnkt herr⸗ 
ſchen zu laſſen, als ihn durch den Vortheil ges 
wiſſer Stände, die aber ein von andern Ständen, 
welche unumſchraͤnkt beherrfcht werden, ganz vers’ 
fihiedenes , Intereſſe haben ; einzufchränfen, 


$. 762, 

Menn in dem Grundvertrage zwiſchen den. 
Regenten und Unterthanen: keine befonderen Bes 
dingungen ausgedrüdt find; fo ift anzunehmen, 
daß dem KRegenten die Regierung unbedingt übers 
tragen. worden ſey. Denn ein Vertrag, in.wels 
x chem 
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chem nicht befondere poftive Bedingungen nahm 
haft gemadt find, iſt immer. ein unbedingter Ber 
trag. Sollte aber der abfolute Regent feine Pflicht 
vergeſſen) und duch "Verlegung der Rechte der 
Untertbanen dieſe zu Zwangsmitteln berechtigen 
‚und er unterwürfe fih dann, es fey in guter Abs 
ficht oder durch Noth gedrungen,  gewiffen Bedins 
‚gungen; fo-wird die unumfchränfte Regierungss 
form in eine umfchränfte rechtmaͤßiger Weife ver 
wandelt, ie 
| $. 763. er 

Jede rechtliche Regierungsform muß von Ko 
aenten und Unterthanen gleich Heilig gehalten, und 
darf von feiner Parthen, (ſeibſt wenn fie mangel 
haft und ungeſchickt wäre) einfeitig verändert wer⸗ 
den. Diefes kann vechtlicher Weife nur gemein—⸗ 
fchaftlich geſchehen (9.754. 20.). Es gilt hierbey 
alles, was oben bey den Verträgen überhaupt 
G. 302,) erinnert iſte 

$. 764. 

Die Negierungsform, nach welcher Einer 
phyſiſchen Perfon die, Souperainität übertragen 
ift, heit Monarchie; der einzelne Regent, web 
chem die Majeftät zufümmt, heißt Monarch. Er 
ift entweder unumfchränft oder mehr oder went 
ger befehränkt, je nachdem er feinen Privatiwillen 
unbedingt-(jedoch unter den allgemeinen natuͤrli⸗ 
chen rechtlichen Schranken ($. 664 ), die fich alle 
mal von felbft verftehen) zum founerainen Willen 
machen kann, oder denfelben- zu beftimmen, andere 


Der 
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ei \ 

Perſonen konkurriren, fo daß fib der Monarch 
verpflichtet hat, die Majeftätsrechte nicht bios 
nad feinem eigenen Gewiſſen auszuüben, fordern 
mit Beobachtung gewiffer ausdrüdliden Bedins 
gungen, von denen die Gültigfeit der Majeſtaͤts⸗ 
bandlungen abhangen fol. Die moraliſchen Pers 
fonen, welche einen gefeßlichen Einfluß auf die Bes 
ftimmung des fouverainen Willens haben, heiffen 
Meichs : oder Landſtaͤnde. 

Anm. Sn einer unumſchraͤnkten Monarchie darf 
die Souverainität nicht unter den Monarchen 
und die Stände geteilt feyn, fondern der erfte- 
re muß fie allein befisen. Alle Schranken koͤn⸗ 

‚ nen blos zum Zwecke haben, den Monarchen 
zu hindern, das nicht zu thun, was er auch 
nach den natürlichen Gefeßen nicht thun dürfte, 
Die Stände können daher blos das Recht ha- 
ben, 1) den Privarwillen des Monarchen, den 
er zum Geſetze an will, in gewiſſen Fällen 
zu vermwerfen; 2) dem Monarchen Vorfchläge 
zu thun, Bilde, wenn fie der Monarch genehs 
miget, zum aligemeinen Geſetze werden. Eine 
Konſtitution, in welcher ein poſitives Geſetz wi⸗ 
der den Willen des Monarchen wirklich werden 
koͤnnte, würde nicht nur fehr fehlerhaft ſeyn, weil 
der Monarch, dem doch allemal die höchfte erefur 
tive Gewalt zufommen muß, ein Geſetz wider 
feinen Willen ausuͤben follte, woraus nichts als 
Schlafheit in der Regierung und die größte Un⸗ 
ordnung entfpringen könnte; fondern fie würde 
auch. das Weſen der Monarchie aufheben. 


$. 765. 
Sin Monarch, welcher mit der ‚Höchften &% 
walt, feine Unterthanen wie Leibeigne oder Knech⸗ 
ie 
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te ($. 398.) behandelt, ift ein Deſpot, und ein 
Reich, in welchem eine ſolche Verfaſſung ftatt fin 
det, daß der Monarch ein Defpot, mit Recht oder 
Unrecht ift, heißt ein deſpotiſches Reich (regnum 
deſpoticum, herile), deffenBerfaffung Defpotie if. 


§. #66. 

Eine Defpotie ift nicht fhlechterdings mider: 
rechtlich, Denn es hat jedermann ein Recht, des 
andern Leibeigner durch cinen Vertrag zu werden 
($. 597). Daß aber ein Rede zur Defpotie ds 
fey, Fann nicht anders, als aus einem evidenten 
Bertrage des Defpoten mit jedem einzelnen Unter | 
thanen bewiefen werden. Da nicht leicht ein dil 
denkbar ift, in welchem ein ganzes Volk fi fi 
harten Bedingungen freymwillig unterwerfen folte; 
fo ift zu präfumiren, daß die beftehenden Defpos | 
tien widerrechtlich find, bie der Depot fein Rect 
aus Urkunden bemeifet. 


Anm. Ob Eroberung jum Deſpottsmus —* 
tigt, wird weiter unten unterſucht werden. 


$. 767. 

Henn der Monarch widerrechtlich den Deſpo⸗ 
tismus ($. 766.) ausübt, wird er Thrann ($. 323). 
Ein unumſchraͤnkter Monarch: wird ein Tyrann, 
fobald er die natürlichen Schranken der ſouverai⸗ 
nen Gewalt ($. 664.) uͤberſchreitet; ein umſchraͤnk⸗ 
tee Monarch wird Tyrann, fo bald er entweder 
die natärfichen oder die pofitiven Schranfen 
($.746.) der ihm anvertranten Gewalt übertritt. 

$. 768. 
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6 

Der Ordnung nach, wie die Majeftätsrechte 
von dem einem Subjekte auf das andere überges 
hen (6. 753.), ift die Monarchie entweder eine Erbs 
monarchie oder ein Wahlmonarchie, je nachdem 
der folgende Monarch duch Erbfolge oder freye 
-WBahl- der Reichsbuͤrger beftimmt wird. Die 
Rechtmäßigkeit beyder muß nach den befonderen 
Grundgejegen des Reichs beurtheilt werden, und 
was einmal datinne feftgefegt ift, darf von feiner _ 
Parthey einfeitig verändert werden, 


5. 760. 

| Die freye Wahl in einem Wahlreiche kann 
entweder umſchraͤnkt oder unumſchraͤnkt feyn,‘ 
je nachdem fie an gewiſſe ausdruͤckliche Bedingun— 
gen (defonders in Anfchung des zu ermählenden) 
gebunden ift oder nicht, und beyderley Wahlrecht 
Fann enttoeder im Staate gewiſſen Perfonen aufs 
getragen oder allen Bürgern des Reichs vorbe— 
halten ſeyn; und dabey kann der neue Regent ents 
weder duch Unanimität, oder durch Stimmen 
mehrheit oder durch eine gewiſſe beftinmte Ans 
zahl der Stimmen gewählt werden. Alle diefe 
Faͤlle paffen an fid genommen unter die Rechtsform. 


$. 770, 

Da die Wahl eine gemiffe Zeiterfordert, ein&taat 
aber feine Unterbrechung der fouverainen Gewalt 
zulaͤßt; fo entfteht in einer Wahlmonarchie, nach 
dem 
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dem Abgange des Regenten, ein Zuſtand, in wel 
chem noch fein Monarch wieder-da ift; mo alio 
in dem Geundvertrage dafür geforgt werden muf, 
day während dieſer Zeit ein anderer die Sow 
verainitätsrechte verwaltet, der aber diefes Recht 
nur. bis zur gefhehenen Wahl des neuen Monav 
hen behält. Diefer Zuftand des Reichs Heißt ein 
Zwifchenreich (interregnum), und in dem Zwi— 
fbenreiche Fann entweder eine beſtimmte phyſiſche 
oder eine moralifche Perfon (es feyn nun einige 
sder alle Reichsbuͤrger) die Souverainität verwal⸗ 
ten dürfen. Wenn in dem Grundvertrage nidt 
beftimmt wäre, wer im Zwiſchenreiche Souverain 

ſeyn ſollte; fo wuͤrde, nach dem Abgange des Ku 

genten Anarchie, d. i. ein Mangel aller Regie 

rung eintreten. 


%. 771. 

Wenn die Stifter des Staats darinne uͤber⸗ 
ein gekommen find, daß dem Monarchen die Mas 
jeftät erblich übergeben werde; fo ift es eine Erb⸗ 
monarchie ($.768.), und in derfelben beftimmen die 
Grundgefege entweder, daß der Monarch die Regie⸗ 
tung wie fein Eigenthumsrecht beliebig am jeder 
mann oder an gewiſſe beftimmte Perfonen uͤberlaſſen 
dürfe, oder die Erbfolge ift nicht dem Belieben de} 
Monarchen überlaffen, fondern im Grundvertrage | 
beſtimmt. Erſtere Reihe heilen eigenthuͤmliche 
-oder Patrimonial⸗ letztere nicht eigenthuͤmliche 
oder Uſufruktual-Reiche. Die Beſtimmung der 
Erbfolge kann in letzteren wiederum ſehr verſchie⸗ 

dene 
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dene Beftimmungen haben, die fämmtlich rechte 
lich feyn fönnen, wenn fie fonft durch gültige Vers 
träge genehmiget find, 

Anm. Was zu thun ſey, wenn der Monarch noch 
unmündig iſt, oder zur Regierung unfähig wird, 
oder die Regentenfamilie ausftirhe, if entweder 
in dem Grundvertrage beftimmt, oder muß nach 
der Analogie der Privatrechte in gleichen Ver⸗ 
Hältniffen entfchieden werden. 


4. 772. 

Wenn die hoͤchſte Gewalt einer Verſammlung 
gewiſſer vornehmer Reichsbuͤrger zukͤmmt, fo 
beißt die Verfaſſung Ariſtokratie (5. 758.). Die 
Seſellſchaft der Buͤrger, welcher die Majeſtaͤt zu⸗ 
koͤmmt heißt der ſouveraine oder hoͤchſte Reiches 
oder Staatsrath. Der ſouveraine Rath kann, wie 
der Monarch, entweder unumſchraͤnkt oder ums 
ſchraͤnkt, und in der Ausuͤbung der Majeftätsrechte 
an gewiſſe pofitive Bedingungen gebunden ſeyn. 

Anm. Daß der ſouveraine Rath ſeine Beſchluͤſſo 
durch Einen (Statthalter) ſolle vollſtrecken laſ⸗ 
ſen, daß er Über die Vorſchlaͤge des Volks deu— 
beriven folle u. ſ. w., find pofitive Schranten 
deſſelben. 

5. 773. 

Die Beharrlichkeit des hohen Raths kann 
auf mehrere Art als rechtlich moͤglich gedacht wer⸗ 
den. Es kann die Ariſtokratie 1) eine Erb⸗Ariſtokra⸗ 
tie ſeyn, wenn nemlich gewiſſen Familien das Recht, 
daß einige (beſtimmte oder alle) Mitglieder derſel⸗ 

Jakobs Naturrecht. Ög ben 
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ben, Glieder des hohen Raths ſeyn ſollen, erblich 
verliehen iſt; 2) eine Wahl: Ariftofratie, wenn 
die Stellen der abgehenden Glieder dureh gefegs 
mäßige Wahlen erfegt werden. Das Wahlrecht 
koͤnnen aber entweder einige oder alle Glieder des 
Reichsraths ausfchliehend felbft beſitzen, oder ed 
kann allen Reichsbuͤrgern oder nur einigen, mel 
che jedoch nicht Mitglieder des Reichsraths find, 
zufommen. Die Wahl fann in Anfehung der zu 
ertwählenden Perfonen entweder eingeſchraͤnkt oder 
uneingefehränft ſeyn. Die Glieder des hohen Raths 
Bleiben entweder Zeitlebens oder nur eine gemille 
Beftimmte Zeit Rathsglieder, fie Fönnen entweder 
wieder gewählt werden oder niht u. f. m. |W 
ner koͤnnen alle Glieder ‚des hohen Raths entwv 
der gleiche Rechte haben, oder es koͤnnen Einem 


oder Einigen derſelben gewiſſe Vorrechtezufommen. 


Arnm. WWeldye unter allen diefen Formen die wei 
fefte fey, muß die Politik beantworten. Cie 
find aber ſaͤmmtlich rechtlich » möglich, i 


. 774 
Aus dem Begriffe der Ariftofratie folgt: 


1) daß zwar der fonveraine Rath, ald eine mar | 


ralifche Perfon oder als ein Ganzes, die Sow | 


' gerainität befige, aber nicht die einzelnen 
Glieder deſſelben für fich genommen, Jedes 
einzelne Rathsglied ift alfo Unterthan. 

2) daß zu einer Ariftofvatie weſentlich gehöre, 
daß der hohe Rath in dem Reiche, die Sons 


‚verainie | 
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verainitaͤt in ſeinem eignen Namen ausuͤbe, 
und nicht etwa ſeine Auktoritaͤt erſt von eis 
nem andern (dem Könige oder dem Volke) ers 
halte. Der hohe Raıh in einer Ariftofatrie 
darf alfo Niemanden aufer fich verantworts 
lich ſeyn, und muß überhaupt alle weſent⸗ 
lichen Majeſtaͤtsrechte ($. 665.) beſitzen. 
Daß das Volk das Recht hat, die Glieder 
des hohen Raths durch die Wahl zu erſetzen, 
kann mit einer Ariſtokratie wohl beſtehen; 
wenn ed nur die geſetzmaͤßigen Schluͤſſe deg 
hohen Raths nicht ändern darf. 
3) Was in dem hohen Rathe auf eine gefeg» 
mäßige Art (welcher in dem Verfaſſungsver⸗ 
trage beſtimmt ſeyn muß) es ſey nun durch 
Unanimitaͤt oder Majorität oder auf eine 
fonftige rechtmäßig eingeführte Art beſchloſ⸗ 
ſen wird, iſt der ſouveraine Wille, ein Raths⸗ 
ſchluß, und gilt als Staatögefeg. 
4) der fouveraine Rath hat alle die Rechte, 
welche einem Monarchen zufommen, der mit 
ihm unter gleihen®edingungenSouverain iſt. 


‚ 5) die Regierungsform kann ein hoher Kath 
fo wenig einfeitig ändern als ein Monarch. 


. $ 775. 
Die Demokratie ($. 758.) ift eine folche Vers 
faffung des Staats, nach welcher die Majeftät al⸗ 
len Reichsbuͤrgern zuſammen genommen, in wies 
fern fie nemlich ein organifirtes Ganze oder Eine 
ger 83 2 mu 
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moraliſche Perſon vorftellen, zufdfmmt. Die Da 
mokratie kann ebenfalld entweder unumfchränft 
oder umſchraͤnkt ſeyn. Eine unumfchränfte De 
mokratie ift eine folche, in welcher alle Reichsbuͤr—⸗ 
ger gleiche Rechte in den öffentlihen Reichsver 
fammlangen haben, und der Beſtimmung ihres 
Willens durch Feine Außerlihen Anordnungen ge 
wiſſe pofitive Schranfen_gefegt find. . Umſchraͤnkt 
iſt fie, wenn zur Bültigfeit des ſouverainen Willens 
gewiſſe andere Perſonen Fonfurriren, wie wenn eis 
‚net geroiffen Klaſſe von Reihsbürgern oder einem 
gewiſſen hohen Rathe gewiſſe Vorrechte zufom: 
men, durch welche das Majeftätsrecht des. vers 
ſammelten Volks eingeſchraͤnkt iſt. 


*. 776. 

Der ſouveraine Wille in einer Demokratie 
kann nicht anders beftiimmt werden, als durch 
Stimmgebung in Volfsverfammlungen. Daber 
gehören Anftalten und Anordnungen dazu, nach 
welchen zu geteiffen Zeiten die Reichsbürger, de 
ren Inbegrif das Volk (Önuos) beift, verfam: 
melt, und die Stimmen gegeben werden muͤſſen. 
Durch diefe Anordnungen, welche, der rechtlichen 
Möglihfeit nad, ſehr verfchieden feyn koͤnnen, 
muß ı) beftimmt feyn, Zeit und Drt für-die Ber 
fammlungen, ober wer diefe befiimmen folle, wer 
ein Recht habe, das Volk zufammen zu rufen, 
2) wie das, worüber beratbfchlagt und geftimmt 
werden foll, dem Volke befannt gemacht und ges 
‚hörig vorgetragen werden folle, 3) die Art der 
Stimm: 
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Stimmgebung, ob ſchriftlich oder mändlich, mit 
Ja oder Nein, oder durch Zeichen, oder durch 
“ ausfüprlihe Reden, ob kopfweiſe (viritim) oder 
baufenmeife (curiatim) geftimmt werden folle 

Rn... w. 4) die pofitiven Kennzeichen des fous 
— Willens, ob Unanimitaͤt oder. Majo⸗ 
ritat oder ſonſt eine Anzahl der Stimmen dazu ge⸗ 
Höre, um einen gültigen Volkoſchluß ($ 513.2 
su Stande ju bringen. 


4. 777. 

Da die Bürger nicht kontinulrlich zuſammen 
bleiben fönnen, und die Gefchäfte des Staats doch 
' eine beharrliche Thätigkeit erfordern; fo muß das 
Volk die Majeftätsrechte durch einen hohen Rath 
und andere ihnen untergeordnete Dbrigfeiten aus⸗ 
üben laſſen. Diefe aber find in der Demofratie 
nur Mitteldperfonen und Beamte ($. 685.) des 
Volks, und bleiben daher diefem als dem eigentlis 
hen -Souperain verantwortlih. Die. befondere 
Art diefer Mittelsperfonen gehört nicht nothwens 
big zut Grundverfaffung, und ann daher vom 
Belle abgeäribert werden, 


r * $, 778. . r3 : 

: Die Demokratie kann auch eine ſolche Ver⸗ 
— haben, daß nicht alle Staatsbürger uns 
mittelbar. in der Volksverſammlung erfcheinen, 
fondern nur mittelbar, durch Bevollmäcptigte, 
welche mit Inſtruktionen (mandats imperatifs) 
von den Bevollmoͤchtigenden verfehen find, und 
— Volks⸗ 
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Volksrepraͤſentanten genannt werden. Dieſe 
müffen aber, wenn die-Berfaffung demofratifh 
feyn foll, ihren Mandanten verantwortlich bfeis 
ben, und das Bote muß ihre Befchläffe andern 
fönnen. Iſt beydes. nicht; fo ift ed eine befonde 
re Art von Ariſtokratie, in welcher die Wahl mut 
nicht anf befondere Stände eingeſchroͤnkt iſt, ſon⸗ 
dern alle Reichẽ buͤrger wahlfähig find. 


i 4. 779. 
Aus dem Begriffe der Demokratie folgt: 


1) daß zwar alle Reichs- oder Staatsbürger 
zuſammen genommen, in wie fern fie zu ð 
ner morafifchen Perfon verbunden, oder als 
ein Ganzes otganifirt find, den Souverain 
bilden; daß aber jeder einzelne Bürger und 

jede andere Gefellfdaft Unterthan ſey. Alfo 
iſt Die Sowverainität nicht etwa unter die eins 
zelnen Bürger vertheilt. “Denn diefe ift uns 
theilbar ($. 666.). nn: 


2) Was in den Volksverſammlungen auf eine 
gefegmäßige Art befchloffen wird, ift ein 
Volksſchluß, und diefer drückt den ſouverai⸗ 
nen "Willen: aus, dem fich alles im Staate 

vr - ‚anterwerfen muß. ur 


g) das Volk in Corpore hat alle Rechte, wel⸗ 

che der Monarch in der Monarchie und der 
ſouveraine Rath in der Ariſtokratie hat. 

— 4) Da 
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4) Da in einer Demortatie gewoͤhnlich Majo⸗ 
ritaͤt den freyen Willen entſcheidet; fo ift eis 
gentlich die Majorität der Souverain einer 
:- Demofratie. 
5) Die Majoritäöt darf aber die e Grundserfaßs 
fung nicht ändern. : Der Souvergin ift alfo 
in der Demokratie ebenfalld durch die Ver⸗ 
-faffung eingefchtänft. Soll diefe verändert 
werden, fo kann es nur duch Unanimität 
alier Reichs: oder Staatsbürger geſchehen; 
es müßte denn die Souverainität unanimis 
| ter beliebt feyn, wo doch immer die Una⸗ 
“= = nimität der. legte Grund der Veränderung 
"wäre, 


9 Uebrigens aber iſt das Volk, als Souverain 
‚ ‚betrachtet, allen natürlichen ($. 664.) und aus 
herdem denjenigen poſitiven Schranken der 

Souverainitaͤt unterworfen, welche durch die 

. befondere Verfaſſung man find. 


> — 4 


§. 780. 

Staats⸗ oder Reichsbuͤrger uͤberhaupt ſind 
ale er ‚ denen ein Stimmrecht ($. zır.) 
in den Öffentlihen Bollsverfammlungen, in Anfes 
hung der Staatsangelegenpeiten zukommt. Diefes 
aber haben nicht alle, welche fich auf.dem ‚Staates 
gebiete befinden, fondern nur diejenigen, welche 
daſſelbe entweder von Natur beſitzen, oder diejes 
nigen, welchen es die natürlichen Kigenthümer . 
deſſelben gefegmäßig vrrliehen haben. 

u ' 6.781, 


* 
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$. 781. 

Alle Einwohner in einem Staate koͤnnen in 
freye und abhängige Leute eingetheilf werden. Ers 
ftere find folde, die Feined andern Willen um 
terworfen find; letztere folche, welde fremde Bor 
ſchriften zu befolgen verpflichtet find. 


6. 782. 

Die freyen Leute find enttweder 1) freye un 
abhängige Eigenthuͤmer des Bodens, d. i. ſolche, 
welche ein uneingefchränftes Cigenthumsrecht an 
einem gemwiflen Theile des Landes, welches das 
Staatsgebiet ausmacht, (ed fey Aecker, oder Sa⸗ 
linen, oder Bergmwerfe oder ein Stadtgebiet x.) 
befigen — Grundherren; oder 2) freve unabs | 
Hängige Einwohner ohne Grundeigenthum, 'd. h. 
ſolche, die von ihrem beweglichen Vermögen oder 
freyen Dienften leben. * 

Anm. Freye Dienſte find ſolche, die der, welcher 
ſich zur Leiſtung verpflichtet, ſelbſt in jedem ein, 
zelnen Folle mit beſtimmt. Alle Dienſte, welche 

in einzelnen Fällen blos der, gegen weichen der 

Leiſtende ‚verpflichtee ift, beſtimmt, find nicht 
frey. Ein Schuhmacher, ein Schneider, und 
überhaupt.jeder Handwerksmann ift frey, fo lan 
ge jeder mit ihm um das, was er von ihm har 
ben will, Dingen muß, und es in feinem Belie⸗ 
ben ſteht, ob er fich überall mit uns einlaffen 
will oder nicht. Minifter,: Sekretaire, Bedien⸗ 
ten, Knechte u. f. w. find, keine freyen Lente. 
Denn fie ha‘en fich einem Herrn verpflichtet, und 
müffen das thun, was ihnen befohlen wird, es 
mag ihren nun gefallen oder nicht. * 
= . $. 783. 
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8. 783. 

Die abhängigen Leute ($. 781.) find entwe⸗ 

der von Matur oder durch Freyheit (aus einem 
Bertrage) abhängig gemacht. Erſtere find theils 
vermöge ihres natürlichen Körpers und Gemuͤths⸗ 
auftandes gar nicht fähig, ipre Freypeit zu gebrau⸗ 
Ken, wie die Unmündigen, (Rinder und’Verrüds 
te); theils durch zufällige, aber doch natuͤrliche 
Berhaͤltniſſe in eine folche Lage gefegt, daß fie von 
dem Willen eined andern abhängen, wie die vers 
heiratheten Weiber. Letztere find 1) abhängige 
Grundeigenthümer oder Nutzeigenthuͤmer, d. i« 
folche, denen blos die Benutzung eines Theild des 
Bodens von den Grundherren, jedoch eigenthuͤm⸗ 

lich uͤberlaſſen ift (es mag nun bedingt, wie ges 
gen Zins und Frohnen oder unbedingt gefchehen 
feyn, wie etwa ein freyes Geſchenk); dienſtpflich⸗ 

tige oder dienftfreye Bauern; 2) verpflichtete 

oder dienende Leute, d. i. ſolche, die ihre perfüns 

liche Kräfte dem’ Willen-anderer unterworfen has 

ben, fo daß fie deren Befehle befolgen muͤſſen. 

$. 784. 

Einen Staat zu ftiften und eingueichten, alſo 
ihm ſeine Verfaſſung zu geben, haͤngt, der Natur 
der Sache nach, urſpruͤnglich nur von den Grund⸗ 
herren ($. 782.) ab ($. 631.). Denn fie beſitzen 
den Boden, welcher das Territorium werden muß, 
eigenthuͤmlich, und haben alfo allein dag Recht, 
die Moterie, als den einen weſentlichen Theil des 
a Staats 
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Staats ($. 612.) zu beſtimmen. Folglich muͤſſen 
fie au allein die Bedingungen beftimmen koͤnnen, 
unter, welchen fie ihr Cigenthum zu einem vo 
gebiete er wollen, 


sr . 7885. 

‚Die Grundherren ſind jedoch verpflichtet auf 
die Rechte aller uͤbrigen Einwohner bey der Stifs 
tung eines Staats, Rüdfiht zu nehmen... Denn 
=) fönuen fie nie . Recht haben, die Rechte ders 
-felben zu verlegen; 2) liegt den Grund herren dass 
an, ſie auf dem Staatsgebiete zu erhalten. Da 
fie nun ihnen die Freyheit nicht :nehmen Fönnen, | 
aus zuwandern ($. 644.); ſo müllen: und werden 
ſie die Bedingungen, unter welchen ſie ihnen den 
Aufenthalt auf ihrem Gebiete verſtatten, fo ein 
richten, daß ſie gern ben —*7 bleiben. 

3 — F $. 736., — | 

‚Rdumen, fie einige derfelben, an deren Baus | 
Gehen ihnen gelegen ift, nicht, anders behalten, 
als wenn fie ihnen ein Stimmrecht bewilligen; fo 
Fönnen fie es thun, und ſo koͤnnen die freyen Ein⸗ 
wohner, welche bleibend find, "und fih durch Reich⸗ 
thum- oder Gehzicklichteiten nothwendig gemacht 
haben, mir’ dem’ Grundherren gleiche Rechte er⸗ 
langen, die ihnen aber von Natur nicht zukommen, 


= Ko Br: 

Die — * Leute 6. 783.) Haben gar 

fein Stimmrecht zu einem Staate; und die Klug⸗ 
— heit 





— — 
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heit widerrathet es gaͤnzlich, ihnen ein folches frey⸗ 
willig zu geben, da fie doch wegen ihrer Abhaͤn⸗ 
gigkeit faſt nie ihre eignen, ſondern immer nur 
fremde Stimmen geben wuͤrden. Da jedoch die 
Stimmhabenden auch auf ihre Rechte Ruͤckſicht 
nehmen muͤſſen; ſo duͤrfen ſie ihren Zuſtand nur 
alſo einrichten, daß ſie um des Voriheils willen 
gern auf dem Staatsgebiete bleiben oder andere 
ihre Stellen gern erfetzen. 


FIR} ug 788. ee! 
In einer Demokratie koͤnnen daher nur freye 
Leute, und zwar zunaͤchſt und: urſpruͤnglich die 
Grundherren, ſodann aber auch Cauf Verwilli⸗ 
gung der Grundherren) andere freye und unab⸗ 
Hängige Einwohner, welchẽ durch einꝰ gewiſſes 
Kennzeichen nach einer Regel zu unterſcheiden find 
(die eine gewiſſe Summe baaren Geldes” verzeh⸗ 
zen, und eine beſtimmte Zeit im Staate leben, oder 
gewiſſe Merkmale der Geſchicklichkeit an ſich tra⸗ 
gen) ein Stimmrecht haben, oder zur Beſtimmung 
des ſouverainen Willens konkurriren. Alle uͤbri— 
gen Einwohner im Staate oder auch ſolche, die 
ſich blos eine Zeitlang darinne verweilen — Frem⸗ 
de und Reiſende muͤſſen blos die Wohlthat der Ge⸗ 
ſetze genießen, ohne ſie beſtimmen zu helfen, und 
heiſſen Schutzgenoſſen. 
Anm. Sobald ein frever Mann abhängig wird, 
verliehrt er ſein Stimmrecht. Denn dieſes muß 
perſoͤnlich ſeyn (us perſonaliſſinmum). Nimmt 
ein Grundherr eine Miniſterſtelle an, — er 
ie amy 
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Kammerherr, oder Soldat, oder geht er irgend 
ein Verhaͤltniß ein, das einen nachtheiligen Ein 
fluß auf ſeine Stimmfreyheit haben koͤnnte; ſo 
verliehrt er ſein Stimmrecht. Die Grundher— 
ren find 1) die freyen Eigenthuͤmer der Landguͤ— 
ter, wohin auch Salinen, Bexgwerke ꝛc. gehöre: 
der natuͤrliche Adel; ‚3 ) die Eigenthümer große 
Diftritte — die Staͤdte ald moraliſche Perfonen. 


739... i 
Die politifche Freyheit der Staatseinwohner 
beſteht in dem Rechte, den fouverainen Willen ju 
beſtimmen. ı Man fieht, daſß dieſe in, ber Demo 
kratie am größten, und in der unumfhränkten M⸗⸗ 
narchie am kleinſten ſey. In der unumſchraͤnke 
Monarchie kann die politifche Freybeit größer ſeyn, 
als in der unumſchraͤnkten Ariſtokratie; und je 
mehrere Buͤrger und Stände überhaupt zur Be 
ftimmung, des ſouverainen Willens konkurriren, 
deſto groͤßer iſt die politiſche Freyheit in einem 
Staate,.. 
——— 

Die buͤrgerliche Freyheit beſteht in der Sum⸗ 
me der Handlungen, welche zu tbun, die Einwoh⸗ 
ner des Staats ein Recht haben. Je mehr Handı 
tungen in einem Staate dutch die pofitiven Geſete 
verboten find, defto kleiner ift die büggerliche Frey⸗ 

peit; je mehr ihnen durch die Sefeße frengelaffen 

find, deſto größer ift fie... Da, wo die politifche 

Frehheit fehr groß ift, ann die buͤrgerliche Frey⸗ 

heit ſehr klein ſeyn und umgekehrt. In Monat⸗ 

re j 5 chien 
8 
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chien ift oft mehr bürgerliche: Geeppeit als in Da 
— 





IV. 
Son ben rechtlichen‘ außeren Verhoͤltmuiſſn bes Staats 
oder: 


Von den Rechten und Verbindlichkeiten des Stark 
gegen Auswärtige. 


6. 791, 


Ei Staat heißt ein Volt (gens), inwiefern er 
im Berhältniffe gegen Auswärtige betrachtet wird, 
Diefe mögen nun felbft Staaten oder andere Pers 
fonen fenn. Daher wird das Recht der Staaten 
gegen Zremde das Völkerrecht (jus gentium) ges 
nannt; welches das natürliche heißt, in wiefern 
deffen Inhalt dur Den allgemeinen Begriff eines 
Volks überhaupt beftimmt wird; in wiefern aber 

- der Inhalt der Rechte durch willführliche Hebers 
eintunft der Völker beſtimmt ift, heißt es dag 
pofitive VBölferreht. Hier wird nur von dem na⸗ 
tuͤrlichen Voͤlkerrechte geredet. 


79% 

Da Völfer moraliſche Perſonen find; fo 
muͤſſen ihnen auch die formalen Rechte der Pers 
ſoͤnlichkeit, Freyheit und Gleichheit 75. 91. ꝛtc.) 
zukommen. Denn ohne diefelben koͤnnten Fe nat 

ze ig wicht 
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nicht als moraliſche Perſonen gedacht werden. Al⸗ 
les was alſo oben von den moraliſchen Weſen uͤber⸗ 
haupt geſagt iſt, muß auch auf jede Geſellſchaft, 
folglich auch auf jedes Volk paſſen. 





$. 793. : 

Diefe Rechte begleiten ein Volk durch ale 
Veränderungen und Zuftände, und Fönnen nie von 
demſelben getrennt werden; fie find weſentlich und 
unveränderlich, und £önnen nur mit dem Belle | 
ſelbſt untergehen. 


4. 794. 
So wie alfo eine jede Perſon 1) min 
zer Perfönlichfeit oder Seldfiftandigfeit ein Recht 
‚hat, ſich Sachen zu fubordiniren; 2) vermoͤge 
ihrer Frepheit das Recht, zufällige Rechte zu ver 
Außern und von andern dergleichen zu erwerben, 
oder Verträge mit andern Perfonen zu fchließen; 
und endlich 3) vermöge ihrer Gleichheit das Recht 
Beleidigungen mit rechtmäßiger Gewalt zu hins 
dern; fo mäflen auch jedem Volke alle diefe Rechte 
anfommen, in allen feinen Suftänden, fo lange « 
ein Volk ift. 


$. 795. 
Aber weil jeder Perſon, folglich auch jedem 
Volke diefe- Rechte zukommen; fo ſchraͤnken fie 
ſich natärlichee Weife auch ein, und es fann alſo 
kein Volk ein Recht haben, die Rechte des andern 
* verletzen. 
5. 796. 


— 
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$ 2.796. 
um aber die Rechte der Völker näher i in ib 
rer Antvendung fennen Zu lernen, müffen fie durch 
Die Materie, welche durch den Begriff eines Volks 
gegeben iſt, näher beftimmt und fo -die.materialen 
allgemeinen Rechte der Voͤlker dargeftellt werden 


* $. 797. 

Da nun der Inbegriff der Prädikate, welche 
einer Perfon zukommen, deren Stand genant wird 
($. 185.); fo werden die Rechte der Voͤlker eben» 
falls durch den Begriff ihrer verfchiedenen Staͤn⸗ 
de oder wechfelfeitigen Beziehungen auf einander, 
ihrem Inhalte nach, beftimmt werden Fönnen, 


$. 798. i 

Es fönnen aber die Bölfer, in Beyiehung 

‚ auf einander, nach der Analogie mit einzelnen 
Menfchen ($. 185:) entiweder in einem unbedings 
ten (abfoluten) oder bedingten rechtlichen Stande 
gedacht werden, Erſterer ift dem Naturftande 
des einzelnen Menfchen ($. 185.2.) analog, und. 
ift derjenige Zuftand der. Bölfer, melcher vor als 
Ien freyen Handlungen derfelden, wodurch Rechte 
der DVölfer erworben, veräußert oder beftimmt 
werden fünnten, vorhergebt, oder in welchem von 
allen freyen Handlungen der Bölfer, welche recht⸗ 
liche Folgen haben fönnten, abſtrahirt wird; letz⸗ 
terer ift wie der willführliche Stand der einzelnen 
Menſchen G. 185.) derjenige rechtliche Zuſtand 
eine 
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eines Volks, welcher durch die Vorausſetzung ges 
wiſſer willkuͤhrlicher Handlungen des Volks oder 
der Fremden oder beyder zugleich beſtimmt wird 
Hierauf gruͤndet ſich die gewoͤhnliche Eintheilung de⸗ 
Dvoͤlkerrechts in das unbedingte (abſolute) un 


bedingte. | 

Anm. 2. Der Ausdrud Naturſtand iſt nicht 
bequem, den Stand der Voͤlker zu bezeichnen, 
weil ein Volk (als Staat betrachtet) ſelbſt nur 
der Wilftühr feinen Urfprung verdankt (vergl. 
6. 187. ꝛc. Indeſſen hat der Naturſtand des 
einzelnen Menſchen doch eine große Aehnlichkeit 
mit dem unbedingten oder abfoluten Stande der 
Voͤlker, weil der rechtliche Wille der Stifter w 
nes Volks fich eben fo zur Entſtehung ,eint 
Voltes verhält, ald die Natur zur Entftehung 
des einzelnen Menfchen. 

Am. 2. Das unbedingte V. N. begreift nicht 
fauter undedingte d. h. ſolche Rechte im fich, bie 
unter allen Umftänden Recht find, fondern nur 

ſolche, die im abfoluten Stande, d. i. vor allm 
willtuͤhrlichen Handlungen ber Voͤlker Recht find, 


— — — — — 


A. 
Von den Rechten der BVoͤlker im unbedingten Stande 


\ 


J ER 


Ni Handlung, wodurch ein Volk entftehet 
($. 618.), iſt feine Handlung des Volks, fon 


dern der Grund, welcher dem Volke erſt feinen 
um 
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Urſprung giebt. Erſt wenn das Volk .($. >76.) 
entftanden ift, kann ed (als eine Perſon) handeln 
Die Rechte des Volks, weiche mit feinem Entiter 
hen zugleich da find, und dur dafjelbe geſetzt wers 
den, find die urfprünglichen Rechte des Volks, 
welche ihm vor allen willkuͤhrlichen Handlungen, 
Die es begehen mag, zukommen. Die Rechte des 
Volks in ſeinem unbedingten Zuſtande, welche auch 
ſelbſt, obgleich faͤlſchlich G. 798. Anm. 2.) unbe⸗ 
dingte Rechte genannt werden, find daher ſaͤmmt⸗ 
lich urfprüngliche Rechte. 


ß 800. ', 

Die urfprünglichen materialen Rechte eined 
Bolks find feine andern, als die urfpränglichen 
Kechte einer jeden Geſellſchaft überhaupt($.500.2C.), 
in wie fern ihre Inhalt durch den befondern Bea 
griff eines Volks boſtimmt ift, nemlich das Kecht 
der Selbſtſtaͤndigkeit, der Freyheit und der Gleich⸗ 
heit. Denn wenn ein Volk eine moraliſche Perſon 
in der Welt ſeyn foll, fo muß es I) feine Selbſt—⸗ 
frändigfeit oder Perfönlichfeit, TU) feine äußere 
Srepheit und III) feine Gleichheit offenbaren, und 
es hat daher urſpruͤnglich auf alles ein Recht, obs 
ne welches dieſes garnicht möglich feyn würde, 
und was den Kechten Feines andern widerſpricht. 


$. 801; 

I. Die Selbſtſtaͤndigkeit eines Bolks befte⸗ 
bet darinne, daß es ein fr fich ſelbſt beſtehendes 
Ganze ſey, und niemals als cin Theil von einem 

. Jatobe Naturrecht. v J an⸗ 
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andern Staate behandelt werden duͤrfe, daß es ein 
Zweck fuͤr ſich, und nicht als bloßes Mittel von 
andern beliebig und wider feine Einſtimmung ges 
braucht werde. Diefes ift aber nur möglich, wenn 
das Volk 1) fein eignes Territorium, und 2) fer 
ne eigne Verfaffung oder Organifation hat. Oh 
.ne beydes kann gar Fein Volk entfiehen. Denn 
beyde find weſentliche Bedingungen der Möglich: 
keit eines Staats (F. 612.). 


$. 802. | 
Da nun rechtlicher Weife ein Staat garnicht 
errichtet werden fann, wenn nicht die Stifter defr 
ſelben Herren des Gebiets find, und vermittit 
deffelben eben ein Recht haben, ſich zu einem Stau 
te zu vereinigen und eine Verfaſſung zu grün 
den ($: 631. ꝛc.), fo fieht man leicht, daß jedem 
Volke urſpruͤnglich 
1) das Territorialrecht d. h. das ausfchliefen: 
de Recht auf ſein Staatsgebiet, und 
2) das ausſchliebende Recht auf feine Verſaſ⸗ 
fung zufommen müffe. | 


§. 803. ’ 
Das Territorialrecht ($.802.) faßt in ſich? 

1) das Recht, alle Theile des Staatsgebietes 
unzertrennlich beyſammen zu erhalten; 

2) das Recht, Feine Handlungen auf demfels 
ben zu verftatten, welche dem Staatszwecke, 
oder auch den befonderen pofttiven Gefegen 
widerfprechen; folglich 

| 3) das 
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3) das Recht, allen Fremden den Eingang zw 

verwehren, deren Gegenwart dem Staate 

x gefährlich, oder dem Rechte der Einwohner, 
oder gar des ganzen Staats nachtheilig feyn 
fünnte, 

4) das Recht, allen Fremden, welche fich auf 
demfelben aufhalten, oder auch denen, wel⸗ 
che feine Grundperren find, die Bedinguns 
gen vorzufchreiden, welche fie in ihren Hands 
lungen auf dem Territorio beobachten fols 
len, und unter denen ihnen allein der Aufents 
halt verftattet werden foll, 


% 804. 

Aber das Territorialrecht Fann ſich nicht fo 
weit erſtrecken, daß es die Völker berechtigen folls 
te, fremdes Eigenthum, welches ſich durch einen 
Zufall auf ihrem Territorio befindet, fich zugueigs 
nen. Denn fo wenig der Souverain, vermöge 
des Territdrialvechts fich das geringfte Eigentum 
des Unterthanen anmafen darf; fo wenig fann es 
ihn auch berechtigen, fremdes Eigenthum an ſich 
zu reißen. 


$. 805. 

Eben ſo wenig kann ſich das Territorialrecht 
ſo weit erſtrecken, jedem Fremden den Eingang oder 
Aufenthalt auf deinfelben ſchlechterdings zu unters 
fagen. Denn der Wille eines Volks, mit feinem 
Fremden Umgang zu haben, würde felbft etwas 
pflihttidriges enthalten, und darf eben deswegen 

Sb 2 nie 
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nie fouverainer Wille feyn. Daher kann den rem: 
den der Aufenthalt auf dem Territorio nur bedingt 
verboten werden, in wiefern er nemlich- fich mit 
dem Staatszwecke nicht berträgt, welche Zätle ju 


beſtimmen, der Regent allerdings ein Recht hu 
ben muß. 


$. 806. 


Die Berfaflung ($: 802.) ift eben fo wohl | 


für ein urfprüngliches Eigenthum eines Volks zu 
halten, als fein Territorium. Daher fönnen 
Auswärtige won der Verfaſſung eines andern Volks 
nichts verlangen, als daß fie reäytlich fey,d. 6. 
daß fie nichts enthalte, was ihren Nechten wider 
ſpricht. Denn fo bald fih die Verfaſſung -eind 
Volks fo anflindigte, daß fie offenbar auf Angrif 
der Rechte anderer abzielte; fo Würden andere nas 
türlider MWeife ein Recht Haben, gegen fie Gewalt 
zu brauchen. Denn ed würde gar — rechtliche 
Verfaſſung ſeyn. 


8. 807. 
Es folgt alſo aus dem vorigen: 
1) daß weder ein anderes Volk, noch fonſt ein 
Fremder ein urſpruͤngliches Recht haben koͤn⸗ 
ne a) das Staatsgebiet eines Volks wider 
deſſen Willen in Beſitz zu nehmen, und es 


zu einem Theile eines andern Staatsgebietes 


zu machen; es zu veraͤndern oder auf dem 
felden Handlungen wider die Geſetze des 
“0 Staat 


2 * 
2 ⸗ 


vs 
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Staats zu begehen; b) die rechtliche Vers 

‚ faflung eines Staats zu zerfiören oder belies 
big zu verändern. 

2) daß jeder Fremde die Zwangspflicht habe 
a) das Territorium eines Volks nicht zu ver⸗ 
letzen, d. h. feine Handlungen auf demſel⸗ 
ben vorzunehmen, welche dem Territorial⸗ 
rechte (F. 803.) des Volks widerſprechen; 
b) ſich aller Handlungen zu enthalten, wo⸗ 
durch das Recht eines Volks auf ſeine Ver⸗ 
faſſung verletzt werden koͤnnte, alſo jedes 
Volk im ungeſtoͤrten Beſitze derſelben zu laſſen. 

Anm. Wer ein Volk auf die Fehler ſeiner Ver⸗ 

faſſung aufmerkſam macht, verletzt das Recht 
auf ſeine Verfaſſung nicht. Denn es ſteht ja 
dem Volke frey, ihre fehlerhafte Verfaſſung zu 
behalten. Wer aber Anſtalten treffen wollte, 
eine Verfaſſung gegen den Willen vieler, mit 
Gewalt zu verändern, würde mit Recht ais ein 
Feind des Volks angeſehen werden. 


$, 808. 

So wohl das Territorium als die Verfaſ⸗ 
ſung koͤnnen bey den verſchiedenen Voͤlkern ſehr 
verſchieden ſeyn. Das eine kann ein großes Ter⸗ 
ritorum und eine gute oder ſchlechte Verfaſſung, 
das andere ein kleines Territorium und eine ſchlech⸗ 
te oder gute Verfaſſung haben; die Verfaſſung des 
einen Volks kann monarchiſch, des andern ariſto⸗ 
kratiſch, des dritten demokratiſch ſeyn; das eine 
Volk kann dem Regenten die Souverainitaͤt uns 

um⸗ 
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umſchraͤnkt, das andere unter gewiffen Schrank: 
übertragen haben, Daher Fünnen dieſe Rech 
' bey den verfchiedenen Bölfeen der Materie na: 
ſehr verfchieden feyn. Aber jedes derfelben b 
ein urfprüngliches Recht auf fein individuck 
Territorium und auf feine individuelle Werfaffun 
pie dieſe auch ton beſchaffen ſeyn mögen. 


$. 809. 

I. Die äußere Freyheit eines Volks be 
ſteht in der urfprünglichen Unabhängigkeit feine 
Willens, von dem Auferen Zwange, oder in dım 
Rechte, feinen Willen urſpruͤnglich durch ſich feiht 
zu beſtimmen. Da ſich nun der Wille eines Volks 
nicht anders aͤußern kann, als durch die Kraͤßre 
und die Vermoͤgen, welche den Volk als einer mu 
ralifhen Perfon eigenthuͤmlich gehoͤren; fo befte 
het die äußere Freyheit eines Volks in dem Ned 
te, einen freyen und pon allem äußeren Ztpange 
unabhängigen Gebrauch von allen Staatsfräften 
zu — 


$. 810. 

Die Kraͤfte eines Volks find aber nach der 
Analogie der Kraͤfte des einzelnen Menſchen (5.206) 
theils innere theils aͤußere. Die inneren Kraͤfte 
des Volks ſind nichts anders, als die verſchiedenen 
Gewalten, welche ihm zukommen, und welche oben 
6. 667 — 690.) auseinander geſetzt ſind; die 
Außeren Kräfte beſtehen in dem Staatsvermoͤgen 
und den durch daſſelbe hervorgebrachten Sicher⸗ 

heits⸗ 
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Heits: und Verbeflerungsanftalten, als Beftungen, 
Kriegsmunition, Armeen — gute —— Ka⸗ 
näle, Waſſerdaͤmme x. 


— 811. 

Das Recht eines Volks auf ſeine aͤußere 
Freyheit, wird daher, ſeinem Inhalte nach, durch 
folgende Formeln beſtimmt: | 

1) in Anſehung der inneren Kraͤfte im allge⸗ 
meinen: Jedes Volk hat ein Recht, alle ſei⸗ 
ne innern Kraͤfte zu allen Zwecken zu gebrau⸗ 
chen, wenn nur die Rechte keines Dritten 
dadurch verletzt werden; und: Kein Fremder 
hat ein Recht, die innern Kraͤfte eines an⸗ 
dern Volkes nach ſeinem Belieben zu beſtim⸗ 
men, und es zu zwingen, daß es ſich nach 
feinem Willen richte. Insbeſondere alfo; 
A, Jedes Volk Hat ein Recht a) die geſetz⸗ 
gebende Gewalt ($. 667.) in ihrem gans 
zen Umfange {$. 667 — 675.) unabhaͤn⸗ 
gig von allen aͤußeren Zange auszuüben, 
und b)mit allen Auswaͤrtigen nach feinem 
eianen Belieben gütliche Unterhandlungen 
Öffentlfih oder heimlich zu betreiben, 
($. 667 — 675) und fein anderer hat 
ein Recht, Ddiefes zu hindern, oder fich 
wider den Willen des Volks hinein zu mis 
ſchen, außer in wie fern feine Rechte das 
darch verletzt wuͤrden. 
B. ms Volk hat ein Recht a) die oberrich⸗ 
teruche Gewalt (5. 678.) in ihrem ganzen 
Ums 
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« 


Umfange ($. 6768. ) auszuuͤben, 
und b) ganz unabhängig von allen Aus 
mwärtigen nach Rechtsprincipien zu beurs 
theilen, ob Krieg oder Friede, oder ans 
dere Verbindungen mit andern Wölfern 
gefchloffen werden follen; und fein ande 
res Volk oder überhaupt fein Fremder 
bat das Recht, ‚fein Privaturtheil bey 
dem Wolfe durch Zwang geltend zu ma: 
den, außer in wie fern fein eignes Recht 


durch das Betragen eines Volks verlegt | 


würde, 


Jedes Volk hat ein Recht, die augübende 
Gewalt ſowohl a) gegen Einheimiſche (.. 


634.2) ald b) gegen fuswärtige (9.694 b) | 
in ihrem ganzen Umfange ($. 685:694%.) 


auszuüben; und fein Volk hat ein Recht, 
die Gemaltthätigfeiten zu verhindern, wo⸗ 
durch es fein Recht, auf eine ERBEN 
au erzwingen fucht, 


2) In Anfehung der Außeren Kräfte im allge: 


meinen: Jedes Volk muß das Recht haben, 
einen beliebigen Gebrauch von allen feinen 
aͤußeren Kräften zu machen, wenn eg nur 
dadurch die Rechte eined andern nicht wirk: 
lich verletzt; und fein, Fremder kann uw 
ſpruͤnglich ein Recht haben, einem Volke vors 
zufchreiben, was es für einen Gebrauch von 
feinen äußern Kräften machen ſolle. Folg⸗ 
lich infonderpeit: 


A. Je— 
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A. Jedes Volk hat das Recht, fein Vermoͤ⸗ 
gen, melches es durch gerechte Bey: 
träge und Abgaben, oder fonft auf eine ' 
rechtliche Art erlangt hat, zu beliebigen, 
Zwecken zu gehrauthen, wenn «8 nur das 
durch feines. fremden Rechte verlegt; es 
bat alfa das äußere Recht, das Staats⸗ 
vermoͤgen zu ſeiner Verſchlimmerung oder 
Verbeſſerung nach Belieben anzuwenden, 
und kein Auswaͤrtiger hat urſpruͤnglich 
ein Recht, ihm dieſes zu verwehren, au⸗ 

ßer in wie weit dadurch ſeine eigne Rech⸗ 
te beeintraͤchtiget wuͤrden. 


B. Jedes Volk hat urſpruͤnglich das Recht, 
nach Belieben ſo große Armeen zu unter⸗ 
halten, als es will, ſein Land mehr zu 
befeſtigen und zu erweitern, und alle An⸗ 
ſtalten zur inneren und aͤußeren Sicherheit 
zu treffen, oder auch dieſes alles zu uns 
terläffen. In wie weit eg nur durch die: 
ſes alles Fein Recht eines Fremden anta⸗ 
ſtet, kann auch Niemand ein Recht ha⸗ 
ben, es zur Unterlaſſung dieſer Handlun⸗ 
gen oder gar zum Gegentheile zu zwingen. 

C. Jedes Volk hat ein Recht, ſeine aͤußeren 
Staatskraͤfte nach Belieben zu vermeh— 
ren oder zu vermindern ; allesin wie weit 
nur dadurch das Recht feines Dritten vers 
legt wird. > 


$ 812. 


* 
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6. 812. 


III. Die Gleichheit aller Voͤlker ($. 800) 
beſteht darinne, daß fich ihre Rechte wechfelfeitig 


einfhränfen ($. 199.). Vermoͤge der Gleichheit | 


muß alfo jedes Volk das urfprüngliche Recht has 
ben, feine Rechte von dem andern, wenn diefes 
dieſelben verlegen follte, nach Rechtsgefegen zu ers 
zwingen. Der Materie nah Fünnen die Rechte 
der verſchiedenen Völker fehr verfchieden ſeyn 
($. 808.), aber der Form nach find alle ihre Rechs 
fe, wenn fie fonft einerley formale Beftirhmungen 
haben, gleich wichtig und gleich groß; und der 
Umftand, daß das eine Volk größer, mächtiger, 
reicher, Flüger u. f. w. fen, ald das andere, giht 
feinen Rechren gar keinen Vorꝛus. 


$. 813. 


Es laſſen ſich uͤbrigens die Bemerkungen, 
welche oben (5. 215. ꝛe.) über die angebohtnen 
Rechte der einzelnen Menſchen gemacht ſind, mit 
der gehörigen Abänderung, leicht auf die Rechte 
der Bölfer anwenden. Hier bemerfe ich nur, daß 
man die Rechte eines Volkes im abfoluten Stande 
($. 798.) von den mwefentlichen eigentlich abfolus 
ten Rechten deffelben ($. 792.) ) wohl unterfcheiden 
muͤſſe. Denn im abfsfuten Stande giebt es einis 
g“ Rechte, welche durch alle Stände hindurch bleis 

en, und nie verändert werden fönnen. Dieſes 
find die formalen Rechte auf Geldfiftändiakeit, 
Freyheit und Gleichheit uͤberhaupt. Dieſe Rechte 
Dr .Yy Yarn. 2* —X RR 8 . find 
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ind völlig unveraͤußerlich (F 130.), und es if 
Daher völlig unmöglich, dag ein Volk in irgend 
einen bedingten Stande mit Recht 1) als bloße 
Sache (das Gegentheil der Perfönlichkeit), oder : 
2) als bloßer Sclav (wider alle Freyheit) follte 
koͤnnen behandelt werden, ‚oder daf es 3) alle 
Zwangsrecte jollte verliehren samen, 


$.. 814 

Alle materialen Rechte find aber für ein Bolt 
veräußerlich, fo gar das Recht, als ein eignes 
Volk in der Welt zweriftiven, alfo felbft das Recht, 
auf fein Territorium und auf feine, Berfaffung, 
als die mwefentlichen materialen Bedingungen feis 
ner. Sriften.. Denn da ec ſich ſelbſt willkuͤhrlich 
ſeine Exiſtenz gegeben hat, und dieſe ſelbſt etwas 
zufälliges iſt; da es ſelbſt unter gewiſſen Umſtaͤnden 
mit der Pflicht der einzelnen Glieder beſtehen kann, 
auf das Recht, ein beſonderes Bolk zu ſeyn, Ver⸗ 
zicht zu thun; ſo muß das Recht, ein beſonderes 
fuͤr ſich beſtehendes Volk zu fen, —— ein veräus 
Berliches Recht ſeyn. 


5. 81% 

Mon ſtellt ſich alſo die Voͤlker im unbeding 
ten oder abſoluten Zuſtande gegen einander vor, 
wenn man fich vorftellt, daß ſie noch gar fein Recht 
dur eine freye Handlung weder erworben noch 
veräußert, und überhaupt noch Feine Yandlung 
gegen einander begangen haben ! welche in Anfes 


hung 
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bung ihrer hätte rechtliche Folgen bewirken koͤnnen. 
In dieſem Zuſtande iſt nun offenbar; 

y Daf die Völker zwar ein Recht auf ihr ur; 
ſpruͤngliches Territorium haben, aber not 
fein Recht auf irgend etwas, das außer ib 
rem Territorium Tiege. Auf diefe müſſen 
fie ſich erftrein Recht dutch irgend eine recht; 
liche Handlung erwerben, — 

2) Daß fein Volk ein poſitives Recht an das 
andere oder an irgend einem Fremden babe, 
oder daß feines eine pofifive Handlung von 
dem andern zur Befriedigung feiner Zwede 
mit Gewalt fordern dürfe. 

3) Daß aber jedes ein negatives Kecht gegen | 
das andere.habe, und alfo mit Gewalt vers 
langen dürfe, daß es nicht in den Handiluns 
gen, wodurch es Niemanden beleidigt, ge 
ftöret werde. 

4) Daß diefer Stand, in abflracto betrach⸗ 
tet, ein Stand des vollkommnen Friedens ſey. 


Es läßt ſich übrigens alles, was oben ($.230 — 
236.) geſagt worden iſt, leicht auf den Zuftand 
der. Bölfer anwenden, 


B. Son 


? 
Angewandte Rechtslehre. 493 


F — SE: 

Bon den Rechten der Völker. in bedingten Ständen. 

\ : ä ’ 
2 


Von den Rechten der Volker in Anſchaug der 
men En, 


$: Br en en 


De Sachen und Sröfte, weiche ein Volk bey. 
feiner Entſtehung beſitzt, oder welche die Glieder 

Deſſelben aus dem Ibrigen zuſammen bringen, das 

mit es dieſelben eigenthuͤmlich beſitze, machen das 

urſpruͤngliche Eigenthum des Volks aus, welches 

dem angebohrnen· ECigenthume des einzelnen Men⸗ 
fchen .($.237. ꝛc.) analog if, Die Regel iſt hier: 

Alles mas die fich vereinigenden Glieder eines Volks 

dem Bolfe oder dem Staate nach Rechtsprinei⸗ 

pien uͤbertragen haben, iſt Sein, oder aebort dem 
Volke ae 


$ 83. 

Auf alles, was dem Volke nicht urſpruͤnglich 
gehoͤrt, muß das Volk erſt ein Recht erwerben 
G. 25.), wenn ihm ein Recht darauf zukommen 
fol, Alſo Has ein Volk urſpruͤnglich kein Recht 
1) auf Sachen, die entweder noch. gar nicht da 
find, oder doch noch Niemanden gehören, d. i. Hers- 
renlos find; 2) Fein Recht auf fremdes Eigen: 
thum. Es kann aber auf beyde ein Recht erwer⸗ 
ben, und. zwar. auf erſtere durch einſeitige freye 
Hand⸗ 
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Handlungen, auf die andern durch wechſelſeitige 
Einwilligung oder durch Vertraͤge. Bon der letz⸗ 
teren Örwerbungsart wird im Holgenden geredet 
werden. se — von der — 

— $. gI8. u; 

Ein Volk erwicht fich ein Eigenthumsrecht 
. auf Sachen dur eben ſolche Handlungen, als 
einzelne Menſchen, und es gilt Daher alles mit den 
gehörigen Abänderungen von einem Volke, was 
oben (9.237 — 287.) von einzelnen Menfchen ge 
fagt worden ift. 


$. 819, 

Wenn alfo ein Volk feine innern und dufern 
Kräfte durch Bevölkerung, Kultur feiner Gtlies 
Dev 2c. verbeſſert, vermehrt und erhöhetz went 
es fih immer mehr vervollkommnet, feine Verfaf 
fung befeftiget, Die innern und Außern Sicherheits 
anftalten vermehrt und beffer organifirtz fo kann 
fein Anderer ein Recht auf alle diefe inneren und 
äußeren Kräfte Haben, als das Volk felbft. Die 
freye Hervorbringung der Veränderungen in ſich 
felöft durch feine ihm gehörigen Kräfte, ift daher 
der nächte Grund: des Eigenthumsrechts eines 
Volks auf die neuen vorher gar noch nicht vor 
bandenen Soden ($. 243). 


6 820, 
Ein Eigenthumsrecht auf herrenloſe Sachen 
erwirbt fih .ein Volk, wie der einzelne Menſch 
(9. 245.) 
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(8. 245.) durch die urfprümgliche Beſitznehmung 
oder Oecupation (F. 151.). So Bald daher ein 
Bolk die herrenloſe Saͤché in’ Beſitz genommen 
hat, kann fein Fremder ohne Einwilligung dieſes 
BVolks ſelbſt, ein Recht darauf erwerben. 


§. 821. 

Mas zu der Decupation gehöre, iſt oben 
($. 247.) ausführlich gezeigt worden, Hier if 
nun zu bemerken, r) daß, da die Kräfte eines Volks 
viel größer find, als die Macht eines einzelnen 
Menſchen, dieſes auch weit mehrere und größes 
ve Sachen in Befig nehmen koͤnne; 2) daß aber 
auch das größte Und Plügfte Volk durch das Recht 
des allergeringften und einfältigften eingefchränft 
fey; 3) daß aub ein Volk nie etwas im’ Beſitz 
nehmen fönne, was es nit a) phyſiſch mit ſich 
dder feinem Eigenthume (z. & mit dem Territorio) 
verknüpfen, oder b) zweckmaͤßig beatheiten kann; 
daß alſo e) alle Erklaͤrungen und willkuͤhrliche Zei⸗ 
chen in Anſehung ſolcher Dinge, welche entweder 
gar nicht in Beſitz genommen werden fönnen, 
oder fhon andern gehören, Feine rechtlichen Fol⸗ 
gen haben, und in rechtlicher Ruͤckſicht ganz bes 
deutungstos find, 


6. 822. 
Da Verjährung uͤberall Fein rechtlicher Grund 
iſt, um zu einem Eigenthume zu gelangen ($.265 ıc.), 
fo kann fie es auch unter Voͤlkern nicht ſeyn. Wenn 
aber ein Volk im Beſitz einer Sache ift, es mag 
ein 


* 


496 2ter Theil. ate Abtheil. zter Abſchn. 


ein vieljaͤhriger Beſitz ſeyn oder nicht, und Nriemant 
anders fein Recht auf dieſe Sache oder des Volke 
Unrecht beweifen kann; fo hat es ein Recht nid! 
durd Berjahrung, fondern durch präfumirte red 
mäßige Occupution erworben: * | | 


Von den Vokksvertraͤgen. 
28 823, \ 
Worer haben gegen einander urſpruͤnglich fine 
pofitiven Ztvangsperbindlichfeiten ($. 815:);: Dick, 
werden nur durch Volksvertraͤge oder Conventio— 
nen erzeugt: Da Völker freye moraliſche Perſo— 
nen find, fo muͤſſen fie auch ein Recht haben, Bers 
träge zu fliegen, Es gilt aber von den Volks— 
berträgen alles was oben von den Berträgen über 
haupt erinnert ift 
Die Völker koͤnnen nit anders handeln, als 
durch denSouverain ($.663.), welcher Kepräfentant 
des Volks iſt; und wenn daher ein Vertrag, web 
hen der rechtmaͤßige Regent; mit einem Fremden 
ſchließt, fo beſchaffen ift, daß 1) das Recht: des 
Regenten, ipn zu fchließen, einleuchtend ift, 2) daß 
er den wefentlichen Rechten eines Volks überhaupt 
nicht widerſpricht, „und 3) auch: Feines dritten, 
R — Rechte 


1 * 
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Rechte beeintraͤchtiget; ſo iſt der Vertrag guͤltig, 

und hat eben die Kraft, als die Vertraͤge der Pri— 

vatperſonen. Da aber dieſe Punkte unter Boͤl⸗ 

fern oft ſchwerer auszumachen find, als bey Pri⸗ 

vatperfonen; fo ift die Verbindlichfeit der Bolks⸗— 
Verträge oft mehreren Zweifeln ausgeſetzt, als die 

Verbindlichkeit der Privatverträge. Aber wenn 

nur jene Punkte gehörig klar ſind; fo ift die Be: 

urkgeilung der Verbindlichkeit Feinen Schwierigfei- 

ten ausgejegt. 


F. 825. 

Denn ein Regent einen Vertrag mit einem 
andern Volke ſchließt, der 1) allein die Privat⸗ 
zwecke des Regenten zum Ohjekte hat, und dem 
Intereſſe des Volks ganz und gar widerſpricht; 
2) wodurch die weſentlichen Rechte eines Volks 
veraͤußert wuͤrden; 3) wodurch er feinen und des - 
ganzen Bolfs vollfommmnen Pflichten widerfpricht, 
wie wenn dadurch das Hecht eines Dritten beeins 
trächtiget würde; foiftdiefes.gar Fein Bertrag, und 
sieht Feine rechtliche Folgen nach ſich ($. 308. 2c.). 


$. 826. 

Die Volfsverträge muͤſſen gemeiniglich durch 
Mittelsperfonen geſchloſſen tverden, welche tie 
Bevollmaͤchtigte (F. 366. 2c.) zu beurtheilen find. 
Ein Verſprechen, daß der Bevollmaͤchtigte thut, 
ohne dazu bevollmaͤchtiget zu ſeyn, heißt eine Spons 
ſion, und hat noch nicht die rechtliche Wirkung eis 
nes Vertrages. Diefe erhält fie erft durch Ges 

Mlobs Naturrecht. Fi neh⸗ 
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nehmigung des Souverains. Sonſt hängt die 
Gültigkeit des Vertrags, welhen der Bevollmächs 
‚ tigte im Namen des Staats ſchließt, von dem 
Inhalte feiner Vollmacht ab, morin der Wille 
des Souveraind ausgedrüct feyn muß. 


$. 827. Se: 

Ein Volk kann theild mit Privatperfonen, 
theils mit andern Völkern Verträge ſchließen, und 
die erfteren fünnen entweder Mitglieder von ihm | 
oder Auswärtige feyn. Alle diefe außeren Ver 
hältniffe machen in Anfehung der Gültigkeit der 
Verträge Feinen Unterſchied. 





$. 828. 

Die befonderen Verträge, welche ein Volk 
mit auswärtigen Privatperfonen, oder ganzen 
Voͤlkern ſchließt, koͤnnen im Allgemeinen eben fo ein; 
getheilt und beurtheilt werden, als oben ($. 356. ꝛc.) 
Die Verträge uͤberhaupt. Der befondere Inhalt ders 
felben ift aber fo verfchieden und mannichfaltig, dag 
hier Feine befondere Theorie davon zu erwarten ib 


$. 829. 

Unter den Verträgen, welche Bölfer mit 
Voͤlkern ſchließen, find die merfwürdigften: 

1) Die Bereinigung mehrerer Voͤlker zu einem 
Voͤlker⸗- oder Staatenſyſtem, deren Zwed 
iſt, die Rechte der ficd vereinigenden Böls 
fer, ſowohl gegen - innere ald äußere widers 
s 7 seht 
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rechtliche Angriffe zu ſchuͤtzen; wobey alſo 
die Staaten nicht ihr inneres, ſondern nur 
ihr aͤußeres Verhaͤltniß verändern und ſelbſt 
in einem Staat treten. 
2) Alliancen oder Sicherheitsbuͤndniſſe gegen 
Feinde, Garantie u. ſ. w. 


3) Familien⸗ Freundſchafts⸗ Handlungspers 
träge u. ſ. w. 


4) Die mancherley — im Kriege, ie 
der Waffenſtillſtand, die Geleitsbriefe, Kas 
pifulationen, Yusmechfelung der Gefanges 
nen, Sriedensfchluß u. f. mw. 


Alle diefe Verträge erfordern eine befondere Bes 
aırtheilung, toben aber Feine andern Grundfäge 
angemandt werden fönnen, ald dieoben ($. 350. 2c.) 
angegebenen. Die Schwierigfeit fiegt nur in der 
Applikation. 


4. 830. 

‚ Durch die Verträge verliehrt'ein Volk fo viel 
pon feinen Rechten, ald es freywillig an andere 
veräufert hat, und gewinnt fo viel, -al® ihm ans 
dere übertragen haben. . Die Verträge verändern 
alfo den abfoluten Zuftand der Bölfer, aber die 
Voͤlker Debalten aus demfelben alle Rechte, wel: 
he fie nicht durch Verträge veräußert haben. 





Ji 2 c Bon 
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c. £ 
" Ron den Rechten im Zuftande des Krieges. 
§. 831. 


&, fange Voͤlker im abfoluten oder unbedingten 
©tande ($. 798.) leben, hat fein Bolf ein Recht, 
das andere zu zwingen. Denn in demfelben find 
nach der Vorausſetzung noch Feine Beleidigungen 
vorgefallen. 
6. 832 

Ein jedes Volk ift urſpruͤnglich mindig 
($. 568.). Denn es tft feldft durch einen Vertrag 
entftanden, und eriftirt fogleich als eine meralis 
ſche Perfon, welche ihre Nechte felbft ausihe 
ann. Was aber ein Mündiger für einen Ge 
brauch von feinen Rechten mache, gehet Niemans 
den etwas an. Es Fann daher nie ein Volk, wenn 
ed auch das allerweifefte und Flügfte wäre, ur 
‚fprünglich ein Kecht Haben, der Vater oder Vor 
mund eines andern, das roher oder duͤmmer ift, 
zu feyn, und in ihm die moralifchen Zwecke (Aufs 
klaͤrung, verbefferte Verfaſſung, beffere Religion x.) | 
wider feinen Willen zu beforgen, und unter die 
fem ſcheinbar moralifhem Borwande, ſich eine 
Gewalt hber daffelbe anzumafen. Denn Niemand 
hat ein Recht dem andern feine ——— Wohl⸗ 
thaten aufzuzwingen. 


$.. 833. 
Der einzige rechtliche Grund zur Gewaltthaͤ⸗ 
tigfeit, des einen Volkes gegen das andere ift die 
\ i Be 
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Beleidigung ($. 412.); oder: Wenn ein Volk 
das andere befeidiget hat, oder gegenwärtig ber 
leidiget, oder es zu beleidigen im Begriffe ftes 
bet; fo bat diefes ein Recht, das beleidigende 
Bolf zu zwingen ($. 418.). 


§. 834. 

Wenn aber ein Volk ſeine Rechte auf eine 
rechtmaͤßige Art ausuͤbt , ſich alſo innerlich und 
aͤußerlich vervollkommnet, wenn es an Kultur und 
Boden gewinnt, ohne dabey irgend eines andern 
Rechte zu verletzen; ſo beleidiget es kein anderes 
Volk, geſetzt, dieſes letztere ſollte auch dadurch in 
Ausuͤbung ſeiner Rechte Abbruch leiden. Denn 
die Einſchraͤnkung der Rechte des einen durch die 
Rechte des andern muß ſich jedermann gefallen laſſen . 


$. 835. 

Daß ein Volk das andere beleidiget habe 
oder.noch beleidige, muß aus Thatfachen erwies 
fen werden, wodurch offenbar die Rechte defiels 
ben verlegt worden find; daß aber ein Volk das 
andere beleidigen wolle, muß aus Handlungen 
deſſelben geſchloſſen werden, welche die wirfliche 
und ſchon vorhandene Abficht zu beleidigen offens 
bar und deutlich verrathen. 


Anm. Der Umſtand, daß ein Volk ſich in einem 
ſolchen Zuſtande befindet, oder ſich rechtmaͤßiger 
Weiſe in einem ſolchen Zuſtand verſetzt, in wel⸗ 
chem die phyſiſche Moͤglichkeit, andere zu bes 
leidigen, vergrößert wird, ift feine Beleidigung, 
und kann daher, nimmermehr ein anderes Volt 

berech⸗ 
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berechtigen, Gewalt gegen daffelbe zn brau 
Indem ſich alfo ein Wolf an Innerer und Auf 
moraliſcher und phyſiſcher Kraſt vervollko 
net, und ſeine Rechte ſo ausuͤbt, daß es ke 
andern Rechte dadurch verletzt, beleidiget es 
dere nicht; und die Erhaltung des Gleich 
wichts kann daher nie ein rehtmäßiger Gr 
feyn, ein anderes Rolf in Ausübung feiner Rech 
in ber Vergroͤßerung feines&ebiersic. zu Hemmı 


6. 836. 

Das Recht, die Veleidigung nach Rechts 
principien zu beurtheilen, und den Grad und di 
Art der Zwangsmittel zu beftimmen und zu wäh: 
len, fommt jedem Volke, wenn es daſſelbe nicht 
veraͤußert hat, ſelbſt unmittelbar zu, ob es gleich 
dennoch immer durch die Rechtsprincipien einge⸗ 
ſchraͤnkt bleibt (6. 459. 2c. ). Dieſes Recht, der 
eignen rechtskraͤftigen Beurtheilung ihres Rechts 
bleibt den Völkern in. alfen ihten bedingten Zu: 
ftänden, aufer wenn fie fich zu einem Staatens 
fofteme ($. 829.) vereiniget haben. Denn in 
demfeiben muß ein Oberhaupt gedacht werden, 
ben die boͤchſte Gewalt in Beziehung auf die ün: 
ßeren Kechte der ſich vereinigenden Staaten gegen 
einander eben fo sufömmt, als dem Souberain. 
in Beziehung auf die inneren Angelegenheiten des 
Staats. In einem Staaten ſyſtem darf alſo kein 
Volk allein fein Recht ſelbſt guͤltig beurtheilen oder 
die Zwangsmittel gültig beftimmen; fondern dies 
ſes muß nach allgemeinen pofitiven Gefegen ges 
fchehen, denen fi zu unterwerfen jeder einzelne 
* Staat 


* 
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"Staat durch die geſammten Kräfte der uͤbrigen 

"igezroungen werden darf. Wir beurtheilen hier 

Das Verpältnig der Voͤlker gegen einander vor eis 

unem Staatenfyfieme, alfo nad natürlicyen und 
eingang allgemeinen Rechtsprincipien. 


* $. 837. 

IE Der Zwang, wozu ein Volk gegen das ans 
dre durch die Beleidigung berechtiget wird, ift 
ebenfalls, wie aus dem obigen ($. 413.) erbellet, 

'y Durch die Beleidigung beftimmt, und darf daher 

„ nicht größer feyn, als es die Beleidigung verſtattet. 


$. 838. 

Da jeder Beleidigte berechtiget iſt 1) jede 
ihm zugefuͤgte Beleidigung nah Rechtsgeſetzen zu 
beſtrafen ($. 418. u. ſ. w.); 2) ſich gegen belei⸗ 
digende Angriffe mit' Gewalt zu vertheidigen; 3) 
die poſitiven Dienſtleiſtungen, worauf er ein Recht 
hat, von dem Verpflichteten, wenn er ſich weigert, 
fie zu leiſten, zu erzwingen, und 4) für den Schas 
denz welcher ihm durch die Beleidigung zugefügt 
ift, Erfag und Vergütung zu fordern ($. 434.) 5 
fo muß auch jedes Volk gegen Auswärtige eben 
dieſes Recht haben, Es iſt aber diefes Recht der 
Bölfer eben den rechtlichen Schranken unterwor⸗ 
fen, welche oben ($. 419 — 480.) ausführlich 
beſtimmt ſind. 






$. 839. 
Da Voͤlker urſpruͤnglich ihre eignen Richter 
find; fo fönnen fie oft, megen Ipeer Rechte in 
Streit 
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Streit aerathen, woraus leicht Krieg ($. 472.) 
entjteht, indem jeder fein vermeintes Recht mi! 
Gewalt durchſetzen will. Die Voͤlker find zu alfer 
den Mitteln, weiche oben ($. 466. 2.) erwähn! 
find, verpflichtet, ihre Streitigkeiten auf eine fried— 
liche und unparthegifche Urt zu enden, und .mer 
Unrecht hat, und dieſes Unrecht mit Gewalt bes 
haupten will, führt einen. ungerechten Krieg, fo 
tie der Krieg auf der Seite deffen gerecht iſt, der 
gegen offenbare Beleidigungen Gewalt braudt, 
und ungerechte Yewaltthätigfeiten auch mit gerechs 
ter Gewalt von fich abmwendet. 


$. 840. 

Menn wir aber gleich das vorausſetzen Föns| 
nen, was. oben (2. Th. 3. Abſchn.) im allgemeis 
nen ausführlich bewieſen iftz fo verdient doch der 
rechtmaͤßige Gebrauch der Gewalt der Völker ger 
gen einander, um des befonderen Verhaͤltniſſes Wil, 
len, noch eine befondere Betrachtung. 


$. 841. 

Hier. ift nemlich vor allen der Unterſchied 
wichtig, der ſich zwiſchen den Gliedern eines 
Staats, in wiefern fie Theile des gemeinen We 
ſens ($. 612.) find, und eing myftifche Perſoͤnlich⸗ 
Feit haben, und zwifchen ihnen als Privarperfos 
nen findet. "Wenn nemlich ein Volt mit dem an 
dern Handelt; fo werden Rechte und Berbindlid: 
feiten für das ganze Volk, aber nicht für die 
Privatperſonen als ſolche gewirkt, und eben fo bes 
. leidi⸗ 
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leidigen nicht die einzelnen Glieder des einen Volks 
das andere, wenn dieſes durch das Volk oder den 
Staat beleidiget wird, 


6. 842. 

Da nun der Beleidigte gegen feinen andern 
Gewalt gebrauchen darf, ald gegen den Beleidir 
ger ($. 412.)5 fo darf ein Volk, das von dem 
andern beleidiget ift, auch nur Zmangsmittel ger 
gen das Voll, ald ein moralifches Ganze, aber 
nicht gegen die Privatperfonen als folche, Gewalt 
gebrauchen oder Zmangsmittel anwenden; es 
müßten ‚denn die Privatperfonen dad Volk ſelbſt 
beleidigen. 


$. 843. 

Zwar beftehet ein Staat aus lauter einzels 
nen Perfonen, und die Gewalt wird daher natürs 
licher Weife Segen diefe gerichtet werden müffen, 
aber diefe müflen doch in einem doppelten Betz 
hältnifje gedacht werden, nemlich einmal als Staates 
glieder, d.h als ſolche Perfonen, welche gemiffe 
Rechte und Verbindlichfeiten in Anfehung des 
Staats haben, und entweder als Staatsorgane 
feinen Willen ausführen, oder als bloße Unter: 
thanen ihm Pflichten leiften ; und dag andere ntal 
als bloße Privarperfonen, denen der Staat felbft 
gewiſſe Rechte einräumen muß, gegen die alfo der 
Staat felbft, deſſen Glieder fie find, gewiſſe Ver⸗ 
hat. 


6, | 
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5. 844. 

Ale Gewalt eines Volks im Kriege gener 
Das andere, darf nur gegen den Staat ode 
das Volk als ein Ganzes, aber nie gegen bi: 
einzelnen Perfonen, in wiefern fie bloße Pri 
vatperſonen find, rechtmäßiger Weife gerichtet 
werben. Denn fonft würde Gewalt gegen Pew 
fonen gebraucht, welche nicht befcidiger Haben 
welches abfolut unrecht ift ($, 412.). - 


845. 
Um nun zu beurtheilen, wie die Kraft eine® 
Volks gezwungen werden fünne, ohne den Pri— 
Datperfonen Unrecht zu tbun, muß man ſich erin | 
nern, dal die Kraft eines Staaten oder Volfes 
in der höchften Gewalt (66. 490.) beſteht. Aller 
Zwang im Kriege wird Alfo allein auf die Ma; 
terie derjenigen Rechte gerichtet werden, müf: 
fen, deren Inbegrif die böchfte Gewalt aus, 
macht. _ Da nun jedes Staateglied 1) zwar ek 
was beytragen muß, um die höchfte Gewalt ers 
zeugen zu heffen, und im Civilvertrage mehrere 
feiner Rechte dem Staate adgetreten hat; aber 
auch 2) jeder mehrerer Rechte für fich behält, auf 
welche der Staat feinen Anfpruh Hat ($. 711) 
fo darf der Zwang im Kriege fih zwar gegen alle 
Staatöglieder erftrecken , jedoch nur auf die Mas 
ferie derjenigen Rechte, welche fie dem Staate 
‚veräußert Haben. Dagegen muß das Volf, mels 
ches ein anderes befriegt, alle diejenigen Rechte 
der 


— — — 
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der einzelnen Staatsglieder unangetaſtet laſſen, auf 
welche der beleidigende Staat ſelbſt kein Recht hat. 


$. 846. 
Zur naͤheren Beſtimmung des rechtlichen Ver⸗ 

haͤltniſſes zwiſchen Voͤlkern, welche gegen einan— 
„ver Krieg fuͤhren, muß man im Staate vorzüglich 
zwey Klaſſen von Mitgliedern unterfcheiden: 1) 
den bewafneten Theil oder die Armee, welche den 
Millen des Stauts. gegen ein anderes Volk mit 
Gewalt ducchhfegen foll, welche alfo unmittelbar 
Zwang gegen ein anderes Volk im Namen des 
Staats wusübt, und ſich dadurch als Organ des 
Staats anfündiget, 2) die unbewafneten Leute, 
welche wiederum theils thätige Staatsorgane find, 
d. h. ſolche, die den fonverainen Willen im fans 
de ausführen, mie Die obrigfeitlichen Per fonen, 
theils leidende Glieder, in wiefern fie blos als Un⸗ 
ferthanen den Staatsgefegen gehorchen. 


84. 

Was 1) die Armee betrift; fo find alle Zwangs⸗ 
miftel gegen diefelbe ‚gerecht, wodurch ihr fernes 
rer Widerftand unmöglich gemacht oder erfchwert 
werden fann, fo bald fie nur als allgemeine Ger 
fege gedacht werden fönnen. Diefes lestere ift 
aber ſchlechterdings nothwendig, wenn die Zwangs⸗ 
mittel gerecht feyn follen. Daher müffen ſich auch 
hier 

a) alle Zwangsmittel, welche ein Zeind gegen 
den andern im Kriege gebraucht, als Zwangs⸗ 
5 mittel 
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mittel ankuͤndigen; fie muͤſſen offenbar, nicht 
heimlich und hinterliſtig ſeyn. Sie find 
aber offenbar, wenn es als möglich gedacht 

werden fann, daß fie jedermann im Krie— 
ge gebrauche, wenn fie in einer Regel anges 
kuͤndiget werden, und jedem frey gegeben 
werden fönnen, ohne ihren Zweck, wenn fie 
durch ein allgemeines Geſetz eingeführt würz 
den, zu vernichten. Die Kriegsliſt ift hierdurch 
niht ausgeſchloſſen. Aber Vergiftung der 
Nahrungsmittel, Meuchelmord der Generas 
le oder Fuͤrſten ꝛc. find in techtlicher Rüde 
ſicht abſolut verwerflich, 

b) Der Feind muß ſich auch ſelbſt als ſolchen 
————— Spione werden mit Recht als 
Verbrecher geſtraft — Rekognoſcirenden wird 
nur Gewalt entgegengeſetzt. 

ec) Kein Unterthan, der nicht Mitglied der Ar 
mee iſt, Darf gegen eine Armee Gewalt brau⸗ 
ben. Denn er ift nur cine Privatperfon, 
ift nicht der Beleidigte und darf Daher öffens 
liche Beleidigungen nicht rächen. 

Anm. 1. Menn der Sandesherr die Unterthanen 
zur Bewafnung aufbietet; werden fie zur Ars 
mee organifirt, und dann iſt es etwas anders. 

Anm, 2. Daß der Friede der letzte Zweck des 
Krieges fey, iſt ein ſchiefer Satz, welcher die 
Beurtheilung der Rechtmaͤßigkeit der Zwangs⸗ 
mittel im Kriege ganz verkehrt Hat. Denn nun 
meinte man, müfle von Natur’ jedes Mittel 
Hecht feyn, welches den Frieden bewirten fanın. 
Aber diefes ift, wie bisher erwiefen ik, grund 


ſalſch Die Gerechtigkeit iſt ein viel hoͤherer 
Zweck, 
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Zwei, als der Friede. Diefe aber beſteht dar— 
inne, daß nur nach allgemeinen Geſetzen üchans 
delt werde. „Wenn ich nun im Stande wäre, 
alle Neufranten in, einer Nacht mit Gifte zu 
vergeben; fo hätten wir frenlich, wenigfiens mit 
diefem Volke Friede, aber wäre ed gẽerecht? Die 
Verwirrung ift unvermeidlich, fo bald man ein 
materiales Princip, es fen Gluͤckſeligkeit oder 

Friede oder ein anderes zum oberſten Rechtskri⸗ 

zerio macht: 

848. 

Ein Bolf Fann niemald das Recht haben, eis 
ne fremde Armee um desmwillen zu beftrafen, daß 
fie ihn nach Kriegsgefegen Widerftand gefeiftet Hat. 
Denn die Armee ift ein einzelner Theil des Staats’ 
und dem Staate verpflichtet. Sie muß alfo den 
Befehlen des Souverains geborchen, wenn diefe 
nur möglicher Weife gerecht feun Finnen. Ob 
aber ein wirkliches Recht zur Gewalt den Som 
verain berechtige, darf die Armee nicht beurtheis 
‚Ien, fondern allein der Souverain. Wenn alfo 
ein Bolf durch den Widerftand eines Soureraing 
beleidiget wird, fo wird es doch nicht durch die 
Armee (wenn diefe nur fonft die Kriegsgefege 
nicht verlegt) fondern durch den Souverain beleis 
Diget. Die Armee ift blos die phyſiſche Kraft des 
Souveraind. So abfurd es nun ift, Die Keule 
betrafen zu wollen, die ich meinen Feinden ents 
riſſen habe ; fo recbtlih ungereimt und no viel 
widerrechtlicher wäre es auch, die Armee zu ftras 
Ar welche die Befehle ihres Souveralns aus: 

üprt. 


$. 849. 
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| $. 849. 

Aber die Armee zu ſchlagen, zu zerftreuen, 
zu ſchwaͤchen, fie durch rechrmäßige Abfchneidung 
der Febensmittel zum Ruͤckzuge oder zur Ergebung 
zu nöthioen, fie gefangen zu halten u. f. w. find 
ſaͤmmtlich Beyſpiele rechtlicher Zwangsmittel. 


§. 850. 

Die Gewalt der feindlichen bewafneten Leu⸗ 
te gegen einander, ift wie jede andere Gewalt eben 
falis durch die Rechtsgeſetze eingefebränft; und 
die rechtmäßige Gewalt des einen Feindes gegen 
den anderm darf daher nie größer ſeyn, als in. 
ner fittlihen Ordnung nöthig'ift, die Beleidigung | 
zu verhindern. Aber die Verhinderung der Beleis 
digung ift doch, nicht das Kriterium des Rechts, 
fondern der Umftand, daß das Mittel, Diefes zu vers 
hindern, auch unter die Rechtsform ($. 94.) paſſe. 


§. 851. 

Wenn ſich daher bewafnete Leute der. Ge—⸗ 
walt des Feindes ergeben, d. b. wenn fie duch 
die That ſelbſt erflären, daf jie feine Gewalt ge 
gen den geind mehr gebrauchen wollen oder koͤn⸗ 
nen; fo hat der Feind Erin Recht, fie zu tödten, 
oder fie auf beliebige. Art zu mishandeln, fondern 
er bat nur ein Recht, fie zu zwingen, in einem 
Zuftande zu verbleiben, wobey er verjichert feyn 
fann, daß fie ihre Kräfte nicht weiter gegen ihn 
gebrauchen. Denn bie bewafneten Leute find In: 
ters 
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terthanen, welche die Pflicht verbindet, dem Mil 
len ihres Souverains zu geboren, und fich iv 
lange zu wehren, als esihnen phyſiſch moͤglich iſt. 
Da nun der Feind zu mächtig wird, geben jie den 
Sieg ald etwas unmdgliches auf, und begeben 
fid in die Gewalt der Feinde. Diefe Handiungss 
weiſe muß jeder, auch der feindliche Staat billi⸗ 
gen. Es kann alfo Fein Grund da fen, fie, weil 
fie ihre Pflicht erfüllt haben, zu mishandeln; er 
kann fie blos zroingen, ſich Fünftig nicht wieder 
vom Ötaate zu Werfzeugen gegen fie gebrauchen 
zu laffen, und fi, ſo lange fie in der Gewalt des 
Feindes find, fich allen Befehlen zu unterwerfen, 
die nichts enthalten, was ihrer Pflicht widerfpricht. 
Hierzu Fann ſich die uͤberwundene Armee feldft 
verpflichten. Denn dieje Freyheit mußte ihr von 
ihrem eignen Souverain gelaffen werden. Webers 
träte fie diefe Pflicht, fo Hätte das Volk, in deren - 
Gewalt fie fich begeben hat, ein Recht, fie zu ftrafen. 
Anm. In vielen Lehrbuͤchern des Naturrechts 
wird die barbarifche Wuth, womit oft die Voͤl— 

ter ihre Feinde behandelt haben und leider! noch 
behandeln, durch Hechtsprincipien gerechtfertis 

get. Man demonftrirt, daß einmal ein Feind 

ein Recht über des andern Leben bat; und fols 
gert, er Eine ihm alfo das Leben unser belies 
bigen Bedingungen, ſchenken, folglich muͤſſe dies 

fer ihn noch als feinen Wohlihäser aufehen, 
wenn er ihn zu feinen: Schaven machte. Falſch 

und abfcheufich! Der Feind hat Fein Recht, dem 
andern das Leben zu nehmen, als in wie weit dies 

fer es durch feinen Widerftand nothwendig macht. 
Dun aber beſteht, eine Armee nicht, aus Bandis 

ten. 
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ten. Nur in der Schlacht wollen fie den Zein 
zödten. Die einzelnen Derfonen haben nicht 
gegen einander, fie haben ſich nie beleidiger; e 
fiehe nur Maffe gegen Male, Soldat gege: 
Soldat. Hört ein Soldat aufgegen die Arme 
zu. fechten, unserwirft fih eine Armee der an 
dern; fo höre das Recht, ihr das Leben zu neh 
men, auf. Sie hat blos ein Recht, ſich der 
Derfprechungen und Zufagen, nah Worfichtig 
keitsregeln zu verfichern, d. 5. fie, wenn. fie id 
ren Worten nicht trauer, in fichere Verwahrung 
zu bringen. Mer einen Feind nach geendeter 
Schlacht, nad der feindlichen Ergebung 18% 
ter, iſt ein gemeiner Moͤrder, und verdiene wie 
jeder andere, Beſtrafung. 

$. 852. 

Was 2)die übrigen Unterthanen betrife: \n 
darf die Gewalt des Feindes im Kriege gegen 
diefelben fo groß feyn, als die rehtmäßige Ce 
walt des friegfübrenden Souverains gegen Die 
felben feyn fann, Denn nach diefer Regel ift die 
Gewalt des Feindes immer nur gegen die köchfte 
Gewalt, nicht gegen die Rechte der Privatperfos 
nen gerichtet. Folglich Fann der Zeind im Kris 
ge ein Recht haben 1) in’ dem feindlichen Lande 
die gewöhnlichen Abgaben ftaft des Souperaind 
zu erheben; 2) folche neue Abgaben, Kontribus 

‚tionen und Dienfte von den Unterthanen zu vers 
langen, ald der Souverain würde haben fordern 
dürfen. Die Obrigfeiten dürfen gezwungen wer 
den, die Befehle des FZeindes auszuführen, und 
die Unterthanen dürfen dem Feinde geborchen, 
wenn fie ihr eigner Souverain gegen deflen Ge— 
walttpätigfeiten nicht mehr beſchuͤtzen kann. 

“9857 
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§. 853. 

Kein Edelmann, Buͤrger oder Bauer, keine 
Civilobrigkeit, iſt daher zum Widerſtande gegen 
feindliche Armeen berechtiget. Sogar der eigne 
Landesherr muͤßte eine ſolche Widerſetz zlichkeit be⸗ 
ſtrafen. Sollten ſie dazu berechtiget ſeyn; ſo 
wuͤrde auch die feindliche Armee berechtiget ſeyn 
muͤſſen, alle Unterthanen als eine feindliche Armee 
zu behandeln, welches aber, wenn der Staat aus⸗ 
druͤcklich nur eine gewiffe Zahl von Menfchen, welz 
che nemlih duch ihre Waffen ſich dem Feinde 

ald Feinde anfündigen, dazu organifirt, widers 
rechtlich ift. 


5. 854: 
Aber die feindliche Armee kann aus dem 
Grunde des Krieges nie ein Recht Haben: 

1) das ?eben unbewafneter Unterthanen anzus 
greifen, ihre Perfongn zu quälen, und fie 
beliebig zu behandeln. 

2) diejenigen Güter, auf welche der Staat, 
deren Unterthanen fie find, gar: keine Recht 
bat, zu zerftören und zu feinen Ziverfen zus 
ſammen zu rauben. Brandfihazungen, Bes 
raubung des Privateigenthums (was der Uns 
tertban feinen fandesheren nur kaͤuflich übers 
laͤßt) kann nie Recht werden. 

3) feine Forderungen ohne Regel und Propor⸗ 
tion zu erpreſſen. Pluͤnderungen der Staͤd⸗ 
te, Haͤuſer und adertxn wo man es dem 

Jakobs Naturrecht. Kk Be⸗ 
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Belieben der Soldaten überläßt, was fie je 
dem nehmen oder laſſen wollen, find Shan; 
male für die Nationen, welche fie erlauben, 


855. : 

Aus dem Bisherigen wird alſo klar ſeyn, 
wie alle Gewalt im Kriege nur gegen den Staat, 
folglich auch nur gegen die Unterthanen und den 
Regenten, in wiefern ſie Theile des Staats ſind, 
gerichtet werden darf. Da aber ſowohl der Re— 
gent als die Unterthanen auch noch für ſich ſelbſt 
Zweck oder Perſonen, nemlich Menſchen find, wei 
che gewiſſe Rechte haben, die ihnen nicht ale 
Staatsgliedern, fordern wegen ihrer andern Aus 
haͤltniſſe zukommen; fo. darf'die Gewalt im Krie | 
ge nie gegen diefe Rechte gebraucht werden, und iff 
daher allemal durch eine große Menge von Rechts— 
gefegen eingefibränft. Die Behauptung alfo, als 
ob die. Gewalt im Kriege gegen die Feinde unend- 
lich wäre, iſt völlig widerrechtlich G. 423.) 


rn Br. 

Aber die Gewalt des einen Volks gegen das 
andere ift nicht nur durch die befonderen Kedtt 
der einzelnen Perfonen eingefhränft, fordern darf 
Auch gegen das Volk felbft nicht beliebig gebraudt 
werden, fondern muß allemal nach rechtlichen 
Principien beftimmt feyn. - Bisher ift nur ausge 
macht, daß auch die alfergröhte Gewalt des einen 
Volks gegen: daß andere, doch rechtlicher Weile 
nie gegen» die eigenthuͤmlichen Guͤter der “eine 

j ee Zr. 


Pur 
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nen Perſonen, ſondern nur gegen diejenigen Guͤ⸗ 
tee und Kräfte gerichtet ſeyn dürfe, worauf der. 
Staat ein Recht hat. Aber der Staat fann dod., 
auch fein Recht haben, jeden Grad der Gewalt 
gegen ein anderes Volk beiich!n zu gebrauchen, 
fondern es muß ſowohl die Art als der Grad der) 
Gewalt, jo wie bey moraliſchen Verfonen uͤber⸗ 
haupt ($. 420. 2.) dur die Beleidigung bes: 
ie feyn. 


I. 857. 
- Hun Fann ein Volk ein anderes auf man: 
cherley Art bald mehr bald weniger beleidigen,- 
und. daher werden: auch die Zwangsnritiel ‚wozu 
der Belcidigte.berechtiget wird., ſehr verſchieden 
feyn muͤſſen. Alle Beleidigungen befieden in Vers 
legungen der Rechte ($. 46.), und find in diefer. 
Kücjicht bald wefentliche, bald aukerwefentliche 
($.47.). Um nun die Örwalt zu beftimmen, wel⸗ 
che gegen ein vefeidigendes Volk gebraucht wers 
den darf, muß man. 1) die Geſinnung, welde Ur— 
face der Beleidigung ift, und,.2) die verlegten, 
Rechte in Erwegung zieben. In M nfehung- dey⸗ 
der Punkte gelten, mit den geberigen Abaͤnde⸗ 
tungen dies Kegeln, weile oden (2.2). 3. ae), 
gegeben find. 2 75 


.» 


28. 858 
Eine Beleidigung, welche ein Volk zur Se 
walt gegen das andere” berechtigen Soll, muß 1) 
eine offenbare uud gewiſſe Befeidinung? ſeyn 
SE 2 ($. 463.) 


% 
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($. 463.), und 2) der Peleidigende muß fich wei—⸗ 
gern, dem beleidigten Theile freymillig Genug: 
thuung zu geben. Wenn daher ein Volk fein 
Recht zur Gewalt darthun will; fo muß es 1) 
duch Manifefte, Declarationen oder andere oͤf⸗ 
fentliche Schriften und Erklaͤrungen beweiſen, 
daß es wirklich beleidiget iſt ($. 464.), und 2) 
muß es beweiſen, daß der beleidigte Theil ihm 
nicht hat Genugthuung geben wollen, welches | 
durch die wechfelfeitinen Unterhandlungen über die 
Beleidigung geſchiehet. 


$. 859. 

Aber daben muß doch das Volk dem beid 
digenden Theile feinen Zwang durch oͤffentliche 
Thaten oder Erklaͤrungen ankuͤndigen. Die Grün 
de find eben die, welche oben ($. 450. 454.) an⸗ 
geführt find. 


$. 860. 

Was aber die Zwangsmittel ſelbſt betrift, 
ſo kommen zu den Einſchraͤnkungen, welche die 
Privatrechte der Staatsglieder beſtimmen, ( 
440. ꝛc.) noch folgende, welche fid nach der An | 
logie der obigen ($. 426. 2.) Regeln Leicht beur⸗ 
theilen lafien: | 

1) Wenn ein Volt die twefentlichen Guͤter des 
andern, nemlih das Recht auf fein Terrb 
torium und feine Verfaſſung widerrechtlich 

"verlegt; fo hat das Heleidigte Volk ein Recht 

| | 1) us 
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ı) Güter von gleichen Werth und Wichtige 
feit in ihm zur Strafe zu. verleben; 2) es 
durch Verletzung diefer Güter zu zwingen, 
daf es von der Beleidigung abftehe; 3) ſich 
an diefen Guͤtern für den jugefügten Schas 
den zu erholen. i 
2) Wenn ein Volk die zufälligen Güter eines 
andern Volks widerrechtlicher Weile verlegt; 
fo hat das beleidigte Volk auch nur ein 
Recht zur Verlegung der zufälligen Güter 
des Beleidigers \ 426. 427. u) 


$. 861. 

Wenn ein Bolt das Recht der Privatperfos 
nen, welche Unterthanen eines andern Volkes find, 
verlegt, fo kann das beleidigfe Volk Fein Recht 
haben, die Rechte ſolcher Privatperfonen, welche 
Unterthanen des Beleidigers find, wiederum zu 
verlegen. Denn e8 waren ja nicht diefe Privat- 
perfonen, melde den Unterthanen beleidigten, ſon⸗ 
dern der Souverain. Diefen zu beftrafen, hat 
Das beleidigte Volk ein Recht, aber nicht die Uns 
terthanen, in wiefern fie gar nicht Drgane des 
Staats find. Repreſſalien dürfen daher blos ges 
gen den Staat und deſſen Güter gerichtet: feyn, 
und dürfen nie fo eingerichtet werden, daß das 
durch auch eigenthümliche Rechte der Privatpers 
fonen verlegt würden. Die Ungerechtigkeit des 
einen Volks kann dag andere nie berechtigen ebens 
folls ungerecht zu ſeyn. 

$. 862; 
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Wenn aber Privatperfonen ſelbſt das Belt 
beleidigen, fo bat das belcidigte Volk natürlicher 
Meife cin Kecht, Gewalt gegen fie zu gebrauchen, 
aber doch nicht gegen andere, als die, welche fie 
beleitiget haben; und wenn das Volk dieſe nicht 
entdecken kann, fo Fann fein Rest da ſeyn, ftatt 
der Beleidiger andere, welche richt beleidiger Has 
ben, zu bijerafen. Über die Obrigfeit des Lan 
des muß auch dem Feinde Recht verfchaffen. 


— 8. 863. 

Das Recht des Siegers ($. 477.) kann ſch 
nie weiter erſtrecken, als, wozu ihm die Befeids | 
gung des Beſiegten ein Recht giebt: Denn die 
Schwäche und Kraftlofigkeit de3 beſiegten Bolks 
enthaͤlt nicht den mindeſten Rechtsgrund, ihm 
mehr Zwang anzuthun, als durch den Grad der 
Beleidigung des Beſiegten beſtimmt iſt; und 


wenn der Sieger der Beleidiger iſt; fo bleibt feis 


ne Gewaltthaͤtigkeit in alle Ewigkeit unrecht 
($. 477.). Aber auch der gerechteſte Sieger 
kann doch nie ein Recht haben, einem Volke mehr 
Gewalt anzutbun, als die Souverainitätsrcchte 
verftatten. Alſo darf er ed nie zum Sclaven ma 
chen, oder es in einem Zuftand verfegen, in wel 
chem die einzelnen Menfchen derjenigen Rechte bes 
raubt würden, die fie im Staatsvertrag dem Sow 
verain gar nicht veräußert haben. 


— $. 864 
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5. 864. 
Was aber inſonderheit die Organe betrift, 
"deren ſich der Staat zur Ausfuͤhrung feiner Ges 
malt bedient, nemlich die bewafneren Leute; fo 
ift zu bemerken: - 
1) daß alle ihre Handlungen „ in’ twieweit fie 
fich gegen den Souverain vechtmäßiger Weiſe 
dazu verpflichtet Haben, und in wieweit fie 
alſo blos den Willen ihres Souverains auss 
“führen, ihren Perfonen blog zum Verdienſt 
zugerechnet merden fünnen, wenn ihnen — 
auch gleich das Recht ihres Souverains zur 
Gewalt gegen ein anderes Volk, nad) ihrer 
fubjeftiven Weynung, als zweydeutig oder 
gar ald ungegruͤndet vorfäme. Es iftgenug, 
daß fich die Gewaltthätigkeit des Souverains 
doch als recht denken laffe. Denn das Urtheil 
dev Unterthanen über das Recht der Völfer 
bat feine rechtliche Gültigfeit; und fie müfs 
fen bierinne blog dem Urtheile des oberften 
Richters, d. i. ihres Souveraind folgen. 
Wenn nun deffen Urtheil falſch iſt, ob. es 
gleih, wenn die Umſtaͤnde anders wären, 
wahr feyn fönnte; fo fällt die Schuld als 
fein auf ihn, nicht auf feine Drgane zus 
ruͤck, deren moraliſches Verdienſt oder Schuld 
blos nach der Erfüllung oder Nichterfuͤllung 
ihrer Pflichten gegen ihren Souverain beurz 
theilt werden muß. 
2) Nur alsdann, wenn ihnen der Souverain 
etwas befehlen würde, — offenbaren 


nr 
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Pflicht widerfpricht, wozu fie fi alfo nie ha⸗ 
ben verpflichten koͤnnen ($. 351.), muͤſſen fie 
ein Recht haben, deſſen Willen unausgeführt zu 
laffen oder ipm den Gehorſam zu verweigern. 


3) Wenn aber die bemafneten Leute gegen die 


Feinde mehr Gewalt oder eine andere Art 
von Gewalt gebrauchen, als ihnen nach alige: 
meinen Kricasgefegen, (d. i. folchen, die jeder 
befolgen darf, ohne dafür beftraft zu wer 
den, wenn er auch in Gefangenfhaft gerie 
the, die alfo jeder dem andern, auch gegen 


- fi feldft erlaubt) verftattet iftz fo wird die 


fes ihnen unmittelbar imputirt. Micht iör 


Soubverain, fondern fie felbft bleiben dafür 


B 


verantwortlich. 


eyſp. Aus Mo. 1. wird das wunderbare Phaͤ⸗ 
nomen begreiflich, wie zwey Menſchen, die ein 
ander nie etwas zu leide gethan haben, die wohl 
gar intime Freunde ſind, ſich wechſelſeitig das 
Recht einräumen muͤſſen, einander todt zur fchies 
Ben, ohne gegen irgend jemand dafür verant 
wortlich zu ſeyn; und wie fie, fobald fie nur 
nicht aegen einander fommandirt find, auf das 
freundfchaftlichfte zufammen leben können. Aus 
No. 2. erhellet, dag eine Armee nie berechtiget ift, 
tumultuariſch zu plündern, Säuglinge zu er 
morden ꝛc., und wenn fie daher dergleichen Ber 
fehle des Chefs nicht ausführt; fo darf diefer fie 
feiner Inſubordination befehuldigen. Aus No. 3. 
ift es Mar, daß der Gegner recht handelt, wenn 
er Mordbrenner, Brunnenvergifter, Spione 
(d. i. Feinde, die fih unter der Maske der Freund: 
Schaft bey ihm einfchleichen) u. ſ. w., die er in 


feing 


| 
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feine Gewalt bekoͤmmt, fie mögen von den ots 
‚  ganifirten Armeen ſeyn oder nicht, nad Cri— 
minalgefegen befivafen läßt. 


$, 865, 


Was aber die Souveraine in ihren rechtlis 
hen Verhaͤltniſſen injonderheit betrift; fo muß 
man wohl unterfoheiden, ob fie Mitglieder eis 
nes Staatenfpftems find oder nit. Iſt dag 
erftere, fo find fie einem Oberhaupte verantworts 
lich, und müffen fih bey Rechtöftreitigfeiten 
mit andern Völkern dem richterlichen Ausfpruche 
defielben unterwerfen. Sind fie aber in feinem 
Staatenſyſteme; fo ift jedes Volf fein eigner obers 
fter Richter, und bier bleibt jeder Souverain bes 
rechtiget, feinem fubjeftiven Urtheile zu folgen 
($. 459.), obgleich das fubjeftive Urtheil nicht entz 
feheidet, was Recht oder Unrecht it, fondern dies 
fes kann allein nach wahren objektiven Rechtes 
principien beftimmt werden 6. 460. ꝛc.). Daber 
ber auch ein jedes Volk oder Souverain verpflichs 
tet ift, alle Mittel, welche oben ($ 460. 2.) an⸗ 
gegeben find, zu gebrauden, um zur objektiven 
Finfieht feines Rechts zu gelangen, oder ſich zır 
iberzeugen, daß fein Urtheil objektiv wahr fen, 
ind darnach allein feine Handlungen zu beftimmen, 


4. 866. 
Da im unbedingten Zufrande fein Volk das 


indere zu pofitiven Dienftleiftungen zwingen darf 
($.815.2.) 
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($. 815. 2.); fo kann auch Fein Volk das ande 
re, wenn diefes ſich niht durh Bertröge Dazu 
perbindiih gemacht hat, zwingen, ihm Deyzujte 
hen, oder an feinen Streitigkeiten Theil zu ne) 
. men. Der Zuſtand, in welchem ein Bolk an ben 
Sireitigkeiten anderer Voͤlker feinen thaͤtigen An: 
theil umint heißt die Neutralitaͤ. Jedes Volk 
hat alſo cin Recht zur Neutralitaͤt, in wie weit es 
nicht durch einen Vertrag ſich zum Gegentheile 
verbindlich gemacht hat. 
5. 867. 

Da aber auch ein jeder das Recht hat, dem 
andern zur Ausführung feines Rechts benzuis 
ben ($. 465.); fo muß auch ein jedes VoIf das 
- Recht haben, demjenigen Volke, deilen Sache es 
für gerecht hält, tbätig zu beiten, in welchem 
Falle es fodann ein Feind des Gegners wird, und 
in alle die rechtlichen Verhaͤltniſſe tritt, melde 
durch diefen Zuftand beſtimmt werden. 


$. 868. | 

Gin neutrales Volk hat das Recht, mit den 

im Kriege begriffenen Völfern, alle diejenigen 

Unterhandfungen zu betreiben, wodurch es nur 

nicht an dem Kriege thätigen Antheil nimmt. Aljo 
müffen 

1) die Unterthanen der verfhiedenen Bölfer 

alle ihre Unterhandlungen fortfegen dürfen, 

und Handel und Wandel darf unter ihnen 

nicht geftört und unterbrochen werden, au⸗ 


fer 
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fer wo eine Kriegsoperation (mie etwa die 
Belagerung einer Veſtung) ſolches nothwen⸗ 
dig macht. 

2) Kein kriegfuͤhrendes Volk darf dem neutra⸗ 
len verwehren, ſeinem Feinde Lebensmittel 
und andere Beduͤrfniſſe zuzuführen, welche 
nicht blos zur Kortfegung des Krieges, fonz 
deen. auch im Frieden von ——— ge⸗ 
braucht werden. 


3) Nur wenn das neutrale Volk der einen — 
fuͤhrenden Parthey Truppen oder fein eignes 
Geſchuͤtz verkaufen oder leihen wollte, wuͤrde 
es,der Neutralitaͤt zuwider handeln. Wenn 
aber Pulvermuͤller und Gewehrfabrikanten 
ihre Waaren jedem uͤberlaſſen, der fie faus 


fen will, wird die Neutralität gar nicht ges 
brochen, 


$. 869, - 

Auch unter Eriegführenden Bölfern darf und 
foll aller Handet und Wandel unter den grgenfeiz 
tigen einzelnen Staatsgliedern fortdauren. Denn 
nicht die Unterthanen, fondern nur die Souveraine 
führen mit einander Krieg. Es ift daher höchft un: 
gerecht, wenn das Privatvermögen der feindlichen 
Untertbanen eingezogen, Die beftshenden Cons 
trafte für null und nichtig erklaͤrt werden u, ſ. w. 
Denn der Krieg kann nie ein Recht ertbciten, das 
mohlgegründete Recht irgend eines Menfchen ſelbſt 
des allerbitterſten Feindes zu verlegen (ſ. 47 6.. 


$ 879. 


324 ater Theil. ate Abtheil. zter Abſchn. ır. 


6. 870 

Uebrigens muͤſſen au unter den Feinden 
die Derträge, wenn fie nur fonft eyrfich geſchloſ⸗ 
fen und an ſch gäftig find $. 929. x.), eben fo 
heitia als alle übrigen Verträge gehalten werden; 
fie mögen nun vor dem Kriege oder während des 
Krieges geſchloſſen ſeyn; fie mögen die Kriegsam 
gelegenheiten felbit oder andere Dinge; fie mögen 
die Unterbrechung oder die Endigung des Krieges 
betreffen; fie. mögen den Pacifcenten nachtheifig 
oder vortbeilbaft feyn. Denn da e8 für die Voͤlker 
keinen fremden recbtsfräftigen Richterfpruch aiebt; 
fo müffen beyde wenigſtens das für Recht erfennen, 
worüber fie ſelbſt (im Vertrage) überein gefommen 
find. Folglich bindet fie der Vertrag, und es 
koͤmmt dabey auf ihre Beweaungsgründe gar nit 
an, wenn nur fonft der Vertrag eine freye Hand 
lung ift, und feinen rechtlichen Widerfpruch in 
fi faßt, er alfo nur ven Seiten Des Rechts tas 
delfrey ift (F. 826.20). Daß aber die Furcht und 
der Zwang weder der Freyheit noch den Rechten 
allemat im Wege ftehe, ift oben ($, 308 = 340. i.) 


ausführlich, gezeigt worden. i 


Regi⸗ 


44 


Negifter 


(Die Zahlen Hedeuten die Paragraphen.) 


, PABERE das Recht des 
Souverains, fie zu for: 
dern, 671. L 

[ficht, 49. Anm, 

(bfolut, deſſen verfchiedes 
ne Dedeutung, 188. 

(ccegion, 260. A 

(sceffprium, ebend. 

(lliance, 829. 

Inarchie, 770. 

A\natocismus, 376 Anm. 

Annahme eines Rechts, 
158. 

Annehmen, ein Recht, 155: 

!ingelegenheiten , gefells 
fhaftlihe, 486. 

Anſpruch, 465. 

Arbeitsvertrag, 390, 

Ariftofratie, 758. 772. 

Abignation, 402. 

Aufnahmevertrag, 437: 

Ausübung des Rechts, zr. 


‚Art fie zu hindern, 403. 


Auswärtige, 481. 


B. 
Bauern, 783. 
Beabſichtigen, 49. Anm. 
Beamte, 685. 2: 


— — 


J 


Bedingung bey einem 
Vertrage, 356. Einthei⸗ 
lung derſelben, 358. 
Anm. 

Befugniß, S. Recht. 

Beleidigung, 46. Eins, 
theilung, 47. ſchlechthin, 
43. 409. iſt der einzi⸗ 
ge rechtliche Grund 
zumZwange, 412.835, 

Sefhäbigung, = * 

Beſchluß, 513. 

Beſitz, der natuͤrliche,t 95. 
iſt ein Grund, ein 
Recht zu erzeugen, 143. 
der fünftliche, 251, 

Defigen, 145. 

Beſitznehmung, 15T. die 
erſte, 152. iſt ein ur 
ſpruͤnglicher Erwers 
bungsgrund des Rechts 
auf Sachen und die 
die einzige, 153. 

Beſtandtheile des Men- 
ſchen, nothwendige, zu⸗ 

faͤllige, 215. 

Beſte, das Allgemeine, 
487. 614. - 7. 

Beſtimmunsgrund des 
Rechts, alle moͤgliche, 
80. S. Merkmal. 

Be 











Regiſter. 


Betrug, Einfluß bey dem. 
Vertrage, 319. h 
Bevollmaͤchtigungsver— 

trag, 365. 
Beweiſen, eine Beleidi⸗ 
aung, 463: 
Bezeichrung, 295. ° 2 
Bodheit, 49 
imdaiß, 
Buͤrge 3 
Buͤrgſchaftsvertrag, 395: 


C. 
Ceßion, 377. 40% 


Kivilvertrag, 618: 
Colliſion der Rechte, 170 

Colliſtonsregel bey Rech— 
ten von gleicher Wich— 
tigkeit, 181. 


Commodatum, 381. 
Communio primasva, 
230. 


Conſtitution, 743. 
Criminalgeſetzgebung, 671 
Conventionen, 823- 

Culpo, gravis levis ete. ar 


— 
Darlehn 276. 
Deduktion des oberſten 
Rechtsprincips, was fie 

In, 22 
tung) 87: 
Delegation, 402: 
Demokrotie, 775: 


— 


+ 


I. 


Derelituon, 163 
68. 

Deivst,.765.. . 

Deſpotie, edend. 


Deſpotismus, ———— — 


— 
Dissiah He, 428. 
Diener, Syl. _ 


Oienſte, 389: freye, 782. 
Anm: 


‚Difpenfutionen, 674. 


Delus malus, 49. 
Dürfen, 18: 

a E. 
Ehe, 542. Realerklaͤrund 

derſelben, 548: 

Ehebruch, 552. 
Ehegatten, 542% 
Eheſcheidung, 555. 
Eheverloͤbniß, 558. 


Ehevertrag, 542. 


ihre Darſtel⸗ 


Eid, 396. 
Eigenthum, 144. des 
Volks, 836. 
Eigenthuͤmer des Bodens, 
freye, abbaͤngige, 781. 
Eigenthums recht,2 37; ge⸗ 
meinſchaftliches, 241. 
deſſen Beſtandtheile, 
24 
Einwilligung; 292. Kenn 
zeichen, 399. ſcheinba⸗ 
ve, 313. a4us druͤckliche 
u. ſtillſchweigende, 321. 
vermuthete, 321. 
Ein⸗ 








Regiſter. 


Einwohner eines Staats 


ſind theils freye, theils 


abhaͤngige Leute, 781. 
Elterliche Gewalt, 564. 
Entſchaͤdigung, 433. 434: 
Eutjtehung des Nechis, 

141. 
Erb; Ariftokratie, 773. 
Erbe, 270. 
— 270. 
Erbmonarchie, 768. 771. 
Erbvertrag, 271 
Erklärung der Einwilli- 
aung, 321% 
Erlaubt, ı2. 
Error, 59. 
Erwerben, ein Hecht, No: 


minalerflärung, 25. 
Realerklaͤrung, 131. 


1%I . 
Erwerbung eines Nechts, 
urſpruͤngliche, abgelei: 
. tete, 25. 
Erwerbungsart, 27. 
Grwerbungsarund, 27. 
Erziehung, 547 
Expromißion, 


F. 


Familie, 601. 
Fauſtpfand, 394. 
Feind, 475. 
Feindſeligkeit, 4 475. 

Fin anzgeſetzgebung, 671. 


02, 


Sorm des Rechts, 29. 73. 
iſt a pr. beſtimmt, 75. iſt 


das Weſen des Rechts, 
75. wird in der Mas 
terie ausgeuͤbt und ver⸗ 
legt, 135. 136. der 
Nechtsurtheile, 76. ı 

Frau, 542: 

Frechheit, 102, 

Frende, 431. 

Frepheit, 19. 90. 109 
ſchraͤnkt ſich ein, 100. 
107. iſt der Inbegriff 
der der Rechte, 104. aͤuße⸗ 
re vechtliche, 104. eines. 
Volks, 809  politifche 
und‘ bürgerliche, 2 
790. eines Volks. go. 

Friede, 472. 

Sriedensvertrag, 437. 

Tundamentalgefeke, var. 
dürfen nicht willkuͤhrlich 
verändert werden, 748. 


©. 


Garantie, 929. 
Gebuͤhren, 65. 
Geburt, 143, 
Gedankenrecht, 110. 
Gegenleitung,_290. 
Gegenrechnung, 401. 
Gegenverſprechen, 291. 
Gehorſame paßiver, 118. 
buͤrgerlicher, 699. deſ⸗ 
ſen Grenzen, 704. 
Geiſt und Koͤrper, Recht 
darauf, 190. 
Geld, 379. 
Ge⸗ 


Regiſter. 


Gemeines Weſen, 618. 

Gemeinſchaft, urſpruͤng⸗ 
liche, 230. 

Gericht, das aͤußere, 38. 

Geſammteigenthum,254. 

Geſchaͤſte in der Gefell 
fchaft, 486 
zeſchaͤftsfuͤhrung, 370. 

Geſellſchaft, 141. afı. 
Eintheilung der Geſell⸗ 
ſchaften, 504.531 832. 
bürgerliche, 618 dienfts 
herrliche, z91. häuslis 
che, 661. iſt eine my⸗ 
fiifche Derfon, 488. 

Geſellſchaftsgeſetze, 488. 

Gefellfhaftsrechte, 489. 
442 — 498 

Geſellſchaftspflichten, 48 9. 

Gefes des Willens, allge⸗ 
meines, 82. des Rechts, 
81.82.20. des Staats, 
667: 

Gefese,moralifche, 15.16. 

Geſetzgebende Gewalt, 
667. 

Gewalt, 113. muß offen; 
bar ſeyn, 451 m 3. 
der Gefellichaft, 490. 
507. elterliche, 564. 
Grenzen der elterlichen 
Gewalt, 583. hoͤchſte, 
490 geſelzgebende 667. 
oberrichterliche, 678. 
vollziehende, 635. des 
Feindes imKriege, 847. 
8524 


Gleichheit, formale, 90. 


112. materiale, 118. 
der Voͤlker, 
Gluͤck und Ungluͤck, Recht 
darauf, 210. 
Grenzen des Rechts eines 
jeden, to7. 
Grundherren, 781. 788. 
Ann. | 
Grundgefeße einer Geſell⸗ 
fchaft,5ı2.pofitive,747. 
Grundſatz, oberfter des 
Nechts, wie er befhaf 
fen feyn müffe, 77. muß 
- der oberfie Deftim: 
mungsgrund und Er 
fenntnißgrund alles 
Rechts ſeyn, 77. if 
formal,7g. kann nicht 
material feyn, 79. Aus 
druck dejfeiben, gı. ga. 
Grundvertrag, 747. 


2. 


Herr, 591. 738. 


Hervorbringung, die freve, 
begruͤndet das Eigen 
thumsrecht, 243- 

Hinterlegung, 373- 

Hypothek, 394. 


J. 


Ignorantia juris, facti etc. 

59. 
Imputatio facti, juris, 52 
. I" 


| 


— — 


Regiſter. 


Injuria, 409. 

Intereſſe, 376. 

Irrthum, vermeidlicher, 
unvermeidlicher, 59. deſ⸗ 
fen Einfluß auf Zurech⸗ 
nung, 60. auf den Ver⸗ 
trag, 314 36. 


— K. 





Kaͤufvertrag, 385: 
Kaͤutionen, 393. 
Konfuſion, 400. 
Krieg, 472. 


£. | 


Landftände, 764. 
Leihvertrag, 380. 
Reiten, 290. 
Leiltung, ebnd; 
Leiftungsvertrag, 396 
Leute, freye und abhängis 
98, 781. dienende, 783: 
Licenz, 101 


M. 


Mann, 542. 

Majertät, 620. kann nur 
durch einen Vertrag ers 
langt werden, 752. 

Majeltätsrechte, 461. we: 
fentiiche,, anßerwefent: 

. liche, 662. 

Majorität der Stimmen, 
512. in der Demokra⸗ 

Jakobs Naturrecht. 


tie ift der Souverain, 
779. f. 4. darf in der 
Dimokrarie nicht die 
Verfaſſung ändern,779. 


n. 5: 

taterie des Rechts, 29. 

73: wird durch Erfah: 
‚rung gegeben, 74. ' 
Menichheit, 215. 216. 
Mertmale des Rechts, mar 


teriale, formale, 73. des 
fouverainen Willens, 
701 ꝛc. 


Meuchelmord, 428. iſt uns 
bedingt unrecht, 451. 
Anm. 774: 
Miethsvertrag, 388. 
M nberjähtigfeit, 570. 
Minoritaͤt der Stimmen, 
513: 
Mittelsperfonen, 468. 
Mitſchuldige, 53. 
Monarch, 764. wenn ar 
ein Tyrann werde, 767. 
Monarchie, 758. 764. 


an 14. 19. Anm, 
2; Geſetze, 15. 
Moin, 428%. 


Münvel, 590. 
Mündung, 568. 
Mündigkeit, 568. 


N. 


Natur, die moralifche, 
hängt von Niemandes 
Willkuͤhr ab, 144: 

3; Das 


Regiſter. 


Natuͤrlich und poſitiv, 
64. Anm. 


Naturrecht,7 reines, ans. 


gemwandtes, $. 
Naturſtand 195. Berich, 
tigung dieſes Degrifs, 
186 Anm. 
Mebenvertrag, 393. 
Nothrecht, 693. 
Nothwendigkeit, phyfifche 
und moralifche, 16. 
Novation, 402. 


D. 


Obereigenthumsrecht des 


Staats, 635. falfches, 
693: 

Dberhaupt, 490. 

Di erherr, ebend. 

Dberherrfchaft, 490. ums 
ſchraͤnkte, unumſchraͤnk⸗ 


te, 520. 
Obrigkeiten, 738. 
Occupatio, 15 
Ordnung, fittliche, 63. 


Drgan des Willens der 
Sefellfchaft, 518. 

' Drganifatton des Staats, 

658. 


P. 


Macifcenten, 288. 

Natrimonialreich, Fr. 

Perſon, 90. 92. phyſiſche, 
myſtiſche, 254: 


Perſoͤnlichkeit, Hecht dar: 
auf,93. materiale, 141. 

Pfandvertrag, 394, 

Dflegemutter, 590, ° 

Mflegling, ebend. 

Pflicht, 17. 

Pflichtgeſetze, ebend. 


. Do hengeieggedung, 671. 


Prätenfion, 465. 
——— 435. 
Praktifch, 14. 
Preis, ae 
Prekarium, 380, 
Privatbeſte, 487. Anm 
614. 
Privatgeſetzgebung, 672. 
Privarredt, 614. 


Privilegla, 674. 


Promittent, 291. 
Promißion, 291. 
Promulgation, 703, 


R. 


Rath, der fouveraine,yya 
Raub, 428. 


Recht, was es ſey, 19. 


Realdefinition, 102. 
ſubjektiv, objektiv, 19. 
Anm, das natuͤrliche, 
poſitive, 7. des Staͤr⸗ 
keren, 3. Form und 
Materie des Hecht, 
29. Recht, fehlechibin 
und relative, 31. Eins 
theilung der Nechte, ih 
rer Form had), 29. reis 
ne 








Hegifter. 


ne angemandte,32. for: 
male, materiale, 32.88. 
urfprüngliche, abgeleis 
tete, 35. veräußerliche, 
unseräußerlihe, 129. 


133. abfolute und bes - 


Dingte, 187. außsfchlies 
fendes, 144. 
echte koͤnnen blos in 
moralifchen Weſen ges 
dacht werden, 29. der 
moralifchentatur,ı27. 
der Derfönlichkeit hat 
jeder, 93. formale, 94. 
auf Sreyheit, 47. for» 
male defielben. roo. auf 
formaleGleichheit, 117. 
im bloßen Naturſtande, 
187. 188.229. 230. der 
Menfchheit, 215 218. 
find  unübertragbar, 
222, reine find unvers 
Außerlich unveräns 
derlic, 132 259. koͤn⸗ 
nen ie A wer⸗ 
den, 133. materiale koͤn⸗ 
nen veraͤußert werden, 
131, gegebene, erwor⸗ 
bene, 142. angebohrne, 
augewachfene,143.219. 
225. perfönliche, ding⸗ 
liche, 149. des Belei⸗ 
digten find formal,aıı 
zweifelhafte, kann Nie⸗ 
mand mit Gewalt aus⸗ 
führen, 467. Colliſi ion, 
u 











Rechtlich, ar. 
Rechtmaͤßig, ebend. 
Nechtsentfagungsverttag, 


371.. 
Nechtslehre, 6; 7. 
NRechisgrundfag, 68: for⸗ 
male,zı. materiale,86. 
Rechtsſatz, 68.69. 
Nechtswiflenfchaft, 19 
" Anm. i 
Regalien, 490, 
Hegel der Entitehung der 
angebohrnen echte, 





144 
Regent, 490. 620. insbes 
fondere, 746. ein ums 
ſchraͤnkter „unum⸗ 
ſchraͤnkter, 25 8 bis 76% 
Regierung, 490. 
———— 743. 
Regierungsrechte, 490. 
Reich, deſpotiſches, 765. 
Reichsrath, der fouveraie 
ne, 772. 2 
Reichsbuͤrger, 780. 
Reichsſtaͤnde, 764. 
Remißion, 400. 
Renunciationsvertr. 37T. 
Res nullius, 150. cedit oc- 
eupanti, rs2. derelicta 
cedit oecapanti, 165. 
Richten, 38. 
Richter, ebend. 
© 


Sade, ae. im N. R. gr. 
Anm. 95. Recht dar⸗ 
auf —* 95. ins 
gl ner 


Regiſter. 


nere, aͤußere, 242: her: 
renloſe, 150. 244. ver: 
 brauchliche, nv vers 
brauchlicht, 375. 
Schaden, 433. 
Echadenerfaß, 433. 
Schüben, 377. 
Scheinvertrag, 306. 
Schenkungsvertrag, 372, 
Schiedsrichter, 468: 
Echranfen des Reichs, 
"107. phuflfche, 109. mo: 
ralifche, 110. der Ehe: 
gatten, 547 der Son: 





verain, natürliche, 664. ' 


poſtrive, 746. 
Schuld 40. 43 54. 56.57. 
Schutzgenoſſen, 788. 


@ein, ı 

Seloftitändigkeit‘, 94. eis 

nes Volks, Sor, 
Sicherheitsvertrag, 393. 
Sicherheitsrecht, 435. 

Seegen, 477: ! 

Sittengeſetze, 15. 

Sittlich, 14. 

Sklav, 596. 

Sollen, 16. 

Souverain, 620. iſt nicht 

uUnterthan, 622. muß 
für unabhängig unwi- 
ſtehlich ꝛc. ſeyn, 678. 
634. deſſen Schranken, 
664. 746. 

Souverainitaͤt, 620. 

Sponfion, 926. 

Staat, 610.625. in ma: 


terialer, formaler De 
deutung, 612 von wem 
defien Stiftung- abhän: 
ge, 7834. 
Staateniyftem, 829- 
Staatsbürger, 622. 780. 
©taatsform , 612. 
Staatsgebtet, ebend. 
Staaisverfaifung , 743: 
melche die befte fen, läßt 
fih a priori nicht be 
ffimmen, 757. 
Staatswohl, 614. 
Staatszweck, 613. 
Stand, 185. willtkuͤhrli⸗ 
cher, natürlicher, 186. 
- gbfofuter, bedingw, 
187. 190 3C. R | 
Status naturalis adventa- 
tius etc. 185. 
Stimme, szıı. entfcheis 
dende, rathgebende, ein: 
fiimmige, rechtliche ꝛc. 


512. 
Stimmeneinhelligkeit, 
Stimmenmehrheit, ebenb. 
Stimmredt, sıı. 
Strafe, 62. gerechte, 62. 
natürliche, pofitive, 64. 
ihr Zweck, 415. der Ber 
leidigung angemeffen, 
421.425 
Strafrecht, 418. 


T 
Tariren, 377. 
| Tauſch, 


Regiſter. 


auſch, im engern Sinne, 
J 
auſchkontrakte, 
384: . 
erritorialrecht, 303. 
.0d, macht allen Rechten 
ein Ende, 221. 
:odtfchlaa, 428; 
Eransactipn, 400. 
Irieb, unter moralifchen 
Schranken befriedigen, 


381. 





539. 
Tugend und Lafter, Recht 
darauf, 210 
Thrann, 523 %67. 
Tyranney, 523. 


BR 


nebereintunft, 2 292. 
Mebergabe, 295. 
Uebertragen fein Recht, 


"55. 

Uebertragung, die bloße, 
- durch fie Aa das Recht 
nicht auf, 168. 

Veberwinder, 477. 

Ueberwunbdene ‚ebend, 

Unanimirät, 314. 

Unmuͤndig, 568. 

Unmuͤndigkeit, 568. 

Unrecht, 409 ; 

Unterthanen, 620. 

Unterthaͤnigkeit, 505. 

Unterwerfungsvertrag, 
487. 523. 619. * 


Unwiſſenheit, 59. deren 


Einfluß und Zurechs 
nung, 60. 
Urrechte, abfolute, relatis 
ve, 35. 
Uſufrnktualreich, 773. 


Q. 


Veraͤußern, ein Hecht, 26. 
Anm. Nealdef. ı 30. 
Veräußerung des Rechts, 

Verbindlichkeit, 17. 
Derdienen, — 65. 
Berdienft, 40. 
Derdingun N 
Ferzgign gsvertrag, 
487 619. J 
Verfaſſung, 508. des 
Staats, 743. Beſtim⸗ 
mung derſelben, von 
wem ſie abhange, 745. 
Vergehen, * 
Vergelten, 67. 
Vergleich, 400 


Verjaͤhrung, 265. 822. 


Verknuͤpft durh Natur, 


195 \ 
Verlegen, ein Recht, 46. 
Verloͤbniß, 558. 
Berpflihtung, ı7. 
Verfprechen, 291. 
Dertheibigungste dt 434; 
Vertrag, 154. 4. ift die eins 

zige —ñ—— Erwer⸗ 

bungsart des Recht⸗ 
eines andern, i5.fann 
nur 


Regiſter. 


nur uͤber materiale 
Rechte geſchloſſen wer⸗ 
den, ı60 ſoll gehaften 
werden, 302. einjeitige, 


mwechfeljeittge,2g9.wahs | 


ve. 306. ausdrädlicher, 
ftillfchweigender, 321. 
permutheter, 322- abfos 


lut unbedingte, giebt es 


nicht, 356 bedingte, 
357 .entgeltliche, 363. 
- Lorumiffarifcher, = 
Vertragspflichten, 30 
DBertragerehte, 30°. 
Voͤlkerrecht, natuͤrliches, 
poſitives, ?9:. unbe⸗ 
dingtes,bedingtes, 798. 
Volk, (34405) 776 Gens) 


791 
Voiksrepraͤſentanten,778. 
ksſchluß, 779, n. 2. 

olksvertraͤge, 823 ꝛ⁊c. 
Vollbuͤrtig, 570. 
Vollbuͤrtigkeit, ebend. 
Vormund, 590. 
Vormundſchaft, ebend. 


W. 

Wahl, in einem Wahlrei⸗ 
de, 769 

MWahls Aiiftokratie, 773° 


Mahl: Monarchie, 768, * 


Wert, 391. 

Werth, 377: 

Weſen, ein freyeg, 13. mo⸗ 
raliſches, 24. des Mens 
ſchen, 216. 


Widerrechtlich, 21. 


Wille, der präfumirte,srs. ! 


* 


der ſouveraine, 700 ⁊c. 


darf den Grundgeſetzen 
nicht widerſprechen, 789 

Wohl, das allgemeine, 
487 614. 

Wucher, 376. 

Wuͤrdig ſeyn einer Sa⸗ 
che, 65. 


3. 


Zahlung, 401. 

Zeichen des Eigenthums, 
natürliche,pofitive,250. 

Zinfen, 376. 

Zuͤgelloſigkeit, ıor. 

Zurechnung, innere, aͤuße⸗ 
re, 41. gerichtliche, sr. 
worauf es dabey an— 
fommt, 52. 

Zuftand S. Stand, 

Zuwachs, 260. 

Zwang, was er fey, 6, 
widerftehlich, unwider⸗ 
derftehlich , ebend. me; 

chaniſcher, pſychologi⸗ 
ſcher, Anm. 61. 212. 

iſt ein phyſiſches Uebel, 
413. Regeln des Zwan⸗ 
ges, 118. Muß der Be⸗ 
leidigung angemeſſen 
feyn, 122. 413.iſt durch 
jedes materiale Recht 

beſtimmt, 171. 
Zwangsmittel, 417. find 
Uebel 


| 


Regiſter. 


Uebel, 439. Grenzen ein unbegrenztes, 107. 

deſſelben. 440. 118. 
Zwangspflicht in“ Anfes Zweck einer Geſellſchaft, 

hung aller Rechte, 85. 486. der Ehe, 548, des 

wangstechte, 29. hat je ©taats, 613, — 

der, 117. Niemand hat Zwingen, 114. 
* Zwiſchenreich, 770. 





Druckfehler und Verbefferungen, 





©. 74. 3. 4. ff: pöfitiven I. paßiven, S. 97, 
8.3. von unten ft. inI. nie, ©. 103. 3. 4. ft. die 
1.da, ©. 166. $. 186. 3 2. ft. unwillführlichen l. 
willkuͤhrlichen, ©. 118. 3. 6. von unten fi Arußes 
rung gemeinfchaftlicher 1. äußere gemeinfchaftliche, ©. 
126.3. 4. fi. in fo weit er l. nur, ©. 133. $. 224. 
2.2. ft. vonl an, ©. 1334. 3. ır. vor dem Wörte: 
Perfoͤnlichkeit, ergänze: feine, ©. 161.3: 1. fi, eis 
nem I. einen, S. 169. 3. 8 nach Eigenthum, ergäns 
ge: it, © 170.3. 5. f. im l. in, ©. 171. 6. 294. 
2. 4. ft. eine oder mehrere L,einer oder mehrerer, S. 
192. $. 318.3. 1. fl. unrechrmäßiger l. rechtmäßis 
ger, © 219.3. 19. fi.nund. nur, Ebend. 3. 3 von 
unten fi. einen L einem, ©. 223. $. 382. 3.4. ft. 
geben I. thun, ©. 236. $. 400. 3 9. ff von I. vor, 
©. 239. $. 405. 3. 3. 4. ft. ausgeübt l. weggefchaft, 
Ebend. 3. zı. ft. billigel. beliebig, S. 240. 2. 10, ft. 
Grund I. Grad, ©. 262.9. 434, 3.9. fi. die I, den, 
©. 263. 3. 11. fl. dem l den, Ebend $. 435. fl. 
empfangenen I. angefangenen, ©. 245. 3.3. fi. dem, 
welchen I. den, welchem, ©. 271. $.449. 3. 5. fl. deln 

— L 


- Drudfehler und Verbefferungen. 


I. dele, ©. 277. $. 460. 3. 1. f. den Ldem, © 
278.9. 461. 3: 5. ft einen I. einem, ©.291.$ 48 
3. 5. ft. Rechte l. Zwecke, ©. 292. $. 483. 3. 23. ſt 
folche und die ganze l. folder und der ganzen, © 
294 3. 10 ft Vertrag I. Vertrage, Ebend. 3. 11 
fi. Zweck I. Zwecke, ©. 296. 3. i9. ſt. zielen 1. bei 
ziehen, S. 315. $ 522. 3. 8. ff. Errichtung I. Er: 
reihung, ©. 320. 2. 6. fi. eines I, keines, ©. 335. 
3. :0. ff. einem l. feinem, ©. 343. $. 573. 3. 2. fl. 
einem I. einen, Ebend. 3. 6. ft: einen I. einem, © 
346. 3. 5. ft. diefe I: ihre, ©. 374. $. 627.3 4 fl. 
uns I. und, ©. 378. 3. 3. fl. einem l. einen, S. 380. 
2. 2. ft. welche l. welchen, ©; 386. $. 646. 3. 16. 
fl. dem l. den, ©. 390. $, 648. 3. 12. ſt. das l. daß, 
Ebend. 3. 13. vor auch ergaͤnze: daß fie, Ebend. 
3. 14. fl abzutreten I. abtreten dürfen, Ebend. 3. 
77. fi- er. jene, Ebend. 3. 18 ft. hat haben, ©. 
396. $. 659. 3. 7. 8. fi. welchem — zufomme I. web, 
cher — zukommt, ©. 403. $. 670 3. 3. ſt. Inhalte 
I. Inhalt, ©. 409: 3. 22. ft: valonte I. volnnte, ©, 
454. 3. 14. von unten vor andere feße 2), S. 455. 
8. 755. 3. 8. ff würden I, würde, ©. 476. $. 789. 
3: 5: ſt. unumſchraͤnkten l. umſchraͤnkten. 
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